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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Vertrag und dem Beschluß vom 22. Januar 1972 
über den Beitritt des Königreichs Dänemark, Irlands, 
des Königreichs Norwegen und des Vereinigten 
Königreichs Großbritannien und Nordirland 
zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, 
zur Europäischen Atomgemeinschaft und zur 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 


A. Zielsetzung 

Das Vertragswerk ist ratifizierungsbedürftig (Artikel 2 Abs. 1). 


B. Lösung 

Der Entwurf trägt diesem Erfordernis Rechnung. Er enthält das 
Vertragsgesetz mit Begründung, den Text des Vertragswerkes 
und der Schlußakte in deutscher Sprache sowie die Denkschrift 
zum Vertragswerk. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 2 . Mai 1972 

1/4 (IV/1) — 68000 — Be 7/72 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Vertrag und dem Beschluß vom 22. Ja- 
nuar 1972 über den Beitritt des Königreichs 
Dänemark, Irlands, des Königreichs Nor- 
wegen und des Vereinigten Königreichs Groß- 
britannien und Nordirland zur Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft, zur Europäischen 
Atomgemeinschaft und zur Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl 

mit Begründung (Anlage 1). 

Eine Denkschrift zum Vertragswerk und der Wortlaut des Ver- 
tragswerkes in deutscher Sprache sind beigefügt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages her- 
beizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Auswärtigen. 

Der Bundesrat hat in seiner 379. Sitzung am 14. April 1972 zu 
dem Gesetzentwurf die aus der Anlage 2 ersichtliche Stellung- 
nahme beschlossen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Die Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates wird nachgereicht werden. 


Brandt 


Druck: Bundesdruckerei Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 

53 Bonn-Bad Godesberg 1, Goethestr. 54, Postfach 8 21 
Telefon 6 35 51 
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Anlage I 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Vertrag und dem Beschluß vom 22. Januar 1972 
über den Beitritt 

des Königreichs Dänemark, Irlands, des Königreichs Norwegen 
und des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland 
zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, 
zur Europäischen Atomgemeinschaft 
und zur Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 
Es wird zugestimmt 

— dem in Brüssel am 22. Januar 1972 von der Bun- 
desrepublik Deutschland Unterzeichneten Vertrag 
über den Beitritt des Königreichs Dänemark, Ir- 
lands, des Königreichs Norwegen und des Ver- 
einigten Königreichs Großbritannien und Nord- 
irland zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und zur Europäischen Atomgemeinschaft 

— dem Beschluß des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften vom 22. Januar 1972 über den Bei- 
tritt der genannten Staaten zur Europäischen Ge- 
meinschaft für Kohle und Stahl 

-- der Schlußakte. 


Der Vertrag, der Beschluß und die Schlußakte wer- 
den nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Ar- 
tikel 2 Abs. 2 für die Bundesrepublik Deutschland 
in Kraft tritt und der Beschluß nach seinem Artikel 2 
Abs. 2 wirksam wird, ist im Bundesgesetzblatt be- 
kanntzugeben. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Der Vertrag bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes der Zustimmung bzw. der Mitwir- 
kung der für die Bundesgesetzgebung zuständigen 
Körperschaften in der Form eines Bundesgesetzes, 
da er die politischen Beziehungen des Bundes regelt 
und sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung 
bezieht. Der Beschluß des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften steht mit dem Vertrag und der Akte 
über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen 
der Verträge in einem untrennbaren Zusammen- 
hang, so daß er in das Zustimmungsverfahren mit 
einbezogen wird. Dasselbe gilt für die Einbeziehung 
der Schlußakte. 

Zu Artikel 2 

Der Vertrag, der Beschluß des Rates der Europä- 
ischen Gemeinschaften und die Schlußakte sollen 


auch auf das Land Berlin Anwendung finden; das 
Gesetz enthält daher die übliche Berlin-Klausel. 


Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem 
Erfordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der Vertrag 
nach seinem Artikel 2 Abs. 2 für die Bundesrepublik 
Deutschland in Kraft tritt und der Beschluß nach sei- 
nem Artikel 2 Abs. 2 wirksam wird, im Bundesge- 
setzblatt bekanntzugeben. 


Schlußbemerkung 

Es ist nicht zu erwarten, daß Bund, Länder und Ge- 
meinden durch die Ausführung des Gesetzes mit 
Kosten belastet werden. 
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Vertrag 

zwischen 

dem Königreich Belgien, 
der Bundesrepublik Deutschland, 
der Französischen Republik, 
der Italienischen Republik, 
dem Großherzogtum Luxemburg, 
dem Königreich der Niederlande, 

Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften, 

dem Königreich Dänemark, 

Irland, 

dem Königreich Norwegen 

und dem Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland 

über den Beitritt des Königreichs Dänemark, Irlands, des Königreichs Norwegen 
und des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland zur Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und zur Europäischen Atomgemeinschaft 
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Seine Majestät der König der Belgier, 

Ihre Majestät die Königin von Dänemark, 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland, 

Der Präsident der Französischen Republik, 

Der Präsident Irlands, 

Der Präsident der Italienischen Republik, 

Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Luxemburg, 

Ihre Majestät die Königin der Niederlande, 

Seine Majestät der König von Norwegen, 

Ihre Majestät die Königin des Vereinigten 
Königreichs Großbritannien und Nordirland — 


EINIG in dem Willen, die Verwirklichung der Ziele des 
Vertrags zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und des Vertrags zur Gründung der Euro- 
päischen Atomgemeinschaft fortzuführen, 

ENTSCHLOSSEN, im Geiste dieser Verträge auf den 
bereits geschaffenen Grundlagen einen immer engeren 
Zusammenschluß der europäischen Völker herbeizufüh- 
ren, 

IN DER ERWÄGUNG, daß Artikel 237 des Vertrags 
zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und Artikel 205 des Vertrags zur Gründung der Europäi- 
schen Atomgemeinschaft den europäischen Staaten die 
Möglichkeit eröffnen, Mitglieder dieser Gemeinschaften 
zu werden, 

IN DER ERWÄGUNG, daß das Königreich Dänemark, 
Irland, das Königreich Norwegen und das Vereinigte 
Königreich Großbritannien und Nordirland beantragt 
haben, Mitglieder dieser Gemeinschaften zu werden, 

IN DER ERWÄGUNG, daß sich der Rat der Europäi- 
schen Gemeinschaften nach Einholung der Stellungnahme 
der Kommission für die Aufnahme dieser Staaten ausge- 
sprochen hat — 

HABEN BESCHLOSSEN, die Aufnahmebedingungen 
und die erforderlichen Anpassungen der Verträge zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
der Europäischen Atomgemeinschaft im gegenseitigen 
Einvernehmen festzulegen; 

sie haben zu diesem Zweck zu ihren Bevollmächtigten 
ernannt: 

SEINE MAJESTÄT DER KÖNIG DER BELGIER 

Herrn G. EYSKENS, Ministerpräsident; 

Herrn P. HARMEL, Minister für Auswärtige 
Angelegenheiten; 

Herrn J. VAN DER MEULEN, Botschafter, Ständiger 
Vertreter bei den Europäischen Gemeinschaften; 

IHRE MAJESTÄT DIE KÖNIGIN VON DÄNEMARK 

Herrn J. O. KRAG, Ministerpräsident; 

Herrn I. N0RGAARD, Minister für Außenwirtschaft; 

Herrn J. CHRISTENSEN, Staatssekretär für Außen- 
wirtschaft im Ministerium für Auswärtige 
Angelegenheiten; 

DER PRÄSIDENT DER BUNDESREPUBLIK 
DEUTSCHLAND 

Herrn W. SCHEEL, Bundesminister des Auswärtigen; 

Herrn H.-G. SACHS, Botschafter, Ständiger Vertreter 
bei den Europäischen Gemeinschaften; 
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DER PRÄSIDENT DER FRANZÖSISCHEN REPUBLIK 

Herrn M. SCHUMANN, Minister für Auswärtige 
Angelegenheiten; 

Herrn J.-M. BOEGNER, Botschafter, Ständiger 
Vertreter bei den Europäischen Gemeinschaften; 

DER PRÄSIDENT IRLANDS 

Herrn J. A. LYNCH, Ministerpräsident; 

Herrn P. J. HILLERY, Minister für Auswärtige 
Angelegenheiten; 

DER PRÄSIDENT DER ITALIENISCHEN REPUBLIK 

Herrn E. COLOMBO, Ministerpräsident; 

Herrn A. MORO, Minister für Auswärtige 
Angelegenheiten ; 

Herrn G. BOMBASSEI FRASCANI DE VETTOR, 
Botschafter, Ständiger Vertreter bei den 
Europäischen Gemeinschaften; 

SEINE KÖNIGLICHE HOHEIT DER GROSSHERZOG 
VON LUXEMBURG 

Herrn G. THORN, Minister für Auswärtige 
Angelegenheiten; 

Herrn J DONDELINGER, Botschafter, Ständiger 
Vertreter bei den Europäischen Gemeinschaften; 

IHRE MAJESTÄT DIE KÖNIGIN DER NIEDERLANDE 

Herrn W. K. N SCHMELZER, Minister für Auswärtige 
Angelegenheiten; 

Herrn Th. E. WESTERTERP, Staatssekretär im 
Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten; 

Herrn E. M. J. A. SASSEN, Botschafter, Ständiger 
Vertretei bei den Europäischen Gemeinschaften; 

SEINE MAJESTÄT DER KÖNIG VON NORWEGEN 

Herrn T. BRATTELI, Ministerpräsident; 

Herrn A. CAPPELEN, Minister für Auswärtige 
Angelegenheiten ; 

Herrn S. Chr. SOMMERFELT, Außerordentlicher 
und bevollmächtigter Botschafter; 

IHRE MAJESTÄT DIE KÖNIGIN DES VEREINIGTEN 
KÖNIGREICHS GROSSBRITANNIEN UND 
NORDIRLAND 

Herrn E. HEATH, M.B.E., M.P., Premierminister, 

Erster Lord des Schatzamtes, Minister für den 
öffentlichen Dienst; 

Sir Alec DOUGLAS-IIOME, K.T., M.P., Seiner Majestät 
Minister für Auswärtige und Commonwealth- 
Angelegenheiten ; 

Herrn G. RIPPON, Q.C., M.P., Kanzler des Herzogtums 
Lancaster 

DIESE SIND nach Austausch ihrer als gut und gehörig 
befundenen Vollmachten wie folgt ÜBEREINGEKOM- 
MEN: 


Artikel 1 

1. Das Königreich Dänemark, Irland, das Königreich 
Norwegen und das Vereinigte Königreich Großbritannien 
und Nordirland werden Mitglieder der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen Atom- 
gemeinschaft und Vertragsparteien der Verträge zur 
Gründung dieser Gemeinschaften mit den dazugehörigen 
Änderungen oder Ergänzungen. 

2. Die Aufnahmebedingungen und die erforderlichen 
Anpassungen der Verträge zur Gründung der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen 
Atomgemeinschaft sind in der diesem Vertrag beigefüg- 
ten Akte festgelegt. Die die Europäische Wirtschafts- 
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gemeinschaft und die Europäische Atomgemeinschaft be- 
treffenden Bestimmungen der Akte sind Bestandteil die- 
ses Vertrags. 

3. Die Bestimmungen der in Absatz 1 genannten Ver- 
träge über die Rechte und Pflichten der Mitgliedstaaten 
sowie über die Befugnisse und Zuständigkeiten der Or- 
gane der Gemeinschaften gelten auch für diesen Vertrag. 


Artikel 2 

Dieser Vertrag bedarf der Ratifizierung durch die 
Hohen Vertragsparteien gemäß ihren verfassungsrecht- 
lichen Vorschriften. Die Ratifikationsurkunden werden 
spätestens am 31. Dezember 1972 bei der Regierung der 
Italienischen Republik hinterlegt. 

Dieser Vertrag tritt am 1. Januar 1973 in Kraft, sofern 
alle Ratifikationsurkunden vor diesem Tag hinterlegt 
worden sind und alle Urkunden über den Beitritt zur 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl an die- 
sem Tag hinterlegt werden. 

Haben jedoch nicht alle in Artikel 1 Absatz 1 genann- 
ten Staaten ihre Ratifikations- und Beitrittsurkunden 
rechtzeitig hinterlegt, so tritt der Vertrag für die Staaten 
in Kraft, die diese Urkunden hinterlegt haben. In diesem 
Falle beschließt der Rat der Europäischen Gemeinschaf- 
ten unverzüglich einstimmig die infolgedessen unerläß- 
lichen Anpassungen des Artikels 3 dieses Vertrags, der 
Artikel 14, 16, 17, 19, 20, 23, 129, 142, 143, 155 und 160 
der Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpas- 
sungen der Verträge, der Bestimmungen des Anhangs I 
der Akte über die Zusammensetzung und die Arbeits- 
weise verschiedener Ausschüsse und der Artikel 5 und 8 
des dieser Akte beigefügten Protokolls über die Satzung 
der Europäischen Investitionsbank; er kann ferner ein- 
stimmig die Bestimmungen der Akte, die sich ausdrück- 
lich auf einen Staat beziehen, der seine Ratifikations- 
und Beitrittsurkunden nicht hinterlegt hat, für nichtig 
erklären odei anpassen. 


Artikel 3 

Dieser Vertrag ist in einer Urschrift in dänischer, deut- 
scher, englischer, französischer, irischer, italienischer, nie- 
derländischer und norwegischer Sprache abgefaßt, wobei 
alle acht Wortlaute gleichermaßen verbindlich sind; er 
wird im Archiv der Regierung der Italienischen Republik 
hinterlegt; diese übermittelt der Regierung jedes anderen 
Unterzeichnei staats eine beglaubigte Abschrift. 


ZU URKUND DESSEN haben die Unterzeichneten Be- 
vollmächtigten ihre Unterschriften unter diesen Vertrag 
gesetzt. 

GESCHEHEN zu Brüssel am zweiundzwanzigsten Ja- 
nuar neunzehnhundertzweiundsiebzig. 

G. Eyskens 
P. H a r m e 1 
J. van der Meulen 


Ivar Norgaard 
Jens Otto Krag 
Jens Christensen 
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Walter Scheel 
H. G. Sachs 

Maurice Schumann 
J.-M. B o e g n e r 

Sean Ö Lo i n s i g h 
Pädraig Ö h I r i g h i 1 e 

Colombo 
Aldo M o r o 

Bombdssei de V e t l o r 

Gaston Thorn 
J . Dondelinger 

N. Schmelzer 
T. Westerter p 
Sassen 

Trygve B r a 1 1 e 1 1 
Andreas C a pp e 1 e n 
S. Chi . Sommerfell. 

Edward Heath 
Alec Douglas-Ho in e 
Geoffrey R i p p o n 
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Beschluß des Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 22. Januar 1972 
über den Beitritt des Königreichs Dänemark, Irlands, 
des Königreichs Norwegen und des Vereinigten Königreichs Großbritannien 

und Nordirland 

zur Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 


GESTÜTZT aut Artikel 98 des Vertrags über die Grün- 
dung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, 

IN DER ERWÄGUNG, daß das Königreich Dänemark, 
Irland, das Königreich Norwegen und das Vereinigte 
Königreich Großbritannien und Nordirland den Beitritt 
zur Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl be- 
antragt haben, 

NACH Stellungnahme der Kommission, 

IN DER ERWÄGUNG, daß die vom Rat festzulegenden 
Beitrittsbedingungen mit den genannten Staaten aus- 
gehandelt worden sind - 

BESCHLIESST: 


A i t i k e 1 1 

1. Das Königreich Dänemark, Irland, das Königreich 
Norwegen und das Vereinigte Königreich Großbritan- 
nien und Nordirland können Mitglieder der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl werden, indem sie 
unter den in diesem Beschluß festgelegten Bedingungen 
dem Vertrag über die Gründung dieser Gemeinschaft mit 
den dazugehörigen Änderungen oder Ergänzungen bei- 
treten. 

2. Die Beitrittsbedingungen und die erforderlichen An- 
passungen des Vertrags über die Gründung der Europäi- 
schen Gemeinschaft für Kohle und Stahl sind in der 
diesem Beschluß beigefügten Akte festgelegt. Die die 
Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl betreffen- 
den Bestimmungen der Akte sind Bestandteil dieses Be- 
schlusses. 

3. Die Bestimmungen des in Absatz 1 genannten Ver- 
trags über die Rechte und Pflichten der Mitgliedstaaten 
sowie über die Befugnisse und Zuständigkeiten der Or- 
gane der Gemeinschaften gelten auch für diesen Beschluß. 


A i t i k e 1 2 

Die Urkunden über den Beitritt der Königreichs Däne- 
mark, Irlands, des Königreichs Norwegen und des Ver- 
einigten Königreichs Großbritannien und Nordirland zur 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl werden 
am 1. Januar 1973 bei der Regierung der Französischen 
Republik hinterlegt. 

Der Beitritt wird am 1. Januar 1973 wirksam, sofern 
alle Beitrittsurkunden an diesem Tag hinterlegt werden 
und alle Ratifikationsurkunden über den Beitritt zur 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und zur Europäi- 
schen Atomgemeinschaft vor diesem Tag hinterlegt wor- 
den sind. 

Haben jedoch nicht alle in Absatz 1 genannten Staaten 
ihre Beitritts- und Ratifikationsurkunden rechtzeitig hin- 
terlegt, so wird der Beitritt für die anderen beitretenden 
Staaten wirksam. In diesem Falle beschließt der Rat der 
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Europäischen Gemeinschaften unverzüglich einstimmig 
die infolgedessen unerläßlichen Anpassungen des Arti- 
kels 3 dieses Beschlusses und der Artikel 12, 13, 16, 17, 
19, 20, 22, 142, 155 und 160 der Akte über die Beitritts- 
bedingungen und die Anpassungen der Verträge; er 
kann ferner einstimmig die Bestimmungen der Akte, die 
sich ausdrücklich auf einen Staat beziehen, der seine 
Beitritts- und Ratifikationsurkunden nicht hinterlegt hat, 
für nichtig erklären oder anpassen. 

Die Regierung der Französischen Republik übermittelt 
eine beglaubigte Abschrift der Beitrittsurkunde jedes 
beitretenden Staates an die Regierungen der Mitglied- 
staaten und an die Regierungen der anderen beitreten- 
den Staaten. 


Artikel 3 

Dieser Beschluß ist in dänischer, deutscher, englischer, 
französischer, irischer, italienischer, niederländischer und 
norwegischer Sprache abgefaßt, wobei alle acht Wort- 
laute gleichermaßen verbindlich sind; er wird den Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl, dem Königreich Dänemark, Irland, dem König- 
reich Norwegen und dem Vereinigten Königreich Groß- 
britannien und Nordirland übermittelt. 


GESCHEHEN zu Brüssel am 22. Januar 1972 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
Gaston Th o rn 
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Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge 


Erster Teil 
Grundsätze 

Artikel 1 
Im Sinne dieser Akte bezieht sich 

— der Ausdruck „ursprüngliche Verträge" auf den Ver- 
trag über die Gründung der Europäischen Gemein- 
schaft für Kohle und Stahl, den Vertrag zur Gründung 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und den 
Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemein- 
schaft mit den Änderungen oder Ergänzungen, die 
durch vor dem Beitritt in Kraft getretene Verträge 
oder andere Rechtsakte vorgenommen worden sind; 
der Ausdruck „EGKS-Vertrag", „EWG-Vertrag" oder 
„EAG-Vertrag" auf den betreffenden ursprünglichen 
Vertrag mit den dazugehörigen Änderungen oder 
Ergänzungen; 

— der Ausdruck „ursprüngliche Mitgliedstaaten" auf das 
Königreich Belgien, die Bundesrepublik Deutschland, 
die Französische Republik, die Italienische Republik, 
das Großherzogtum Luxemburg und das Königreich 
der Niederlande; 

— der Ausdruck „neue Mitgliedstaaten" auf das König- 
reich Dänemark, Irland, das Königreich Norwegen 
und das Vereinigte Königreich Großbritannien und 
Nordirland. 


Artikel 2 

Vom Zeitpunkt des Beitritts an sind die ursprünglichen 
Verträge und die Rechtsakte der Organe der Gemein- 
schaften für die neuen Mitgliedstaaten verbindlich und 
gelten in diesen Staaten in Übereinstimmung mit den 
genannten Verträgen und dieser Akte. 


Artikel 3 

1. Die neuen Mitgliedstaaten treten durch diese Akte 
den Beschlüssen und Vereinbarungen der im Rat ver- 
einigten Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten 
bei. Sie verpflichten sich, unmittelbar nach dem Beitritt 
allen sonstigen von den ursprünglichen Mitgliedstaaten 
für das Funktionieren der Gemeinschaften oder in Ver- 
bindung mit deren Tätigkeit geschlossenen Übereinkünf- 
ten beizutreten. 

2. Die neuen Mitgliedstaaten verpflichten sich, den in 
Artikel 220 des EWG-Vertrags vorgesehenen und von 
den ursprünglichen Mitgliedstaaten Unterzeichneten Über- 
einkommen und den Protokollen über die Auslegung 
dieser Übereinkommen durch den Gerichtshof beizutreten 
und zu diesem Zweck mit den ursprünglichen Mitglied- 
staaten Verhandlungen im Hinblick auf die erforderlichen 
Anpassungen aufzunehmen. 

3. Die neuen Mitgliedstaaten befinden sich hinsichtlich 
der Erklärungen, Entschließungen und sonstigen Stel- 
lungnahmen des Rates sowie hinsichtlich der die Europäi- 
schen Gemeinschaften betreffenden Erklärungen, Ent- 
schließungen und sonstigen Stellungnahmen, die von 
den Mitgliedstaaten im gegenseitigen Einvernehmen an- 
genommen wurden, in derselben Lage wie die ursprüng- 
lichen Mitgliedstaaten; sie werden demgemäß die sich 
daraus ergebenden Grundsätze und Leitlinien beachten 
und die gegebenenfalls zu ihrer Durchführung erforder- 
lichen Maßnahmen treffen. 
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Artikel 4 

1. Die von einer Gemeinschaft mit einem oder mehre- 
ren dritten Staaten, mit einer internationalen Organisa- 
tion oder mit einem Staatsangehörigen eines dritten 
Staates geschlossenen Abkommen oder Vereinbarungen 
sind für die neuen Mitgliedstaaten in Übereinstimmung 
mit den ursprünglichen Verträgen und dieser Akte ver- 
bindlich, 

2. Die neuen Mitgliedstaaten verpflichten sich, in Über- 
einstimmung mit dieser Akte den von den ursprünglichen 
Mitgliedstaaten zusammen mit einer Gemeinschaft ge- 
schlossenen Abkommen oder Übereinkommen sowie den 
von den ursprünglichen Mitgliedstaaten geschlossenen 
Abkommen, die mit diesen Abkommen oder Überein- 
kommen verbunden sind, beizutreten. Die Gemeinschaft 
und die ursprünglichen Mitgliedstaaten leisten den neuen 
Mitgliedstaaten hierbei Hilfe. 

3. Die neuen Mitgliedstaaten treten durch diese Akte 
und unter den darin vorgesehenen Bedingungen den 
internen Abkommen bei, die die ursprünglichen Mit- 
gliedstaaten zur Durchführung der Abkommen oder Über- 
einkommen im Sinne des Absatzes 2 geschlossen haben. 

4. Die neuen Mitgliedstaaten ergreifen geeignete Maß- 
nahmen, um gegebenenfalls ihre Stellung in bezug auf 
internationale Organisationen oder internationale Über- 
einkommen, denen auch andere Mitgliedstaaten oder eine 
Gemeinschaft als Vertragspartei angehören, den Rechten 
und Pflichten anzupassen, die sich aus ihrem Beitritt zu 
den Gemeinschaften ergeben. 


Artikel 5 

Der Artikel 234 des EWG-Vertrags und die Artikel 105 
und 106 des EAG- Vertrags sind für die neuen Mitglied- 
staaten auf die vor dem Beitritt geschlossenen Abkom- 
men und Übereinkommen anwendbar. 


Artikel 6 

Die Bestimmungen dieser Akte können, soweit darin 
nicht etwas anderes bestimmt ist, nur nach den in den 
ursprünglichen Verträgen vorgesehenen Verfahren, die 
eine Revision dieser Verträge ermöglichen, ausgesetzt, 
geändert oder aufgehoben werden. 


Artikel 7 

Die von den Organen der Gemeinschaften erlassenen 
Rechtsakte, auf die sich die in dieser Akte festgelegten 
Übergangsbestimmungen beziehen, bewahren ihren 
Rechtscharakter; insbesondere bleiben die Verfahren zur 
Änderung dieser Rechtsakte auf sie anwendbar. 


Artikel 8 

Die Bestimmungen dieser Akte, die eine nicht nur vor- 
übergehende Aufhebung oder Änderung von Rechtsakten 
der Organe der Gemeinschaften zum Gegenstand haben 
oder bewirken, haben denselben Rechtscharakter wie die 
durdi sie aufgehobenen oder geänderten Bestimmungen 
und unterliegen denselben Regeln wie diese. 
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Artikel 9 

1. Um den neuen Mitgliedstaaten die Anpassung an 
die in den Gemeinschaften geltenden Regeln zu erleich- 
tern, gelten vorübergehend für die Anwendung der ur- 
sprünglichen Verträge und der Rechtsakte der Organe 
die in dieser Akte vorgesehenen abweichenden Bestim- 
mungen. 

2. Unbeschadet der in dieser Akte vorgesehenen Zeit- 
punkte, Fristen und besonderen Bestimmungen endet die 
Anwendung der Übergangsmaßnahmen mit Ablauf des 
Jahres 1977. 


Zweiter Teil 

Anpassungen der Verträge 

Titel I 

Vorschriften über die Organe 

Kapitel I 

Die Versammlung 

Artikel 10 

Artikel 21 Absatz 2 des EGKS-Vertrags, Artikel 138 
Absatz 2 des EWG-Vertrags und Artikel 108 Absatz 2 des 
EAG-Vertrags erhalten folgende Fassung: 

„Die Zahl dieser Abgeordneten wird wie folgt fest- 


gesetzt; 

Belgien 14 

Dänemark . . 10 

Deutschland 36 

Frankreich 36 

Irland 10 

Italien 36 

Luxemburg 6 

Niederlande 14 

Norwegen 10 

Vereinigtes Königreich 36" 


Kapitel 2 
Der Rat 

Artikel 11 

Artikel 2 Absatz 2 des Vertrags zur Einsetzung eines 
gemeinsamen Rates und einer gemeinsamen Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften erhält folgende Fas- 
sung: 

„Der Vorsitz wird von den Mitgliedern des Rates nach- 
einander für je sechs Monate wahrgenommen, und zwar 
in folgender Reihenfolge der Mitgliedstaaten: Belgien, 
Dänemark, Deutschland, Frankreich, Irland, Italien, Lu- 
xemburg, Niederlande, Norwegen, Vereinigtes König- 
reich. " 


Artikel 12 

Artikel 28 des EGKS-Vertrags erhält folgende Fassung: 
„Artikel 28 

Bei Anhörung des Rates durch die Hohe Behörde berät 
der Rat, ohne notwendigerweise eine Abstimmung vor- 
zunehmen. Die Beratungsprotokolle werden der Hohen 
Behörde übeimittelt 
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Eine nach diesem Vertrag erforderliche Zustimmung 
des Rates gilt als erteilt, wenn dem von der Hohen 
Behörde vorgelegten Vorschlag zustimmen: 

— die absolute Mehrheit der Vertreter der Mitglied- 
staaten, einschließlich der Stimmen der Vertreter von 
zwei Mitgliedstaaten, die mindestens je ein Achtel des 
Gesamtwerts der Kohle- und Stahlproduktion in der 
Gemeinschaft umfassen; 

— oder, wenn bei Stimmengleichheit die Hohe Behörde 
ihren Vorschlag nach einer zweiten Beratung auf- 
rechterhält, die Vertreter von drei Mitgliedstaaten, 
die mindestens je ein Achtel des Gesamtwerts der 
Kohle- und Stahlproduktion in der Gemeinschaft 
umfassen. 

Ist in diesem Vertrag eine einstimmige Entscheidung 
oder einstimmige Zustimmung verlangt, so sind hierzu 
die Stimmen aller Mitglieder des Rates erforderlich. Bei 
der Anwendung der Artikel 21, 32, 32 a, 78 d und 78 f 
dieses Vertrages und der Artikel 16, 20 Absatz 3, 28 
Absatz 5 und 44 des Protokolls über die Satzung des 
Gerichtshofes steht jedoch die Stimmenthaltung von an- 
wesenden oder vertretenen Mitgliedern dem Zustande- 
kommen von Beschlüssen des Rates, zu denen Einstim- 
migkeit erforderlich ist, nicht entgegen. 

Mit Ausnahme der Entscheidungen, die einer qualifi- 
zierten Mehrheit oder der Einstimmigkeit bedürfen, 
werden die Entscheidungen des Rates mit Mehrheit der 
Mitglieder des Rates getroffen; diese Mehrheit gilt als er- 
reicht, wenn sie die absolute Mehrheit der Vertreter 
der Mitgliedstaaten, einschließlich der Stimmen der Ver- 
treter von zwei Mitgliedstaaten enthält, die mindestens 
je ein Achtel des Gesamtwerts der Kohle- und Stahl- 
produktion in der Gemeinschaft umfassen. Die Stimmen 
der Mitglieder des Rates werden bei Anwendung der 
Artikel 78, 78 b und 78 d dieses Vertrages, nach denen 
die qualifizierte Mehrheit erforderlich ist, jedoch wie 
folgt gewogen: Belgien 5, Dänemark 3, Deutschland 10, 
Frankreich 10, Irland 3, Italien 10, Luxemburg 2, Nieder- 
lande 5, Norwegen 3, Vereinigtes Königreich 10. Be- 
schlüsse kommen zustande, wenn dafür mindestens 43 
Stimmen, welche die Zustimmung von mindestens sechs 
Mitgliedern umfassen, abgegeben werden. 

Jedes Mitglied des Rates kann bei Abstimmungen nur 
für eines der anderen Mitglieder mitstimmen. 

Der Rat verkehrt mit den Mitgliedstaaten über seinen 
Präsidenten. 

Die Beschlüsse des Rates werden in der von ihm be- 
stimmten Weise veröffentlicht." 


Artikel 13 

Artikel 95 Absatz 4 des EGKS-Vertrags erhält folgende 
Fassung: 

„Diese Änderungen werden als Vorschläge von der 
Hohen Behörde und dem mit einer Mehrheit von neun 
Zehnteln seiner Mitglieder beschließenden Rat in gegen- 
seitigem Einvernehmen aufgestellt und dem Gerichtshof 
zur Stellungnahme unterbreitet. Der Gerichtshof hat für 
seine Prüfung eine tatsächlich und rechtlich unbeschränkte 
Nachprüfungsbefugnis. Stellt der Gerichtshof aufgrund 
seiner Prüfung fest, daß die Vorschläge mit den Be- 
stimmungen des vorstehenden Absatzes übereinstimmen, 
so werden die Vorschläge der Versammlung zugeleitet. 
Sie treten in Kraft, wenn sie mit einer Mehrheit von 
drei Vierteln der abgegebenen Stimmen und zwei Drit- 
teln der Mitglieder der Versammlung gebilligt wer- 
den." 
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Artikel 14 

Artikel 148 Absatz 2 des EWG-Vertrags und Artikel 118 
Absatz 2 des EAG-Vertrags erhalten folgende Fassung: 

„Ist zu einem Beschluß des Rates die qualifizierte 
Mehrheit erforderlich, so werden die Stimmen der Mit- 
glieder wie folgt gewogen: 


Belgien 5 

Dänemark 3 

Deutschland 10 

Frankreich 10 

Irland 3 

Italien 10 

Luxemburg 2 

Niederlande 5 

Norwegen 3 

Vereinigtes Königreich 10 


Beschlüsse kommen zustande, wenn dafür mindestens 
abgegeben werden: 

— dreiundvierzig Stimmen in den Fällen, in denen die 
Beschlüsse nach diesem Vertrag auf Vorschlag der 
Kommission zu fassen sind; 

— dreiundvierzig Stimmen, welche die Zustimmung von 
mindestens sechs Mitgliedern umfassen, in allen an- 
deren Fällen.“ 


Kapitel 3 
Die Kommission 

Artikel 15 

Artikel 10 Absatz 1 Unterabsatz 1 des Vertrags zur 
Einsetzung eines gemeinsamen Rates und einer gemein- 
samen Kommission der Europäischen Gemeinschaften er- 
hält folgende Fassung; 

„Die Kommission besteht aus vierzehn Mitgliedern, die 
auf Grund ihrer allgemeinen Befähigung ausgewählt 
werden und volle Gewähr für ihre Unabhängigkeit bie- 
ten müssen.“ 


Artikel 16 

Artikel 14 Absatz 1 des Vertrags zur Einsetzung eines 
gemeinsamen Rates und einer gemeinsamen Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften erhält folgende Fas- 
sung: 

„Der Präsident und die fünf Vizepräsidenten der Kom- 
mission werden aus deren Mitgliedern für zwei Jahre 
nach dem Verfahren ernannt, das für die Ernennung 
der Mitglieder der Kommission vorgesehen ist. Wieder- 
ernennung ist zulässig." 


Kapitel 4 
Der Gerichtshof 

Artikel 17 

Artikel 32 Absatz 1 des EGKS-Vertrags, Artikel 165 
Absatz 1 des EWG-Vertrags und Artikel 137 Absatz 1 
des EAG-Vertrags erhalten folgende Fassung: 

„Dei Gerichtshof besteht aus elf Richtern.“ 
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Artikel 18 

Artikel 32 a Absatz 1 des EGKS-Vertrags, Artikel 166 
Absatz 1 des EWG-Vertrags und Artikel 138 Absatz 1 des 
EAG-Vertrags erhalten folgende Fassung: 

„Der Gerichtshof wird von drei .Generalanwälten un- 
terstützt." 


Artikel 19 

Artikel 32 b Absätze 2 und 3 des EGKS-Vertrags, Arti- 
kel 167 Absätze 2 und 3 des EWG-Vertrags und Artikel 
139 Absätze 2 und 3 des EAG-Vertrags erhalten folgende 
Fassung: 

„Alle drei Jahre findet eine teilweise Neubesetzung 
der Riehterstellen statt. Sie betrifft abwechselnd je sechs 
und fünf Richter. 

Alle drei Jahre findet eine teilweise Neubesetzung der 
Stellen der Generalanwälte statt. Sie betrifft abwechselnd 
je einen und zw?ei Generalanwälte.'' 


Artikel 20 

Artikel 18 Absatz 2 des Protokolls über die Salzung 
des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl, Artikel 15 des Protokolls über die 
Satzung des Gerichtshofs der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und Artikel 15 des Protokolls über die 
Satzung des Gerichtshofs der Europäischen Atomgemein- 
schaft erhalten folgende Fassung: 

„Der Gerichtshof kann nur in der Besetzung mit einer 
ungeraden Zahl von Richtern rechtswirksam entscheiden. 
Die in Vollsitzungen getroffenen Entscheidungen des 
Gerichtshofs sind gültig, wenn sieben Richter anwesend 
sind. Die Entscheidungen der Kammern sind nur dann 
gültig, wenn sie von drei Richtern getroffen werden; bei 
Verhinderung eines Richters einer Kammer kann nach 
Maßgabe der Verfahrensordnung ein Richter einer an- 
deren Kammer herangezogen weiden.“ 


Kapitel 5 

Der Wirtschafts- und Sozialausschuß 

A l t i k e 1 21 

Artikel 194 Absatz 1 des EWG-Vertrags und Artikel 
166 Absatz 1 des EAG-Vertrags erhalten folgende Fas- 
sung: 

„Die Zahl der Mitglieder des Ausschusses wird wie 


folgt festgesetzt: 

Belgien 12 

Dänemark 9 

Deutschland 24 

Frankreich 24 

Irland 9 

Italien 24 

Luxemburg 6 

Niederlande 12 

Norwegen 9 

Vereinigtes Königreich 24 
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Kapitel 6 

Der Beratende Ausschuß der EGKS 


Artikel 22 

Artikel 18 Absatz 1 des EGKS-Vertrags erhält folgende 
Fassung: 

„Bei der Hohen Behörde wird ein Beratender Ausschuß 
gebildet. Er besteht aus mindestens sechzig und höch- 
stens vierundachtzig Mitgliedern, und zwar aus einer 
gleichen Anzahl von Vertretern der Erzeuger, der Ar- 
beitnehmer sowie der Verbraucher und Händler." 


Kapitel 7 

Der Ausschuß für Wissenschaft und Technik 


Artikel 23 

Artikel 134 Absatz 2 Unterabsatz 1 des EAG-Vertrags 
erhält folgende Fassung: 

„Der Ausschuß besteht aus achtundzwanzig Mitglie- 
dern, die vom Rat nach Anhörung der Kommission er- 
nannt werden." 


Titel 11 

Sonstige Anpassungen 
Artikel 24 

1. Artikel 131 Absatz 1 Satz 1 des EWG-Vertrags wird 
dadurch ergänzt, daß zusätzlich zu den dort aufgeführten 
Mitgliedstaaten Norwegen und das Vereinigte König- 
reich genannt werden. 

2. Die dem EWG-Vertrag als Anhang IV beigefügte 
Liste wird durch Hinzufügung folgender Länder und Ge- 
biete ergänzt: 

Französisch-britisches Kondominium Neue Hebriden 
Norwegische Besitzungen in der Antarktis (Bouvet- 
insel, Petei-I. -Insel und Künigin-Maud-Land) 

Assoziierte Staaten im Karibischen Raum: Antigua, 
Dominica, Grenada, Santa Lucia, St. Vincent, St. 
Christoph-Nevis-Anguilla 
BahamaTnseln 
Bermuda 

Britische Junglerninseln 

Britische Salomonen 

Britisches Autark tis-Terri torium 

Britisches Territorium im Indischen Ozean 

Britisch-Honduras 

Brunei 

Falklandinseln und Nebengebiete 
Gilbert- und Ellice-Inseln 
Kaimaninseln 

Mittlere und südliche Linieninseln 

Montserrat 

Pitcairn 

St. Helena und Nebengebiete 
Seychellen 

Turks- und Caicosinseln 
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Artikel 25 

Artikel 79 des EGKS-Vertrags wird durch Hinzufügung 
des folgenden neuen Absatzes im Anschluß an Absatz 1 
ergänzt: 

„Abweichend von Absatz 1 gilt: 

a) Dieser Vertrag findet auf die Färöer keine Anwen- 
dung. Die Regierung des Königreichs Dänemark kann 
jedoch durch eine Erklärung, die spätestens am 31. De- 
zember 1975 bei der Regierung der Französischen 
Republik zu hinterlegen ist, notifizieren, daß dieser 
Vertrag aut die genannten Inseln Anwendung findet; 
die Regierung der Französischen Republik übermittelt 
den Regierungen der anderen Mitgliedstaaten eine 
beglaubigte Abschrift. In diesem Fall findet der Ver- 
trag vom ersten Tag des zweiten auf die Hinterlegung 
der Erkläiung folgenden Monats an auf die genann- 
ten Inseln Anwendung. 

b) Dieser Vertrag findet auf die Hoheitszonen des Ver- 
einigten Königreichs Großbritannien und Nordirland 
auf Zypern keine Anwendung. 

c) Dieser Vertrag findet auf die Kanalinseln und die 
Insel Man nur insoweit Anwendung, als dies erfor- 
derlich ist, um die Anwendung der Regelung sicher- 
zustellen, die in dem Beschluß über den Beitritt des 
Königreichs Dänemark, Irlands, .des Königreichs Nor- 
wegen und des Vereinigten Königreichs Großbritan- 
nien und Nordirland zur Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl für diese Inseln vorgesehen ist." 


Artikel 26 

1. Artikel 227 Absatz 1 des EWG-Vertrags erhält fol- 
gende Fassung: 

„1. Dieser Vertrag gilt für das Königreich Belgien, das 
Königreich Dänemark, die Bundesrepublik Deutsch- 
land, die Französische Republik, Irland, die Italieni- 
sche Republik, das Großherzogtum Luxemburg, das 
Königreich der Niederlande, das Königreich Norwe- 
gen und das Vereinigte Königreich Großbritannien 
und Nordirland." 

2. Artikel 227 Absatz 3 des EWG-Vertrags wird durch 
Hinzufügung des folgenden neuen Unterabsatzes er- 
gänzt: 

„Dieser Vertrag findet keine Anwendung auf die über- 
seeischen Länder und Hoheitsgebiete, die besondere Be- 
ziehungen zum Vereinigten Königreich Großbritannien 
und Nordirland unterhalten und die in dem genannten 
Anhang nicht aufgeführt sind." 

3. Artikel 227 des EWG-Vertrags wird durch Hinzu- 
fügung des folgenden Absatzes 5 ergänzt: 

„5. Abweichend von den Absätzen 1 bis 4 gilt: 

a) Dieser Vertrag findet auf die Färöer keine Anwen- 
dung. Die Regierung des Königreichs Dänemark 
kann jedoch durch eine Erklärung, die spätestens 
am 31. Dezember 1975 bei der Regierung der 
Italienischen Republik zu hinterlegen ist, notifi- 
zieren, daß dieser Vertrag auf die genannten 
Inseln Anwendung findet; die Regierung der Ita- 
lienischen Republik übermittelt den Regierungen 
der anderen Mitgliedstaaten eine beglaubigte Ab- 
schrift. In diesem Fall findet der Vertrag vom 
ersten Tag des zweiten auf die Hinterlegung der 
Erklärung folgenden Monats an auf die genann- 
ten Inseln Anwendung. 

b) Dieser Vertrag findet auf die Hoheitszonen des 
Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nord- 
irland auf Zypern keine Anwendung. 
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c) Dieser Vertrag findet auf die Kanalinseln und die 
Insel Man nur insoweit Anwendung, als dies er- 
forderlich ist, um die Anwendung der Regelung 
sicherzustellen, die im Vertrag über den Beitritt 
des Königreichs Dänemark, Irlands, des König- 
reichs Norwegen und des Vereinigten Königreichs 
Großbritannien und Nordirland zur Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und zur Europäischen 
Atomgemeinschaft für diese Inseln vorgesehen ist." 


Artikel 27 

Artikel 198 des EAG-Vertrags wird durch Hinzufügung 

des folgenden Absatzes ergänzt: 

„Abweichend von den Absätzen 1 und 2 gilt: 

a) Dieser Vertrag findet auf die Färöer keine Anwen- 
dung. Die Regierung des Königreichs Dänemark kann 
jedoch durch eine Erklärung, die spätestens am 31. 
Dezember 1975 bei der Regierung der Italienischen 
Republik zu hinterlegen ist, notifizieren, daß dieser 
Vertrag auf die genannten Inseln Anwendung findet; 
die Regierung der Italienischen Republik übermittelt 
den Regierungen der anderen Mitgliedstaaten eine 
beglaubigte Abschrift. In diesem Fall findet der Ver- 
trag vom ersten Tag des zweiten auf die Hinterlegung 
der Erklärung folgenden Monats an auf die genann- 
ten Inseln Anwendung. 

b) Dieser Vertrag findet auf die Hoheitszonen des Ver- 
einigten Königreichs Großbritannien und Nordirland 
auf Zypern keine Anwendung. 

c) Dieser Vertrag findet keine Anwendung auf die über- 
seeischen Länder und Hoheitsgebiete, die besondere 
Beziehungen zum Vereinigten Königreich Großbritan- 
nien und Nordirland unterhalten und die in Anhang 
IV des Vertrags zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft nicht aufgeführt sind. 

d) Dieser Vertrag findet auf die Kanalinseln und die 
Insel Man nur insoweit Anwendung, als dies erfor- 
derlich ist, um die Anwendung der Regelung sicher- 
zustellen, die im Vertrag über den Beitritt des König- 
reichs Dänemark, Irlands, des Königreichs Norwegen 
und des Vereinigten Königreichs Großbritannien und 
Nordirland zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und zur Europäischen Atomgemeinschaft für diese 
Inseln vorgesehen ist." 


Artikel 28 

Die Rechtsakte der Organe der Gemeinschaft betref- 
fend die Erzeugnisse des Anhangs II des EWG-Vertrags 
und die Erzeugnisse, die bei der Einfuhr in die Gemein- 
schaft infolge der Durchführung der gemeinsamen Agrar- 
politik einer Sonderregelung unterliegen, sowie die 
Rechtsakte betreffend die Harmonisierung der Rechts- 
vorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuer 
sind auf Gibraltar nicht anwendbar, sofern der Rat nicht 
einstimmig auf Vorschlag der Kommission etwas anderes 
bestimmt. 


Dritter Teil 

Anpassungen der Rechtsakte der Organe 

Artikel 29 

Die in der Liste des Anhangs I aufgeführten Rechts- 
akte sind Gegenstand der in diesem Anhang festgelegten 
Anpassungen. 
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Artikel 30 

Die infolge des Beitritts erforderlichen Anpassungen 
der Rechtsakte, die in der Liste des Anhangs II auf- 
geführt sind, werden im Einklang mit den dort aufge- 
stellten Leitlinien nach dem Verfahren und nach Maß- 
gabe des Artikels 153 festgelegt. 


Vierter Teil 
Ubergangsmaßnahmen 

Titel I 

Freier Warenverkehr 

Kapitel 1 

Zollbestimmungen 

Artikel 31 

1. Für jede Ware gilt als Ausgangszollsatz, nach dem 
die in den Artikeln 32 und 59 vorgesehenen aufeinander- 
folgenden Herabsetzungen vorgenommen werden, der 
am 1. Januar 1972 tatsächlich angewandte Zollsatz. 

Für jede Ware gilt als Ausgangszollsatz für die in den 
Artikeln 39 und 59 vorgesehenen Annäherungen an den 
Gemeinsamen Zolltarif und den vereinheitlichten EGKS- 
Tarif der von den neuen Mitgliedstaaten am 1. Januar 
1972 tatsächlich angewandte Zollsatz. 

Im Sinne dieser Akte bedeutet „vereinheitlichter 
EGKS-Tarif" das Zolltarifschema sowie die geltenden 
Zollsätze für die Erzeugnisse der Anlage I des EGKS- 
Vertrags, ausgenommen Kohle. 

2. Werden nach dem 1. Januar 1972 Zollherabsetzun- 
gen durchgeführt, die sich aus dem hauptsächlich chemi- 
sche Waren betreffenden Übereinkommen in Ergänzung 
des Genfer Protokolls von 1967 zum Allgemeinen Zoll- 
und Handelsabkommen ergeben, so treten die herab- 
gesetzten Zollsätze an die Stelle der in Absatz 1 genann- 
ten Ansgangszoll sätze. 


Artikel 32 

1. Die Einfuhrzölle werden zwischen der Gemeinschaft 
in ihrer ursprünglichen Zusammensetzung und den neuen 
Mitgliedstaaten sowie zwischen den neuen Mitglied- 
staaten schrittweise wie folgt abgeschafft: 

— am 1. April 1973 wird jeder Zoll auf 80 v. H. des Aus- 
gangszolls herabgesetzt; 

— die vier weiteren Herabsetzungen um jeweils 20 v. H. 
erfolgen am 

1. Januar 1974 
1. Januar 1975 
1. Januar 1976 
1. Juli 1977 

2. Abweichend von Absatz 1 

a) werden die Einfuhrzölle für Kohle im Sinne der 
Anlage I des EGKS-Vertrags zwischen den Mitglied- 
staaten mit dem Beitritt abgeschafft; 

b) werden die Einfuhrzölle für die in Anhang III auf- 
geführten Erzeugnisse am 1. Januar 1974 abgeschafft; 

c) wird vom Beitritt an für Einfuhren im Sinne der 
Bestimmungen über die Steuerbefreiung im Rahmen 
des Reiseverkehrs zwischen den Mitgliedstaaten Zoll- 
freiheit gewährt. 
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3. Bei den in Anhang IV aufgeführten Erzeugnissen, 
die Gegenstand vertraglicher Präferenzmargen zwischen 
dem Vereinigten Königreich und bestimmten anderen 
Ländern sind, für die Commonwealth-Präferenzen gelten, 
kann das Vereinigte Königreich die erste der in Absatz 1 
vorgesehener! Zollherabsetzungen bis zum 1. Juli 1973 
aufschieben. 

4. Absatz 1 berührt nicht die Möglichkeit, für be- 
stimmte Eisen- und Stahlerzeugnisse, die in der Gemein- 
schaft in ihrer ursprünglichen Zusammensetzung nicht 
oder nicht in ausreichender Menge oder Qualität her- 
gestellt werden, Zollkontingente zu eröffnen. 


Artikel 33 

Innerhalb der Gemeinschaft werden in keinem Fall 
höhere Zollsätze als gegenüber dritten Ländern ange- 
wandt, für die die Meistbegünstigungsklausel gilt. 

Bei Änderung oder bei Aussetzung von Sätzen des 
Gemeinsamen Zolltarifs oder bei Anwendung des Arti- 
kels 41 durch die neuen Mitgliedstaaten kann der Rat 
mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommis- 
sion die zur Aufrechterhaltung der Gemeinschaftspräfe- 
renz erforderlichen Maßnahmen beschließen. 


A i t i k e 1 34 

Jeder neue Mitgliedstaat kann die Anwendung seiner 
Zollsätze für aus anderen Mitgliedstaaten eingeführte 
Waren ganz oder teilweise aussetzen. Er gibt den ande- 
ren Mitgliedstaaten und der Kommission davon Kennt- 
nis. 


A i t i k e 1 35 

Jede ab 1. Januar 1972 im Handel zwischen der Ge- 
meinschaft in ihrer ursprünglichen Zusammensetzung und 
den neuen Mitgliedstaaten sowie zwischen den neuen 
Mitgliedstaaten eingeführte Abgabe mit gleicher Wirkung 
wie ein Einfuhrzoll wird ain 1. Januar 1973 abgeschafft. 

Jede Abgabe mit gleicher Wirkung wie ein Einfuhr- 
zoll, deren Satz am 31. Dezember 1972 höher ist als der 
am 1. Januar 1972 tatsächlich angewandte Satz, wird am 
1. Januar 1973 auf die Höhe dieses Satzes gesenkt. 


Artikel 36 

1. Die Abgaben mit gleicher Wirkung wie Einfuhr- 
zölle werden zwischen der Gemeinschaft in ihrer ur- 
sprünglichen Zusammensetzung und den neuen Mitglied- 
staaten sowie zwischen den neuen Mitgliedstaaten schritt- 
weise wie folgt abgeschafft: 

— spätestens am 1. Januar 1974 wird jede Abgabe auf 
60 v H. des am 1. Januar 1972 angewandten Satzes 
herabgesetzt; 

— die drei weiteren Herabsetzungen um jeweils 20 v. H. 
erfolgen am 

1. Januar 1975 
1 . Januar 1976 
1. Juli 1977 

2. Abweichend von Absatz 1 

a) werden die Abgaben mit gleicher Wirkung wie Ein- 
fuhrzölle für Kohle im Sinne der Anlage I des EGKS- 
Vertrags zwischen den Mitgliedstaaten mit dem Bei- 
tritt abgeschafft; 
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b) werden die Abgaben mit gleicher Wirkung wie Ein- 
fuhrzölle für die in Anhang III aufgeführten Erzeug- 
nisse am 1 Januar 1974 abgeschafft. 


Artikel 37 

Die Ausfuhrzölle und Abgaben gleicher Wirkung wer- 
den zwischen der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen 
Zusammensetzung und den neuen Mitgliedstaaten sowie 
zwischen den neuen Mitgliedstaaten spätestens am 1. Ja- 
nuar 1974 abgeschafft. 


Artikel 38 

1. Unbeschadet der Absätze 2 und 6 gelten die Bestim- 
mungen über die schrittweise Abschaffung der Zölle auch 
für die Finanzzölle. 

2. Die neuen Mitgliedstaaten sind weiterhin berech- 
tigt, einen Finanzzoll oder den Finanzanteil eines 
solchen Zolls durch eine inländische Abgabe zu ersetzen, 
die den Bestimmungen des Artikels 95 des EWG-Ver- 
trags entspricht. Macht ein neuer Mitgliedstaat von die- 
ser Möglichkeit Gebrauch, so stellt der gegebenenfalls 
nicht durch die inländische Abgabe gedeckte Bestandteil 
den Ausgangszollsatz im Sinne des Artikels 31 dar. Die- 
ser Bestandteil wird nach Maßgabe der Artikel 32, 39 und 
59 im innergerneinschaftlichen Handel beseitigt und an 
den Gemeinsamen Zolltarif angenähert. 

3. Stellt die Kommission fest, daß die Ersetzung eines 
Finanzzolls oder des Finanzanteils eines solchen Zolls 
in einem neuen Mitgliesdtaat auf ernste Schwierigkeiten 
stößt, so ermächtigt sie den betreffenden Staat, diesen 
Zoll oder Finanzanteil unter der Bedingung beizubehal- 
ten, daß er ihn spätestens am 1 Januar 1976 abschafft; 
die Ermächtigung muß vor dein 1. Februar 1973 bean- 
tragt werden. Die Kommission entscheidet vor dem 1. 
März 1973. 

Der Schutzanteil, dessen Höhe die Kommission nach 
Konsultierung des betreffenden Staates vor dem 1. März 
1973 bestimmt, stellt den Ausgangszollsatz im Sinne des 
Artikels 31 dar. Dieser Bestandteil wird nach Maßgabe 
der Artikel 32, 39 und 59 im innergemeinschaftlichen 
Handel beseitigt und an den Gemeinsamen Zolltarif 
angenähert. 

4. Die Kommission kann das Vereinigte Königreich 
ermächtigen, die Finanzzölle oder den Finanzanteil sol- 
cher Zölle auf Tabak für weitere zwei Jahre beizubehal- 
ten, wenn die Umwandlung dieser Zölle in inländische 
Abgaben auf verarbeiteten Tabak auf einer nach Artikel 
99 des EWG-Vertrags harmonisierten Grundlage nicht bis 
zum 1. Januar 1976 erfolgen konnte, weil einschlägige 
Gemeinschdftsbestimmungen am 1. Januar 1975 nicht vor- 
liegen oder weil der Zeitpunkt für den beginn der 
Anwendung dieser Gemeinschaftsbestimmungen nach 
dem 1. Januar 1976 liegt. 

5. Die Richtlinie des Rates vom 4. März 1969 zur Har- 
monisierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
über den Zahlungsaufschub für Zölle, Abgaben gleicher 
Wirkung und Abschöpfungen ist in den neuen Mitglied- 
staaten nicht auf die Finanzzölle iin Sinne der Absätze 3 
und 4 oder den Finanzanteil solcher Zölle anwendbar. 

6. Die Richtlinie des Rates vom 4. März 1969 zur Har- 
monisierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
über den aktiven Veredelungsverkehr ist im Vereinigten 
Königreich nicht auf die Finanzzölle im Sinne der Ab- 
sätze 3 und 4 oder den Finanzanteil solcher Zölle an- 
wendbar. 
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Artikel 39 

1. Zur schrittweisen Einführung des Gemeinsamen 
Zolltarifs und des vereinheitlichten EGKS-Tarifs ändern 
die neuen Mitgliedstaaten ihre gegenüber dritten Län- 
dern geltenden Zollsätze wie folgt: 

a) auf Zollpositionen, bei denen die Ausgangszollsätze 
um höchstens 15 v. H. von den Sätzen des Gemein- 
samen Zolltarifs oder des vereinheitlichten EGKS- 
Tarifs abweichen, werden die letzteren ab 1. Januar 
1974 angewandt; 

b) in den anderen Fällen w'endet jeder neue Mitglied- 
staai vom gleichen Zeitpunkt an einen Zollsatz an, 
durch den der Abstand zwischen dem Ausgangszoll- 
satz und dem Satz des Gemeinsamen Zolltarifs oder 
des vereinheitlichten EGKS-Tarifs um 40 v. H. verrin- 
gert wird. 

Dieser Abstand wird erneut am 1. Januar 1975 und 
am 1. Januar 1976 um jeweils 20 v. II. verringert. 

Die neuen Mitgliedstaaten wenden den Gemeinsamen 
Zolltarif und den vereinheitlichten EGKS-Tarif ab 1. Juli 
1977 in vollem Umfang an. 

2. Werden vom 1. Januar 1974 an bestimmte Sätze des 
Gemeinsamen Zolltarifs geändert oder ausgesetzt, so 
werden die neuen Mitgliedstaaten ihre Zollsätze gleich- 
zeitig in dem Verhältnis, das sich aus der Anwendung 
des Absatzes 1 ergibt, ändern oder aussetzen. 

3. Bei den in Anhang III aufgeführten Erzeugnissen 
wenden die neuen Mitgliedstaaten den Gemeinsamen 
Zolltarif ab 1. Januar 1974 an. 

4. Die neuen Mitgliedstaaten wenden vom Beitritt an 
das Schema des Gemeinsamen Zolltarifs an. Dänemark, 
Norwegen und das Vereinigte Königreich werden jedoch 
ermächtigt, die Anwendung des Schemas bis zum 1. Ja- 
nuar 1974 aufzuschieben. 

Die neuen Mitgliedstaaten können in das Schema die 
bestehenden innerstaatlichen Unterteilungen überneh- 
men, die für die nach Maßgabe dieser Akte vorzuneh- 
mende schrittweise Annäherung ihrer Zollsätze an die 
Sätze des Gemeinsamen Zolltarifs unerläßlich sind. 

5. Um den neuen Mitgliedstaaten die schrittweise Ein- 
führung des Gemeinsamen Zolltarifs zu erleichtern, legt 
die Kommission gegebenenfalls die Einzelheiten fest, 
nach denen die neuen Mitgliedstaaten ihre Zollsätze 


ändern. 

Artikel 40 

Für folgende im Gemeinsamen Zolltarif wüedergege- 
bene Erzeugnisse 

Nummer 
des Ge- 
meinsa- 
men Zoll- 
tarifs 

Warenbezeichnung 

(EGKS) 

73.01 

Roheisen (einschließlich Spiegeleisen) 
in Barren, Masseln, Flossen oder der- 
gleichen, auch in formlosen Stücken 

73.02 

Ferrolegierungen: 

A. Ferromangan: 

I. mit einem Gehalt an Kohlenstoff 
von mehr als 2 Gewichtshundert- 
teilen (hochgekohltes Ferro- 
mangan) 

73.07 

Vorblöcke (Blooms), Knüppel, Bram- 
men und Platinen, aus Stahl; Stahl, 
nur vorgeschmiedet oder gehämmert 
(Schmiedehalbzeug) ; 

A. Vorblöcke (Blooms) und Knüppel: 
ex 1. Knüppel, gewalzt 
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wendet Irland abweichend von Artikel 39 ab 1. Januar 
1975 Zollsätze an, durch die der Abstand zwischen den 
am 1. Januar 1972 tatsächlich angewandten Zollsätzen 
und den Sätzen des vereinheitlichten EGKS-Tarifs um 
ein Drittel verringert wird. Der sich nach dieser ersten 
Annäherung ergebende Abstand wird am 1. Januar 1976 
um 50 v. H. erneut verringert. 

Irland wendet ab 1. Juli 1977 den vereinheitlichten 
EGKS-Tarif in vollem Umfang an. 


Artikel 41 

Den neuen Mitgliedstaaten steht es frei, ihre Zollsätze 
rascher als in Artikel 39 Absätze 1 und 3 vorgesehen zu 
andern, um sie den Sätzen des Gemeinsamen Zolltarifs 
und des vereinheitlichten EGKS-Tarifs anzugleichen. Sie 
geben den anderen Mitgliedstaaten und der Kommission 
davon Kenntnis. 


Kapitel 2 

Beseitigung der mengenmäßigen Beschränkungen 


Artikel 42 

Die mengenmäßigen Ein- und Ausfuhrbeschränkungen 
werden zwischen der Gemeinschaft in ihrer ursprüngli- 
chen Zusammensetzung und den neuen Mitgliedstaaten 
sowie zwischen den neuen Mitgliedstaaten mit dem Bei- 
tritt beseitigt. 

Die Maßnahmen mit gleicher Wirkung wie diese Be- 
schränkungen werden spätestens am 1. Januar 1975 
beseitigt. 


Artikel 43 

Abweichend von Artikel 42 können die Mitgliedstaa- 
ten Ausfuhrbeschränkungen für Bearbeitungsabfälle und 
Schrott von Eisen oder Stahl der Tarifnummer 73.03 des 
Gemeinsamen Zolltarifs zwei Jahre lang beibehalten, 
sofern diese Regelung nicht restriktiver ist als die auf 
die Ausfuhr nach dritten Ländern angewandte Regelung. 

Diese Frist wird für Dänemark und Norwegen auf drei 
Jahre, für Irland auf fünf Jahre festgesetzt. 


A i t i k e 1 44 

1. Die neuen Mitgliedstaaten formen ihre staatlichen 
Handelsmonopole im Sinne des Artikels 37 Absatz 1 des 
EWG-Vertrags schrittweise derart um, daß bis zum 31. 
Dezember 1977 jede Diskriminierung in den Versor- 
gungs- und Absatzbedingungen zwischen den Angehöri- 
gen der Mitgliedstaaten ausgeschlossen wird. 

Die ursprünglichen Mitgliedstaaten übernehmen gegen- 
über den neuen Mitgliedstaaten gleichwertige Verpflich- 
tungen. 

2. Vom Beginn des Jahres 1973 an spricht die Kom- 
mission Empfehlungen aus über die Art und Weise und 
die Zeitfolge der in diesem Artikel vorgesehenen An- 
passung, wobei diese Art und Weise und diese Zeitfolge 
für die neuen Mitgliedstaaten und fei r die ursprünglichen 
Mitgliedstaaten gleich sein müssen. 
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Kapitel 3 

Sonstige Bestimmungen 

Artikel 45 

1. Die Kommission regelt vor dem 1. April 1973 unter 
gebührender Berücksichtigung der geltenden Vorschrif- 
ten, insbesondere derjenigen für das gemeinschaftliche 
Versandverfahren, die Methoden der Zusammenarbeit 
der Verwaltungen, durch die die Abschaffung der Zölle 
und der Abgaben gleicher Wirkung sowie der mengen- 
mäßigen Beschränkungen und aller Maßnahmen gleicher 
Wirkung bei den Waren, welche die hierfür erforderli- 
chen Voraussetzungen erfüllen, gewährleistet werden 
soll. 

2. Vor Ablauf dieser Frist erläßt die Kommission Vor- 
schriften für den innergemeinschaftlichen Handel mit 
Waren, die in der Gemeinschaft hergestellt sind unter 
Verwendung von 

- - Waren, für welche die in der Gemeinschaft in ihrer 
ursprünglichen Zusammensetzung oder in einem 
neuen Mitgliedstaat anwendbaren Zölle und Abgaben 
gleicher Wirkung nicht erhoben oder vollständig oder 
teilweise rückvergütet worden sind; 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen, welche die Voraus- 
setzungen für die Zulassung zum freien Warenver- 
kehr in der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen 
Zusammensetzung oder in einem neuen Mitgliedstaat 
nicht erfüllen. 

Bei Erlaß dieser Vorschriften berücksiditigt die Kom- 
mission die Bestimmungen dieser Akte über die Ab- 
schaffung der Zölle zwischen der Gemeinschaft in ihrer 
ursprünglichen Zusammensetzung und den neuen Mit- 
gliedstaaten sowie zwischen den neuen Mitgliedstaaten 
lind über die schrittweise Einführung des Gemeinsamen 
Zolltarifs und der Vorsdiriften für die gemeinsame 
Agrarpolitik in den neuen Mitglicdstaaten. 


Artikel 46 

1. Solange im innergemeinschaftlichen Handel Zölle 
erhoben werden, finden, soweit in dieser Akte nichts 
anderes bestimmt ist, die für den Handel mit dritten 
Ländern geltenden Zollbestimmungen in gleicher Weise 
auf den innergemeinschaftlichen Handel Anwendung. 

Für die Ermittlung des Zollwerts im innergemein- 
schaftlichen Handel ist als Zollgebiet das Zollgebiet zu- 
grundezulegen, das in den am 31. Dezember 1972 in der 
Gemeinschaft und in den neuen Mitgfiedstaaten gelten- 
den Bestimmungen festgelegt ist. 

2. Die Mitgliedstaaten wenden vom Beitritt an das 
Schema des Gemeinsamen Zolltarifs im innergemein- 
schaftlichen Handel an. Dänemark, Norwegen und das 
Vereinigte Königreich werden jedoch ermächtigt, die 
Anwendung des Schemas bis zum 1. Januar 1974 auf- 
zuschieben. 

Die neuen Mitgliedstaaten können in das Schema die 
bestehenden innerstaatlichen Unterteilungen überneh- 
men, die für die nach Maßgabe dieser Akte vorzuneh- 
mende schrittweise Abschaffung ihrer Zölle innerhalb 
der Gemeinschaft unerläßlich sind. 


Artikel 47 

1. Werden im Handel zwischen der Gemeinschaft in 
ihrer ursprünglichen Zusammensetzung und den neuen 
Mitgliedstaaten sowie zwischen den neuen Mitgliedstaa- 
ten auf Grunderzeugnisse, bei denen davon ausgegangen 
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wird, daß sie bei der Herstellung von Waren im Sinne 
der Verordnungen Nr. 170/67/EWG zur Festlegung der 
Handelsregelung für Eieralbumin und Milchalbumin und 
(EWG) Nr. 1059/69 zur Festlegung der Handelsregelung 
für bestimmte aus landwirtschaftlichen Erzeugnissen her- 
gestellte Waren verwendet wurden, Ausgleichsbeträge 
im Sinne des Artikels 55 Absatz 1 Buchstabe a erhoben, 
so wird bei der Einfuhr dieser Waren ein Ausgleichs- 
betrag angewandt, der ausgehend von diesen Beträgen 
nach den Regeln bestimmt wird, die in den genannten 
Verordnungen für die Berechnung der Abgabe oder des 
beweglichen Teilbetrags auf diese Waren vorgesehen 
sind. 

Bei der Einfuhr dieser Waren aus dritten Ländern in 
die neuen Mitgliedstaaten werden die Abgabe im Sinne 
der Verordnung Nr. 170/67/EWG und der bewegliche 
Teilbetrag im Sinne der Verordnung (EWG) Nr. 1059/69 
unter den gleichen Bedingungen wie in Artikel 55 Ab- 
satz 1 Buchstabe b vorgesehen um den Ausgleichsbetrag 
verringert oder erhöht. 

2. Artikel 61 Absatz 2 findet Anwendung bei der Be- 
stimmung des Zollsatzes, der den festen Teilbetrag der in 
den neuen Mitgliedstaaten auf Waren im Sinne der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1059/69 anwendbaren Belastung dar- 
stellt. 

Jeder im Handel zwischen der Gemeinschaft in ihrer 
ursprünglichen Zusammensetzung und den neuen Mit- 
gliedstaaten sowie zwischen den neuen Mitgliedstaaten 
angewandte feste Teilbetrag wird nach Maßgabe des 
Artikels 32 Absatz 1 beseitigt. 

Jeder von den neuen Mitgliedstaaten auf Einfuhren 
aus dritten Ländern angewandte feste Teilbetrag wird 
nach Maßgabe des Artikels 39 an den Gemeinsamen 
Zolltarif angenähert. 

3. Die neuen Mitgliedstaaten wenden das Schema des 
Gemeinsamen Zolltarifs auf Waren im Sinne der Ver- 
ordnungen Nr. 170/67/EWG und (EWG) Nr. 1059/69 spä- 
testens ab 1. Februar 1973 in vollem Umfang an. 

4. Die Zolle und Abgaben gleicher Wirkung, soweit 
sie nicht unter die Absätze 1 und 2 fallen, werden von 
den neuen Mitgliedstaaten am 1. Februar 1973 abge- 
schafft. 

Gleichzeitig werden die Maßnahmen mit gleicher Wir- 
kung wie mengenmäßige Beschränkungen von den neuen 
Mitgliedstaaten im Handel untereinander und mit der 
Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zusammensetzung 
beseitigt. 

5. Der Rat erläßt mit qualifizierter Mehrheit auf Vor- 
schlag der Kommission die Durchführungsbestimmungen 
zu diesem Artikel; er berücksichtigt dabei vor allem die 
Lage, die sich aus der Anwendung des Absatzes 1 Unter- 
absatz 1 und des Artikels 97 für eine bestimmte Ware 
ergeben kann. 


Artikel 48 

1 Die Bestimmungen dieses Titels stehen einer von 
Irland auf Erzeugnisse mit Ursprung im Vereinigten 
Königreich angewandten Regelung nicht entgegen, die 
gemäß den Bestimmungen des am 14. Dezember 1965 
Unterzeichneten Abkommens zur Gründung einer Frei- 
handelszone zwischen Irland und dem Vereinigten Kö- 
nigreich und der damit zusammenhängenden Überein- 
künfte eine raschere Abschaffung der Zölle und der 
Schutzanteile der Finanzzölle zuläßt. 

2. Ab 1. Januar 1974 sind die aufgrund des Artikels 45 
Absatz 2 erlassenen Vorschriften auf die zwischen Irland 
und dein Vereinigten Königreich geltende Zollregelung 
anwendbar. 
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Artikel 49 

1. Die dieser Akte beigefügten Protokolle Nrn. 8 bis 15 
stehen einer Änderung oder Aussetzung von Zollsätzen, 
über die nach Artikel 28 des EWG-Vertrags entschieden 
wurde, nicht entgegen. 

2. Die Protokolle im Anhang zum Abkommen über die 
Aufstellung eines Teils des Gemeinsamen Zolltarifs be- 
treffend die Waren der Liste G im Anhang zum EWG- 
Vertrag werden init Ausnahme des Protokolls Nr. XVII 
aufgehoben. 


Titel II 

Landwirtschaft 

Kapitel 1 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 50 

Soweit in diesem Titel nichts anderes bestimmt ist, 
finden die Vorschriften dieser Akte iuf die landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisse Anwendung. 


Artikel 51 

1. Dieser Artikel findet auf die Preise Anwendung, 
hinsichtlich deier in den Kapiteln 2 und 3 auf diesen 
Artikel verwiesen wird. 

2. Bis zur ersten Preisannäherung nach Artikel 52 wer- 
den die in jedem neuen Mitgliedstaat anzuwendenden 
Preise nach den in der gemeinsamen Marktorganisation 
für den betreffenden Warenbereich vorgesehenen Regeln 
in einer Höhe festgesetzt, die den Erzeugern dieses 
Bereichs Erlöse ermöglicht, die den zuvor nach der inner- 
staatlichen Regelung erzielten Erlösen gleichkommen. 

3. Für Norwegen und das Vereinigte Königreich wer- 
den diese Preise jedoch so festgesetzt, daß die Anwen- 
dung der Gemeinschaftsregelung zu Marktpreisen führt, 
die dem in dem betreffenden Mitgliedstaat während 
eines repräsentativen Zeitraums vor Anwendung der 
Gemeinschaftsregelung festgestellten Preisniveau ver- 
gleichbar sind. 


Artikel 52 

1. Führt die Anwendung dieses Titels zu einem von 
dem der gemeinsamen Preise abweichenden Preisniveau, 
so werden die Preise, hinsichtlich derer in den Kapiteln 2 
und 3 auf diesen Artikel verwiesen wird, in sechs Stufen 
den gemeinsamen Preisen angenähert. 

2. Vorbehaltlich des Absatzes 4 erfolgt die Annähe- 
rung jährlich zu Beginn des Wirtschaftsjahres nach fol- 
genden Bestimmungen: 

a) liegt der Preis eines Erzeugnisses in einem neuen 
Mitgliedstaat unter dem gemeinsamen Preis, so wird 
der Preis dieses Mitgliedstaats bei jeder Annäherung 
nacheinander um ein Sechstel, ein Fünftel, ein Viertel, 
ein Drittel und um die Hälfte des Unterschieds zwi- 
schen dem vor jeder Annäherung bestehenden Preis- 
niveau des neuen Mitgliedstaats und dem zum glei- 
chen Zeitpunkt bestehenden gemeinsamen Preis- 
niveau heraufgesetzt; der sich aus dieser Berechnung 
ergebende Preis wird im Verhältnis zur etwaigen 
Erhöhung des gemeinsamen Preises für das nächste 
Wirtschaftsjahr erhöht; 

b) liegt der Preis eines Erzeugnisses in einem neuen 
Mitgliedstaat über dem gemeinsamen Preis, so wird 
der Unterschied zwischen dem vor jeder Annäherung 
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in dem neuen Mitgliedstaat bestehenden Preisniveau 
lind dein für das nächste Wirtschaftsjahr geltenden 
gemeinsamen Preisniveau nacheinander um ein Sech- 
stel, ein Fünftel, ein Viertel, ein Drittel und um die 
Hälfte verringert. 

3. Im Interesse eines reibungslosen Ablaufs der Inte- 
gration kann der Rat nach dem Verfahren des Artikels 43 
Absatz 2 des EWG-Vertrags beschließen, daß abweichend 
von Absatz 2 in einem oder mehreren neuen Mitglied- 
staaten der Preis eines oder mehrerer Erzeugnisse wäh- 
rend eines Wirtschaftsjahres von den sich aus der An- 
wendung des Absatzes 2 ergebenden Preisen abweicht. 

Diese Abweichung darf höchstens 10 v. H. des Aus- 
maßes der durchzuführenden Preisbewegung betragen. 

In diesem Fall gilt für das folgende Wirtschaftsjahr das 
Preisniveau, das sich aus der Anwendung des Absatzes 2 
ergeben hätte, wenn die Abweichung nicht be- 
schlossen worden wäre. Für dieses Wirtschaftsjahr kann 
jedoch nach Unterabsatz 1 eine weitere Abweichung von 
diesem Niveau beschlossen werden. 

4. Die gemeinsamen Preise werden in den neuen Mit- 
gliedstaaten spätestens ab 1. Januar 1978 angewandt. 


Artikel 53 

Wird festgestellt, daß der Unterschied zwischen dem 
Preis für ein Erzeugnis in einem neuen Mitgliedstaat und 
dem gemeinsamen Preis äußerst gering ist, so kann der 
Rat nach dem Verfahren des Artikels 43 Absatz 2 des 
EWG-Vertrags beschließen, daß der gemeinsame Preis 
für das betreffende Erzeugnis in diesem neuen Mitglied- 
staat angewandt wird. 


Artikel 54 

1. Solange im Vereinigten Königreich ein Unterschied 
besteht zwischen den Preisen, die im Rahmen des inner- 
staatlichen Systems garantierter Preise erzielt wurden, 
und den Marktpreisen, die sich aus der Anwendung der 
Mechanismen der gemeinsamen Agrarpolitik und der 
Bestimmungen dieses Titels ergeben, ist dieser Mitglied- 
staat ermächtigt, Erzeugersubventionen beizubehalten. 

2 Das Vereinigte Königreich bemüht sich, dfese Sub- 
ventionen für alle Erzeugnisse, auf die Absatz 1 Anwen- 
dung findet, so bald wie möglich während des in Artikel 9 
Absatz 2 genannten Zeitraums abzuschaffen. 

3. Diese Subventionen dürfen nicht zur Folge haben, 
daß die Erlöse der Erzeuger das Niveau überschreiten, 
das sich aus der Anwendung der in Artikel 52 vor- 
gesehenen Regeln für die Annäherung der Preise auf 
diese Erlöse ergeben würde. 

4. Der Rat erläßt nach dem Verfahren des Artikels 43 
Absatz 2 des EWG-Vertrags die zur Durchführung dieses 
Artikels erfoiderlichen Bestimmungen, um das reibungs- 
lose Funktionieren der gemeinsamen Agrarpolitik, ins- 
besondere der gemeinsamen Marktorganisationen, sicher- 
zustellen. 


Artikel 55 

1. Die Preisunterschiede werden wie folgt ausgegli- 
chen: 

a) im Handel der neuen Mitgliedstaaten untereinander 
und mit der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen 
Zusammensetzung werden Ausgleichsbeträge vom 
einführenden Staat erhoben oder vom ausführenden 
Staat gewährt; 
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b) im Handel der neuen Mitgliedstaaten mit dritten Län- 
dern werden die im Rahmen der gemeinsamen Agrar- 
politik angewandten Abschöpfungen oder sonstigen 
Einfuhrabgaben und die Ausfuhrerstattungen um die 
im Handel mit der Gemeinschaft in ihrer ursprüng- 
lichen Zusammensetzung anwendbaren Ausgleichs- 
beträge gesenkt oder erhöht. Die Zölle dürfen jedoch 
nicht um den Ausgleichshetrag verringert werden. 

2. Bei den Erzeugnissen, deren Preise nach den Arti- 
keln 51 und 52 festgesetzt werden, sind die im Handel 
zwischen der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zu- 
sammensetzung und den neuen Mitgliedstaaten sowie 
zwischen den neuen Mitgliedstaaten und dritten Ländern 
anwendbaren Ausgleichsbeträge gleich dem Unterschied 
zwischen den für den betreffenden neuen Mitgliedstaat 
festgesetzten Preisen und den gemeinsamen Preisen. 

Bei den anderen Erzeugnissen werden die Ausgleichs- 
beträge in den Fällen der Kapitel 2 und 3 und nach 
Maßgabe dieser Kapitel festgesetzt. 

3. Die im Handel zwischen den neuen Mitgliedstaaten 
anwendbaren Ausgleichsbeträge werden im Verhältnis 
zu den für jeden von ihnen nach Absatz 2 festgesetzten 
Ausgleichsbeträgen festgelegt. 

4. Führt die Anwendung der Absätze 2 und 3 jedoch 
zu äußerst geringen Beträgen, so werden keine Aus- 
gleichsbeträge festgesetzt. 

5. Bei den Erzeugnissen, für die der Zollsatz des Ge- 
meinsamen Zolltarifs im Rahmen des Allgemeinen Zoll- 
und Handelsabkommens konsolidiert ist, wird die Kon- 
solidierung berücksichtigt. 

6. Der Ausgleichsbetrag, der von einem Mitgliedstaat 
nach Absatz 1 Buchstabe a erhoben oder gewährt wird, 
darf den Gesamtbetrag nicht überschreiten, den dieser 
Mitgliedstaat bei der Einfuhr aus dritten Ländern erhebt. 

Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag 
der Kommission Abweichungen von Unterabsatz 1 be- 
schließen, insbesondere um Verkehrsverlagerungen und 
Wettbewerbsverzerrungen zu verhindern. 


Artikel 56 

Liegt bei einem Erzeugnis der Weltmarktpreis über 
dem für die Berechnung der Einfuhrbelastung im Rah- 
men der gemeinsamen Agrarpolitik festgelegten Preis 
abzüglich des Ausgleichsbetrags, der nach Artikel 55 von 
der Einfuhrbelastung abgezogen wird, oder ist die Er- 
stattung bei der Ausfuhr nach dritten Ländern niedriger 
als der Ausgleichsbetrag oder wird eine Erstattung nicht 
gewährt, so können Maßnahmen getroffen werden, die 
geeignet sind, das reibungslose Funktionieren der ge- 
meinsamen Marktorganisationen zu gewährleisten. 


Artikel 57 

Für die neuen Mitgliedstaaten wird bei der Festlegung 
der Höhe der verschiedenen Bestandteile der Preis- und 
Interventionsregelung, mit Ausnahme der in den Arti- 
keln 51 und 70 genannten Preise, der im Ausgleichs- 
betrag wiedergegebene Preisunterschied berücksichtigt, 
soweit dies für das reibungslose Funktionieren der Ge- 
meinschaftsregelung erforderlich ist. 


Artikel 58 

Die gewährten Ausgleichsbeträge werden von der Ge- 
meinschaft aus dem Europäischen Ausrichtungs- und Ga- 
rantiefonds für die Landwirtschaft, Abteilung Garantie, 
finanziert. 
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Artikel 59 

Auf Erzeugnisse, bei deren Einfuhr aus dritten Lan- 
dern in die Gemeinschaft in ihier ursprünglichen Zu- 
sammensetzung Zölle erhoben werden, finden folgende 
Bestimmungen Anwendung; 

1. Die Einfuhrzölle werden zwischen der Gemeinschaft 
in ihrer urspiünghchen Zusammensetzung und den neuen 
Mitgliedstaaten sowie zwischen den neuen Mitgliedstaa- 
ten in fünf Stufen abgeschafft. Die erste Herabsetzung, 
bei der die Zollsätze auf 80 v. H. der Ausgangszollsätze 
gesenkt werden, und die vier weiteren Herabsetzungen 
um jeweils 20 v. H. werden nach folgendem Zeitplan 
vorgenommen: 

a) bei den Erzeugnissen, die unter die gemeinsame 
Marktorganisation für Rindfleisch fallen: jährlich zu 
Beginn des Wirtschaftsjahres, wobei die erste Herab- 
setzung im Jahre 1973 erfolgt; 

b) bei den Erzeugnissen, die unter die Verordnungen 
Nr. 23 über die schrittweise Errichtung einer gemein- 
samen Marktorganisation für Obst und Gemüse, 
(EWG) Nr. 234/68 über eine gemeinsame Marktorga- 
nisation für lebende Pflanzen und Waren des Blu- 
menhandels und (EWG) Nr. 865/68 über die gemein- 
same Marktorganisation für Verarbeitungserzeugnisse 
aus Obst und Gemüse fallen: am 1. Januar jedes 
Jahres, wobei die erste Herabsetzung am 1. Januar 
1974 erfolgt; 

c) bei den übrigen landwirtschaftlichen Erzeugnissen: 
nach dem in Artikel 32 Absatz 1 festgelegten Zeit- 
plan, wobei die erste Herabsetzung jedoch am 1. Juli 
1973 erfolgt. 

2. Zur schrittweisen Einführung des Gemeinsamen 
Zolltarifs verringert jeder neue Mitgliedstaat den Ab- 
stand zwischen dem Ausgangszollsatz und dem Satz des 
Gemeinsamen Zolltarifs in Raten von 20 v. H. Diese An- 
näherungen erfolgen zu den in Absatz 1 für die betref- 
fenden Erzeugnisse vorgesehenen Zeitpunkten. Bei den 
in Absatz 1 Buchstabe c genannten Erzeugnissen erfolgen 
die Annäherungen nach dem in Artikel 39 Absatz 1 vor- 
gesehenen Zeitplan. 

Auf Zollpositionen, bei denen die Ausgangszollsätze 
um höchstens 15 v. H. von den Sätzen des Gemeinsamen 
Zolltarifs abweichen, werden die letzteren jedoch für jede 
Gruppe der betreffenden Erzeugnisse vom Zeitpunkt der 
ersten Annäherung ab angewandt. 

3. Für die in Absatz 1 Buchstabe b genannten Erzeug- 
nisse kann der Rat bei der zweiten, dritten und vierten 
Herabsetzung oder Annäherung mit qualifizierter Mehr- 
heit auf Vorschlag der Kommission beschließen, daß diese 
Zölle bei einem oder mehreren dieser Erzeugnisse für 
einen oder mehrere neue Mitgliedstaaten während eines 
Jahres von den sich aus der Anwendung des Absatzes 1 
oder des Absatzes 2 ergebenden Sätzen abweichen. 

Die Abweichung darf höchstens 10 v. H. des Ausmaßes 
der nach den Absätzen 1 oder 2 durchzuführenden Ände- 
rung betragen. 

In diesem Fall sind im folgenden Jahr die Zollsätze 
anzuwenden, die sich aus der Anwendung des Ab- 
satzes 1 oder des Absatzes 2 ergeben hätten, wenn die 
Abweichung nicht beschlossen worden wäre. Für dieses 
Jahr kann jedoch nach Maßgabe der Unterabsätze 1 und 
2 erneut eine Abweichung von diesen Zollsätzen be- 
schlossen werden. 

Am 1. Januar 1978 werden die Zölle für diese Erzeug- 
nisse abgeschafft; von diesem Zeitpunkt an wenden die 
neuen Mitgliedstaaten den Gemeinsamen Zolltarif in 
vollem Umfang an. 
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4. Bei den einer gemeinsamen Marktorganisation un- 
terliegenden Erzeugnissen können die neuen Mitglied- 
Staaten nach dem Verfahren des Artikels 26 der Ver- 
ordnung Nr. 120/67/EWG über die gemeinsame Markt- 
organisation für Getreide oder nach den entsprechenden 
Artikeln der anderen Verordnungen über gemeinsame 
Agrarmarktorganisationen ermächtigt werden, die Ab- 
schaffung der in Absatz f genannten Zölle oder die in 
Absatz 2 vorgesehene Annäherung rascher als in den 
Absätzen f bis 3 vorgesehen durchzuführen oder die 
bei der Einfuhi von Erzeugnissen aus anderen Mitglied- 
staaten anwendbaren Zölle ganz oder teilweise auszu- 
setzen. 

Bei den anderen Erzeugnissen ist für die Durchführung 
der in Unterabsatz 1 genannten Maßnahmen keine Er- 
mächtigung erforderlich. 

Die sich aus einer beschleunigten Annäherung erge- 
benden Zollsätze dürfen nicht niedriger sein als die 
Zollsätze, die bei der Einfuhr der gleichen Erzeugnisse 
aus den anderen Mitgliedstaaten angewandt werden. 

Die neuen Mitgliedstaaten unterrichten die anderen 
Mitgliedstaaten und die Kommission über die getroffe- 
nen Maßnahmen. 


Artikel 60 

1. Die in der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen 
Zusammensetzung für Zölle, Abgaben gleicher Wirkung, 
mengenmäßige Beschränkungen und Maßnahmen glei- 
cher Wirkung geltende Regelung findet in den neuen 
Mitgliedstaaten vom 1. Februar 1973 an, vorbehaltlich 
der Artikel 55 lind 59, auf die Erzeugnisse Anwendung, 
die zum Zeitpunkt des Beitritts unter eine gemeinsame 
Marktorganisation fallen. 

2. Bei den Erzeugnissen, die zum Zeitpunkt des Bei- 
tritts nicht einer gemeinsamen Marktorganisation unter- 
liegen, finden die Bestimmungen des Titels I über die 
schrittweise Beseitigung der Abgaben mit gleicher Wir- 
kung wie Zölle, der mengenmäßigen Beschränkungen 
und der Maßnahmen gleicher Wirkung keine Anwen- 
dung auf diese Abgaben, Beschränkungen und Maß- 
nahmen, wenn sie zum Zeitpunkt des Beitritts Bestand- 
teil einer einzelstaatlichen Marktordnung sind. 

Unterabsatz 1 gilt bis zur Anwendung der gemein- 
samen Marktorganisation für diese Erzeugnisse und nur 
insoweit, als dies zur Aufrechterhaltung der innerstaat- 
lichen Marktordnung erforderlich ist. 

3. Die neuen Mitgliedstaaten wenden für die unter 
eine gemeinsame Marktorganisation fallenden Erzeug- 
nisse spätestens vom 1. Februar 1973 ab das Schema des 
Gemeinsamen Zolltarifs an. 

Soweit sich daraus keine Schwierigkeiten für die An- 
wendung der Gemeinschaftsregelung, insbesondere für 
das Funktionieren der gemeinsamen Marktorganisatio- 
nen und der in diesem Titel vorgesehenen Übergangs- 
mechanismen, ergeben, kann der Rat mit qualifizierter 
Mehrheit auf Vorschlag der Kommission einen neuen 
Mitgliedstaat ermächtigen, in dieses Schema die beste- 
henden einzelstaatlichen Unterteilungen zu übernehmen, 
die für die schrittweise Annäherung an den Gemein- 
samen Zolltarif oder für die Abschaffung der Zölle inner- 
halb der Gemeinschaft in Übereinstimmung mit dieser 
Akte unerläßlich sind. 


Artikel 61 

1. Der Bestandteil zum Schutz der Verarbeitungsindu- 
strie, der bei Erzeugnissen, die unter die gemeinsamen 
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Marktorganisationen für Getreide, Reis und Verarbei- 
tungseizeugnisse aus Obst und Gemüse fallen, in die 
Berechnung der Belastung der Einfuhr aus dritten Län- 
dern einbezogen wird, wird bei der Einfuhr aus den 
neuen Mitgliedstaaten in die Gemeinschaft in ihrer ur- 
sprünglichen Zusammensetzung erhoben. 

2. Für Einfuhren in die neuen Mitgliedstaaten wird 
der Betrag dieses Bestandteils dadurch bestimmt, daß der 
Bestandteil oder die Bestandteile zum Schutz der Ver- 
arbeitungsindustrie von dem ab 1. Januar 1972 geltenden 
Gesamtschutz getrennt werden. 

Dieser Bestandteil oder diese Bestandteile werden bei 
der Einfuhr aus anderen Mitgliedstaaten erhoben und 
treten, was die Belastung bei der Einfuhr aus dritten 
Ländern anbelangt, an die Stelle des dem Gemein- 
schaftsschutz dienenden Bestandteils. 

3. Artikel 59 findet auf den in den Absätzen 1 und 2 
genannten Bestandteil Anwendung. Die betreffenden 
Herabsetzungen oder Annäherungen werden jedoch für 
die Erzeugnisse der Sektoren Getreide und Reis zu 
Beginn des für das betreffende Grunderzeugnis fest- 
gelegten Wirtschaftsjahres vorgenommen. 


Artikel 62 

1. Der Rat erläßt mit qualifizierter Mehrheit auf Vor- 
schlag der Kommission die zur Durchführung dieses Ti- 
tels erforderlichen Bestimmungen. 

2. Der Rat kann einstimmig auf Vorschlag der Kom- 
mission und nach Anhörung der Versammlung die in- 
folge einer Änderung der Gemeinschaftsregelung erfor- 
derlichen Anpassungen der in den Kapiteln 2, 3 und 4 
enthaltenen Einzelheiten vornehmen. 


Artikel 63 

1. Sind Ubergangsmaßnahmen notwendig, um die 
Überleitung von der in den neuen Mitgliedstaaten be- 
stehenden Regelung zu der Regelung zu erleichtern, die 
sich aus der Anwendung der gemeinsamen Marktorgani- 
sation nach Maßgabe dieses Titels ergibt, insbesondere 
wenn die Anwendung der neuen Regelung zum vor- 
gesehenen Zeitpunkt bei bestimmten Erzeugnissen er- 
hebliche Schwierigkeiten verursacht, so werden diese 
Maßnahmen nach dem Verfahren des Artikels 26 der 
Verordnung Nr. 120 67/EWG oder der entsprechenden 
Artikel der anderen Verordnungen über gemeinsame 
Agrarmarktorganisationen getroffen. Diese Maßnahmen 
können während eines Zeitraums, der am 31. Januar 1974 
endet, getroffen werden; ihre Anwendbarkeit ist auf 
diese Frist begrenzt. 

2. Der Rat kann einstimmig auf Vorschlag der Kom- 
mission und nach Anhörung der Versammlung die in 
Absatz 1 genannte Frist bis zum 31. Januar 1975 ver- 
längern. 


Artikel 64 

Die Bestimmungen dieses Titels berühren nicht das 
Ausmaß der Liberalisierung des Handels mit landwirt- 
schaftlichen Erzeugnissen, das sich aus dem am 14. De- 
zember 1965 Unterzeichneten Abkommen zur Gründung 
einer Freihandelszone zwischen Irland und dem Ver- 
einigten Königreich und den damit zusammenhängenden 
Übereinkünften ergibt. 
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Kapitel 2 

Bestimmungen über gemeinsame Marktorganisationen 


Abschnitt 1 
Obst und Gemüse 


Artikel 65 

1. Ein Ausgleichsbetrag wird für Obst und Gemüse 
festgesetzt, für das 

a) der betreffende neue Mitgliedstaat im Jahre 1971 
mengenmäßige Beschränkungen oder Maßnahmen 
gleicher Wirkung anwandte, 

b) ein gemeinsamer Grundpreis festgesetzt ist und 

c) der Erzeugerpreis in dem betreffenden neuen Mit- 
gliedstaat den Grundpreis erheblich überschreitet, der 
in der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zusam- 
mensetzung während der Zeit vor der Anwendung 
der Gemeinschaftsregelung auf die neuen Mitglied- 
staaten anwendbar war. 

2. Der Erzeugerpreis im Sinne des Absatzes 1 Buch- 
stabe c wird berechnet unter Anwendung der in Artikel 4 
Absatz 2 der Verordnung Nr. 159/66/EWG mit zusätzli- 
chen Vorschriften für die gemeinsame Marktorganisation 
für Obst und Gemüse niedergelegten Grundsätze auf die 
Angaben des betreffenden neuen Mitgliedstaats. 

3. Der Ausgleichsbetrag findet nur während des Zeit- 
raums Anwendung, für den der Grundpreis gilt. 


Artikel 66 

1. Bis zur ersten Annäherung ist der Ausgleichs- 
betrag im Handel zwischen einem neuen Mitgliedstaat, 
in dem die in Artikel 65 Absatz 1 genannten Voraus- 
setzungen gegeben sind, und der Gemeinschaft in ihrer 
ursprünglichen Zusammensetzung oder anderen neuen 
Mitgliedstaaten, mit Ausnahme der in Unterabsatz 2 ge- 
nannten, oder dritten Ländern gleich dem Unterschied 
zwischen den in Artikel 65 Absatz 1 Buchstabe c ge- 
nannten Preisen. 

Im Handel zwischen zwei neuen Mitgliedstaaten, in 
denen die in Artikel 65 Absatz 1 genannten Voraus- 
setzungen gegeben sind, ist der Ausgleichsbetrag gleich 
dem Unterschied zwischen ihren Erzeugerpreisen. Der 
Ausgleichsbetrag wird nicht angewandt, wenn dieser 
Unterschied geringfügig ist. 

Die Unterschiede im Sinne der Unterabsätze 1 und 2 
werden, soweit erforderlich, um die Zollbelastunq berich- 
tigt. 

2. Bei den nachfolgenden Festsetzungen wird der Aus- 
gleichsbetrag am 1. Januar jedes Jahres um ein Fünftel 
des ursprünglichen Betrags herabgesetzt; die erste Her- 
absetzung erfolgt am 1. Januar 1974. 

Artikel 52 Absatz 3 ist sinngemäß anwendbar. Der 
Ausgleichsbetrag wird am 1. Januar 1978 abgeschafft. 


Artikel 67 

Zur Bestimmung der Einfuhrpreise werden von den in 
den neuen Mitgliedstaaten festgestellten Notierungen 
abgezogen: 

a) ein etwaiger Ausgleichsbetrag, 

b) die anstelle der Zölle des Gemeinsamen Zolltarifs 
auf Einfuhren aus dritten Ländern in die neuen Mit- 
gliedstaaten anwendbaren Zölle. 
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Artikel 68 

Die Bestimmungen über die gemeinsamen Qualitäts- 
normen sind im Vereinigten Königreidi auf die Vermark- 
tung einheimischer Erzeugnisse erst anwendbar 

a) ab 1. Februar 1974 für Artischocken, Spargel, Rosen- 
kohl, Sellerie, Chicoree, Knoblauch, Speisezwiebeln, 

b) ab 1. Februar 1975 für Bohnen (Busch- und Stangen- 
bohnen), Kopfkohl, Speisemöhren, Kopfsalat, krause 
Endivie und Eskariol, Pflückerbsen, Spinat, Erdbeeren. 


Abschnitt 2 
Wein 

Artikel 69 

Irland und das Vereinigte Königreich werden ermäch- 
tigt, bis zum 31. Dezember 1975 die zusammengesetzten 
Bezeichnungen, die das Wort „Wein" enthalten, zur 
Benennung bestimmter Getränke beizubehalten, bei de- 
nen die Verwendung dieser Bezeichnungen nicht mit der 
Gemeinschaftsregelung vereinbar ist. Diese Abweichung 
gilt jedoch nicht für Erzeugnisse, die in die Mitglied- 
staaten der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zu- 
sammensetzung ausgeführt werden. 


Abschnitt 3 
Ölsaaten 

Artikel 70 

1. Bei Ölsaaten findet Artikel 52 auf die abgeleiteten 
Interventionspreise Anwendung. 

2. Die bis zur ersten Annäherung in den neuen Mit- 
gliedstaaten anwendbaren Interventionspreise werden 
nach den im Rahmen der gemeinsamen Marktorganisa- 
tion vorgesehenen Regeln unter Berücksichtigung des 
normalen Verhältnisses festgesetzt, das zwischen den für 
Ölsaaten zu erzielenden Einkünften und den Einkünften 
aus Erzeugnissen, die in der Fruchtfolge mit Ölsaaten 
in Wettbewerb treten, bestehen soll. 


Artikel 71 

Die Gemeinschaftsbeihilfe für die in einem neuen Mit- 
gliedstaat geernteten Ölsaaten wird um den in diesem 
Staat anwendbaren, um die Zollbelastung erhöhten Aus- 
gleichsbetrag berichtigt. 


Artikel 72 

Im Handel wird der Ausgleichsbetrag nur auf Erstat- 
tungen angewandt, die bei der Ausfuhr der in einem 
neuen Mitgliedstaat geernteten Ölsaaten nach dritten 
Ländern gewährt werden. 


Abschnitt 4 
Getreide 


Artikel 73 

Auf dem Getreidesektor finden die Artikl 51 und 52 
auf die abgeleiteten Interventionspreise Anwendung. 
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Artikel 74 

Die im Handel zwischen der Gemeinschaft in ihrer 
ursprünglichen Zusammensetzung und den neuen Mit- 
gliedstaaten sowie zwischen den neuen Mitgliedstaaten 
und dritten Ländern anwendbaren Ausgleichsbeträge 
werden wie folgt festgesetzt: 

1. Bei Getreidearten, für die kein abgeleiteter Inter- 
ventionspreis für die neuen Mitgliedstaaten festgesetzt 
ist, wird der bis zur ersten Annäherung anwendbare 
Ausgleichsbetrag von demjenigen für die konkurrierende 
Getreideart, für die ein abgeleiteter Interventionspreis 
festgesetzt ist, abgeleitet; dabei wird das Verhältnis 
zwischen den Schwellenpreisen der betreffenden Getrei- 
dearten berücksichtigt. Weicht jedoch das Verhältnis zwi- 
schen den Schwellenpreisen erheblich von dem Verhältnis 
der auf dem Markt des betreffenden neuen Mitgliedstaats 
festgestellten Preise ab, so kann letzteres Verhältnis 
berücksichtigt werden. 

Bei den nachfolgenden Festsetzungen wird der Betrag 
nach den in Artikel 52 für die Preisannäherung aufge- 
stellten Regeln ausgehend von dem in Unterabsatz 1 
genannten Betrag festgesetzt. 

2. Bei den in Artikel 1 Buchstaben c und d der Ver- 
ordnung Nr. 120/67/EWG genannten Erzeugnissen wird 
der Ausgleichsbetrag von dem Ausgleichsbetrag für die 
Getreidearten, denen sie zugeordnet sind, mit Hilfe der 
Koeffizienten oder Regeln für die Festlegung der Ab- 
schöpfung oder des beweglichen Teilbetrags der Ab- 
schöpfung für diese Erzeugnisse abgeleitet. 

Abschnitt 5 
Schweinefleisch 

Artikel 75 

1. Der Ausgleichsbetrag je Kilogramm für geschlachtete 
Schweine wird ausgehend von den Ausgleichsbeträgen 
für die Futtergetreidemenge berechnet, die in der Ge- 
meinschaft zur Erzeugung eines Kilogramms Schweine- 
fleisch erforderlich ist. 

2. Für die in Artikel 1 Absatz 1 der Verordnung 
Nr. 121/67/EWG über die gemeinsame Marktorganisation 
für Schweinefleisch genannten Erzeugnisse, ausgenom- 
men geschlachtete Schweine, wird der Ausgleichsbetrag 
mit Hilfe de; zur Berechnung der Abschöpfung ange- 
wandten Koeffizienten von dem in Absatz 1 genannten 
Ausgleichsbetrag abgeleitet. 

Artikel 76 

1. Bis zum 31. Dezember 1975 können Erzeugnisse, die 
nicht der Nummer 23 der Anlage I der Richtlinie Nr. 
64/433/EWG zur Regelung gesundheitlicher Fragen beim 
innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit frischem 
Fleisch entsprechen, in Dänemark, in Irland und im Ver- 
einigten Königreich von den Interventionsstellen auf- 
gekauft werden. 

2. Das Vereinigte Königreich wird ermächtigt, bis zum 
31. Oktober 1974 das gemeinschaftliche Handelsklassen- 
schema für die Einstufung von Schweinehälften nicht an- 
zuwenden. 


Abschnitt 6 
Eier 

Artikel 77 

1. Der Ausgleichsbetrag für ein Kilogramm Eier in 
der Schale wird ausgehend von den Ausgleichsbeträgen 
für die Futtergetreidemenge berechnet, die in der Ge- 
meinschaft zur Erzeugung eines Kilogramms Eier in 
der Schale erforderlich ist. 
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2. Der Ausgleichsbetrag je Brutei wird ausgehend von 
den Ausgleichsbeträgen für die Futtergetreidemenge be- 
rechnet, die in der Gemeinschaft zur Erzeugung eines 
Bruteies erforderlich ist. 

3. Für die in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe b der Ver- 
ordnung Nr. 122/67, EWG über die gemeinsame Markt- 
organisation für Eier genannten Erzeugnisse wird der 
Ausgleichsbetrag mit Hilfe der zur Berechnung der Ab- 
schöpfung angewandten Koeffizienten von dem Aus- 
gleichsbetrag für Eier in der Schale abgeleitet. 


Artikel 78 

Irland und das Vereinigte Königreich können auf 
ihrem Markt als Vermarktungsnormen für Eier eine Ein- 
teilung in vier beziehungsweise fünf Gewichtsklassen 
beibehalten, sofern die Vermarktung von Eiern, die den 
gemeinschaftlichen Vermarktungsnormen entsprechen, 
nicht wegen der unterschiedlichen Gewichtsklassenein- 
teilungen beschränkt wird. 


Abschnitt 7 
Geflügelfleisch 

Artikel 79 

1. Der Ausgleichsbetrag für ein Kilogramm geschlach- 
tetes Geflügel wird ausgehend von den Ausgleichs- 
beträgen für die Futtergetreidemenge berechnet, die in 
der Gemeinschaft zur Erzeugung eines Kilogramms ge- 
schlachtetes Geflügel der jeweiligen Art erforderlich ist. 

2. Der Ausgleichsbetrag je Küken wird ausgehend von 
dem Ausgleichsbetrag für die Futtergetreidemenge be- 
rechnet, die in der Gemeinschaft zur Erzeugung eines 
Kükens erforderlich ist. 

3. Für die in Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe d der Ver- 
ordnung Nr. 123/67/EWG über die gemeinsame Markt- 
organisation für Geflügelfleisch genannten Erzeugnisse 
wird der Ausgleichsbetrag mit Hilfe der zur Berechnung 
der Abschöpfung angewandten Koeffizienten von dem 
Ausgleichsbetrag für geschlachtetes Geflügel abgeleitet. 


Abschnitt 8 
Reis 

Artikel 80 

Die im Handel zwischen der Gemeinschaft in ihrer 
ursprünglichen Zusammensetzung und den neuen Mit- 
gliedstaaten sowie zwischen den neuen Mitgliedstaaten 
und dritten Ländern anwendbaren Ausgleichsbeträge 
werden wie folgt festgesetzt: 

1. Für rundkörnigen geschälten Reis, langkörnigen ge- 
schälten Reis und Bruchreis wird der bis zur ersten 
Annäherung anwendbare Ausgleichsbetrag auf der 
Grundlage des Unterschieds zwischen dem Schwellen- 
preis und den Marktpreisen festgesetzt, die während 
eines Bezugszeitraums auf dem Markt des betreffenden 
neuen Mitgliedstaats festgestellt werden. 

Bei den nachfolgenden Festsetzungen wird der Betrag 
ausgehend von dem in Unterabsatz 1 genannten Betrag 
nach den in Artikel 52 für die Preisannäherung auf- 
gestellten Regeln festgesetzt. 

2. Bei Rohreis, halbgeschliffenem Reis, vollständig ge- 
schliffenem Reis und den in Artikel 1 Absatz 1 Buch- 
stabe c der Verordnung Nr. 359/67/EWG über die ge- 
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meinsame Marktorganisation für Reis genannten Erzeug- 
nissen wird der Ausgleichsbetrag für jedes dieser Er- 
zeugnisse von dem Ausgleichsbetrag für das in Absatz 1 
genannte Erzeugnis, dem es zugeordnet ist, mit Hilfe der 
Koeffizienten für die Festlegung der Abschöpfung oder 
des beweglichen Teilbetrags der Abschöpfung abgeleitet. 


Abschnitt 9 
Zucker 

Artikel 81 

Auf dem Zuckersektor finden die Artikel 51 und 52 auf 
den abgeleiteten Interventionspreis für Weißzucker, den 
Interventionspreis für Rohzucker und den Mindestpreis 
für Zuckerrüben Anwendung. 

Artikel 82 

Die im Handel zwischen der Gemeinschaft in ihrer 
ursprünglichen Zusammensetzung und den neuen Mit- 
gliedstaaten sowie zwischen den neuen Mitgliedstaaten 
und dritten Ländern anwendbaren Ausgleichsbeträge 
werden abgeleitet: 

a) für die in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe b der Ver- 
ordnung Nr. 1009/67/EWG über die gemeinsame 
Marktorganisation für Zucker aufgeführten Erzeug- 
nisse, außer frischen Zuckerrüben, von dem auf das 
betreffende Ausgangserzeugnis anwendbaren Aus- 
gleichsbetrag nach den Regeln für die Berechnung der 
Abschöpfung; 

b) für die in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe d der Ver- 
ordnung Nr. 1009/67/EWG aufgeführten Erzeugnisse 
von dem auf das betreffende Ausgangserzeugnis an- 
wendbaren Ausgleichsbetrag nach den Regeln für die 
Berechnung 

— der Abschöpfung, soweit es sich um den Aus- 
gleichsbetrag bei der Einfuhr handelt,- 

— der Erstattung, soweit es sich um den Ausgleichs- 
betrag bei der Ausfuhr handelt. 


Artikel 83 

Der in Artikel 25 Absatz 3 der Verordnung Nr. 1009/ 
67/EWG genannte Betrag wird in den neuen Mitglied- 
staaten um den nach Artikel 55 Absatz 2 berechneten 
Ausgleichsbetrag berichtigt. 


Abschnitt 10 

Lebende Pflanzen und Waren des Blumenhandels 
Artikel 84 

Die Bestimmungen über die gemeinsamen Qualitäts- 
normen sind im Vereinigten Königreich auf die Vermark- 
tung von einheimischen Erzeugnissen erst ab 1. Februar 
1974, auf die Vermarktung von Schnittblumen erst ab 
1. Februar 1975 anwendbar. 


Abschnitt 11 

Milch und Milcherzeugnisse 


Artikel 85 

Die Artikel 51 und 52 finden auf die Interventions- 
preise tür Butter und Magermilchpulver Anwendung. 
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Artikel 86 

Im Handel zwischen der Gemeinschaft in ihrer ur- 
sprünglichen Zusammensetzung und den neuen Mitglied- 
staaten sowie zwischen den neuen Mitgliedstaaten und 
dritten Ländern werden die Ausgleichsbeträge wie folgt 
festgesetzt: 

1. Für die Leiterzeugnisse, außer den in Artikel 85 ge- 
nannten, wird der bis zur ersten Annäherung anwend- 
bare Ausgleichsbctrag auf der Grundlage des Unter- 
schieds zwischen dem repräsentativen Marktpreis des 
betreffenden neuen Mitgliedstaats und dem repräsen- 
tativen Marktpreis der Gemeinschaft in ihrer ursprüng- 
lichen Zusammensetzung während eines repräsentativen 
Zeitraums, welcher der Anwendung der Gemeinschafts- 
regelung in dem betreffenden neuen Mitgliedstaat vor- 
ausgeht, festgesetzt. 

Bei der Festsetzung der nach der ersten Annäherung 
anwendbaren Ausgleichsbeträge werden der nach Unter- 
absatz 1 oder Absatz 3 festgesetzte Betrag und die in 
Artikel 52 für die Preisannäherung aufgestellten Regeln 
berücksichtigt. 

2. Bei Erzeugnissen, die keine Leiterzeugnisse sind, 
werden die Ausgleichsbeträge von dem Ausglcichs- 
betrag für das Leiterzeugnis der Gruppe, zu der das be- 
treffende Erzeugnis gehört, nach den Regeln für die 
Berechnung der Abschöpfung abgeleitet. 

3. Können Absatz 1 Unterabsatz 1 und Absatz 2 nicht 
angewandt werden oder führt ihre Anwendung zu Aus- 
gleichsbeträgen, die unnormale Preisverhältnisse nach 
sich ziehen, so wird der Ausgleichsbetrag ausgehend von 
den auf Butter und Magermilchpulver anwendbaren Aus- 
gleichsbeträgen berechnet. 


Artikel 87 

1. Bestand vor dem Beitritt eine je nach der Verwen- 
dung unterschiedliche Regelung für die Bewertung der 
Milch und führt die Anwendung des Artikels 86 zu 
Marktschwierigkeiten, so wird der bis zur ersten Annä- 
herung auf eines oder mehrere Erzeugnisse der Nummer 
04.01 des Gemeinsamen Zolltarifs anwendbare Aus- 
gleichsbetrag auf der Grundlage des Unterschieds zwi- 
schen den Marktpreisen festgesetzt. 

Bei den nachfolgenden Festsetzungen wird der Aus- 
gleichsbetrag jährlich zu Beginn des Wirtschaftsjahres 
um ein Sechstel des ursprünglichen Betrags herabgesetzt 
und am 1. Januar 1978 abgeschafft. 

2. Es werden geeignete Maßnahmen getroffen, um 
Wettbewerbsverzerrungen zu verhindern, die sich aus 
der Anwendung des Absatzes 1 für die betreffenden 
Erzeugnisse oder für andere Milcherzeugnisse ergeben 
könnten, und um etwaigen Änderungen des gemeinsa- 
men Preises Rechnung zu tragen. 


Artikel 88 

1. Irland wird ermächtigt, für den Butterverbrauch eine 
Subvention in dem Ausmaß zu gewähren, das erforder- 
lich ist, damit der Verbraucherpreis während der Über- 
gangszeit schrittweise an das Preisniveau in der Gemein- 
schaft in ihrer ursprünglichen Zusammensetzung ange- 
paßt werden kann. 

Macht Irland von der Ermächtigung nach Unterabsatz 1 
Gebrauch, so gewährt es für aus den anderen Mitglied- 
staaten eingeführte Butter eine Verbrauchersubvention 
in gleicher Höhe. 
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2. Diese Subvention wird in sechs Stufen abgeschafft, 
die mit den Stufen für die Angleichung des Butterpreises 
zusammenfallen. 


Artikel 89 

1. Die Abgabe von Milch, deren Fettgehalt unter 3,5 
v. H. liegt, als Vollmilch an den Verbraucher ist im 
Vereinigten Königreich bis zum 31. Dezember 1975 und 
in Irland bis zum 31. Dezember 1977 zulässig. 

Die nach Unterabsatz 1 als Vollmilch verkaufte Milch 
darf jedoch nicht entrahmt worden sein. Im übrigen sind 
die Bestimmungen über Vollmilch auch auf solche Milch 
anwendbar. 

2. Dänemark wird ermächtigt, die zum Zeitpunkt des 
Beitritts in bestimmten Gebieten bestehenden Exklusiv- 
konzessionen für die Milchlieferung bis zum 31. Dezem- 
ber 1977 beizubehalten. Konzessionen, die vor dem 
1. Januar 1978 ablaufen, dürfen jedoch nicht erneuert 
werden. 


Abschnitt 12 
Rindfleisch 

Artikel 90 

Die Artikel 51 und 52 finden auf die Orientierungs- 
preise für ausgewachsene Rinder und Kälber Anwen- 
dung. 


Artikel 91 

1. Der nach Artikel 55 berechnete Ausgleichsbetrag für 
ausgewachsene Rinder und Kälber wird, soweit erfor- 
derlich, um die Zollbelastung berichtigt. 

Ist die Zollbelastung im Handel zwischen der Gemein- 
schaft in ihrer ursprünglichen Zusammensetzung und den 
neuen Mitgliedstaaten sowie zwischen den neuen Mit- 
gliedstaaten höher als der nach Artikel 55 berechnete 
Ausgleichsbetrag, so wird der Zollsatz in einer Höhe 
ausgesetzt, bei der die Zollbehandlung diesem Ausgleichs- 
betrag entspricht. 

2. Bei Anwendung des Artikels 10 Absatz 1 Unter- 
absatz 3 oder des Artikels 11 Absatz 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 805/68 über die gemeinsame Marktorganisa- 
tion für Rindfleisch werden Maßnahmen getroffen, die 
geeignet sind, die Gemeinschaftspräferenz aufrechtzu- 
erhalten und Verkehrsverlagerungen zu verhindern. 

3. Der Ausgleichsbetrag für die im Anhang zur Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 805/68 aufgeführten Erzeugnisse wird 
unter Berücksichtigung der Absätze 1 und 2 und mit 
Hilfe der Regeln für die Festsetzung der Abschöpfungen 
für diese Erzeugnisse festgesetzt. 


Artikel 92 

Für die in Artikel 1 Buchstaben b und c der Verord- 
nung (EWG) Ni. 805/68 genannten Erzeugnisse wird die 
Erstattung bei der Ausfuhr aus den neuen Mitglied- 
staaten in dritte Länder um die Auswirkung des Unter- 
schieds zwischen den Zollsätzen berichtigt, die auf die im 
Anhang zur genannten Verordnung aufgeführten Erzeug- 
nisse bei der Einfuhr aus dritten Ländern in die Gemein- 
schaft in ihrer urspiünglichen Zusammensetzung oder die 
neuen Mitgliedstaaten angewandt werden. 
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Artikel 93 

Solange das Vereinigte Königreich gemäß Artikel 54 
Subventionen für die Erzeugung von Schlachtvieh bei- 
behält, ist Irland ermächtigt, zur Verhinderung von Ver- 
zerrungen auf dem irischen Viehmarkt die Maßnahmen 
auf dem Gebiet der Rindfleischausfuhr beizubehalten, die 
es vor dem Beitritt im Zusammenhang mit der im Ver- 
einigten Königreich angewandten Subventionsregelung 
anwandte. 


Abschnitt 13 

Vercirbeitungserzeugnisse aus Obst und Gemüse 


Artikel 94 

Die Ausgleichsbeträge werden auf der Grundlage der 
für Zucker, Glukose oder Glukosesirup festgesetzten Aus- 
gleichsbeträge festgelegt nach den Regeln für die Berech- 
nung 

• — der Abschöpfung, soweit es sich um den Ausgleichs- 
betrag bei der Einfuhr handelt; 

— der Erstattung, soweit es sich um den Ausgleichs- 
betrag bei der Ausfuhr handelt. 


Abschnitt 14 
Flachs 


Artikel 95 

1. Die Höhe der Beihilfe für Flachs wird für die neuen 
Mitgliedstaaten auf der Grundlage des Unterschieds zwi- 
schen den von den Flachserzeugern zu erzielenden Ein- 
künften und den Erlösen festgesetzt, die sich aus dem 
voraussichtlichen Marktpreis für dieses Erzeugnis erge- 
ben. 

2. Bei der Berechnung der von den Flachserzeugern 
zu erzielenden Einkünfte werden die Preise der in dem 
betreffenden neuen Mitgliedstaat in der Fruchtfolge kon- 
kurrierenden Erzeugnisse und das in der Gemeinschaft 
in ihrer ursprünglichen Zusammensetzung zwischen den 
Einkünften aus der Flachserzeugung und den Einkünften 
aus der Erzeugung konkurrierender Erzeugnisse beste- 
hende Verhältnis berücksichtigt. 


Abschnitt 15 
Saatgut 

Artikel 96 

Wird für die Erzeugung von Saatgut eine Beihilfe ge- 
währt, so kann deren Betrag für die neuen Mitglied- 
Staaten in einer anderen Höhe als für die Gemeinschaft 
in ihrer ursprünglichen Zusammensetzung festgelegt 
werden, wenn zwisdien den Einkünften der Erzeuger 
eines neuen Mitgliedstaats und den Einkünften der Er- 
zeuger der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zu- 
sammensetzung ein erheblicher Unterschied bestand. 

In diesem Fall ist bei der Festsetzung des Beihilfe- 
betrags für den neuen Mitgliedstaat den von den Saat- 
guterzeugern früher erzielten Einkünften sowie der Not- 
wendigkeit Rechnung zu tragen, etwaige Verzerrungen 
in der Produktionsstruktur zu vermeiden und diesen 
Betrag stufenweise dem Gemeinschaftsbetrag anzunä- 
hern. 
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Abschnitt 16 

Landwirtschaftliche Erzeugnisse, die in Form von 
nicht unter Anhang 11 des EWG-Vertrags fallenden 
Waren ausgeführl werden 


Artikel 97 

Die Ausgleichsbeträge werden auf der Grundlage der 
für die Ausgangserzeugnisse festgesetzten Ausgleichs- 
beträge nach den Regeln für die Berechnung der Er- 
stattungen berechnet, die vorgesehen sind in der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 204/69 zur Festlegung der allgemei- 
nen Regeln für die Gewährung von Ausfuhrerstattungen 
und der Kriterien zur Festsetzung des Erstattungsbetrags 
für bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse, die in 
Form von nicht unter Anhang II des Vertrags fallenden 
Waren ausgeführt werden. 


Kapitel 3 

Bestimmungen über Fischereierzeugnisse 


Abschnitt 1 

Gemeinsame M arklorganisation 
Artikel 98 

Die Artikel 51 und 52 finden auf die Orientierungs- 
preise für Fischereierzeugnisse Anwendung. Die Preis- 
annäherung erfolgt zu Beginn des Fischereiwirtschafts- 
jahres, erstmalig am 1. Februar 1973. 


Artikel 99 

Die Ausgleichsbeträge werden, soweit erforderlich, um 
die Zollbelastung berichtigt. 


Abschnitt 2 

Regelung der Fischereirechte 
Artikel 100 

1. Die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft werden er- 
mächtigt, abweichend von Artikel 2 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2141/70 über die Einführung einer gemein- 
samen Strukturpolitik für die Fischwirtschaft bis zum 
31. Dezember 1982 in den ihrer Hoheitsgewalt oder 
ihrer Gerichtsbarkeit unterliegenden Gewässern inner- 
halb einer Zone von sechs Seemeilen, die von den 
Basislinien des an der Küste gelegenen Mitgliedstaats 
aus berechnet wird, die Ausübung des Fischfangs nur 
solchen Schiffen zu gestatten, die herkömmlicherweise 
von den Häfen der betreffenden Küste aus in diesen 
Gewässern Fischfang treiben; vor der Küste Grönlands 
können jedoch Schiffe aus anderen Gebieten Dänemarks 
bis spätestens 31. Dezember 1977 Fischfang treiben. 

Die Mitgliedstaaten dürfen, soweit sie von dieser Ab- 
weichung Gebrauch machen, in bezug auf die Voraus- 
setzungen für den Fischfang in diesen Gewässern keine 
weniger restriktiven als die zum Zeitpunkt des Beitritts 
tatsächlich angewandten Bestimmungen erlassen. 

2. Absatz 1 und Artikel 101 berühren nicht die beson- 
deren Fischereirechte, die jeder der ursprünglichen Mit- 
gliedstaaten und der neuen Mitgliedstaaten am 31. Ja- 
nuar 1971 gegenüber einem oder mehreren anderen Mit- 
gliedstaaten geltend machen konnte; die Mitgliedstaaten 
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können diese Rechte so lange ausüben, wie in den be- 
treffenden Gebieten eine Ausnahmeregelung gilt. In 
bezug auf die Gewässer vor der Küste Grönlands laufen 
die Sonderrechte jedoch zu den für diese Rechte vorgese- 
henen Terminen ab. 

3. Erweitert ein Mitgliedstaat seine Fischereigrenzen 
in bestimmten Gebieten auf zwölf Seemeilen, so muß 
die innerhalb der zwölf Seemeilen bestehende Ausübung 
des Fischfangs gewahrt bleiben, so daß in dieser Hin- 
sicht keine Verschlechterung gegenüber der am 31. Ja- 
nuar 1971 bestehenden Lage eintritt. 

4. Damit sich in der Gemeinschaft im Verlauf des in 
Absatz 1 genannten Zeitraums ein befriedigendes Ge- 
samtgleichgewidit auf dem Gebiet des Fischfangs einstel- 
len kann, können die Mitgliedstaaten davon absehen, 
von den Möglichkeiten, die gemäß Absatz 1 Unterabsatz 
1 in bestimmten Gebieten der ihrer Hoheitsgewalt oder 
ihrer Gerichtsbarkeit unterliegenden Meeresgewässer 
geboten sind, voll Gebrauch zu machen. 

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission über 
die Maßnahmen, die sie zu diesem Zweck treffen; der 
Rat prüft anhand des Berichts der Kommission die Lage 
und richtet unter Berücksichtigung dieser Lage gegebe- 
nenfalls Empfehlungen an die Mitgliedstaaten. 


Artikel 101 

Die in Artikel 100 genannte Grenze von sechs See- 
meilen wird für folgende Gebiete auf zwölf Seemeilen 
erweitert: 

1. Dänemark 

— Färöer 

— Grönland 

* — Die Westküste von Thyborön bis Blaavands Huk 

2. Frankreich 

Die Küsten der Departements Manche, Ille-et-Vilaine, 
Cötes-du Nord, Finistere und Morbihan 

3. Irland 

— Die Nord- und Westküste von Lough Foyle bis Cork 
Harbour im Südwesten 

— Die Ostküste von Carlingford Lough bis Carnsore 
Point, für den Fang von Krebstieren und Weich- 
tieren („shellfish") 

4. Norwegen 

Die Küste von Egersund bis zur Grenze zwischen Nor- 
wegen und der Union der Sozialistischen Sowjet- 
republiken 

5. Vereinigtes Königreich 

— Shetland- und Orkney-Inseln 

— Der Norden und Osten Schottlands von Cape Wrath 
bis Berwick 

— Der Nordosten Englands vom Fluß Coquet bis 
Flamborough Head 

• — Der Südwesten vom Lyme Regis bis Hartland Point 
(einschließlich 12 Seemeilen um Lundy Island) 

— Die Grafschaft Down 


Artikel 102 

Spätestens ab dem sechsten Jahre nach dem Beitritt 
legt der Rat auf Vorschlag der Kommission die Voraus- 
setzungen für die Ausübung des Fischfangs im Hinblick 
auf den Schutz der Fischbestände und die Erhaltung der 
biologischen Schätze des Meeres fest. 
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Artikel 103 

Vor dem 31. Dezember 1982 legt die Kommission dem 
Rat einen Bericht über die wirtschaftliche und soziale 
Entwicklung der Küstengebiete der Mitgliedstaaten sowie 
über den Fischbestand vor. Auf der Grundlage dieses 
Berichts und unter Berücksichtigung der Ziele der ge- 
meinsamen Fischereipolitik prüft der Rat auf Vorschlag 
der Kommission die Bestimmungen, die den Ausnahme- 
regelungen, die bis zum 31. Dezember 1982 in Kraft sind, 
folgen könnten. 


Kapitel 4 

Sonstige Bestimmungen 

Abschnitt 1 

Veterinärrechtiiche Maßnahmen 
Artikel 104 

Die Richtlinie Nr. 64/432/EWG zur Regelung viehseu- 
chenrechtlicher Fragen beim innergemeinschaftlichen 
Handelsveikehr mit Rindern und Schweinen wird unter 
Berücksichtigung folgender Bestimmungen angewandt: 

1. Die neuen Mitgliedstaaten werden ermächtigt, bis 
zum 31. Dezember 1977 ihre innerstaatlichen Vorschriften 
über die Einfuhr von Zucht-, Nutz- und Schlachtrindern 
sowie von Zucht-, Nutz- und Schlachtschweinen, im Falle 
Dänemarks mit Ausnahme von Schlachtrindern, unter 
Beachtung der allgemeinen Bestimmungen des EWG- 
Vertrags beizubehalten. 

Im Rahmen der genannten Vorschriften werden An- 
passungen mit dem Ziel angestrebt, die Weiterentwick- 
lung des Handels sicherzustellen; zu diesem Zweck wer- 
den diese Vorschriften im Ständigen Veterinärausschuß 
geprüft. 

2. Bis zum 31. Dezember 1977 räumen die Bestim- 
mungsmitgliedstaaten den Versandmitgliedstaaten von 
Rindern die Ausnahmeregelung nach Artikel 7 Absatz 1 
Abschnitt A Buchstabe a der Richtlinie ein. 

3. Die neuen Mitgliedstaaten werden ermächtigt, bis 
zum 31. Dezember 1977 die Verfahren beizubehalten, die 
in ihrem Hoheitsgebiet angewandt werden, um einen 
Rinderbestand für „amtlich anerkannt tuberkulosefrei" 
oder „brucellosefrei" im Sinne des Artikels 2 der Richt- 
linie zu erklären, sofern die Bestimmungen der Richt- 
linie über die Anwesenheit gegen Brucellose geimpfter 
Tiere eingehalten werden. Die Bestimmungen über die 
Tests, die für innerhalb der Gemeinschaft gehandelte 
Tiere vorgesehen sind, bleiben vorbehaltlich der Absätze 
4 und 6 anwendbar. 

4. Bis zum 31. Dezember 1977 können Rinder aus Ir- 
land unter Abweichung von folgenden Bestimmungen 
der Richtlinie in das Vereinigte Königreich ausgeführt 
werden: 

a) Bestimmungen über Brucellose; die Bestimmungen 
über die Tests, die für innerhalb der Gemeinschaft 
gehandelte Tiere vorgesehen sind, bleiben jedoch bei 
der Ausfuhr nichtkastrierter Tiere anwendbar; 

b) Bestimmungen über Tuberkulose, sofern bei der Aus- 
fuhr eine Bescheinigung erteilt wird, aus der hervor- 
geht, daß das ausgeführte Tier aus einem Rinder- 
bestand stammt, der nach den in Irland geltenden 
Verfahren amtlich als tuberkulosefrei anerkannt wor- 
den ist; 

c) Bestimmungen über die obligatorische Trennung der 
Zucht- und Nutztiere von den Schlachttieren. 
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5. Dänemark wird ermächtigt, bis zum 31. Dezember 
1975 abweichend von den Bestimmungen des Anhangs B 
der Richtlinie Alt-Tuberkulin zu verwenden. 

6. Irland und das Vereinigte Königreich werden er- 
mächtigt, bis zum Inkrafttreten der gemeinschaftlichen 
Bestimmungen über die Vermarktung innerhalb der Mit- 
gliedstaaten für die unter die Richtlinie fallenden Erzeug- 
nisse ihre einzelstaatlichen Vorschriften über den Han- 
del zwischen Irland und Nordirland beizubehalten. 

Die betreffenden Mitgliedstaaten treffen geeignete 
Maßnahmen, um diese Ausnahmeregelung ausschließlich 
auf diesen Handel zu beschränken. 


Artikel 105 

Die Richtlinie Nr. 64/433/EWG zur Regelung gesund- 
heitlicher Fragen beim innergemeinschaftlichen Handels- 
verkehr mit frischem Fleisch wird unter Berücksichtigung 
folgender Bestimmungen angewandt: 

Irland, Norwegen und das Vereinigte Königreich 
— dieses füi Nordirland — weiden ermächtigt, bis zum 
31. Dezember 1977 für die Frischfleischeinfuhr ihre inner- 
staatlichen Vorschriften zum Schutz gegen die Einschlep- 
pung der Maul- und Klauenseuche unter Beachtung der 
allgemeinen Bestimmungen des EWG-Vertrags beizube- 
halten. 


Artikel 106 

Vor Ablauf der in den Artikeln 104 und 105 genannten 
Fristen wird die Lage in der Gemeinschaft in ihrer Ge- 
samtheit sowie in ihren Teilen unter Berücksichtigung 
der Entwicklung im Veterinärbereich geprüft. 

Die Kommission unterbreitet dem Rat spätestens am 
1. Juli 1976 einen Bericht sowie erforderlichenfalls ge- 
eignete Vorschläge, die dieser Entwicklung Rechnung 
tragen. 


Abschnitt 2 
Sonstige Maßnahmen 

Artikel 107 

Die in der Liste in Anhang V enthaltenen Rechtsakte 
finden gegenüber den neuen Mitgliedstaaten in Über- 
einstimmung mit diesem Anhang Anwendung. 


Titel III 

Auswärtige Beziehungen 


Kapitel 1 

Abkommen der Gemeinschaften mit bestimmten 
dritten Ländern 

Artikel 108 

1. Die neuen Mitgliedstaaten wenden die in Absatz 3 
genannten Abkommen mit dem Beitritt an; sie be- 
rücksichtigen dabei die gegebenenfalls erforderlichen 
Ubergangsmaßnahmen und Anpassungen, die in Proto- 
kollen niedergelegt werden, welche mit den an diesen 
Abkommen als Vertragsparteien beteiligten dritten Län- 
dern geschlossen und den Abkommen beigefügt werden. 
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2. Diese Ubergangsmaßnahmen tragen den in der Ge- 
meinschaft geltenden entsprechenden Maßnahmen Rech- 
nung und dürfen deren Geltungsdauer nicht überschrei- 
ten; ihr Zweck ist sicherzustellen, daß in der Gemein- 
schaft schrittweise ein einheitliches System zur Regelung 
ihrer Beziehungen zu den an diesen Abkommen als Ver- 
tragsparteien beteiligten dritten Ländern verwirklicht 
wird und daß die Rechte und Pflichten der Mitglied- 
staaten gleich sind. 

3. Die Absätze 1 und 2 gelten für die mit Griechen- 
land, der Türkei, Tunesien, Marokko, Israel, Spanien 
und Malta geschlossenen Abkommen. 

Die Absätze 1 und 2 gelten auch für die Abkommen, die 
die Gemeinschaft bis zum Beitritt mit anderen dritten 
Ländern des Mittelmeerraums schließt. 


Kapitel 2 

Beziehungen zu den assoziierten afrikanischen Staaten 
und Madagaskar und zu bestimmten Entwicklungsländern 
des Commonwealth 

Artikel 109 

1. Die sich aus dem am 29. Juli 1969 Unterzeichneten 
Abkommen über die Assoziation zwischen der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft und den mit dieser Ge- 
meinschaft assoziierten afrikanischen Staaten und Mada- 
gaskar und aus dem am 24. September 1969 Unterzeichne- 
ten Abkommen zur Gründung einer Assoziation zwischen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Ver- 
einigten Republik Tansania, der Republik Uganda und 
der Republik Kenia ergebenden Regelungen gelten nicht 
in den Beziehungen zwischen den neuen Mitgliedstaaten 
und den mit der Gemeinschaft durch die vorgenannten 
Abkommen assoziierten Staaten. 

Die neuen Mitgliedstaaten sind nicht verpflichtet, dem 
am 29. Juli 1969 Unterzeichneten Abkommen über die Er- 
zeugnisse, die unter die Zuständigkeit der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl fallen, beizutreten. 

2. Vorbehaltlich der Artikel 110 und 111 gilt für Er- 
zeugnisse mit Ursprung in den in Absatz 1 genannten 
assoziierten Staaten bei der Einfuhr in die neuen Mit- 
gliedstaaten die Regelung, die vor dem Beitritt auf sie 
angewandt wurde. 

3. Vorbehaltlich der Artikel 110 und 111 gilt für Er- 
zeugnisse mit Ursprung in den in Anhang VI genannten 
unabhängigen Ländern des Commonwealth bei der Ein- 
fuhr in die Gemeinschaft die Regelung, die vor dem 
Beitritt auf sie angewandt wurde. 


Artikel 110 

Haben die in der Liste des Anhangs II des EWG-Ver- 
trags aufgeführten Erzeugnisse, soweit für sie eine ge- 
meinsame Marktorganisation besteht, und die Erzeug- 
nisse, für die bei der Einfuhr in die Gemeinschaft infolge 
der Durchführung der gemeinsamen Agrarpolitik eine 
Sonderregelung gilt, ihren Ursprung in den in Artikel 
109 Absatz 1 genannten assoziierten Staaten oder den in 
Artikel 109 Absatz 3 genannten unabhängigen Ländern 
des Commonwealth, so wenden die neuen Mitgliedstaa- 
ten bei der Einfuhr dieser Erzeugnisse die Gemeinschafts- 
regelung in Übereinstimmung mit dieser Akte vorbe- 
haltlich der nachstehenden Bestimmungen an: 

a) sieht die Gemeinschaftsregelung die Erhebung von 
Zöllen bei der Einfuhr aus dritten Ländern vor, so 
wenden die neuen Mitgliedstaaten vorbehaltlich des 
Artikels 111 die von ihnen vor dem Beitritt ange- 
wandte Zollregelung an; 


47 



Drucksache VI/3408 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


b) bei Schutzfaktoren außer Zöllen legt der Rat mit qua- 
lifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission 
erforderlichenfalls geeignete Anpassungen der Ge- 
meinschaftsregelung fest, um sicherzustellen, daß 
diese Erzeugnisse unter entsprechenden Bedingungen 
wie vor dem Beitritt eingeführt werden. 


Artikel 111 

Führt die Annäherung an den Gemeinsamen Zolltarif 
in einem neuen Mitgliedstaat zu einer Herabsetzung des 
Zollsatzes, so wird dieser neue Zollsatz auf die Einfuhren 
nach Artikel 109 und 110 angewandt. 


Artikel 112 

1. Erzeugnisse mit Ursprung in den in Artikel 109 
Absatz 3 genannten unabhängigen Ländern des Com- 
monwealth, die innerhalb der in Anwendung des Arti- 
kels 115 bestimmten Fristen in das Vereinigte Königreich 
eingeführt werden, können nicht als dort im Sinne des 
Artikels 10 des EWG-Vertrags im freien Verkehr befind- 
lich angesehen werden, wenn sie in einen anderen neuen 
Mitghedstaat oder in die Gemeinschaft in ihrer ursprüng- 
lichen Zusammensetzung wiederausgeführt werden. 

2. Erzeugnisse mit Ursprung in den in Artikel 109 
Absatz 1 genannten assoziierten Staaten, die innerhalb 
der gleichen Fristen in die Gemeinschaft in ihrer ur- 
sprünglichen Zusammensetzung eingeführt werden, kön- 
nen nicht als dort im Sinne des Artikels 10 des EWG- 
Vertrags im freien Verkehr befindlich angesehen werden, 
wenn sie in die neuen Mitgliedstaaten wiederausgeführt 
werden. 

3. Die Kommission kann Abweichungen von den Be- 
stimmungen der Absätze 1 und 2 festlegen, wenn keine 
Gefahr einer Verkehrsverlagerung besteht, insbesondere 
wenn die Unterschiede zwischen den Einfuhrregelungen 
äußerst gering sind. 


Artikel 113 

1. Unmittelbar nach dem Beitritt teilen die neuen Mit- 
gliedstaaten den ursprünglichen Mitgliedstaaten und der 
Kommission ihre Bestimmungen mit, die für die Einfuhr 
von Erzeugnissen mit Ursprung in oder Herkunft aus den 
in Artikel 109 Absatz 3 genannten unabhängigen Län- 
dern des Commonwealth sowie den in Artikel 109 Ab- 
satz 1 genannten assoziierten Staaten gelten. 

2. Unmittelbar nach dem Beitritt teilt die Kommission 
den neuen Mitgliedstaaten die innergemeinschaftlichen 
oder vertraglichen Bestimmungen mit, die für die Einfuhr 
von Erzeugnissen mit Ursprung in oder Herkunft aus den 
in Artikel 109 Absatz 3 genannten unabhängigen Län- 
dern des Commonwealth sowie den in Artikel 109 Ab- 
satz 1 genannten assoziierten Staaten in die Gemein- 
schaft in ihrer ursprünglichen Zusammensetzung gelten. 


Artikel 114 

Bei Beschlüssen, die der Rat im Rahmen des Internen 
Abkommens über die zur Durchführung des am 29. Juli 
1969 Unterzeichneten Abkommens über die Assoziation 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
den mit dieser Gemeinschaft assoziierten afrikanischen 
Staaten und Madagaskar zu treffenden Maßnahmen und 
die dabei anzuwendenden Verfahren, des am 29. Juli 
1969 Unterzeichneten Internen Abkommens über die Fi- 
nanzierung und die Verwaltung der Hilfe der Gemein- 
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sdiaft und des am 24. September 1969 Unterzeichneten 
Internen Abkommens über die zur Durchführung des 
Abkommens zur Gründung einer Assoziation zwischen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Ver- 
einigten Republik Tansania, der Republik Uganda und 
der Republik Kenia zu treffenden Maßnahmen und die 
dabei anzuwendenden Verfahren erläßt, werden nur die 
Stimmen der ursprünglichen Mitgliedstaaten gezählt; das 
gleiche gilt für Stellungnahmen, die der Ausschuß für 
den Europäischen Entwicklungsfonds in diesem Rahmen 
abgibt; die Stimmen werden nach dem vor dem Beitritt 
geltenden Verfahren für die Ermittlung der qualifizierten 
Mehrheit beziehungsweise nach Artikel 13 Absatz 3 des 
Internen Abkommens über die Finanzierung und die 
Verwaltung der Hilfe der Gemeinschaft gewogen. 


Artikel 115 

1. Die Artikel 109 bis 114 qelten bis zum 31. Januar 
1975. 

2. Unter Berücksichtigung der Übergangsbestimmun- 
gen dieser Akte gilt für Erzeugnisse mit Ursprung in 
den in Artikel 109 Absatz 3 genannten unabhängigen 
Ländern des Commonwealth, die ihre Beziehungen zur 
Gemeinschaft vor dem genannten Zeitpunkt auf einer 
anderen Grundlage als der der Assoziation regeln, vom 
Zeitpunkt des Inkrafttretens ihrer Übereinkunft mit der 
Gemeinschaft an und für die darin nicht erfaßten Bereiche 
bei der Einfuhr in die neuen Mitgliedstaaten die gegen- 
über dritten Ländern angewandte Regelung. 

3. Bei Anwendung der in Artikel 62 Absatz 2 des am 
29. Juli 1969 Unterzeichneten Abkommens über die Asso- 
ziation zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft und den mit dieser Gemeinschaft assoziierten 
afrikanischen Staaten und Madagaskar oder der in Ar- 
tikel 36 Absatz 2 des am 24. September 1969 Unter- 
zeichneten Abkommens zur Gründung einer Assoziation 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
der Vereinigten Republik Tansania, der Republik Uganda 
und der Republik Kenia vorgesehenen Übergangsbe- 
stimmungen kann der Rat einstimmig nach Konsultie- 
rung der Kommission beschließen, die in Absatz 1 ge- 
nannte Frist für die Dauer der Anwendung dieser Über- 
gangsbestimmungen zu verlängern. 


Kapitel 3 

Beziehungen zu Papua — Neuguinea 

Artikel 116 

1. Die Artikel 109 Absatz 3 und 110 bis 113 gelten für 
die Einfuhr von Erzeugnissen mit Ursprung in oder Her- 
kunft aus Papua — Neuguinea in das Vereinigte König- 
reich bis zum 31. Dezember 1977. 

2. Diese Regelung kann insbesondere dann geändert 
werden, wenn dieses Gebiet vor dem 1. Januar 1978 die 
Unabhängigkeit erlangt. Der Rat erläßt mit qualifizierter 
Mehrheit auf Vorschlag der Kommission gegebenenfalls 
die erforderlichen Bestimmungen. 


Titel IV 

Assoziierung der überseeischen Länder und Gebiete 
Artikel 117 

1. Die Assoziierung der in Artikel 24 Absatz 2 genann- 
ten außereuropäischen Gebiete, die besondere Beziehun- 
gen mit Norwegen oder dem Vereinigten Königreich 
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unterhalten, und des ebenfalls dort genannten franzö- 
sisch-britischen Kondominiums Neue Hebriden wird frü- 
hestens am 1. Februar 1975 aufgrund eines Beschlusses 
wirksam, den der Rat nach Artikel 136 des EWG-Vertrags 
erläßt. 

2. Die neuen Mitgliedstaaten sind nicht verpflichtet, 
dem am 14. Dezember 1970 Unterzeichneten Abkommen 
über den Handel mit den überseeischen Ländern und 
Gebieten mit Erzeugnissen, die unter die Zuständigkeit 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl fal- 
len, beizutreten. 


Artikel 118 

Die Bestimmungen des Abschnitts III des Protokolls 
Nr. 22 über die Beziehungen zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und den assoziierten afrikani- 
schen Staaten und Madagaskar sowie den unabhängigen 
Entwicklungsländern des Commonwealth in Afrika, im 
Indischen Ozean, im Pazifischen Ozean und im Karibi- 
schen Raum gelten sowohl für die in Artikel 117 genann- 
ten Länder und überseeischen Gebiete als auch die 
außereuropäischen Länder und Gebiete, die besondere 
Beziehungen zu den ursprünglichen Mitgliedstaaten un- 
terhalten. 


Artikel 119 

1. Die Regelung, die sich aus dem Beschluß des Rates 
vom 29. September 1970 über die Assoziation der über- 
seeischen Länder und Gebiete mit der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft ergibt, gilt nicht in den Bezie- 
hungen zwischen diesen Ländern und Gebieten und den 
neuen Mitgliedstaaten. 

2. Für Erzeugnisse mit Ursprung in den mit der Ge- 
meinschaft assoziierten Ländern und Gebieten gilt bei 
der Einfuhr in die neuen Mitgliedstaaten die Regelung, 
die vor dem Beitritt auf sie angewandt wurde. 

Für Erzeugnisse mit Ursprung in den in Artikel 24 
Absatz 2 genannten außereuropäischen Gebieten, die 
besondere Beziehungen mit Norwegen oder dem Ver- 
einigten Königreich unterhalten, und im ebenfalls dort 
genannten französisch-britischen Kondominium Neue 
Hebriden gilt bei der Einfuhr in die Gemeinschaft die 
Regelung, die vor dem Beitritt auf sie angewandt wurde. 

Die Artikel 110 bis 114 gelten entsprechend. 

3. Dieser Artikel gilt bis zum 31. Januar 1975. Bei 
Anwendung des Artikels 115 Absatz 3 kann diese Frist 
nach dem Verfahren und nach Maßgabe des genannten 
Artikels verlängert werden. 


Titel V 

Kapitalverkehr 
Artikel 120 

1. Die neuen Mitgliedstaaten können die in der ersten 
Richtlinie des Rates vom 11. Mai 1960 zur Durchführung 
des Artikels 67 des EWG-Vertrags und in der zweiten 
Richtlinie des Rates vom 18. Dezember 1962 zur Ergän- 
zung und Änderung der ersten Richtlinie zur Durch- 
führung des Artikels 67 des EWG-Vertrags vorgesehene 
Liberalisierung des Kapitalverkehrs im Rahmen der in 
den Artikeln 121 bis 126 genannten Bedingungen und 
Fristen aufschieben. 

2. Zwischen den neuen Mitgliedstaaten und der Kom- 
mission finden rechtzeitig geeignete Konsultationen über 
die Einzelheiten der Liberalisierungs- oder Lockerungs- 
maßnahmen statt, deren Durchführung gemäß den nach- 
stehenden Bestimmungen aufgeschoben werden kann. 
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Artikel 121 

1. Dänemark kann 

a) die Liberalisierung des Erwerbs auf dänische Kronen 
lautender und in Dänemark an der Börse gehandelter 
Schuldverschreibungen durch Devisenausländer, ein- 
schließlich des Stückeverkehrs solcher Wertpapiere, 
bis zu zwei Jahren nach dem Beitritt aufschieben; 

b) die Liberalisierung des Erwerbs ausländischer, an Bör- 
sen gehandelter Wertpapiere durch Deviseninländer 
und des Rückkaufs dänischer, an Börsen gehandelter 
und ganz oder teilweise auf Fremdwährung lautender 
Wertpapiere aus dem Ausland, einschließlich des 
Stückeverkehrs solcher Wertpapiere, bis zu fünf Jah- 
ren nach dem Beitritt aufschieben. 

2. Dänemark wird vom Beitritt an eine schrittweise 
Liberalisierung der in Absatz 1 Buchstabe a genannten 
Geschäfte vornehmen. 


: A r t i k e 1 122 

1. Irland kann 

a) die Liberalisierung von Direktinvestitionen durch De- 
viseninländer in den Mitgliedstaaten und die Libera- 
lisierung der Liquidierung von Direktinvestitionen 
durch Deviseninländer in den Mitgliedstaaten bis zu 
zwei Jahren nach dem Beitritt aufschieben; 

b) die Liberalisierung des nachstehend bezeichneten Ka- 
pitaiverkehrs mit persönlichem Charakter bis zu drei- 
ßig Monaten nach dem Beitritt aufschieben: 

— Kapitaltransfer von auswandernden Deviseninlän- 
dern mit Ausnahme des mit der Freizügigkeit der 
Arbeitnehmer zusammenhängenden Kapitaltrans- 
fers, der vom Beitritt an liberalisiert wird; 

— Schenkungen und Stiftungen, Mitgiften, Erbschafts- 
steuern sowie Immobilienerwerb mit Ausnahme 
des mit der Freizügigkeit der Arbeitnehmer zusam- 
menhängenden Iminobilieneiwerbs, der vom Bei- 
tritt an liberalisiert wird; 

c) die Liberalisierung der Geschäfte, die in der Liste B 
der Anlage zu den in Artikel 120 bezeichneten Richt- 
linien aufgeführt sind und von Deviseninländern ge- 
tätigt werden, bis zu fünf Jahren nach dem Beitritt 
aufschieben. 

2. Irland erkennt an, daß es wünschenswert ist, vom 
Beitritt an eine erhebliche Lockerung der Regeln für die 
in Absatz 1 Buchstabe a genannten Geschäfte vorzuneh- 
men; es wird bestrebt sein, die hierfür erforderlichen 
Maßnahmen zu treffen. 


Artikel 123 

1. Norwegen kann 

a) die Liberalisierung von Kapitaleinfuhren für Direkt- 
investitionen in Form von langfristigen Darlehen in 
Unternehmen, die sich bereits in Norwegen nieder- 
gelassen haben, bis zu zwei Jahren nach dem Bei- 
tritt aufschieben; 

b) die Liberalisierung von Handelskrediten bis zu fünf 
Jahren für einen Zeitraum von zwei Jahren nach dem 
Beitritt aufschieben, sofern der ausländische Kredit- 
geber ein Finanzinstitut ist; 

c) die Liberalisierung des Erwerbs auf norwegische Kro- 
nen lautender und in Norwegen an Börsen gehandel- 
ter Aktien durch Devisenausländer, einschließlich des 
Stückeverkehrs solcher Wertpapiere, bis zu zwei Jah- 
ren nach dem Beitritt aufschieben; 
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d) die Liberalisierung der Geschäfte von Deviseninlän- 
dern mit ausländischen, an Börsen gehandelten Wert- 
papieren, einschließlich des Stückeverkehrs solcher 
Wertpapiere, bis zu fünf Jahren nach dem Beitritt 
aufschieben. 

2. Norwegen wird bei der vom Beitritt an erfolgenden 
Erteilung von Genehmigungen für die in Absatz 1 Buch- 
stabe a genannten Geschäfte Diskriminierungen zwischen 
norwegischen Unternehmen, gleichviel, ob diese von 
Unternehmen anderer Mitgliedstaaten kontrolliert wer- 
den oder nicht, vermeiden. 

3. Hinsichtlich der in Absatz 1 Buchstabe b genannten 
Geschäfte wird Norwegen bestrebt sein, von devisen- 
rechtlichen Beschränkungen Abstand zu nehmen und viel- 
mehr wirtschaftspolitische Maßnahmen anzuwenden, die 
mit den Gemeinschaftsregeln vereinbar sind. 

4. Norwegen erkennt an, daß es wünschenswert ist, 
die in Absatz 1 Buchstabe c genannten Geschäfte vom 
Beitritt an schrittweise zu liberalisieren; es wird bestrebt 
sein, die hierfür erforderlichen Maßnahmen zu treffen. 


Artikel 124 

1. Das Vereinigte Königreich kann 

a) die Liberalisierung von Direktinvestitionen durch De- 
viseuinländer in den Mitgliedstaaten und die Libera- 
lisierung der Liquidierung von Direktinvestitionen 
durch Deviseninländer in den Mitgliedstaaten bis zu 
zwei Jahren nach dem Beitritt aufschieben; 

b) die Liberalisierung des folgenden Kapitalverkehrs mit 
persönlichem Charakter bis zu dreißig Monaten nach 
dem Beitritt aufschieben: 

— Kapitaltransfer von auswandernden Deviseninlän- 
dern mit Ausnahme des mit der Freizügigkeit der 
Arbeitnehmer zusammenhängenden Kapitaltrans- 
fers, der vom Beitritt an liberalisiert wird,* 

— Schenkungen und Stiftungen, Mitgiften, Erbschafts- 
steuern sowie Immobilienerwerb mit Ausnahme 
des mit der Freizügigkeit der Arbeitnehmer zu- 
sammenhängenden Immobilienerwerbs, der vom 
Beitritt an liberalisiert wird; 

c) die Liberalisierung der Geschäfte, die in der Liste B 
der Anlage zu den in Artikel 120 bezeichneten Richt- 
linien aufgeführt sind und von Deviseninländern ge- 
tätigt werden, bis zu fünf Jahren nach dem Beitritt 
aufschieben. 

2. Das Vereinigte Königreich wird vom Beitritt an 
eine erhebliche Lockerung der Vorschriften für die in 
Absatz 1 Buchstabe a genannten Geschäfte vornehmen. 


Artikel 125 

Die neuen Mitgliedstaaten führen, wenn die Umstände 
es erlauben, die in den Artikeln 121 bis 124 vorgesehene 
Liberalisierung des Kapitalverkehrs schon vor Ablauf der 
dort genannten Fristen durch. 


Artikel 126 

Zur Durchführung der Bestimmungen dieses Titels 
kann die Kommission den Währungsausschuß anhören 
und dem Rat zweckdienliche Vorschläge unterbreiten. 
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Titel VI 

Finanzvorschriften 

Artikel 127 

Der Beschluß vom 21. April 1970 über die Ersetzung 
der Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten durch eigene Mit- 
tel der Gemeinschaften, im folgenden „Beschluß vom 
21. April 1970" genannt, wird unter Berücksichtigung 
der folgenden Bestimmungen angewandt. 


Artikel 128 

Einnahmen im Sinne des Artikels 2 des Beschlusses 
vom 21. April 1970 sind auch 

a) unter den als Abschöpfungen bezeichneten Einnahmen 
die Einnahmen aus allen Ausgleichsbeträgen, die bei 
Einfuhren nach Artikel 47 und 55 erhoben werden, 
und aus festen Teilbeträgen, die im Handel zwischen 
der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zusammen- 
setzung und den neuen Mitgliedstaaten sowie zwi- 
schen den neuen Mitgliedstaaten selbst nach Artikel 
61 angewendet werden; 

b) unter den als Zölle bezeichneten Einnahmen die Zölle, 
die von den neuen Mitgliedstaaten im Handel mit den 
Nichtmitgliedstaaten erhoben werden, sowie die 
Zölle, die im Handel zwischen der Gemeinschaft in 
ihrer ursprünglichen Zusammensetzung und den 
neuen Mitgliedstaaten und zwischen den neuen Mit- 
gliedstaaten selbst erhoben werden. 


Artikel 129 

1. Die in Artikel 3 Absatz 2 des Beschlusses vom 
21. April 1970 genannten Finanzbeiträge der Mitglied- 
staaten werden wie folgt aufgeteilt: 

— zwischen den neuen Mitgliedstaaten 

Dänemark 2,42 v. H. 

Irland 0,60 v. H. 

Norwegen 1,66 v. H. 

Vereinigtes Königreich 19,00 v. H. 

— und zwischen den ursprünglichen Mitgliedstaaten nach 
Abzug der obengenannten Finanzbeiträge der neuen 
Mitgliedstaaten gemäß dem in Artikel 3 Absatz 2 des 
Beschlusses vom 21. April 1970 vorgesehenen Auf- 
bringungsschlüssel. 

2. Für das Jahr 1973 dienen als Bezugsgröße für die 
Berechnung der Schwankungsbreiten im Sinne des Arti- 
kels 3 Absatz 3 des Beschlusses vom 21. April 1970 

— für die neuen Mitgliedstaaten die in Absatz 1 genann- 
ten Hundertsätze; 

— für die ursprünglichen Mitgliedstaaten ihr Anteil im 
Vorjahr unter Berücksichtigung der in Absatz 1 ge- 
nannten Hundertsätze der neuen Mitgliedstaaten. 


Artikel 130 

Die eigenen Mittel sowie die Finanzbeiträge und ge- 
gebenenfalls die Beiträge nach Artikel 4 Absätze 2, 3 
und 4 des Beschlusses vom 21. April 1970 sind von den 
neuen Mitgliedstaaten nur in folgender Höhe zu leisten: 

45.0 v. H. im Jahre 1973 

56.0 v.H. im Jahre 1974 

67.5 v.H. im Jahre 1975 

79.5 v.H. im Jahre 1976 

92.0 v.H. im Jahre 1977 
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Artikel 131 

1. Die eigenen Mittel sowie gegebenenfalls die Bei- 
träge nach Artikel 4 Absätze 2 r 3 und 4 des Beschlusses 
vom 21. April 1970 sind ab 1. Januar 1978 von den neuen 
Mitgliedstaaten vorbehaltlich nachstehender Bestimmun- 
gen in vollem Umfang zu leisten: 

a) die Erhöhung des von jedem neuen Mitgliedstaat als 
eigene Mittel und Beiträge für 1978 zu erbringenden 
Anteils gegenüber dem für 1977 geschuldeten Anteil 
darf nidit mehr betragen als zwei Fünftel der Diffe- 
renz zwischen dem als eigene Mittel und Beiträge für 
1977 geschuldeten Anteil und dem Anteil, den. jeder 
neue Mitgliedstaat im gleichen Jahr als eigene Mittel 
und Beiträge hätte einzahlen müssen, wenn dieser 
Anteil nach der Regelung berechnet worden wäre, die 
aufgrund des Beschlusses vom 21. April 1970 ab 1978 
für die ursprünglichen Mitgliedstaaten gilt; 

b) für 1979 darf die Erhöhung des Anteils jedes neuen 
Mitgliedstaates gegenüber 1978 die Erhöhung des 
Jahres 1978 gegenüber 1977 nicht übersteigen. 

2. Die Kommission stellt die für die Durchführung 
dieses Artikels erforderlichen Berechnungen an. 


Artikel 132 

Bis zum 31. Dezember 1979 wird der Teil des Haus- 
halts der Gemeinschaften, der infolge der Anwendung 
der Artikel 130 und 131 ungedeckt bleibt, in den sich 
für die ursprünglichen Mitgliedstaaten aus der Auftei- 
lung nach Artikel 129 ergebenden Betrag eingefügt. Die- 
ser Gesamtbetrag wird nach den Vorschriften des Be- 
schlusses vom 21. April 1970 auf die ursprünglichen Mit- 
gliedstaaten umgelegt. 


Titel VII 

Sonstige Bestimmungen 

Artikel 133 

Die in der Liste des Anhangs VII aufgeführten Rechts- 
akte gelten für die neuen Mitgliedstaaten nach Maßgabe 
dieses Anhangs. 


Artikel 134 

1. Binnen fünf Jahren nach dem Beitritt prüft die Kom- 
mission mit den betreffenden Regierungen, ob die auf- 
grund geltender Rechts- und Verwaltungsvorschriften in 
den neuen Mitgliedstaaten bestehenden Maßnahmen, auf 
die, wenn sie nadi dem Beitritt eingeführt worden wären, 
Artikel 67 des EGKS-Vertrags anwendbar wäre, im Ver- 
gleich zu den in den ursprünglichen Mitgliedstaaten 
geltenden Maßnahmen ernste Verzerrungen der Wett- 
bewerbsbedingungen in der Kohle- und Stahlindustrie 
innerhalb des gemeinsamen Marktes oder auf den Aus- 
fuhrmärkten verursachen könnten. Die Kommission kann 
nach Konsultierung des Rates den betreffenden Regie- 
rungen Maßnahmen Vorschlägen, die sie zur Berichtigung 
dieser Maßnahmen oder zum Ausgleich ihrer Wirkungen 
für angebracht hält. 

2. Bis zum 31. Dezember 1977 dürfen die von Unter- 
nehmen auf dem irischen Markt für Stahlverkäufe an- 
gewandten Preise, umgerechnet auf ihr Äquivalent an 
dem Ort, der für die Aufstellung ihrer Preistafel gewählt 
wurde, nur dann unter den Preisen ihrer Preistafel für 
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vergleichbare Geschäfte liegen, wenn die Kommission 
dies im Einvernehmen mit der irischen Regierung ge- 
nehmigt hat; Artikel 60 Absatz 2 Buchstabe b letzter 
Unterabsatz des EGKS-Vertrags bleibt unberührt. 

3. Sollte die Geltungsdauer der Entscheidung Nr. 1/64 
der Hohen Behörde vom 15. Januar 1964 über ein Verbot 
der Angleichung an Angebote von Stahlerzeugnissen 
und Roheisen aus Staatshandelsländern und Staatshan- 
delsgebieten nach dem Beitritt verlängert werden, so 
gilt das Verbot bis zum 31. Dezember 1975 nicht für 
Erzeugnisse, die für den dänischen und den norwegischen 
Markt bestimmt sind. 


Artikel 135 

1. Bis zum 31. Dezember 1977 kann ein neuer Mit- 
gliedstaat bei Schwierigkeiten, welche einen Wirtschafts- 
zweig erheblich und voraussichtlich anhaltend treffen 
oder welche die wirtschaftliche Lage eines bestimmten 
Gebietes beträchtlich verschlechtern können, die Geneh- 
migung zur Anwendung von Schutzmaßnahmen bean- 
tragen, um die Lage wieder auszugleichen oder den 
betreffenden Wirtschaftszweig an die Wirtschaft des Ge- 
meinsamen Marktes anzupassen. 

2. Auf Antrag des betreffenden Staates bestimmt die 
Kommission unverzüglich in einem Dringlichkeitsverfah- 
ren die ihres Erachtens erforderlichen Schutzmaßnahmen 
und legt gleichzeitig die Bedingungen und Einzelheiten 
ihrer Anwendung fest. 

3. Die nach Absatz 2 genehmigten Maßnahmen können 
von den Vorschriften des EWG-Vertrags und dieser Akte 
abweichen, soweit und solange dies unbedingt erforder- 
lich ist, um die in Absatz 1 genannten Ziele zu erreichen. 
Es sind mit Vorrang solche Maßnahmen zu wählen, die 
das Funktionieren des Gemeinsamen Marktes am wenig- 
sten stören. 

4. Unter den gleichen Bedingungen und nach dem 
gleichen Verfahren kann ein ursprünglicher Mitglied- 
staat die Genehmigung zur Anwendung von Schutzmaß- 
nahmen gegenüber einem oder mehreren neuen Mit- 
gliedstaaten beantragen. 


Artikel 136 

1. Stellt die Kommission bis zum 31. Dezember 1977 
auf Antrag eines Mitgliedstaates oder eines anderen 
Betroffenen Dumping-Praktiken zwischen der Gemein- 
schaft in ihrer ursprünglichen Zusammensetzung und 
den neuen Mitgliedstaaten oder zwischen den neuen 
Mitgliedstaaten fest, so richtet sie Empfehlungen an den 
oder die Urheber, um diese Praktiken abzustellen. 

Werden die Dumping-Praktiken trotzdem fortgesetzt, 
so ermächtigt die Kommission den geschädigten Mit- 
gliedstaat oder die geschädigten Mitgliedstaaten, Schutz- 
maßnahmen zu treffen, deren Bedingungen und Einzel- 
heiten sie festlegt. 

2. Zur Anwendung dieses Artikels auf die in Anhang 
II des EWG-Vertrags aufgeführten Erzeugnisse prüft die 
Kommission alle Ursachen, insbesondere die Höhe der 
Preise, zu denen die Einfuhren anderer Herkunft auf den 
betreffenden Markt getätigt werden; sie berücksichtigt 
dabei die Bestimmungen des EWG-Vertrags über die 
Landwirtschaft, insbesondere Artikel 39. 


Artikel 137 

1. Abweichend von Artikel 136 kann Irland die in 
äußerst dringenden Fällen erforderlichen Maßnahmen 
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bis zum 31. Dezember 1977 selbst treffen. Es teilt diese 
Maßnahmen sofort der Kommission mit, die ihre Auf- 
hebung oder Änderung beschließen kann. 

2. Diese Bestimmung gilt nicht für die Erzeugnisse des 
Anhangs II des EWG-Vertrags. 


Artikel 138 

Abweichend von Artikel 95 Absatz 2 des EWG-Ver- 
trags kann Dänemark die besonderen Verbrauchsabgaben 
auf in Flaschen oder ähnlichen Behältnissen eingeführten 
Tafelwein bis zum 30. Juni 1974 beibehalten. 


Fünfter Teil 

Bestimmungen über die Durchführung 
dieser Akte 

Titel I 

Einsetzung der Organe 

Artikel 139 

1. Die Parlamente der neuen Mitgliedstaaten benennen 
unmittelbar nach dem Beitritt ihre Abgeordneten in der 
Versammlung. 

2. Die Versammlung tritt binnen einem Monat nach 
dem Beitritt zusammen. Sie nimmt die infolge des Bei- 
tritts erforderlichen Anpassungen ihrer Geschäftsordnung 
vor. 


Artikel 140 

1. Vom Beitritt an wird der Vorsitz im Rat von dem 
Mitglied des Rates ausgeübt, das nach Artikel 2 des 
Vertrags zur Einsetzung eines gemeinsamen Rates und 
einer gemeinsamen Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaften in seiner ursprünglichen Fassung den Vor- 
sitz wahrzunehmen hat. Nach Ablauf dieser Amtszeit 
wird der Vorsitz in der Reihenfolge der Mitgliedstaaten 
wahrgenommen, die in Artikel 2 des genannten Ver- 
trags in der durch Artikel 11 geänderten Fassung vor- 
gesehen ist. 

2. Der Rat nimmt die infolge des Beitritts erforder- 
lichen Anpassungen seiner Geschäftsordnung vor. 


Artikel 141 

1. Der Präsident, die Vizepräsidenten und die Mitglie- 
der der Kommission werden unmittelbar nach dem Bei- 
tritt ernannt. Die Kommission nimmt ihre Tätigkeit am 
fünften Tag nach der Ernennung ihrer Mitglieder auf. 
Die Amtszeit der zum Zeitpunkt des Beitritts im Amt 
befindlichen Mitglieder endet zur gleichen Zeit. 

2. Die Kommission nimmt die infolge des Beitritts er- 
forderlichen Anpassungen ihrer Geschäftsordnung vor. 


Artikel 142 

1. Der Gerichtshof wird unmittelbar nach dem Beitritt 
durch die Ernennung von vier Richtern ergänzt. 

2. Die Amtszeit von zwei der nach Absatz 1 ernannten 
Richter endet am 6. Oktober 1976. Diese zwei Richter 
werden durch das Los bestimmt. Die Amtszeit der ande- 
ren zwei Richter endet am 6. Oktober 1979. 
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3. Unmittelbar nach dem Beitritt wird ein dritter Gene- 
ralanwalt ernannt. Seine Amtszeit endet am 6. Oktober 
1979. 

4. Der Gerichtshof nimmt die infolge des Beitritts er- 
forderlichen Anpassungen seiner Verfahrensordnung vor. 
Die angepaßte Verfahrensordnung bedarf der einstimmi- 
gen Genehmigung des Rates. 

5. Bei der Entscheidung der am 1. Januar 1973 anhän- 
gigen Rechtssachen, in denen das mündliche Verfahren 
vor diesem Zeitpunkt eröffnet wurde, tagen der Gerichts- 
hof bei Vollsitzungen und die Kammern in der Zusam- 
mensetzung, die sie vor dem Beitritt hatten; sie wenden 
dabei die am 31. Dezember 1972 geltende Verfahrens- 
ordnung an. 


Artikel 143 

Der Wirtschafts- und Sozialausschuß wird unmittelbar 
nach dem Beitritt durch die Ernennung von einundfünfzig 
Mitgliedern, welche die verschiedenen Gruppen des wirt- 
schaftlichen und sozialen Lebens der neuen Mitglied- 
staaten vertreten, ergänzt. Die Amtszeit dieser Mitglieder 
endet zur gleichen Zeit wie die Amtszeit der zum Zeit- 
punkt des Beitritts im Amt befindlichen Mitglieder. 


Artikel 144 

Der Beratende Ausschuß der Europäischen Gemein- 
schaft für Kohle und Stahl wird unmittelbar nach dem 
Beitritt durch die Ernennung weiterer Mitglieder ergänzt. 
Die Amtszeit dieser Mitglieder endet zur gleichen Zeit 
wie die Amtszeit der zum Zeitpunkt des Beitritts im Amt 
befindlichen Mitglieder. 

Artikel 145 

Die Mitglieder des Ausschusses für Wissenschaft und 
Technik werden unmittelbar nach dem Beitritt gemäß 
dem in Artikel 134 des EAG-Vertrags vorgesehenen 
Verfahren ernannt. Der Ausschuß nimmt seine Tätigkeit 
am fünften Tag nach der Ernennung seiner Mitglieder 
auf. Die Amtszeit der zum Zeitpunkt des Beitritts im Amt 
befindlichen Mitglieder endet zur gleichen Zeit. 


Artikel 146 

Der Währungsausschuß wird unmittelbar nach dem 
Beitritt durch die Ernennung der Mitglieder ergänzt, wel- 
che die neuen Mitgliedstaaten vertreten. Die Amtszeit 
dieser Mitglieder endet zur gleichen Zeit wie die Amts- 
zeit der zum Zeitpunkt des Beitritts im Amt befind- 
lichen Mitglieder. 


Artikel 147 

Die infolge des Beitritts erforderlichen Anpassungen 
der Satzungen und Geschäftsordnungen der durch die 
ursprünglichen Verträge eingesetzten Ausschüsse wer- 
den so bald wie möglich nach dem Beitritt vorgenommen. 


Artikel 148 

1. Die Amtszeit der neuen Mitglieder der in Anhang 
VIII genannten Ausschüsse endet zur gleichen Zeit wie 
die Amtszeit der zum Zeitpunkt des Beitritts im Amt 
befindlichen Mitglieder. 

2. Die in Anhang IX genannten Ausschüsse werden 
mit dem Beitritt vollständig neu besetzt. 
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Titel II 

Anwendbarkeit der Rechtsakte der Organe 
Artikel 149 

Die Richtlinien und Entscheidungen im Sinne des Arti- 
kels 189 des EWG-Vertrags und des Artikels 161 des 
EAG-Vertrags sowie die Empfehlungen und Entscheidun- 
gen im Sinne des Artikels 14 des EGKS-Vertrags gelten 
vom Zeitpunkt des Beitritts an als an die neuen Mit- 
gliedstaaten gerichtet und diesen notifiziert, soweit diese 
Richtlinien, Empfehlungen und Entscheidungen allen ur- 
sprünglichen Mitgliedstaaten notifiziert wurden. 


Artikel 150 

Die Anwendung der in der Liste des Anhangs X auf- 
geführten Rechtsakte wird in den neuen Mitgliedstaaten 
bis zu den in dieser Liste vorgesehenen Zeitpunkten 
aufgeschoben. 


Artikel 151 

1. Bis zum 1. Februar 1973 wird aufgeschoben 

a) die Anwendung der Gemeinschaftsregelung für die 
Erzeugung und Vermarktung von landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen und für den Handel mit bestimmten, 
unter eine Sonderregelung fallenden landwirtschaft- 
lichen Verarbeitungserzeugnissen auf die neuen Mit- 
gliedstaaten; 

b) die Anwendung der durch diese Akte vorgenomme- 
nen Änderungen dieser Regelung, einschließlich der 
sich aus Artikel 153 ergebenden Änderungen, auf die 
Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zusammenset- 
zung. 

2. Absatz 1 findet auf die in Teil II Buchstabe A des 
Anhangs I zu Artikel 29 aufgeführten Anpassungen 
keine Anwendung. 

3. Bis zum 31. Januar 1973 ist die vor dem Beitritt an- 
gewandte Regelung im Handel zwischen einem neuen 
Mitgliedstaat einerseits und der Gemeinschaft in ihrer 
ursprünglichen Zusammensetzung, den anderen neuen 
Mitgliedstaaten oder dritten Ländern andererseits an- 
wendbar. 


Artikel 152 

Sofern in der Liste des Anhangs XI oder in anderen 
Bestimmungen dieser Akte nicht eine Frist vorgesehen 
ist, setzen die neuen Mitgliedstaaten die erforderlichen 
Maßnahmen in Kraft, um den Richtlinien und Entschei- 
dungen im Sinne des Artikels 189 des EWG-Vertrags und 
des Artikels 161 des EAG-Vertrags sowie den Empfeh- 
lungen und Entscheidungen im Sinne des Artikels 14 des 
EGKS-Vertrags vom Beitritt an nachzukommen. 


Artikel 153 

1. Die nicht in dieser Akte oder ihren Anhängen ent- 
haltenen Anpassungen der Rechtsakte der Organe der 
Gemeinschaften, die von den Oiganen vor dem Beitritt 
nach dem in Absatz 2 vorgesehenen Verfahren vorge- 
nommen wurden, um die Rechtsakte mit den Bestim- 
mungen dieser Akte, insbesondere im Vierten Teil, in 
Einklang zu bringen, treten mit dem Beitritt in Kraft. 
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2. Der Rat oder die Kommission, je nachdem, welches 
Crgan die ursprünglichen Rechtsakte erlassen hat, legt 
zu diesem Zweck die erforderlichen Texte fest; der Rat 
beschließt dabei mit qualifizierter Mehrheit auf Vor- 
schlag der Kommission. 


Artikel 154 

Abweichend von Artikel 3 Absatz 3 finden die im 
Rahmen der Anwendung der Artikel 92 bis 94 des EWG- 
Vertrags ausgearbeiteten und in der Mitteilung der Kom- 
mission vom 23. Juni 1971 sowie in der Entschließung 
der im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der 
Mitgliedstaaten vom 20. Oktober 1971 enthaltenen Grund- 
sätze betreffend die allgemeinen Beihilferegelungen mit 
regionaler Zielsetzung spätestens ab 1. Juli 1973 auf die 
neuen Mitgliedstaaten Anwendung. 

Diese Texte werden ergänzt, um der neuen Situation 
in der Gemeinschaft nach dem Beitritt Rechnung zu tra- 
gen, damit sich alle Mitgliedstaaten in bezug auf diese 
Texte in derselben Lage befinden. 


Artikel 155 

Die vor dem Beitritt erlassenen Rechtsakte der Organe 
der Gemeinschaften in den vom Rat oder von der Kom- 
mission in dänischer, englischer und norwegischer Spra- 
che abgefaßten Wortlauten sind vom Beitritt an unter 
den gleichen Bedingungen wie die Wortlaute in den 
vier ursprünglichen Sprachen verbindlich. Sie werden im 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften veröffent- 
licht, soweit die Wortlaute in den ursprünglichen Spra- 
chen dort veröffentlicht worden sind. 


Artikel 156 

Die zum Zeitpunkt des Beitritts bestehenden Verein- 
barungen, Beschlüsse und verabredeten Praktiken, die 
aufgrund des Beitritts in den Anwendungsbereich des 
Artikels 65 des EGKS-Vertrags fallen, sind der Kommis- 
sion binnen drei Monaten nach dem Beitritt mitzuteilen. 
Nur die mitgeteilten Vereinbarungen und Beschlüsse 
bleiben bis zur Entscheidung der Kommission vorläufig 
wirksam. 


Artikel 157 

Die neuen Mitgliedstaaten teilen der Kommission nach 
Artikel 33 des EAG-Vertrags binnen drei Monaten nach 
dem Beitritt die Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
mit, die in ihrem Hoheitsgebiet den Gesundheitsschutz 
der Bevölkerung und der Arbeitskräfte gegen die Ge- 
fahren ionisierender Strahlungen sicherstellen sollen. 


Titel III 

Schlußbestimmungen 

Artikel 158 

Die beigefügten Anhänge I bis XI, die Protokolle 
Nrn. 1 bis 30 und der beigefügte Briefwechsel betreffend 
Währungsfragen sind Bestandteil dieser Akte. 

Artikel 159 

Die Regierung der Französischen Republik übermittelt 
den Regierungen des Königreichs Dänemark, Irlands, 
des Königreichs Norwegen und des Vereinigten König- 
reichs Großbritannien und Nordirland je eine beglau- 
bigte Abschrift des Vertrags über die Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl und der 
Verträge, durch die er geändert wurde. 
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Artikel 160 

Die Regierung der Italienischen Republik übermittelt 
den Regierungen des Königreichs Dänemark, Irlands, 
des Königreichs Norwegen und des Vereinigten König- 
reichs Großbritannien und Nordirland je eine beglaubigte 
Abschrift des Vertrags zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft, des Vertrags zur Gründung der 
Europäischen Atomgemeinschaft und der Verträge, durch 
die sie geändert oder ergänzt wurden, in deutscher, 
französischer, italienischer und niederländischer Sprache. 

Die in dänischer, englischer, irischer und norwegischer 
Sprache abgefaßten Texte des Vertrags zur Gründung 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und des Ver- 
trags zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft 
sowie der Verträge, durch die sie geändert oder ergänzt 
wurden, sind dieser Akte beigefügt. Diese Texte sind 
gleichermaßen verbindlich wie die ursprünglichen Texte 
der genannten Verträge. 


Artikel 161 

Eine beglaubigte Abschrift der im Archiv des General- 
sekretariats des Rates der Europäischen Gemeinschaften 
hinterlegten internationalen Übereinkünfte wird den Re- 
gierungen der neuen Mitgliedstaaten vom Generalsekre- 
tär übermittelt. 
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Protokolle 


Protokoll Nr. 1 
über die Satzung 

der Europäischen Investitionsbank 


Erster Teil 

Anpassungen der Satzung 
der Europäischen Investitionsbank 


Artikel 1 

Artikel 3 des Protokolls über die Satzung der Bank 
erhält folgende Fassung: 

„Artikel 3 

Nach Artikel 129 des Vertrags sind Mitglieder der 
Bank: 

— das Königreich Belgien, 

— das Königreich Dänemark, 

— die Bundesrepublik Deutschland, 

— die Französische Republik, 

— Irland, 

— die Italienische Republik, 

— das Großherzogtum Luxemburg, 

— das Königreich der Niederlande, 

— das Königreich Norwegen, 

— das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nord- 
irland." 


Artikel 2 


Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 1 des Protokolls über 
die Satzung der Bank erhält folgende Fassung: 


„ 1 . 


Die Bank wird mit einem Kapital von zwei Milliar- 
den siebzig Millionen Rechnungseinheiten ausgestat- 
tet, das von den Mitgliedstaaten in folgender Höhe 
gezeichnet wird: 


Deutschland .... 
Frankreich .... 
Vereinigtes Königreich 

Italien 

Belgien 

Niederlande .... 
Dänemark .... 
Norwegen .... 

Irland 

Luxemburg .... 


450 Millionen 
450 Millionen 
450 Millionen 
360 Millionen 
118,5 Millionen 
118,5 Millionen 
60 Millionen 
45 Millionen 
15 Millionen 
3 Millionen" 


Artikel 3 

Artikel 5 des Protokolls über die Satzung der Bank er- 
hält folgende Fassung: 

„Artikel 5 

1. Das gezeichnete Kapital wird von den Mitgliedstaaten 
in Höhe von 20 v. H. der in Artikel 4 Absatz 1 fest- 
gesetzten Beträge eingezahlt. 

2. Im Falle einer Erhöhung des gezeichneten Kapitals 
setzt der Rat der Gouverneure einstimmig den einzu- 
zahlenden Hundertsatz sowie die Art und Weise der 
Einzahlung fest. 

3. Der Verwaltungsrat kann die Zahlung des restlichen 
gezeichneten Kapitals verlangen, soweit dies erforder- 
lich wird, um den Verpflichtungen der Bank gegenüber 
ihren Anleihegebern nachzukommen. 
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Die Zahlung erfolgt im Verhältnis zu den Anteilen 
dei Mitgliedstaaten am gezeichneten Kapital und in 
den Währungen, deren die Bank zur Erfüllung dieser 
Verpflichtungen bedarf.“ 


Artikel 4 

Artikel 9 Absatz 3 Buchstaben a und c des Protokolls 
über die Satzung der Bank erhält folgende Fassung: 

( ,a) er entscheidet über die Erhöhung des gezeichneten 
Kapitals gemäß Artikel 4 Absatz 3 und Artikel 5 
Absatz 2 ,“ 

,,c) er übt die in den Artikeln 11 und 13 für die Ernen- 
nung und Amtsenthebung der Mitglieder des Ver- 
waltungsrats und des Direktoriums sowie die in 
Artikel 13 Absatz 1 Unterabsatz 2 vorgesehenen Be- 
fugnisse aus;" 


Artikel 5 

Artikel 10 des Protokolls über die Satzung der Bank 
erhält folgende Fassung: 

„Artikel 10 

Soweit in dieser Satzung nichts Gegenteiliges be- 
stimmt ist, werden die Entscheidungen des Rates der 
Gouverneure mit der Mehrheit seiner Mitglieder ge- 
faßt. Diese Mehrheit muß mindestens 40 v. H. des ge- 
zeichneten Kapitals vertreten. Der Rat der Gouverneure 
stimmt nach den in Artikel 148 dieses Vertrags vorge- 
sehenen Bestimmungen ab.“ 


Artikel 6 

Artikel 11 Absatz 2 Unterabsätze 1 bis 5 des Protokolls 
über die Satzung der Bank erhält folgende Fassung; 

„2. Der Verwaltungsrat besteht aus 19 ordentlichen und 
10 stellvertretenden Mitgliedern. 

Die ordentlichen Mitglieder werden für fünf Jahre 
vom Rat der Gouverneure wie folgt bestellt: 

3 ordentliche Mitglieder, die von der Bundesrepublik 
Deutschland benannt werden; 

3 ordentliche Mitglieder, die von der Französischen 
Republik benannt werden; 

3 ordentliche Mitglieder, die von der Italienischen 
Republik benannt werden; 

3 ordentliche Mitglieder, die vom Vereinigten König- 
reich Großbritannien und Nordirland benannt werden,- 
1 ordentliches Mitglied, das vom Königreich Belgien 
benannt wird; 

1 ordentliches Mitglied, das vom Königreich Däne- 
mark benannt wird; 

1 ordentliches Mitglied, das von Irland benannt wird; 
1 ordentliches Mitglied, das vom Großherzogtum 
Luxemburg benannt wird; 

1 ordentliches Mitglied, das vom Königreich der Nie- 
derlande benannt wird; 

1 ordentliches Mitglied, das vom Königreich Norwe- 
gen benannt wird; 

1 ordentliches Mitglied, das von der Kommission be- 
nannt wird. 

Die stellvertretenden Mitglieder werden für fünf Jahre 
vom Rat der Gouverneure wie folgt bestellt: 

2 stellvertretende Mitglieder, die von der Bundes- 
republik Deutschland benannt werden; 
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2 stellvertretende Mitglieder, die von der Französi- 
schen Republik benannt werden; 

2 stellvertretende Mitglieder, die von der Italieni- 
schen Republik benannt werden; 

2 stellvertretende Mitglieder, die vom Vereinigten 
Königreich Großbritannien und Nordirland benannt 
werden; 

1 stellvertretendes Mitglied, das von den Beneluxlän- 
dern im gegenseitigen Einvernehmen benannt wird; 
1 stellvertretendes Mitglied, das von der Kommission 
benannt wird. 

Die Wiederbestellung der ordentlichen Mitglieder und 
der stellvertretenden Mitglieder ist zulässig. 

Die stellvertretenden Mitglieder können an den Sit- 
zungen des Verwaltungsrats teilnehmen. Die von ei- 
nem Staat oder von mehreren Staaten im gegensei- 
tigen Einvernehmen oder von der Kommission be- 
nannten stellvertretenden Mitglieder können die von 
diesem Staat oder von einem dieser Staaten oder von 
der Kommission benannten ordentlichen Mitglieder 
vertreten. Sie sind stimmberechtigt, wenn sie ein oder 
mehrere ordentliche Mitglieder vertreten oder wenn 
ihnen das Stimmrecht hierzu nach Artikel 12 Absatz 1 
übertragen worden ist." 


Artikel 7 

Artikel 12 Absatz 1 des Protokolls über die Satzung 
der Bank erhält folgende Fassung: 

„1. Jedes ordentliche Mitglied verfügt im Verwaltungsrat 
über eine Stimme. Es kann sein Stimmrecht ohne Ein- 
schränkung gemäß den in der Geschäftsordnung der 
Bank festzulegenden Regeln übertragen." 


Artikel 8 

Artikel 12 Absatz 2 Satz 2 des Protokolls über die Sat- 
zung der Bank erhält folgende Fassung: 

„Für die qualifizierte Mehrheit sind dreizehn Stimmen 
erforderlich." 


Artikel 9 

Artikel 13 Absatz 1 des Protokolls über die Satzung 
der Bank erhält folgende Fassung: 

„1. Das Direktorium besteht aus einem Präsidenten und 
vier Vizepräsidenten, die vom Rat der Gouverneure 
auf Vorschlag des Verwaltungsrats für sechs Jahre 
bestellt werden. Ihre Wiederbestellung ist zulässig. 

Der Rat der Gouverneure kann einstimmig die Zahl 
der Mitglieder des Direktoriums ändern." 


Zweiter Teil 
Sonstige Bestimmungen 

Artikel 10 

1. Die neuen Mitgliedstaaten leisten binnen zwei Mona- 
ten nach dem Beitritt die in der durch Artikel 3 dieses 
Protokolls geänderten Fassung des Artikels 5 Absatz 1 
der Satzung der Bank vorgesehenen Einzahlungen. Diese 
Einzahlungen erfolgen in Landeswährung. Sie werden zu 
einem Fünftel in flüssigen Mitteln und zu vier Fünfteln 
in Form von zinslosen Schatzanweisungen, die in vier 
gleichen Raten jeweils neun, sechzehn, dreiundzwanzig 


3 


63 



Drucksache VI/3408 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


und dreißig Monate nach dem Beitritt fällig werden, ge- 
leistet. Diese Schatzanweisungen können nach Vereinba- 
rung zwischen der Bank und dem betreffenden neuen Mit- 
gliedstaat ganz oder teilweise vor dem Fälligkeitstermin 
eingelöst werden. Die Einzahlungen in flüssigen Mitteln 
und die Erlöse aus den eingelösten Schatzanweisungen 
müssen frei konvertierbar sein. 

2. Artikel 7 der Satzung der Bank gilt für alle Einzah- 
lungen, die von den neuen Mitgliedstaaten aufgrund 
dieses Artikels in ihrer Währung geleistet werden. Bei 
noch nicht eingelösten Schatzanweisungen erfolgt der 
Ausgleich zum Fälligkeitstermin oder zum Zeitpunkt der 
vorzeitigen Einlösung. 


Artikel 11 

1. Die neuen Mitgliedstaaten zahlen zu der satzungs- 
mäßigen Reserve und zu den den Reserven gleichzuset- 
zenden Rückstellungen, wie sie in der genehmigten Bi- 
lanz der Bank zum 31. Dezember des dem Beitritt vorauf- 
gehenden Jahres ausgewiesen werden, die den folgenden 
Hundertsätzen dieser Reserven entsprechenden Beträge 


ein: 

Vereinigtes Königreich 30 v. H. 

Dänemark 4 v. H. 

Norwegen 3 v. H. 

Irland 1 v. H. 


2. Die Beträge der nach diesem Artikel zu leistenden 
Zahlungen werden nach der Genehmigung der Jahres- 
bilanz der Bank für das dem Beitritt voraufgehende Jahr 
in Rechnungseinheiten berechnet. 

3. Die Zahlung dieser Beträge erfolgt in fünf gleichen 
Raten spätestens zwei, neun, sechzehn, dreiundzwanzig 
und dreißig Monate nach dem Beitritt. Jede dieser fünf 
Raten wird von jedem neuen Mitgliedstaat in frei kon- 
vertierbarer Landeswährung gezahlt. 


Artikel 12 

1. Unmittelbar nach dem Beitritt ergänzt der Rat der 
Gouverneure die Zusammensetzung des Verwaltungsrats, 
indem er bestellt: 

3 ordentliche Mitglieder, die vom Vereinigten Königreich 
Großbritannien und Nordirland benannt werden; 

1 ordentliches Mitglied, das vom Königreich Dänemark 
benannt wird; 

1 ordentliches Mitglied, das von Irland benannt wird; 

1 ordentliches Mitglied, das vom Großherzogtum Luxem- 
burg benannt wird; 

1 ordentliches Mitglied, das vom Königreich Norwegen 
benannt wird; 

2 stellvertretende Mitglieder, die vom Vereinigten Kö- 
nigreich Großbritannien und Nordirland benannt werden. 

2. Die Amtszeit der so bestellten Mitglieder und stell- 
vertretenden Mitglieder endet mit Ablauf der Jahres- 
sitzung des Rates der Gouverneure, in der der Jahres- 
bericht für das Geschäftsjahr 1977 geprüft wird. 

3. Mit Ablauf der Jahressitzung, in der der Jahresbe- 
richt für das Geschäftsjahr 1972 geprüft wild, bestellt der 
Rat der Gouverneure für eine Amtszeit von fünf Jahren: 

3 ordentliche Mitglieder, die von der Bundesrepublik 
Deutschland benannt werden; 

3 ordentliche Mitglieder, die von der Französischen Re- 
publik benannt werden; 

3 ordentliche Mitglieder, die von der Italienischen Repu- 
blik benannt werden; 
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1 ordentliches Mitglied, das vom Königreich Belgien be- 
nannt wird; 

1 ordentliches Mitglied, das vom Königreich der Nieder- 
lande benannt wird; 

1 ordentliches Mitglied, das von der Kommission benannt 
wird; 

2 stellvertretende Mitglieder, die von der Bundesrepublik 
Deutschland benannt werden; 

2 stellvertretende Mitglieder, die von der Französischen 
Republik benannt werden; 

2 stellvertretende Mitglieder, die von der Italienischen 
Republik benannt werden; 

1 stellvertretendes Mitglied, das von den Beneluxländern 
im gegenseitigen Einvernehmen benannt wird; 

1 stellvertretendes Mitglied, das von der Kommission 
benannt wird. 


Artikel 13 

Unmittelbar nach dem Beitritt wird das Direktorium 
durch die Bestellung eines Vizepräsidenten ergänzt. Seine 
Amtszeit läuft zum gleichen Zeitpunkt ab wie diejenige 
der Mitglieder des Direktoriums, die sich zum Zeitpunkt 
des Beitritts im Amt befinden. 


Protokoll Nr. 2 
betreffend die Färöer 

Artikel 1 

Solange die dänische Regierung die in den Artikeln 
25, 26 und 27 der Beitrittsakte genannten Erklärungen 
nicht abgegeben hat, längstens jedoch bis zum 31. De- 
zember 1975, ist eine Änderung der zum Zeitpunkt des 
Beitritts geltenden Zollregelung für die Einfuhr von Er- 
zeugnissen mit Ursprung in und Herkunft von den Färöer 
in andere Gebiete Dänemarks nicht erforderlich. 

Die von den Färöer nach der erwähnten Regelung in 
andere Gebiete Dänemarks eingeführten Erzeugnisse kön- 
nen nicht als in Dänemark im freien Verkehr im Sinne 
des Artikels 10 des EWG-Vertrags befindlich angesehen 
werden, wenn sie in einen anderen Mitgliedstaat wie- 
derausgeführt werden. 


Artikel 2 

Gibt die dänische Regierung die in Artikel 1 genannten 
Erklärungen ab, so finden die Bestimmungen der Bei- 
trittsakte auf die Färöer unter Berücksichtigung der 
nachstehenden Bestimmungen Anwendung: 

— auf Einfuhren nach den Färöer werden die Zölle er- 
hoben, die erhoben worden wären, wenn der Bei- 
trittsvertrag und der Beitrittsbeschluß vom 1. Januar 
1973 ab angewandt worden wären; 

— die Organe der Gemeinschaft werden im Rahmen der 
gemeinsamen Marktorganisation für Fischereierzeug- 
nisse nach geeigneten Lösungen für die besonderen 
Probleme der Färöer suchen; 

— die Behörden der Färöer können unter Gemeinschafts- 
kontrolle geeignete Maßnahmen beibehalten, um die 
Versorgung der Bevölkerung der Färöer mit Milch zu 
angemessenen Preisen sicherzustellen. 
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Artikel 3 

Teilt die dänische Regierung in dem in Artikel 1 ge- 
nannten Zeitraum dem Rat im Anschluß an eine von der 
örtlichen Regierung der Färöer gefaßten Entschließung 
mit, daß sie nicht in der Lage ist, die in Artikel 1 ge- 
nannten Erklärungen abzugeben, so prüft der Rat auf 
Antrag der dänischen Regierung die dadurch entstandene 
Lage. Der Rat beschließt auf Vorschlag der Kommission 
die erforderlichen Regelungen zur Lösung der Probleme, 
die sich daraus für die Gemeinschaft und insbesondere 
für Dänemark und die Färöer ergeben könnten. 


Artikel 4 

Dänische Staatsangehörige, die auf den Färöer ansässig 
sind, werden erst von dem Zeitpunkt an, von dem ab die 
ursprünglichen Verträge auf die Inseln Anwendung fin- 
den, als Staatsangehörige eines Mitgliedstaats im Sinne 
der ursprünglichen Verträge angesehen. 


Artikel 5 

Die in Artikel 1 genannten Erklärungen sind gleich- 
zeitig abzugeben und müssen die gleichzeitige Anwen- 
dung der ursprünglichen Verträge auf die Färöer zur 
Folge haben. 


Protokoll Nr. 3 

betreffend die Kanalinseln und die Insel Man 


Artikel 1 

1. Die Gemeinschaftsregelung für Zölle und mengenmä- 
ßige Beschränkungen, insbesondere die Regelung der 
Beitrittsakte, findet auf die Kanalinseln und auf die 
Insel Man in gleicher Weise wie auf das Vereinigte Kö- 
nigreich Anwendung. Insbesondere werden die Zölle 
und die Abgaben gleicher Wirkung zwischen diesen Ge- 
bieten und der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zu- 
sammensetzung sowie zwischen diesen Gebieten und den 
neuen Mitgliedstaaten nach dem in den Artikeln 32 und 
36 der Beitrittsakte vorgesehenen Zeitplan schrittweise 
abgebaut. Der Gemeinsame Zolltarif und der vereinheit- 
lichte EGKS-Tarif finden nach dem in den Artikeln 39 
und 59 der Beitrittsakte vorgesehenen Zeitplan unter 
Berücksichtigung der Artikel 109, 110 und 119 der Bei- 
trittsakte schrittweise Anwendung. 

2. Bei landwirtschaftlichen Erzeugnissen und landwirt- 
schaftlichen Verarbeitungserzeugnissen, die unter eine 
besondere Flandelsregelung fallen, werden gegenüber 
dritten Ländern die in der Gemeinschaftsregelung bei der 
Einfuhr vorgesehenen Abschöpfungen und anderen Maß- 
nahmen, die für das Vereinigte Königreich gelten, ah- 
gewandt. 

Gleichermaßen anwendbar sind die Vorschriften der 
Gemeinschaftsregelung, insbesondere die der Beitritts- 
akte, die zur Gewährleistung des freien Warenverkehrs 
und der Einhaltung normaler Wettbewerbsbedingungen 
im Handel mit diesen Erzeugnissen erforderlich sind. 

Der Rat legt mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag 
der Kommission die Bedingungen fest, unter denen die 
in den Unterabsätzen 1 und 2 genannten Vorschriften 
auf diese Gebiete anwendbar sind. 
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Artikel 2 

Die Redite, welche die Staatsangehörigen dieser Ge- 
biete im Vereinigten Königreich genießen, werden durch 
die Beitrittsakte nicht berührt. Für sie gelten jedoch nicht 
die Gemeinschaftsbestimmnngen über die Freizügigkeit 
und den freien Dienstleistungsverkehr. 


Artikel 3 

Die Bestimmungen des EAG-Vertrags, die für Per- 
sonen oder Unternehmen im Sinne des Artikels 196 des 
EAG-Vertrags gelten, finden auf diese Personen oder 
Unternehmen Anwendung, soweit sie in den genannten 
Gebieten ansässig sind oder ihren Sitz haben. 


Artikel 4 

Die Behörden dieser Gebiete wenden auf alle natür- 
lichen und juristischen Personen der Gemeinschaft die 
gleiche Behandlung an. 


Artikel 5 

Ergeben sich aus der Anwendung der in diesem Proto- 
koll festgelegten Regelung in den Beziehungen zwischen 
der Gemeinschaft und diesen Gebieten auf einer der bei- 
den Seiten Schwierigkeiten, so schlägt die Kommission 
dem Rat unverzüglich die von ihr für notwendig erach- 
teten Schutzmaßnahmen einschließlich der Bedingungen 
und Einzelheiten ihrer Durchführung vor. 

Der Rat beschließt mit qualifizierter Mehrheit binnen 
einem Monat. 


Artikel 6 

Im Sinne dieses Protokolls gilt als Staatsangehöriger 
der Kanalinseln oder der Insel Man jeder Bürger des 
Vereinigten Königreichs und seiner Kolonien, der diese 
Staatsbürgerschaft aufgrund der Tatsache besitzt, daß er 
selbst oder ein Teil seiner Eltern oder Großeltern auf 
der betreffenden Insel geboren, adoptiert, naturalisiert 
oder in das Personenstandsregister eingetragen wurde; 
eine solche Person wild jedoch insoweit nicht als Staats- 
angehöriger dieser Gebiete betrachtet, wenn sie selbst 
oder ein Teil ihrer Eltern oder Großeltern im Vereinigten 
Königreich geboren, adoptiert, naturalisiert oder in das 
Personenstandsregister eingetragen wurde. Sie gilt auch 
nicht als Staatsangehöriger dieser Gebiete, wenn sie zu 
irgendeiner Zeit fünf Jahre lang ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt im Vereinigten Königreich hatte. 

Die erforderlichen Verwaltungsbestimmungen zur Fest- 
stellung dieser Personen werden der Kommission mit- 
geteilt. 
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Protokoll Nr. 4 
betreffend Grönland 

Artikel 1 

Dänemark wird ermächtigt, die innerstaatlichen Be- 
stimmungen beizubehalten, nach denen zur Erlangung 
einer Erlaubnis für den Zugang zu bestimmten kaufmän- 
nischen Tätigkeiten in Grönland eine Aufenthaltsdauer 
von sechs Monaten in diesem Gebiet erforderlich ist. 

Der Rat kann nach dem in Artikel 57 des EWG-Ver- 
trags vorgesehenen Verfahren eine Liberalisierung die- 
ser Regelung beschließen. 


Artikel 2 

Die Organe der Gemeinschaft werden im Rahmen der 
gemeinsamen Marktorganisation für Fischereierzeugnisse 
nach geeigneten Lösungen für die besonderen Probleme 
Grönlands suchen. 


Protokoll Nr. 5 

betreffend Svalbard (Spitzbergen) 

Artikel 1 

Dem Königreich Norwegen steht es frei, die Ratifika- 
tion des Vertrags über den Beitritt zur Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und zur Europäischen Atomge- 
meinschaft sowie die Hinterlegung der Urkunde über den 
Beitritt zur Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl nur für das Hoheitsgebiet des Königreichs unter 
Ausschluß von Svalbard vorzunehmen. 


Artikel 2 

Macht Norwegen von dieser Möglichkeit Gebrauch, so 

gelten folgende Bestimmungen: 

a) eine Änderung der Zollregelung für die Einfuhr von 
Waren mit Ursprung in und Herkunft aus Svalbard 
nach Norwegen ist nicht erforderlich; 

b) die Ausfuhr von Svalbard umfaßt gegenwärtig aus- 
schließlich Kohle und wirft keine konkreten Probleme 
auf. Soweit sich diese Sachlage, insbesondere infolge 
von Beschlüssen, die gegebenenfalls im Rahmen der 
gemeinsamen Politik gefaßt werden, ändert, prüfen 
die Organe der Gemeinschaft diese Frage erneut, um 
den Auswirkungen Rechnung zu tragen, die eine sol- 
che Änderung für die auf Einfuhren aus Svalbard an- 
wendbare Regelung haben könnte; 

c) die im Rahmen der unter Buchstabe a genannten Re- 
gelung nach Norwegen eingeführten Waren können 
nicht als in Norwegen im freien Verkehr im Sinne 
des Artikels 10 des EWG-Vertrags befindlich ange- 
sehen werden, wenn sie in einen anderen Mitglied- 
staat wiederausgeführt werden. 
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Protokoll Nr. 6 

über bestimmte mengenmäßige Beschränkungen 
betreffend Irland und Norwegen 

I. Irland 

1. Die in Illand geltenden mengenmäßigen Einfuhrbe- 
schränkungen für die nachstehend aufgeführten Waren 
werden schrittweise durch die Eröffnung folgender Glo- 
balkontingente beseitigt: 


Zeitraum 

Strümpfe (1) 

Nin ox 60.03 
und cx 60.04 
des GZT 

Federn für 
Kraftfahrzeuge (2) 

Nr ex 73.35 
des GZT 

Zü ndkerzen 
und Teile davon 
aus Metall 

Nr. ex 85 08 D 
des GZT 

Besen und Bürsten 
im Wert von 
£ 1,50 oder mehr je 
Dutzend 

Nrn. ex 06 01 
und ex 96 02 
des GZT 

Besen und Bütsten 
im Wert unter 
£ 1 ,50 je Dutzend 
Nin. ex 96.01 
und ex 96.02 
des GZT 


Paar 

£ 

Einheiten 

Stück 

Stück 

1. Januar 1973 
bis 

30. Juni 1973 

2 000 000 

50 000 

300 000 

130 000 

600 000 

1. Juli 1973 
bis 

30. Juni 1974 

5 000 000 

150 000 

900 000 

4G0 000 

1 600 000 

1. Juli 1974 
bis 

30. Juni 1975 

6 000 000 

200 000 

1 250 000 

660 000 

2 200 000 


Diese Beschränkungen werden am 1. Juli 1975 beseitigt. 


(1) Das Kontingent gilt für 
künstlichen Spinnfasern 

(2) Das Kontingent gilt füi 


Strumpfhosen und Strümpfe außer Halbslrüinpfen. ganz oder hauptsächlich aus Seide oder aus synthetischen oder 
hergestellt, im Werte von höchstens £ 2,50 je Dutzend Paar. 

Federn und Pedeibläller aus Walzeisen oder Walzstahl, die für Kraftfahrzeuge bestimmt sind. 


2. Irland wird ermächtigt, für Superphosphate der Tarif- 
nr. 31.03 A I des Gemeinsamen Zolltarifs gegenüber an- 
deren Ländern als dem Vereinigten Königreich ein Ein- 
fuhrkontingent beizubehalten. Das Volumen dieses Kon- 
tingents wird unter Zugrundelegung der irischen Produk- 
tion im Jahie 1970 festgesetzt auf 
3 v. H. des Volumens dieser Produktion im Jahre 1973, 
6 v. H. des Volumens dieser Produktion im Jahre 1974, 
die Hälfte von 8 v. H. des Volumens dieser Produktion 
iin ersten Halbjahr 1975. 

Das Kontingent wird am 1. Juli 1975 abgeschafft. 
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3. Irland wird ermächtigt, die mengenmäßigen Beschrän- 
kungen für die Ausfuhr der nachstehend aufgeführten 
Erzeugnisse in die anderen Mitgliedstaaten bis zum 1. 
Juli 1975 beizubehalten: 

Nummer 
des Ge- 

meinsa- Warenbezeichnung 

men Zoll- 
tarifs 

ex 41.01 Rohe Häute und Felle (frisch, gesalzen, ge- 
trocknet, geäschert oder gepickelt), ein- 
schließlich nicht enthaarter Felle von Scha- 
fen und Lämmern: 

— Rohe Häute und Felle von Schafen und 
Lämmern (frisch, gesalzen, getrocknet, ge- 
äschert oder gepickelt), einschließlich 
nicht enthaarter Felle von Schafen und 
Lämmern 

44.01 Brennholz in Form von Rundlingen, Schei- 
ten, Zweigen oder Reisigbündeln; Holzab- 
fälle einschließlich Sägespäne 

44.03 Rohholz, auch entrindet oder nur grob zu- 
gerichtet 

44.04 Holz, vierseitig oder zweiseitig grob zuge- 
richtet, aber nicht weiterbearbeitet 

44.05 Holz, in der Längsrichtung gesägt, gemes- 
sert oder rundgeschält, aber nicht weiterbe- 
arbeitet, mit einer Dicke von mehr als 5 mm 

ex 74.01 Kupfermatte; Rohkupfer (Kupfer zum Raffi- 
nieren und raffiniertes Kupfer); Bearbei- 
tungsabfälle und Schrott, aus Kupfer: 

— Bearbeitungsabfälle und Schrott, aus Kup- 
fer 

ex 75.01 Nickelmatte, Nickelspeise und andere Zwi- 

schenerzeugnisse der Nickelherstellung; Roh- 
nickel (ausgenommen Anoden der Tarifnr. 
75.05); Bearbeitungsabfälle und Schrott, aus 
Nickel: 

— Bearbeitungsabfälle und Schrott, aus Nik- 
kei 

76.01 Rohaluminium; Bearbeitungsabfälle und 
Schrott, aus Aluminium: 

B. Bearbeitungsabfälle und Schrott 

78.01 Rohblei (auch silberhaltig); Bearbeitungsab- 
fälle und Schrott, aus Blei: 

B. Bearbeitungsabfälle und Schrott 

79.01 Rohzink; Bearbeitungsabfälle und Schrott, 
aus Zink: 

B. Bearbeitungsabfälle und Schrott 

II. Norwegen 

Norwegen wird ermächtigt, die mengenmäßigen Be- 
schränkungen für die Ausfuhr der nachstehend aufge- 
führten Erzeugnisse in die anderen Mitgliedstaaten bis 
zum 31. Dezember 1974 beizubehalten: 

Nummer 
des Ge- 

meinsa- Warenbezeichnung 

men Zoll- 
tarifs 

ex 74.01 Kupfermatte; Rohkupfer (Kupfer zum Raffi- 
nieren und raffiniertes Kupfer); Bearbei- 
tungsabfälle und Schrott, aus Kupfer: 

— Bearbeitungsabfälle und Schrott, aus Kup- 
fer 
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Protokoll Nr. 7 

über die Einfuhr von Kraftfahrzeugen und die 
Kraftfahrzeug-Montageindustrie in Irland 

Artikel 1 

Irland wird ermächtigt, die für die Kraftfahrzeugmonta- 
ge und die Kraftfahrzeugeinfuhr geltende Regelung, im 
folgenden „Scheme" genannt, die nach dem „Motor Ve- 
hicles (Registration of Importers) Act, 1968", im folgen- 
den „Act" genannt, durchgeführt wird, bis zum 1. Januar 
1985 beizubehalten. 


Artikel 2 

1. Vom Beitritt an sind alle im Rahmen des „Act" einge- 
tragenen und weiterhin die Eintragungsvoraussetzungen 
erfüllenden Einfuhr-ZMontagebetriebe, die in der Ge- 
meinschaft hergestellte Kraftfahrzeuginarken einführen 
und montieren, ermächtigt, bereits montierte Fahrzeuge 
von in anderen Mitgliedstaaten hergestellten Marken und 
mit Ursprung in diesen Mitgliedstaaten ohne Beschrän- 
kungen einzuführen. 

2. Vom 1. Januar 1974 an wendet Irland im Rahmen der 
Zollherabsetzungen, die es nach Artikel 32 der Beitritts- 
akte durchführt, eine niclitdiskriminierende Zollregelung 
auf die Fahrzeuge an, die von den in Absatz 1 genannten 
Einfuhr-zMontagebetrieben eingeführt werden. 

3. Irland hat weiterhin die Möglichkeit, die Steueranteile 
der Zölle, die auf Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeugteile 
erhoben werden, durch inländische Abgaben zu ersetzen, 
die Artikel 95 des EWG-Vertrags und Artikel 38 der 
Beitrittsakte entsprechen. Diese Abgaben dürfen insbe- 
sondere nicht zu einer Diskriminierung zwischen den auf 
folgende Waren erhobenen Zöllen führen: 

— Teile, die in Irland hergestellt werden, und Teile, die 
aus anderen Mitgliedstaaten eingeführt werden; 

— Kraftfahrzeuge, die in Irland montiert werden, und 
montierte Kraftfahrzeuge, die aus anderen Mitglied- 
staaten eingeführt werden; 

— Teile, die in Irland hergestellt oder aus anderen Mit- 
gliedstaaten eingeführt werden, und Kraftfahrzeuge, 
die in Irland montiert oder aus anderen Mitgliedstaaten 
eingeführt werden. 


Artikel 3 

1. Die in Artikel 2 Absatz 2 genannte Zollregelung gilt 
vom 1. Januar 1974 an auch für ein Globalkontingent, 
das Irland vom Beitritt an zugunsten der anderen Mit- 
gliedstaaten für Kraftfahrzeuge init Ursprung in der 
Gemeinschaft eröffnet, die nicht unter die Sonderregelung 
des „Scheme" fallen. 

2. Das Volumen dieses Kontingents wird jedes Jahr auf 
der Grundlage eines Hundertsatzes der Zahl der in Irland 
im voraufgegangenen Jahr montierten Kraftfahrzeuge 
festgesetzt. Dieser Hundertsatz beträgt für 1973 3 v. H.; 
er wird jährlich um einen Punkt bis auf 14 v. H. im Jahre 
1984 erhöht. 

Irland kann das Volumen dieses Kontingents auf die 
folgenden Kraftfahrzeuggruppen aufteilen: 

I. — Personenkraftfahrzeuge 

a) mit einem Hubraum bis 1500 cm 3 

b) mit einem Hubraum über 1500 cm 3 
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II. — Nutzkraftfahrzeuge 

a) mit einem Leergewicht bis 3,5 t 

b) mit einem Leergewicht über 3,5 t 

Das Leergewicht wird nach den Vorschriften für die Ein- 
teilung der Fahrzeuge für die Zwecke der Kraftfahrzeug- 
besteuerung in Irland festgestellt. 

3. Innerhalb dieser Unterteilung kann Irland folgende 


Quoten zuteilen: 

Gruppe I — Personenkraftfahrzeuge 85 v. H. 

des Globalkontingents, unterteilt wie folgt: 

I. a) (bis 1500 cm 3 ) 75 v. H. 

I. b) (über 1500 cm 3 ) 25 v. H. 

Gruppe II — Nutzkraftfahrzeuge 15 v. H. 

des Globalkontingents, unterteilt wie folgt: 

II. a) (bis 3,5 t) 75 v. H. 

II. b) (über 3.5 t) 25 v. H. 


4. Stellt sich bei der Anwendung der Kontingentregelung 
heraus, daß das Kontingent aus Gründen, die auf die 
Aufteilung nach den vorstehenden Bestimmungen zurück- 
zuführen sind, nicht voll ausgeschöpft wird, so kann die 
Kommission nach Konsultierung der irischen Regierung 
geeignete Maßnahmen festlegen, die die irische Regie- 
rung zu treffen hat, um die volle Aussdiöpfung des Glo- 
balkontingents zu erleichtern. 


Artikel 4 

Ergeben sich aus der Durchführung dieses Protokolls, 
insbesondere des Artikels 2 Absatz 1, zwischen in Irland 
ansässigen Einfuhr-/Montagebetrieben Wettbewerbsver- 
zerrungen, die den schrittweisen Übergang von der beim 
Beitritt geltenden Regelung zu der Regelung nach dem 
EWG-Vertrag in Frage stellen könnten, so kann die 
Kommission die irische Regierung ermächtigen, geeignete 
Maßnahmen zur Wiederherstellung des Gleichgewichts 
zu treffen. Diese Maßnahmen dürfen den Endtermin der 
Abschaffung des „Scheme" nicht in Frage stellen. 


Artikel 5 

Irland nimmt alle weiteren Anpassungen des „Scheme" 
vor, die den Übergang von der beim Beitritt geltenden 
Regelung zu der Regelung nach dem EWG-Vertrag er- 
leichtern. 
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Protokoll Nr. 8 

über Phosphor der Tarifstelle 28.04 C IV 
des Gemeinsamen Zolltarifs 


1. Das Vereinigle Königreich wird ermächtigt, vom 1. Ja- 
nuar 1974 bis zum 31. Dezember 1977 ein jährliches Zoll- 
kontingent für Phosphor der Tarifstelle 28.04 C IV des 
Gemeinsamen Zolltarifs in einem Umfang zu eröffnen, 
der dem Bedarf dieses Landes entspricht, aber 40 000 t 
jährlich nicht überschreitet. 

2. In den Jahren 1974, 1975 und 1976 wird auf dieses 
Kontingent der Zollsatz Null angewandt. 

Der Rat kann einstimmig eine Änderung des auf dieses 
Zollkontingent anzuwendenden Zollsatzes beschließen; 
er berücksichtigt dabei die Wettbewerbs-, Versorgungs- 
und Produktionslage auf dem Phosphormarkt. 

3. Für 1977 entscheidet der Rat einstimmig über den 
Zollsatz für dieses Kontingent. Ist eine solche Entschei- 
dung nicht ergangen, so wird auf das Kontingent ein Zoll- 
satz in Höhe der Hälfte des Zollsatzes des Gemeinsamen 
Zolltarifs angewandt. 

4. Ab 1. Januar 1978 wendet das Vereinigte Königreich 
den Zollsatz des Gemeinsamen Zolltarifs an. 

5. Das Vereinigte Königreich wendet ab 1. April 1973 
den Zollsatz Null bei der Einfuhr von Phosphor aus der 
Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zusammensetzung 
an. 


Protokoll Nr. 9 

über Aluminiumoxid und -hydroxid 
der Tarifstelle 28.20 A 
des Gemeinsamen Zolltarifs 


1. Der autonome Zollsatz des Gemeinsamen Zolltarifs 
für Aluminiumoxid und -hydroxid der Tarifstelle 28.20 A 
des Gemeinsamen Zolltarifs wird spätestens am 1. Januar 
1975 auf unbestimmte Dauer bis auf 5,5 °/'o ausgesetzt. 

2. Die neuen Mitgliedstaaten führen die erste Annähe- 
rung ihrer Zollsätze an den Gemeinsamen Zolltarif für 
diese Ware am 1, Januar 1976 durch, indem sie zu diesem 
Zeitpunkt den Abstand zwischen dem Ausgangszollsatz 
und dem Zollsatz von 5,5 °/o um 50 v. H. verringern. 

3. Die neuen Mitgliedstaaten wenden ab 1. Juli 1977 den 
Zollsatz von 5,5 % an. 

4. Der Rat überprüft die Lage, wenn die Gemeinschaft 
auf die Einfuhr von Aluminiumoxid und -hydroxid aus den 
unabhängigen Entwicklungsländern des Commonwealth, 
insbesondere denen des karibischen Raums, den Zollsatz 
Null nicht anwendet oder wenn die besonderen Bedingun- 
gen der Aluminiumindustrie es erfordern. 
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Protokoll Nr. 10 
über Mimosa-Gerbstoffauszüge 
der Tarifstelle 32.01 A 
des Gemeinsamen Zolltarifs 
und Kastanien-Gerbstoffauszüge 
der Tarifstelle ex 32.01 C 
des Gemeinsamen Zolltarifs 

1. Der autonome Zollsatz des Gemeinsamen Zolltarifs 
für Mimosa-Gerbstoffauszüge der Tarifstelle 32.01 A des 
Gemeinsamen Zolltarifs wird spätestens am 1. Januar 
1974 auf unbestimmte Dauer bis auf 3 ft /o ausgesetzt. 

2. Irland und das Vereinigte Königreich wenden ab 
1. Juli 1973 auf Einfuhren von Mimosa-Gerbstoffauszügen 
der Tarifstelle 32.01 A des Gemeinsamen Zolltarifs und 
Kastanien-Gerbstoffauszügen der Tarifstelle ex 32.01 C 
des Gemeinsamen Zolltarifs aus der Gemeinschaft in ihrer 
ursprünglichen Zusammensetzung den Zollsatz Null an. 


Protokoll Nr. 1 1 
über Sperrholz 
der Tarifstelle ex 44.15 
des Gemeinsamen Zolltarifs 


1. Für folgende Erzeugnisse 

ex 44.15 Sperrholz aus Nadelholz, nicht in Verbindung 
mit anderen Stoffen, mit einer Dicke von mehr 
als 9 mm und mit vom Schälen rohen Ober- 
flächen 

ex 44.15 Sperrholz aus Nadelholz, nicht in Verbindung 
mit anderen Stoffen, geschliffen und mit einer 
Dicke von mehr als 18,5 mm 

werden ab 1. Januar 1974 zwei autonome Gemeinschafts- 
zollkontingente zum Zollsatz Null eröffnet, über ihr 
Volumen wild jährlich entschieden, wenn festgestellt 
wird, daß alle Möglichkeiten einer Versorgung auf dem 
Binnenmarkt der Gemeinschaft während des Zeitraums, 
für den die Kontingente eröffnet wurden, ausgeschöpft 
sein werden. 

2. Der Rat überprüft die Lage, wenn bei den zum 
Zollsatz Null getätigten Einfuhren von Sperrholz aus 
Finnland nach Irland und nach dem Vereinigten König- 
reich oder bei dem von der Gemeinschaft auf bestimmte 
Erzeugnisse mit Ursprung in Entwicklungsländern ange- 
wandten Präferenzsystem eine erhebliche Änderung ein- 
getreten ist. 

3. Dänemark, Irland und das Vereinigte Königreich 
wenden ab 1. April 1973 auf Einfuhren von Sperrholz aus 
der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zusammen- 
setzung den Zollsatz Null an. 
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Protokoll Nr. 12 
über Halbstoffe 
der Tarif stelle 47.01 A II 
des Gemeinsamen Zolltarifs 


1. Der autonome Zollsatz des Gemeinsamen Zolltarifs 
für Halbstoffe der Tarifstelle 47.01 A II des Gemeinsamen 
Zolltarifs wird nach einem noch festzulegenden Zeitplan 
vollständig ausgesetzt. 

2. Die Mitgliedstaaten werden ermächtigt, bis zum Zeit- 
punkt der vollständigen Aussetzung des genannten Zoll- 
satzes für die in Absatz 1 genannten Erzeugnisse ein 
Zollkontingent zum Zollsatz Null zu eröffnen. Sie unter- 
richten davon die Kommission. 


Protokoll Nr. 13 
über Zeitungsdruckpapier 
der Tarif stelle 48.01 A 
des Gemeinsamen Zolltarifs 


1. Die Bestimmung des Begriffs Zeitungsdruckpapier der 
Tarifstelle 48.01 A des Gemeinsamen Zolltarifs wird da- 
hingehend geändert, daß die untere Gewichtsgrenze von 
48 auf 40 Gramm je m 1 2 herabgesetzt wird. 

2. Das Zollkontingent von 625 000 t zu dem im Allge- 
meinen Zoll- und Handelsabkommen konsolidierten Zoll- 
satz Null wird verringert. 

3. Alljährlich wird ein autonomes Gemeinschaftszollkon- 
tingent zum Zollsatz Null eröffnet, wenn festgestellt wird, 
daß alle Möglichkeiten einer Versorgung auf dem Binnen- 
markt der Gemeinschaft während des Zeitraums, für den 
das Kontingent eröffnet wurde, ausgeschöpft sein werden. 


Protokoll Nr. 14 
über Rohblei 
der Tarifstelle 78.01 A 
des Gemeinsamen Zolltarifs 


1. Für Werkblei, das wie folgt bestimmt wird: 

78.01 A I Rohblei mit einem Gehalt an Silber von 0,02 
Gewichtshundertteilen oder mehr, zum Raffi- 
nieren (Werkblei) 

wird bis zum Inkrafttreten einer zeitlich unbestimmten, 
vollständigen Aussetzung des Zollsatzes ein Gemein- 
schaftszollkontingent zum Zollsatz Null eröffnet. Die 
neuen Mitgliedstaaten sind daran ab 1. Januar 1974 be- 
teiligt. Das Jahresvolumen des Gemeinschaftszollkontin- 
gents wird in Höhe der Summe des von den interessier- 
ten Mitgliedstaaten angemeldeten Bedarfs zuzüglich ei- 
ner Reserve festgesetzt. 
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Die Verwaltung dieses Gemeinschaftszollkontingents 
erfolgt nach einem System, das gewährleistet, daß das 
so eingeführte Werkblei tatsächlich von dem Begünstig- 
ten raffiniert wird. 

2. Für Werkblei gilt ein Wertzoll von 4,5 °/o. 

3. Der autonome Zollsatz für Werkblei wird vom 
1. Januar 1975 an bis auf 2 °/o ausgesetzt. 

4. Der Rat prüft jährlich die Möglichkeit einer zeitlich 
unbestimmten vollständigen Aussetzung des autonomen 
Zollsatzes für Werkblei. 

5. Auf Rohblei außer Werkblei werden folgende Maß- 
nahmen angewandt: 

a) der gegenwärtige Zollsatz von 1,32 RE/100 kg wird 
am 1. Januar 1974 in einen Wertzoll von 4,5% um- 
gewandelt, wobei mindestens 1,1 RE je 100 kg erhoben 
werden; 

b) ab 1. Januar 1974 sind die neuen Mitgliedstaaten an 
dem Gemeinschaftszollkontingent von 55 000 t zum 
Zollsatz Null für Rohblei außer Werkblei beteiligt. 
Im Hinblick auf die Aufhebung des Kontingents am 
31. Dezember 1977 ist das Volumen dieses Kontingents 
ab 1975 degressiv; 

c) vor Aufhebung des Kontingents prüft der Rat die 
Lage, um gegebenenfalls eine Senkung des autono- 
men Zollsatzes für Rohblei außer Werkblei zu be- 
schließen, wobei nach der Herabsetzung des Zollsat- 
zes mindestens 1,1 RE je 100 kg erhoben werden. 


Protokoll Nr. 15 
über Rohzink 
der Tarifstelle 79.01 A 
des Gemeinsamen Zolltarifs 


1. Ab 1. Januar 1974 wird auf Rohzink der Tarifstelle 
79.01 A des Gemeinsamen Zolltarifs ein Zollsatz von 
4,5% angewandt, wobei mindestens 1,1 RE je 100 kg 
erhoben werden. 

2. Vom gleichen Zeitpunkt an sind die neuen Mitglied- 
staaten an dem jährlichen degressiven Gemeinschafts- 
zollkontingent für Rohzink zum Zollsatz Null, dessen 
Anfangs volumen 1971 30 000 t betrug, beteiligt. Das 
Zollkontingent für 1974 wird mit dem gleichen Volumen 
wie für 1973 festgesetzt. Das Volumen ist ab 1975 erneut 
degressiv, bis das Kontingent am 31. Dezember 1977 
aufgehoben wird. 


76 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3408 


Protokoll Nr. 16 

über die Agrarmärkte und den Agrarhandel 


1. Die Anwendung der gemeinschaftlichen Agrarrege- 
lung in Verbindung mit den im Vierten Teil Titel II der 
Beitriltsakte vorgesehenen Übergangsmaßnahmen durch 
die neuen Mitgliedstaaten hat mit ihrem Beginn die Aus- 
dehnung der Gemeinschaftspräferenz für landwirtschaft- 
liche Erzeugnisse auf die gesamte Gemeinschaft zur Folge. 

2. Wesentliches Merkmal der Marktorganisation ist zu 
ermöglichen, daß der innergemeinschaftliche Handel sich 
unter Bedingungen entwickelt, die den Bedingungen auf 
einem Binnenmarkt vergleichbar sind. 

3. Die geographische Ausdehnung der Gemeinschaft 
kann jedoch Probleme stellen, die es im Hinblick auf die 
Fluiditat des Handels, insbesondere auf dem Getreide- 
sektor (Weizen und Reis), zu vermeiden gilt. 

Die Organe der Gemeinschaft sorgen dafür, daß bei der 
Anwendung der Verordnungen über gemeinsame Markt- 
organisationen der freie Warenverkehr für alle Erzeug- 
nisse im Einklang mit den im EWG-Vertrag und in den 
betreffenden Verordnungen niedergelegten Zielen ge- 
währleistet bleibt. 

4. Strukturveränderungen im internationalen Handel 
sind eine normale Auswirkung der Erweiterung der Ge- 
meinschaft. 

5. Unter Beachtung der Artikel 39 und 110 des EWG- 
Vertrags müßte es während des Anwendungszeitraums 
der Übergangsmaßnahmen möglich sein, zu gegebener 
Zeit den Problemen zu begegnen, die sich für bestimmte 
dritte Länder in bestimmten konkreten Fällen stellen 
können. (1) 

Treten solche Probleme auf, so prüfen die Organe der 
Gemeinschaft die konkreten Fälle im Lichte aller hierfür 
erheblichen Gegebenheiten der dann bestehenden Lage, 
so wie sie es bisher in ähnlichen Fällen getan haben; 
sie müssen während des Anwendungszeitraums der Über- 
gangsmaßnahmen soweit erforderlich und in Überein- 
stimmung mit den Grundsätzen und im Rahmen der Me- 
chanismen der gemeinsamen Agrarpolitik die Maßnahmen 
treffen, die geeignet sind, diese Probleme zu lösen. 

6. Zur Überwindung von Schwierigkeiten, die sich aus 
der Anwendung der Übergangsmechanismen auf den 
Märkten der Gemeinschaft ergeben könnten, stehen den 
Organen der Gemeinschaft aufgrund des EWG-Vertrags, 
der in Anwendung des EWG-Vertrags erlassenen Rechts- 
akte sowie der Beitrittsakte Mittel zur Verfügung, von 
denen sie gegebenenfalls Gebrauch machen. 


(1) Die Konferenz der Europäischen Gemeinschaften mit den Staaten, 
die ihren Beitritt zu diesen Gemeinschaften beantragt haben, hat 
auf den Tagungen am 11. und 12. Mai 1971 mit dem Vereinigten 
Königreich, am 7, Juni 1971 mit Irland, am 21. Juni 1971 mit Nor- 
wegen und am 12. Juli 1971 mit Dänemark festgestellt, daß diese 
konkreten Fälle „sich, soweit dies gegenwärtig voraussehbar ist, 
auf Butter, Zucker, Schinkenspeck und bestimmte Obst- und Ge- 
müsearten beschränken weiden". 
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Protokoll Nr. 17 

über die Zuckereiniuhr des Vereinigten 
Königreichs aus den im Commonwealth- 
Zuckerabkommen genannten Zucker 
ausführenden Ländern und Gebieten 


1. Das Vereinigte Königreich wird ermächtigt, bis zum 
28. Februar 1975 unter den nachstehenden Bedingungen 
aus den im Commonwealth-Zuckerabkommen genannten 
Zucker ausführenden Ländern und Gebieten Zuckermen- 
gen einzuführen, die den im Rahmen dieses Abkommens 
festgesetzten Vertragspreiskontingenten entsprechen. 

2. Auf diese Einfuhren wird erhoben 

a) eine Sonderabschöpfung in Höhe des Unterschieds 
zwischen dem vereinbarten Kaufpreis (cif) und dem 
Preis, zu dem der Zucker auf dem Markt des Vereinig- 
ten Königreichs abgesetzt wird. Artikel 55 Absatz 1 
Buchstabe b der Beitrittsakte findet keine Anwendung; 

b) eine Abgabe, die auf der Grundlage des Unterschieds 
zwischen dem Weltmarktpreis (cif) für Rohzucker und 
dem vereinbarten Kaufpreis (cif) festgelegt wird; diese 
Abgabe dient der Finanzierung des Wiederverkaufs 
durch die Zuckerbehörde des Vereinigten Königreichs. 

Liegt der Weltmarktpreis (cit) für Rohzucker jedoch über 
dem vereinbarten Kaufpreis (cif), so wird der Unter- 
schiedsbetrag von der Zuckerbehörde an den Importeur 
gezahlt. 

3. Der Preis, zu dem dieser Zucker auf dem Markt des 
Vereinigten Königreichs abgesetzt wird, wird so festge- 
setzt, daß es möglich ist, die betreffenden Mengen tat- 
sächlich abzusetzen, ohne den Absatz des Zuckers aus der 
Gemeinschaft zu gefährden. 

4. Abweichend von Artikel 15 Absatz 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 766/68 zur Aufstellung allgemeiner Regeln 
für die Erstattungen bei der Ausfuhr auf dem Zuckersek- 
tor kann die im Vereinigten Königreich anwendbare Aus- 
fuhrerstattung für Weißzucker gewährt werden, der aus 
gemäß diesem Protokoll eingeführtem Rohzucker herge- 
stellt worden ist. 

5. Der Rat erläßt mit qualifizierter Mehrheit auf Vor- 
schlag der Kommission die erforderlichen Durchführungs- 
bestimmungen zu diesem Protokoll, um ein reibungsloses 
Funktionieren der gemeinsamen Marktorganisation für 
Zucker und insbesondere die Einhaltung des Preises für 
den Verkauf dieses Zuckers auf dem Markt des Vereinig- 
ten Königreichs bei Anwendung des Absatzes 2 sicher- 
zustellen. 
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Protokoll Nr. 18 

über die Einfuhr von Butter und Käse aus 
Neuseeland in das Vereinigte Königreich 

Artikel 1 

1. Das Vereinigte Königreich wird ermächtigt, vorüber- 
gehend aus Neuseeland bestimmte Butter- und Käse- 
mengen unter den nachstehenden Bedingungen einzufüh- 
ren. 

2. Die in Absatz 1 erwähnten Mengen betragen 

a) für Butter in den ersten fünf Jahren: 

1973 165.811 t 

1974 158 902 t 

1975 151.994 t 

1976 145.085 t 

1977 138.176 t 

b) für Käse: 

1973 68.580 t 

1974 60.960 t 

1975 45.720 t 

1976 30.480 t 

1977 15.240 t 

Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag 
der Kommission irn Verhältnis dieser Butter- und Käse- 
mengen Anpassungen vornehmen, sofern die in Milch- 
äquivalent ausgedrückte Menge gewahrt bleibt, die der 
für die beiden Erzeugnisse für das betreffende Jahr vor- 
gesehenen Gesamtmenge entspricht. 

3. Die in Absatz 2 genannten Butter- und Käsemengen 
werden in das Vereinigte Königreich zu einem Preis ein- 
geführt, dessen Einhaltung zu cif-Bedingungen von Neu- 
seeland garantiert werden muß. Dieser Preis wird auf 
einem Niveau festgesetzt, das es Neuseeland gestattet, 
einen Preis zu erzielen, der dem Preis entspricht, den 
dieses Land auf dem Markt des Vereinigten Königreichs 
in den Jahren 1969, 1970, 1971 und 1972 im Durchschnitt 
erzielt hat. 

4. Die gemäß diesem Protokoll in das Vereinigte König- 
reich eingeführten Erzeugnisse dürfen nicht in den inner- 
gemeinschaftlichen Handel gebracht oder nach dritten 
Ländern wiederausgeführt werden. 


Artikel 2 

1. Bei der Einfuhr der in Artikel 1 genannten Butter- und 
Käsemengen in das Vereinigte Königreich werden Son- 
derabschöpfungen erhoben. Artikel 55 Absatz 1 Buch- 
stabe b der Betrittsakte findet keine Anwendung. 

2. Die Sonderabschöpfungen werden auf der Grundlage 
des in Artikel 1 Absatz 3 genannten cif-Preises und des 
Marktpreises der betreffenden Erzeugnisse im Vereinig- 
ten Königreich auf einem Niveau festgesetzt, das es ge- 
stattet, die Butter- und Käsemengen tatsächlich abzu- 
setzen, ohne den Absatz von Butter und Käse aus der 
Gemeinschaft zu gefährden. 


Artikel 3 

Der Rat erläßt mit qualifizierter Mehrheit auf Vor- 
schlag der Kommission die erforderlichen Durchführungs- 
bestimmungen zu den Artikeln 1 und 2. 
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Artikel 4 

Die Gemeinschaft wird weiterhin bestrebt sein, den 
Abschluß eines internationalen Übereinkommens über 
Milcherzeugnisse zu fördern, das geeignet ist, die auf dem 
Weltmarkt herrschenden Bedingungen so bald wie mög- 
lich zu verbessern. 


Artikel 5 

1. Im Laufe des Jahres 1975 prüft der Rat die Lage «auf 
dem Buttermarkt im Lichte der Situation und der Ent- 
wicklung von Angebot und Nachfrage in den wichtig- 
sten Erzeuger- und Verbraucherländern der Welt, insbe- 
sondere in der Gemeinschaft und in Neuseeland. Bei 
dieser Prüfling weiden unter anderem folgende Faktoren 
berücksichtigt: 

a) die Fortschritte auf dem Wege zu einem wirksamen 
weltweiten Übereinkommen über Milcherzeugnisse, an 
dem die Gemeinschaft und die anderen wichtigen Er- 
zeuger- und Verbraucherländei als Vertragsparteien 
teilnehmen würden; 

b) die Fortschritte, die Neuseeland bei der Diversifi- 
zierung seiner Wirtschaft und seiner Ausfuhren er- 
zielt hat, wobei die Gemeinschaft bestrebt sein wird, 
eine Handelspolitik zu verfolgen, die diesen Bemü- 
hungen nicht zuwiderläuft. 

2. Die Maßnahmen, die geeignet sind, die Aufrechterhal- 
tung der Ausnahmeregelung für die Buttereinfuhren aus 
Neuseeland über den 31. Dezember 1977 hinaus sicher- 
zustellen, sowie ihre Einzelheiten, werden vom Rat im 
Lichte dieser Prüfung einstimmig auf Vorschlag der 
Kommission festgelegt. 

3 Die für die Käseeinfuhr vorgesehene Ausnahmerege- 
lung kann über den 31. Dezember 1977 hinaus nicht bei- 
behalten werden. 


Protokoll Nr. 19 

über alkoholische Getränke auf Getreidebasis 


1. Der Rat legt nach dem in Artikel 43 Absatz 2 des 
EWG-Vertrags vorgesehenen Verfahren die notwendigen 
Maßnahmen fest, um die Verwendung von Getreide aus 
der Gemeinschaft zur Herstellung alkoholischer Getränke 
auf Getreidebasis, insbesondere von Whisky, die nach 
dritten Ländern ausgeführt werden, zu erleichtern; diese 
Maßnahmen werden so festgelegt, daß sie rechtzeitig 
in Kraft treten können. 

2. Diese Maßnahmen, die im Rahmen der Verordnung 
über die gemeinsame Marktorganisation für Getreide 
oder der zu erlassenden Verordnung über die gemein- 
same Marktorganisation für Alkohol getroffen werden 
können, müssen sich in den Rahmen der allgemeinen 
Zielsetzungen der Gemeinschaft in bezug auf Alkohol 
einfiigen und jegliche Diskriminierung zwischen diesen 
Erzeugnissen und sonstigem Alkohol unter Berücksichti- 
gung der Besonderheiten in jedem einzelnen Fall ver- 
meiden. 
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Protokoll Nr. 20 

über die norwegische Landwirtschaft 

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN — 

IN DEM WUNSCH, die Probleme zu lösen, die der Bei- 
tritt Norwegens zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
für die Landwirte dieses Landes aufwirft, 

IN ANBETRACHT der von der norwegischen Regierung 
vorgetragenen Bedenken, wonach die norwegische Land- 
wirtschaft durch die geographische Lage und die Topo- 
graphie des Landes hinsichtlich der Erzeugung benach- 
teiligt ist, die gleichen Gegebenheiten für die besonderen 
demographischen Probleme Norwegens maßgebend sind 
und dadurch die landwirtschaftlichen Betriebe des Landes 
verhältnismäßig hohe Produktionskosten zu tragen ha- 
ben, die ein allgemeines System von Stützungsmaßnah- 
men erforderlich gemacht haben, um eine ausgewogene 
Sozialstruktur und einen angemessenen Lebensstandard 
für die in der Landwirtschaft Beschäftigten aufrechtzuer- 
halten — 

ERKENNEN die besonderen Probleme an, die durch den 
Beitritt Norwegens zur Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft für die Landwirte dieses Landes insbesondere da- 
durch aufgeworfen werden, daß eine einfache Anglei- 
chung der von den norwegischen Erzeugern erzielten 
Preise an die Preise der Gemeinschaft zu einer erheb- 
lichen Einkommenseinbuße mit ungünstigen Folgen in 
sozialer und demographischer Hinsicht führen würde; 

ERKENNEN insbesondere an, daß die Übergangszeit 
diese Probleme nicht lösen könnte, daß also unter Be- 
achtung der Regeln der gemeinsamen Agrarpolitik spe- 
zifische Vereinbarungen, die keinen Präzedenzfall schaf- 
fen dürfen, notwendig sind mit dem Ziel, den Lebens- 
standard der norwegischen Landwirte aufrechtzuerhalten — 

SIND wie folgt UBEREINGEKOMMEN: 

1. Die Regelung, die auf die norwegischen Subventionen 
angewandt wird, muß vorbehaltlich der in den folgenden 
Absätzen genannten zeitweiligen Abweichungen so ge- 
staltet sein, daß sie das Funktionieren der gemeinsamen 
Agrarpolitik, insbesondere der gemeinsamen Marktor- 
ganisationen, im gesamten Gebiet der Gemeinschaft nicht 
in Frage stellt. 

2. Norwegen wendet die Agrarregelungen der Gemein- 
schaft gemäß den einschlägigen Bestimmungen der Bei- 
trittsakte an. 

3. Das Problem der norwegischen Beihilfen zu den Be- 
förderungskosten zum Ausgleich der besonders ungün- 
stigen Auswirkungen der großen Entfernungen zwischen 
Erzeugungs- und natürlichen Absatzgebieten sowie der 
außerordentlich großen Streuung der landwirtschaftlichen 
Gebiete muß durch Anwendung der Bestimmungen des 
EWG-Vertrags auf angemessene Weise gelöst werden. 

4. In Norwegen wird ein Stützungssystem eingeführt, 
das es ermöglichen muß, den Lebensstandard der Land- 
wirte aufrechtzuerhalten. Die Stützung wird in dem zur 
Erreichung dieses Ziels erforderlichen Maß gewährt. Sie 
darf nicht an das verkaufte Erzeugnis gebunden sein, 
sie darf auch keine Erzeugerpreissubventionen umfas- 
sen — was die Umformung der deizeitigen norwegischen 
Stützungsmaßnahmen erfordert — und wird nach Gebie- 
ten und Landwirtgruppen differenziert sein. Die künftigen 
Maßnahmen werden den verschiedenen Produktionsfor- 
men angepaßt. 

5. Norwegen kann für die Zeit bis zum 31. Dezember 
1975 ausnahmsweise die derzeitigen Subventionen bei- 
behalten. Die Erzeugerpreissubventionen werden um die 
Beträge gekürzt, die den Erhöhungen der Marktpreise 
entsprechen, die sich aus der Annäherung der Markt- 
preise an die gemeinsamen Preise ergeben. 
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6. In bezug auf Gartenbauerzeugnisse und Kartoffeln 
wird Norwegen ermächtigt, bis zum 31. Dezember 1977 
ausnahmsweise die mengenmäßigen Einfuhrbeschränkun- 
gen durch Bestimmungen zu ersetzen, die es ermöglichen, 
bei bestimmten Erzeugnissen ein Preisniveau aufrecht- 
zuerhalten, das dem des norwegischen Marktes vor dem 
Beitritt vergleichbar ist. Diese Bestimmungen bestehen 
in einem System auf dem norwegischen Markt festzu- 
setzender Mindestpreise, bei deren Unterschreitung Aus- 
gleichsabgaben auf Einfuhren jeder Herkunft erhoben 
werden können; bei der Einfuhr der gleichen, zur Ver- 
arbeitung bestimmten Erzeugnisse kann die Ausgleichs- 
abgabe ausgesetzt werden, während bei der Lieferung 
einheimischer Erzeugnisse zum Zwecke der Verarbeitung 
eine Erstattung in Höhe der Ausgleichsabgabe gewährt 
werden kann. Die für die Zölle vereinbarten Übergangs- 
bestimmungen bleiben anwendbar. 

Der Rat beschließt mit qualifizierter Mehrheit auf Vor- 
schlag der Komission die zur Durchführung der in die- 
sem Absatz vorgesehenen erforderlichen Maßnahmen. 

7. Für die Erzeugnisse des Schweinefleisch-, Eier- und 
Geflügelsektors wird die bis zur ersten Herabsetzung bei 
der Einfuhr nach Norwegen erhobene Ausgleichsabgabe 
in Abweichung von den Artikeln 75, 77 und 79 der 
Beitrittsakte unter Zugrundelegung des Unterschieds zwi- 
schen den Preisen für geschlachtete Schweine, Eier in der 
Schale und geschlachtetes Geflügel auf dem Markt Nor- 
wegens einerseits und auf dem Markt der ursprünglichen 
Gemeinschaft und jedes der anderen neuen Mitglied- 
staaten andererseits berechnet. 

Die in Unterabsatz 1 genannte Ausgleichsabgabe wird 
am 1. November 1973, am 1. November 1974 und am 
1. November 1975 jeweils um ein Viertel herabgesetzt 
und am 1. November 1976 beseitigt, und zwar unbescha- 
det der Anwendung der Artikel 75, 77 und 79 der Bei- 
trittsakte nach diesem Zeitpunkt. 

Der Rat beschließt mit qualifizierter Mehrheit auf Vor- 
schlag der Kommission die zur Durchführung der in 
diesem Absatz vorgesehenen erforderlichen Maßnahmen. 

8. Die Kommission unterbreitet dem Rat spätestens am 
30. Juni 1974, in bezug auf Gartenbauerzeugnisse und 
Kartoffeln spätestens am 30. Juni 1976, Vorschläge — 
darunter gegebenenfalls Vorschläge betreffend die Aus- 
gaben, die für eine Gemeinschaftsfinanzierung in Betracht 
kommen — in Übereinstimmung mit dem EWG-Vertrag 
mit dem Ziel, nach Ablauf der in den Absätzen 5 und 6 
vorgesehenen Fristen gemäß Absatz 4 das Stützungs- 
system einzuführen. 

9. Unbeschadet der Absätze 1 bis 8 werden in Norwe- 
gen unter Gemeinschaftskontrolle geeignete Maßnahmen 
für eine ausreichende Milchversorgung getroffen, damit 
der Trinkmilchverbrauch der Bevölkerung regelmäßig ge- 
deckt und der derzeitige hohe Milchverbrauch nicht ge- 
fährdet wird. Der Rat erläßt nach dem Verfahren des 
Artikels 43 Absatz 2 des EWG-Vertrags die hierfür er- 
forderlichen Bestimmungen, die Subventionen umfassen 
können. 

10. Sollte die spätere Entwicklung der gemeinsamen 
Agrarpolitik oder der Politik der Gemeinschaft auf an- 
deren Gebieten zu gemeinschaftlichen Maßnahmen füh- 
ren, die eine vollständige oder teilweise Lösung der 
besonderen Probleme der norwegischen Landwirtschaft 
ermöglichen, so werden diese gemeinschaftlichen Maß- 
nahmen und die sich gegebenenfalls daraus ergebende 
Gemeinschaftsfinanzierung an die Stelle der in Norwegen 
getroffenen spezifischen Maßnahmen treten. 

11. Die Organe der Gemeinschaft prüfen in regelmäßigen 
Zeitabständen die Bedingungen und Einzelheiten der 
Durchführung der in Norwegen angewandten Regelung. 
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Protokoll Nr. 21 

über die Regelung der Fischereirechte 
für Norwegen 

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN — 

IN ANERKENNUNG der sehr großen Bedeutung des 
Fischfangs für Norwegen, 

IN DER ERWÄGUNG, daß der Fischfang und die damit 
verbundenen Industriezweige wegen der besonderen geo- 
graphischen Lage Norwegens einen der Haupterwerbs- 
zweige der Bevölkerung eines großen Teils der Küsten- 
gebiete darstellen, in denen nur in begrenztem Umfang 
andere Beschäftigungsmöglichkeiten gegeben sind, 

IN DEM BEWUSSTSEIN, daß es sowohl für Norwegen 
als auch für die Gemeinschaft in ihrer Gesamtheit von Be- 
deutung ist, ein befriedigendes demographisches Gleich- 
gewicht in den Gebieten Norwegens aufrechtzuerhalten, 
die in hohem Maße von der Küstenfischerei abhängig 
sind, sowie in Übereinstimmung mit den Zielen der nor- 
wegischen Regierung auf diesem Gebiet — 

BESTÄTIGEN, daß Norwegen im Rahmen der Bestim- 
mungen des Artikels 101 der Beitrittsakte ermächtigt 
wird, in den Gewässern, die seiner Hoheitsgewalt oder 
seiner Gerichtsbarkeit unterliegen, innerhalb einer Gren- 
ze von zwölf Seemeilen zwischen Egersund und der 
Grenze zwischen Norwegen und der Union der Soziali- 
stischen Sowjetrepubliken die Ausübung des Fischfangs 
zu beschranken, 

KOMMEN ÜBEREIN, den Organen der Gemeinschaft zu 
empfehlen, bei der in Artikel 103 der Beitrittsakte vor- 
gesehenen Prüfung in besonderer Weise die Probleme 
zu berücksichtigen, die sich auf dem Gebiet des Fisch- 
fangs für Norwegen sowohl in gesamtwirtschaftlicher 
Hinsicht als auch wegen der besonderen demographischen 
und sozialen Struktur dieses Landes ergeben, und dafür 
Sorge zu tragen, daß etwaige künftige Bestimmungen 
dementsprechend abgefaßt werden; diese Bestimmungen 
können unter anderem auch vorsehen, daß die Geltungs- 
dauer der Ausnahmeregelung in angemessenem Umfang 
nach noch festzulegenden Regeln über den 31. Dezember 
1982 hinaus verlängert wird. 


Protokoll Nr. 22 

über die Beziehungen zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
den assoziierten afrikanischen Staaten 
und Madagaskar sowie den unabhängigen 
Entwicklungsländern des Commonwealth 
in Afrika, im Indischen Ozean, im Pazifischen 
Ozean und im Karibischen Raum 

I 

1. Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft bietet den in 
Anhang VI der Beitrittsakte genannten unabhängigen 
Ländern des Commonwealth an, ihre Beziehungen zu ihr 
im Geiste der vom Rat auf der Tagung vom 1. und 
2. April 1963 angenommenen Absichtserklärung nach einer 
der folgenden Formeln zu regeln: 

— Beteiligung an dem Assoziierungsabkommen, das nach 
Ablauf der Geltungsdauer des am 29. Juli 1969 Un- 
terzeichneten Assoziierungsabkommens die Beziehun- 
gen zwischen der Gemeinschaft und den assoziierten 
afrikanischen Staaten und Madagaskar, die Unter- 
zeichner des Abkommens sind, regelt; 
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- — Abschluß eines oder mehrerer besonderer Assoziie- 
rungsabkommen auf der Grundlage des Artikels 238 
des EWG-Vertrags mit gegenseitigen Rechten und 
Pflichten, insbesondere auf dem Gebiet des Handels; 

- — Abschluß von Handelsabkommen zur Erleichterung 
und Entwicklung des Handels zwischen der Gemein- 
schaft und diesen Ländern. 

2. Die Gemeinschaft wünscht aus praktischen Gründen, 
daß die unabhängigen Länder des Commonwealth, an die 
das Angebot der Gemeinschaft gerichtet ist, so bald wie 
möglich nach dem Beitritt zu dem Angebot Stellung 
nehmen. 

Die Gemeinschaft schlägt den in Anhang VI der Bei- 
trittsakte genannten unabhängigen Ländern des Com- 
monwealth vor, die für den Abschluß der Abkommen nach 
einer der drei Formeln des Angebots vorgesehenen Ver- 
handlungen ab 1. August 1973 aufzunehmen. 

Die Gemeinschaft lädt daher diejenigen unabhängigen 
Länder des Commonwealth, welche sich für Verhand- 
lungen im Rahmen der erstgenannten Formel entschei- 
den, ein, gemeinsam mit den assoziierten afrikanischen 
Staaten und Madagaskar an der Aushandlung des Ab- 
kommens teilzunehmen, das auf das am 29. Juli 1969 
Unterzeichnete Abkommen folgen wird. 

3. Entscheiden sich Botsuana, Lesotho oder Swasiland für 
eine der ersten zwei Formeln des Angebots, so 

— müssen geeignete Lösungen gefunden werden, um 
die spezifischen Probleme zu regeln, die sich aus der 
besonderen Lage dieser mit einem dritten Land durch 
eine Zollunion verbundenen Länder ergeben; 

— muß der Gemeinschaft im Hoheitsgebiet dieser Staa- 
ten eine ebenso günstige Zolibehandlung wie dem 
meistbegünstigten dritten Staat gewährt werden; 

— müssen die Einzelheiten der angewandten Regelung, 
insbesondere die Ursprungsregeln, die Möglichkeit 
bieten, jede Gefahr einer die Gemeinschaft schädigen- 
den Verkehrsverlagerung zu vermeiden, die sich aus 
der Teilnahme dieser Staaten an einer Zollunion mit 
einem dritten Land ergeben. 


II 

1. Hinsichtlich der nach Ablauf der Geltungsdauer des 
am 29. Juli 1969 Unterzeichneten Assoziierungsabkom- 
mens vorzusehenden Assoziationsregelung ist die Ge- 
meinschaft bereit, ihre Assoziierungspolitik sowohl ge- 
genüber den assoziierten afrikanischen Staaten und Ma- 
dagaskar als auch gegenüber den unabhängigen Ent- 
wicklungsländern des Commonwealth, die Vertragspar- 
teien dieser Assoziation sein werden, fortzuführen. 

2. Der Beitritt der neuen Mitgliedstaaten zur Ge- 
meinschaft und die etwaige Ausweitung der Assoziie- 
rungspolitik dürfen nicht zu einer Schwächung der Be- 
ziehungen der Gemeinschaft zu den assoziierten afrika- 
nischen Staaten und Madagaskar, die Vertragsparteien 
des am 29. Juli 1969 Unterzeichneten Assoziierungsab- 
kommens sind, führen. 

Die Beziehungen der Gemeinschaft zu den assoziierten 
afrikanischen Staaten und Madagaskar sichern diesen 
Staaten eine Gesamtheit von Vorteilen und beruhen auf 
Strukturen, die der Assoziation ihren eigenen Charak- 
ter auf den Gebieten der Handelsbeziehungen, der finan- 
ziellen und technischen Zusammenarbeit sowie der pari- 
tätischen Organe verleihen. 

3. Ziel der Assoziierungspolitik der Gemeinschaft bleibt, 
den Bestand und die oben genannten wesentlichen Grund- 
sätze zu wahren. 

4. Die Einzelheiten dieser Assoziation werden in den in 
Abschnitt I Punkt 2 Unterabsatz 3 dieses Protokolls vor- 
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gesehenen Verhandlungen festgelegt; sie müssen den 
besonderen wirtschaftlichen Verhältnissen, die den un- 
abhängigen Entwicklungsländern des Commonwealth in 
Afrika, im Indischen Ozean, im Pazifischen Ozean und im 
Karibischen Raum sowie den assoziierten afrikanischen 
Staaten und Madagaskar gemeinsam sind, den Erfah- 
rungen im Rahmen der Assoziation, den Wünschen der 
assoziierten Staaten und den Auswirkungen, die die 
Einführung des Systems allgemeiner Präferenzen für 
diese Staaten hat, entsprechend Rechnung tragen. 


III 

Die Gemeinschaft wird sich die Wahrung der Interessen 
aller Länder iin Sinne dieses Protokolls, deren Wirtschaft 
in hohem Maße von der Ausfuhr von Grundstoffen, ins- 
besondere Zucker, abhängt, angelegen sein lassen. 

In diesem Rahmen wird die Zuckerfrage geregelt; da- 
bei wird der Bedeutung Rechnung getragen, die dieses 
Erzeugnis hinsichtlich seiner Ausfuhr für die Volkswirt- 
schaft mehrerer dieser Länder, insbesondere für Länder 
des Commonwealth, hat. 


Protokoll Nr. 23 

über die Anwendung des von der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
angewandten Systems allgemeiner 
Zollpräferenzen durch die neuen 
Mitgliedstaaten 

1. Die neuen Mitgliedstaaten werden ermächtigt, die An- 
wendung des von der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft auf Erzeugnisse mit Ursprung in Entwicklungslän- 
dern angewandten Systems allgemeiner Zollpräferenzen 
bis zum 1. Januar 1974 aufzuschieben. 

2. Irland wird jedoch ermächtigt, auf Erzeugnisse im 
Sinne der Verordnungen (EWG) Nrn. 2796/71, 2797/71, 
2798/71 und 2799/71 bis zum 31. Dezember 1975 gegen- 
über Ländern, denen allgemeine Präferenzen eingeräumt 
wurden, Zölle in Höhe der Zölle anzuwenden, die auf 
die gleichen Erzeugnisse gegenüber anderen Mitglied- 
staaten außer dem Vereinigten Königreich angewandt 
werden. 


Protokoll Nr. 24 

über die Beteiligung der neuen Mitgliedstaaten 
am Vermögen der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl 


Die neuen Mitgliedstaaten leisten folgende Beiträge 
zum Vermögen der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl: 

Vereinigtes Königreich 57 000 000 RE 

Norwegen 1 162 500 RE 

Dänemark 635 500 RE 

Irland 77 500 RE 

Die Zahlung dieser Beiträge erfolgt in drei gleichen 
jährlichen Raten vom Beitritt an. 

Diese Raten werden von jedem neuen Mitgliedstaat in 
frei konvertierbarer Landeswährung gezahlt. 
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Protokoll Nr. 25 

über den Austausch von Kenntnissen 
auf dem Gebiet der Kernenergie mit Dänemark 

Artikel 1 

1 Unmittelbar nach dem Beitritt werden die Kenntnisse, 
die den Mitgliedstaaten, Personen und Unternehmen 
nach Artikel 13 des EAG-Vertrags mitgeteilt worden sind, 
Dänemark zur Verfügung gestellt, das sie in seinem 
Hoheitsgebiet in Übereinstimmung mit dem genannten 
Artikel nur beschränkt verbreitet. 

2. Unmittelbar nach dem Beitritt stellt Dänemark der 
Europäischen Atomgemeinschaft Kenntnisse in gleich- 
wertigem Umfang auf den nachstehend aufgeführten 
Gebieten zur Verfügung. Diese Kenntnisse werden in 
einem Dokument, das der Kommission übermittelt wird, 
im einzelnen dargelegt. Die Kommission teilt diese 
Kenntnisse den Unternehmen der Gemeinschaft in Über- 
einstimmung mit dem genannten Artikel mit. 

3. Dänemark stellt der Gemeinschaft Informationen auf 
folgenden Gebieten zur Verfügung: 

— schwerwassermoderierter und mit organischer Flüssig- 
keit gekühlter Reaktor D.O.R.; 

— Schwerwasserreaktoren mit Druckbehälter DT-350 und 
DK-400; 

— Hochtemperatur-Gaskreislauf; 

— Instrumentier ung und besondere elektronische Appa- 
raturen; 

— Zuverlässigkeit; 

— Reaktorphysik, Reaktordynamik und Wärmeübertra- 
gung; 

— Materialprüfversuche und reaktorinterne Ausrüstung. 

4. Dänemark verpflichtet sich, der Gemeinschaft insbe- 
sondere bei Besuchen von Bediensteten der Gemeinschaft 
oder der Mitgliedstaaten im Forschungszentrum Riso alle 
ergänzenden Informationen zu den von ihm übermittelten 
Berichten unter Bedingungen zu erteilen, die von Fall 
zu Fall im gegenseitigen Einvernehmen festzulegen sind. 


Artikel 2 

1. Auf den Gebieten, auf denen Dänemark der Ge- 
meinschaft Kenntnisse zur Verfügung stellt, gewähren die 
zuständigen Stellen, gegenwärtig die „ Atomenergikom- 
mission", den Mitgliedstaaten, Personen und Unterneh- 
men der Gemeinschaft auf Antrag Lizenzen zu kommer- 
ziellen Bedingungen, soweit diese Stellen ausschließliche 
Rechte an in den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft an- 
gemeldeten Patenten besitzen und soweit sie gegenüber 
Dritten in keiner Weise verpflichtet sind, eine aus- 
schließliche oder teilweise ausschließliche Lizenz an den 
Rechten dieser Patente zu gewähren oder anzubieten. 

2. Ist eine ausschließliche oder teilweise ausschließliche 
Lizenz gewährt worden, so fördert und erleichtert Däne- 
mark die Gewährung von Unterlizenzen an die Mit- 
gliedstaaten, Personen und Unternehmen der Gemein- 
schaft zu kommerziellen Bedingungen durch die Inhaber 
solcher Lizenzen. 

Die Gewährung solcher ausschließlichen oder teilweise 
ausschließlichen Lizenzen erfolgt auf normaler kommer- 
zieller Basis. 
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Protokoll Nr. 26 

über den Austausch von Kenntnissen 
auf dem Gebiet der Kernenergie mit Irland 

Artikel 1 

1. Unmittelbar nach dem Beitritt werden die Kenntnisse, 
die den Mitgliedstaaten, Personen und Unternehmen 
nach Artikel 13 des EAG-Vertrags mitgeteilt worden 
sind, Irland zur Verfügung gestellt, das sie in seinem 
Hoheitsgebiet in Übereinstimmung mit dem genannten 
Artikel nur beschränkt verbreitet. 

2. Unmittelbar nach dem Beitritt stellt Irland der Euro- 
päischen Atomgemeinschaft in Irland auf dem Kern- 
energiegebiet gewonnene, nur zu beschränkter Verbrei- 
tung bestimmte Kenntnisse zur Verfügung, soweit es 
sich nicht um rein kommerzielle Anwendungen handelt. 
Die Kommission teilt diese Kenntnisse den Unternehmen 
der Gemeinschaft in Übereinstimmung mit dem genann- 
ten Artikel mit. 

3. Diese Informationen betreffen hauptsächlich die Un- 
tersuchungen zur Entwicklung eines Leistungsreaktors 
sowie die Arbeiten über Radioisotope und deren An- 
wendung in der Medizin, einschließlich der Probleme des 
Strahlenschutzes. 


Artikel 2 

1. Auf den Gebieten, auf denen Irland der Gemeinschaft 
Kenntnisse zur Verfügung stellt, gewähren die zustän- 
digen Stellen den Mitgliedstaaten, Personen und Unter- 
nehmen der Gemeinschaft auf Antrag Lizenzen zu kom- 
merziellen Bedingungen, soweit diese Stellen ausschließ- 
liche Rechte an in den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft 
angemeldeten Patenten besitzen und soweit sie gegen- 
über Dritten in keiner Weise verpflichtet sind, eine aus- 
schließliche oder teilweise ausschließliche Lizenz an den 
Rechten dieser Patente zu gewähren oder anzubieten. 

2. Ist eine ausschließliche oder teilweise ausschließliche 
Lizenz gewährt worden, so fördert und erleichtert Irland 
die Gewährung von Unterlizenzen an die Mitgliedstaaten, 
Personen und Unternehmen der Gemeinschaft zu kom- 
merziellen Bedingungen durch die Inhaber solcher Lizen- 
zen. 

Die Gewährung solcher ausschließlichen oder teilweise 
ausschließlichen Lizenzen erfolgt auf normaler kommer- 
zieller Basis. 
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Protokoll Nr. 27 

über den Austausch von Kenntnissen 
auf dem Gebiet der Kernenergie mit Norwegen 

Artikel 1 

1. Unmittelbar nach dem Beitritt werden die Kenntnisse, 
die den Mitgliedstaaten, Personen und Unternehmen 
nach Artikel 13 des EAG-Vertrags mitgeteilt worden sind, 
Norwegen zur Verfügung gestellt, das sie in seinem 
Hoheitsgebiet in Übereinstimmung mit dem genannten 
Artikel nur beschränkt verbreitet. 

2. Unmittelbar nach dem Beitritt stellt Norwegen der 
Europäischen Atomgemeinschaft Kenntnisse in gleich- 
wertigem Umfang auf den nachstehend aufgeführten Ge- 
bieten zur Verfügung. Diese Kenntnisse werden in einem 
Dokument, das der Kommission übermittelt wird, im ein- 
zelnen dargelegt. Die Kommission teilt diese Kenntnisse 
den Unternehmen der Gemeinschaft in Übereinstimmung 
mit dem genannten Artikel mit. 

3. Norwegen stellt der Gemeinschaft Informationen auf 
den folgenden Gebieten zur Verfügung: 

— Reaktortechnik; 

— Technologie der Brennstoffe und Werkstoffe; 

— Dynamik der Reaktoren, Kontrolle und Instrumen- 
tierung; 

— Nukleare Sicherheit; 

— Technologie der Radioisotope; 

— Chemie der Brennstoffaufarbeitung und Analyseme- 
thoden; 

— Physikalische Grundlagenforschung; 

— Schiffsantrieb; 

— Verschiedenes (Zeitschiiften, Tätigkeitsberichte usw.). 

4. Norwegen verpflichtet sich, der Gemeinschaft insbe- 
sondere bei Besuchen von Bediensteten der Gemeinschaft 
oder der Mitgliedstaaten im „Institutt for Atomenergi 
(IFA)" alle ergänzenden Informationen zu den von ihm 
übermittelten Berichten unter Bedingungen zu erteilen, 
die von Fall zu Fall im gegenseitigen Einvernehmen fest- 
zulegen sind. 


Artikel 2 

1. Auf den Gebieten, auf denen Norwegen der Ge- 
meinschaft Kenntnisse zui Verfügung stellt, gewähren die 
zuständigen Stellen, gegenwärtig das „Institutt for Atom- 
energi", den Mitgliedslaaten, Personen und Unterneh- 
men der Gemeinschaft auf Antrag Lizenzen zu kommer- 
ziellen Bedingungen, soweit diese Stellen ausschließliche 
Rechte an in den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft ange- 
meldeten Patenten besitzen und soweit sie gegenüber 
Dritten in keiner Weise verpflichtet sind, eine ausschließ- 
liche oder teilweise ausschließliche Lizenz an den Rechten 
dieser Patente zu gewähren oder anzubieten. 

2. Ist eine ausschließliche oder teilweise ausschließliche 
Lizenz gewährt worden, so fördert und erleichtert Nor- 
wegen die Gewährung von Unterlizenzen an die Mitglied- 
staaten, Personen und Unternehmen der Gemeinschaft 
zu kommerziellen Bedingungen durch die Inhaber solcher 
Lizenzen. 

Die Gewährung solcher ausschließlichen oder teilweise 
ausschließlichen Lizenzen erfolgt auf normaler kommer- 
zieller Basis. 
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Protokoll Nr. 28 

über den Austausch von Kenntnissen 
auf dem Gebiet der Kernenergie 
mit dem Vereinigten Königreich 

Artikel 1 

1. Unmittelbar nach dem Beitritt werden die Kenntnisse, 
die den Mitgliedstaaten, Personen und Unternehmen nach 
Artikel 13 des EAG-Vertrags mitgeteilt worden sind, dem 
Vereinigten Königreich zur Verfügung gestellt, das sie 
in seinem Hoheitsgebiet in Übereinstimmung mit dem 
genannten Artikel nur beschränkt verbreitet. 

2. Unmittelbar nach dem Beitritt stellt das Vereinigte 
Königreich der Europäischen Atomgemeinschaft Kennt- 
nisse in gleichwertigem Umfang aus den in der beigefüg- 
ten Liste genannten Bereichen zur Verfügung. Diese 
Kenntnisse werden in einem Dokument, das der Kommis- 
sion übermittelt wird, im einzelnen dargelegt. Die Kom- 
mission teilt diese Kenntnisse den Unternehmen der 
Gemeinschaft in Übereinstimmung mit dem genannten 
Artikel mit. 

3. Angesichts des besonderen Interesses der Gemein- 
schaft an bestimmten Gebieten sorgt das Vereinigte 
Königreich vor allem für die Übermittlung von Kennt- 
nissen aus folgenden Bereichen: 

— Forschung und Entwicklung auf dem Gebiet schneller 
Reaktoren (einschließlich der Sicherheit); 

— Basisforschung (auf die Reaktorreihen anwendbar); 

— Sicherheit der nichtschnellen Reaktoren; 

— Metallurgie, Stahl, Zirkoniumlegierungen und Beton; 

— Verträglichkeit von Strukturmaterialien; 

— Experimentelle Brennstoffherstellung; 

— Thermohydrodynamik; 

— Instrumentierung. 


Artikel 2 

1. Auf den Gebieten, auf denen das Vereinigte König- 
reich der Gemeinschaft Kenntnisse zur Verfügung stellt, 
gewähren die zuständigen Stellen, gegenwärtig die „Uni- 
ted Kingdom Atomic Energy Authority" und die „United 
Kingdom Generating Boards", den Mitgliedstaaten, Per- 
sonen und Unternehmen der Gemeinschaft auf Antrag 
Lizenzen zu kommerziellen Bedingungen, soweit diese 
Stellen ausschließliche Rechte an in den Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft angemeldeten Patenten besitzen und 
soweit sie gegenüber Dritten in keiner Weise verpflich- 
tet sind, eine ausschließliche oder teilweise ausschließ- 
liche Lizenz an den Rechten dieser Patente zu gewähren 
oder anzubieten. 

2. Ist eine ausschließliche oder teilweise ausschließliche 
Lizenz gewährt worden, so fördert und erleichtert das 
Vereinigte Königreich die Gewährung von Unterlizenzen 
an die Mitgliedstaaten, Personen und Unternehmen der 
Gemeinschaft zu kommerziellen Bedingungen durch die 
Inhaber solcher Lizenzen. 

Die Gewährung solcher ausschließlichen oder teilweise 
ausschließlichen Lizenzen erfolgt auf normaler kommer- 
zieller Basis. 
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Anlage 


Liste 

der Bereiche im Sinne des Artikels 1 Absatz 2 

I. Grundlagenforschung 

— Reaktorphysik 

— Grundlegende Arbeiten auf dem Gebiet der Me- 
tallurgie und der Chemie 

— Arbeiten über Isotope 

— Technische Chemie 

II. Reaktoren 

a) Forschung und Entwicklung auf dem Gebiet der 
Reaktorsysteme 

b) Betriebserfahrung mit Magnox-Reaktoren (ein- 
schließlich Untersuchungen über das Funktionie- 
ren der Reaktoren) 

c) Sicherheit der Reaktoren (ausgenommen schnelle 
Reaktoren) 

d) Forschung und Entwicklung auf dem Gebiet 
schneller Reaktoren (einschließlich Sicherheit) 

e) Betriebserfahrungen mit Materialprüfreaktoren 

III. Werkstoffe und Bauteile 

a) Graphit- und Kühlmittelchemie 

b) Verträglichkeit von Strukturmaterialien für Re- 
aktoren 

c) Stahl und Beton (einschließlich Korrosion ) ; 
Schweißen und Schweißversuche 

d) Experimentelle Herstellung von Brennelementen 
und Beurteilung ihrer Konstruktion und Leistung 

e) Wärmeaustausch 

f) Metallurgie 

IV. Instrumentierung (einschließlich Gesundheitsschutz- 

Instrumentierung) 

V. Strahlenbiologie 

VI. Schiffsantrieb 
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Protokoll Nr. 29 
über das Abkommen mit der 
Internationalen Atomenergieorganisation 


Das Königreich Dänemark, Irland und das Königreich 
Norwegen verpflichten sich, dem zwischen einigen ur- 
sprünglichen Mitgliedstaaten zusammen mit der Europä- 
ischen Atomgemeinschaft einerseits und der Internationa- 
len Atomenergieorganisation andererseits zu schließen- 
den Abkommen über die Anwendung der im Vertrag über 
die Nichtverbreitung von Kernwaffen vorgesehenen Si- 
cherungsmaßnahmen in den Hoheitsgebieten einiger Mit- 
gliedstaaten der Gemeinschaft unter den in dem Abkom- 
men festzulegenden Bedingungen beizutreten. 


Protokoll Nr. 30 
betreffend Irland 

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN — 

VON DEM WUNSCH GELEITET, einige besondere Pro- 
bleme betreffend Irland zu regeln, 

EINIG über die folgenden Bestimmungen — - 

WEISEN DARAUF HIN, daß die stetige Besserung der 
Lebens- und Beschäftigungsbedingungen der Völker der 
Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft und die harmonische Entwicklung ihrer Volkswirt- 
schaften durch eine Verringerung des Abstands zwischen 
den einzelnen Gebieten und des Rückstands weniger 
begünstigter Gebiete zu den grundlegenden Zielen der 
Gemeinschaft gehören,- 

NEHMEN ZUR KENNTNIS, daß die irische Regierung 
die Verwirklichung einer Politik der Industrialisierung 
und der wirtschaftlichen Entwicklung mit dein Ziel ver- 
folgt, den Lebensstandard in Irland demjenigen in den 
übrigen europäischen Nationen anzugleichen, die Unter- 
beschäftigung zu beseitigen und dabei schrittweise re- 
gionale Entwicklungsunterschiede auszugleichen; 

ERKENNEN AN, daß die Erreichung der Ziele dieser 
Politik in ihrem gemeinsamen Interesse liegt; 

KOMMEN ÜBEREIN, zu diesem Zweck den Organen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft die Anwen- 
dung aller im EWG-Vertrag vorgesehenen Mittel und 
Verfahren zu empfehlen, insbesondere eine angemessene 
Verwendung der zur Verwirklichung der oben genannten 
Ziele der Gemeinschaft zur Verfügung stehenden Ge- 
meinschaftsmittel ; 

ERKENNEN insbesondere an, daß im Falle der Anwen- 
dung der Artikel 92 und 93 des EWG-Vertrags die Ziele 
der wirtschaftlichen Ausweitung und der Hebung des Le- 
bensstandards der Bevölkerung zu berücksichtigen sind. 


91 



Drucksache VI/3408 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Briefwechsel über Währungsfragen 

Brüssel, den 22. Januar 1972 


Exzellenz! 

1. Auf der Ministertagung der Konferenz vom 7. Juni 
1971 ist vereinbart worden, daß die Erklärung, die ich auf 
dieser Tagung zu Währungsfragen abgegeben habe, Ge- 
genstand eines Briefwechsels sein wird, welcher der Akte 
über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der 
Verträge beigefügt wird. Daher darf ich nunmehr bestäti- 
gen, daß ich auf jener Tagung folgende Erklärung abge- 
geben habe: 

,,a) Wir sind bereit, einen geregelten und schrittweisen 
Abbau der offiziellen Sterlingguthaben nach unserem 
Beitritt in Aussicht zu nehmen. 

b) Nach unserem Beitritt zu den Gemeinschaften werden 
wir bereit sein, geeignete Maßnahmen zu erörtern, 
um eine schrittweise Angleichung der externen Cha- 
rakteristika und Praktiken in bezug auf das Pfund 
Sterling an diejenigen der anderen Währungen der 
Gemeinschaft im Rahmen der Fortschritte auf dem 
Wege zur Wirtschafts- und Währungsunion in der 
erweiterten Gemeinschaft zu erreichen; wir sind 
überzeugt, daß das offzielle Pfund Sterling (*) so 
gehandhabt werden kann, daß wir in vollem Umfang 
an diesen Fortschritten teilnehmen können. 

c) In der Zwischenzeit werden wir unsere Politik im 
Hinblick auf eine Stabilisierung der offiziellen Ster- 
lingguthaben in Übereinstimmung mit diesen länger- 
fristigen Zielen gestalten. 

d) Ich hoffe, daß die Gemeinschaft der Auffassung sein 
wird, daß diese Erklärung dem Sterlingproblem und 
den damit zusammenhängenden Fragen in zufrieden- 
stellender Weise gerecht wird, so daß in den Ver- 
handlungen nur noch zu regeln ist, wie das Vereinig- 
te Königreich den Richtlinien über den Kapitalver- 
kehr gemäß dem Rom-Vertrag entsprechen kann." 

2. Auf derselben Tagung am 7. Juni hat sich die Dele- 
gation der Gemeinschaft mit der vorstehenden Erklärung 
einverstanden erklärt. 

3. Ich glaube zu wissen, daß die Delegationen des König- 
reichs Dänemark, Irlands und des Königreichs Norwegen 
sich ebenfalls mit der vorstehenden Erklärung, wie sie 
in diesem Schreiben bestätigt wird, einverstanden er- 
klärt haben. 

4. Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir den Eingang 
dieses Schreibens und die Zustimmung der Regierungen 
der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft sowie der Regie- 
rungen des Königreichs Dänemark, Irlands und des König- 
reichs Norwegen zu der vorstehenden Erklärung bestä- 
tigen würden. 


Genehmigen Sie, Exzellenz, den Ausdruck meiner aus- 
gezeichnetsten Hochachtung. 


Geoffrey Ri ppon 

Chancellor of the Duchy of Lancaster 


Herrn G. Thorn 

Minister für Auswärtige Angelegenheiten 
des Großherzogtums Luxemburg 


(*) Unter .offiziellem Pfund Sterling" sind „offizielle Sterlingguthdben" 
zu verstehen. 
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Brüssel, den 22. Januar 1972 

Exzellenz! 

Mit Ihrem heutigen Schreiben haben Sie mir folgende 
Mitteilung übermittelt: 

„1. Auf der Ministertagung der Konferenz am 7. Juni 
1971 ist vereinbart worden, daß die Erklärung, die ich auf 
dieser Tagung zu Währungsfragen abgegeben habe, Ge- 
genstand eines Briefwechsels sein wird, welcher der 
Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen 
der Verträge beigefügt wird. Daher darf ich nunmehr be- 
stätigen, daß ich auf jener Tagung folgende Erklärung 
abgegeben habe: 

„ a) Wir sind bereit, einen geregelten und schrittweisen 
Abbau der offiziellen Sterlingguthaben nach unserem 
Beitritt in Aussicht zu nehmen. 

b) Nach unserem Beitritt zu den Gemeinschaften werden 
wir bereit sein, geeignete Maßnahmen zu erörtern, 
um eine schrittweise Angleichung der externen Cha- 
rakteristika und Praktiken in bezug auf das Pfund 
Sterling an diejenigen der anderen Währungen der 
Gemeinschaft im Rahmen der Fortschritte auf dem 
Wege zur Wirtschafts- und Währungsunion in der 
erweiterten Gemeinschaft zu erreichen; wir sind über- 
zeugt, daß das offizielle Pfund Sterling (*) so ge- 
handhabt werden kann, daß wir in vollem Umfang 
an diesen Fortschritten teilnehmen können. 

c) In der Zwischenzeit werden wir unsere Politik im 
Hinblick auf eine Stabilisierung der offiziellen Ster- 
lingguthaben in Übereinstimmung mit diesen län- 
gerfristigen Zielen gestalten. 

d) Ich hoffe, daß die Gemeinschaft der Auffassung sein 
wird, daß diese Erklärung dem Sterlingproblem und 
den damit zusammenhängenden Fragen in zufrieden- 
stellender Weise gerecht wird, so daß in den Ver- 
handlungen nur noch zu regeln ist, wie das Ver- 
einigte Königreich den Richtlinien über den Kapital- 
verkehr gemäß dem Rom-Vertrag entsprechen kann/' 

2. Auf derselben Tagung am 7. Juni hat sich dieDelega- 
tion der Gemeinschaft mit der vorstehenden Erklärung 
einverstanden erklärt. 

3. Ich glaube zu wissen, daß die Delegationen des Kö- 
nigreichs Dänemark, Irlands und des Königreichs Nor- 
wegen sich ebenfalls mit der vorstehenden Erklärung, wie 
sie in diesem Schreiben bestätigt wird, einverstanden er- 
klärt haben. 

4. Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir den Eingang 
dieses Schreibens und die Zustimmung der Regierungen 
der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft sowie der Regie- 
rungen des Königreichs Dänemark, Irlands und des Kö- 
nigreichs Norwegen zu der vorstehenden Erklärung be- 
stätigen würden." 

Ich beehre mich, den Eingang dieser Mitteilung und 
die Zustimmung der Regierungen der Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft sowie der Regierungen des König- 
reichs Dänemark, Irlands und des Königreichs Norwegen 
zu der Erklärung in Absatz 1 Ihres Schreibens zu be- 
stätigen. 

Genehmigen Sie, Exzellenz, den Ausdruck meiner aus- 
gezeichnetsten Hochachtung. 

Gaston Thorn 

Ministre des Affaires Etrangeres 
du Grand Duche du Luxembourg 

Mr. G. Rippon 
Chancellor of the 
Duchy of Lancaster 

O Unter „offiziellem Pfund Sterling" sind „offizielle Sterlingguthaben" 

zu verstehen. 
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P. Harmel 

Mirtistre des Affaires Etrangeres du Royaume de Belgique 
Minister van Buitenlandse Zaken 
van het Koninkrijk Belgie 


Ivar Norgaard 

Kongeriget Danmarks udenrigsokonomiminister 


Walter Scheel 

Bundesminister des Auswärtigen 
der Bundesrepublik Deutschland 


Maurice Schumann 

Ministre des Affaires Etrangeres 
de la Republique frangaise 


Pädraig Ö hlrighile 
Aire Gnöthai Eachtracha na hßireann 


Aldo Moro 

Ministro per gli Affari Esteri della Repubblica Italiana 


N. Schmelzer 

Minister van Buitenlandse Zaken 
van het Koninkrijk der Nederlanden 


Andreas Cappelen 
Kongeriket Norges utenriksminister 
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Schlußakte 


Die Bevollmächtigten 

Seiner Majestät des Königs der Belgier, 

Ihrer Majestät der Königin von Dänemark, 

des Präsidenten der Bundesrepublik Deutschland, 

des Präsidenten der Französischen Republik, 

des Präsidenten Irlands, 

des Präsidenten der Italienischen Republik, 

Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs von Luxem- 
burg, 

Ihrer Majestät der Königin der Niederlande, 

Seiner Majestät des Königs von Norwegen, 

Ihrer Majestät der Königin des Vereinigten König- 
reichs Großbritannien und Nordirland 

und der Rat der Europäischen Gemeinschaften, ver- 
treten durch seinen Präsidenten, 

die am zweiundzwanzigsten Januar neunzehnhundert- 
zweiundsiebzig in Brüssel anläßlich der Unterzeichnung 
des Vertrags über den Beitritt des Königreichs Däne- 
mark, Irlands, des Königreichs Norwegen und des Ver- 
einigten Königreichs Großbritannien und Nordirland zur 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und zur Europä- 
ischen Atomgemeinschaft zusammengetreten sind, 

haben festgestellt, daß die folgenden Texte im Rahmen 
der Konferenz der Europäischen Gemeinschaften und der 
Staaten, die den Beitritt zu diesen Gemeinschaften be- 
antragt haben, abgefaßt und festgelegt worden sind: 

I. Vertrag über den Beitritt des Königreichs Dänemark, 
Irlands, des Königreichs Norwegen und des Vereinig- 
ten Königreichs Großbritannien und Nordirland zur 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und zur Euro- 
päischen Atomgemeinschaft; 

II. Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpas- 
sungen der Verträge; 

III. Die nachstehend aufgeführten und der Akte über die 
Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Ver- 
träge beigefügten Texte: 

A. Anhang I 

Liste zu Artikel 29 der Beitrittsakte, 

Anhang II 

Liste zu Artikel 30 der Beitrittsakte, 

Anhang III 

Liste der Erzeugnisse im Sinne der Artikel 32, 
36 und 39 der Beitrittsakte (Euratom), 

Anhang IV 

Liste der Erzeugnisse im Sinne des Artikels 32 
der Beitrittsakte (Erzeugnisse des Common- 
wealth, die im Vereinigten Königreich Gegen- 
stand vertraglicher Präfei enzspannen sind), 

Anhang V 

Liste zu Artikel 107 der Beitrittsakte, 

Anhang VI 

Liste der Länder im Sinne des Artikels 109 der 
Beitrittsakte sowie des Protokolls Nr. 22, 

Anhang VII 

Liste zu Artikel 133 der Beitrittsakte, 

Anhang VIII 

Liste zu Artikel 148 Absatz 1 der Beitrittsakte, 
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Anhang IX 

Liste zu Aitikel 148 Absatz 2 der Beitrittsakte, 

Anhang X 

Liste zu Artikel 150 der Beitrittsakte, 

Anhang XI 

Liste zu Artikel 152 der Beitrittsakte; 

B. Protokoll Nr. I 

übei die Satzung der Europäisdien Investitions- 
bank, 

Protokoll Nr. 2 

betreffend die Färöer, 

Protokoll Nr. 3 

betreffend die Kanalinseln und die Insel Man, 

Protokoll Nr. 4 

betreffend Grönland, 

Protokoll Nr. 5 

betreffend Svalbard (Spitzbergen), 

Protokoll Nr. 6 

über bestimmte mengenmäßige Beschränkun- 
gen betreffend Irland und Norwegen, 

Protokoll Nr. 7 

über die Einfuhr von Kraftfahrzeugen und die 
Kraftfahrzeug-Montageindustrie in Irland, 

Protokoll Nr. 8 

über Phosphor der Tarifstelle 28.04 C IV des 
Gemeinsamen Zolltarifs, 

Protokoll Nr. 9 

über Aluminiumoxid und -hydroxid der Tarif- 
stelle 28.20 A des Gemeinsamen Zolltarifs, 

Protokoll Nr. 10 

über Mimosa-Gerbstoffauszüge der Tarifstelle 
32.01 A des Gemeinsamen Zolltarifs und Ka- 
stanien-Gerbstoffauszüge der Tarifstelle ex 32.01 
C des Gemeinsamen Zolltarifs, 

Protokoll Nr. 11 

über Sperrholz der Tarifnummer 44.15 des Ge- 
meinsamen Zolltarifs, 

Protokoll Nr. 12 

über Halbstoffe der Tarifstelle 47.01 A II des 
Gemeinsamen Zolltarifs, 

Protokoll Nr. 13 

über Zeitungsdruckpapier der Tarifstelle 48.01 A 
des Gemeinsamen Zolltarifs, 

Protokoll Nr. 14 

über Rohblei der Tarifstelle 78.01 A des Ge- 
meinsamen Zolltarifs, 

Protokoll Nr. 15 

über Rohzink der Tarifstelle 79.01 A des Ge- 
meinsamen Zolltarifs, 

Protokoll Nr. 16 

über die Agrarmärkte und den Agrarhandel, 

Protokoll Nr. 17 

über die Zuckereinfuhi des Vereinigten König- 
reichs aus den im Commonwealth-Zuckerab- 
kommen genannten Zucker ausführenden Län- 
dern und Gebieten, 


96 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3408 


Protokoll Nr. 18 

über die Einfuhr von Butter und Käse aus Neu- 
seeland in das Vereinigte Königreich, 

Protokoll Nr. 19 

über alkoholische Getränke auf Getreidebasis, 

Protokoll Nr. 20 

über die norwegische Landwirtschaft, 

Protokoll Nr. 21 

über die Regelung der Fischereirechte für Nor- 
wegen, 

Protokoll Nr. 22 

über die Beziehungen zwischen der Europä- 
ischen Wirtschaftsgemeinschaft und den assozi- 
ierten afrikanischen Staaten und Madagaskar 
sowie den unabhängigen Entwicklungsländern 
des Commonwealth in Afrika, im Indischen 
Ozean, im Pazifischen Ozean und im Karibi- 
schen Raum, 

Protokoll Nr. 23 

über die Anwendung des von der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft angewandten Systems 
allgemeiner Zollpräferenzen durch die neuen 
Mitgliedstaaten, 

Protokoll Nr. 24 

über die Beteiligung der neuen Mitgliedstaaten 
am Vermögen der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl, 

Protokoll Nr. 25 

über den Austausch von Kenntnissen auf dem 
Gebiet der Kernenergie mit Dänemark, 

Protokoll Nr. 26 

über den Austausch von Kenntnissen auf dem 
Gebiet der Kernenergie mit Irland, 

Protokoll Nr. 27 

über den Austausch von Kenntnissen auf dem 
Gebiet der Kernenergie mit Norwegen, 

Protokoll Nr. 28 

über den Austausch von Kenntnissen auf dem 
Gebiet der Kernenergie mit dem Vereinigten 
Königreich, 

Protokoll Nr. 29 

über das Abkommen mit der Internationalen 
Atomenergieorganisation, 

Protokoll Nr. 30 

betreffend Irland; 


C. Briefwechsel über Währungsfragen; 


D. Wortlaute des Vertrags zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und des Ver- 
trags zur Gründung der Europäischen Atomge- 
meinschaft sowie der Verträge, durch die sie ge- 
ändert oder ergänzt worden sind, in englischer, 
dänischer, irischer und norwegischer Sprache. 

Die Bevollmächtigten haben den Beschluß des Rates der 
Europäischen Gemeinschaften vom 22. Januar 1972 über 
den Beitritt des Königreichs Dänemark, Irlands, des Kö- 
nigreichs Norwegen und des Vereinigten Königreichs 
Großbritannien und Nordirland zur Europäischen Ge- 
meinschaft für Kohle und Stahl zur Kenntnis genommen. 
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Die Bevollmächtigten und der Rat haben ferner die 
nachstehend aufgeführten und dieser Schlußakte beige- 
fügten Erklärungen angenommen: 

1. Gemeinsame Erklärung betreffend den Gerichtshof, 

2. Gemeinsame Erklärung betreffend die Hoheitszonen 
des Vereinigten Königreichs Großbritannien und 
Nordirland auf Zypern, 

3. Gemeinsame Erklärung betreffend Fischereifragen, 

4. Gemeinsame Absichtserklärung betreffend die Ent- 
wicklung der Handelsbeziehungen mit Ceylon, In- 
dien, Malaysia, Pakistan und Singapur, 

5. Gemeinsame Erklärung betreffend die Freizügigkeit 
der Arbeitnehmer. 

Die Bevollmächtigten und der Rat haben gleichfalls fol- 
gende, dieser Akte beigefügte Erklärung zur Kenntnis 
genommen: 

Erklärung der Regierung der Bundesrepublik Deutsch- 
land über die Geltung des Beschlusses über den Bei- 
tritt zur Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl und des Vertrags über den Beitritt zur Europä- 
ischen Wirtschaftsgemeinschaft und zur Europäischen 
Atomgemeinschaft für Berlin. 

Die Bevollmächtigten und der Rat haben ebenfalls die 
dieser Schlußakte beigefügte Vereinbarung über das Ver- 
fahren zur Annahme bestimmter Beschlüsse und sonstige 
Maßnahmen in der Zeit vor dem Beitritt zur Kenntnis 
genommen,- diese Vereinbarung ist auf der Konferenz der 
Europäischen Gemeinschaften und der Staaten, die den 
Beitritt zu diesen Gemeinschaften beantragt haben, ge- 
troffen worden. 

Schließlich sind die nachstehend aufgeführten Erklärun- 
gen abgegeben und dieser Schlußakte beigefügt worden: 

1. Erklärung der Regierung des Vereinigten König- 
reichs Großbritannien und Nordirland über die Be- 
stimmung des Begriffs „Staatsangehörige", 

2. Erklärungen betreffend die wirtschaftliche und indu- 
strielle Entwicklung Irlands, 

3. Erklärungen betreffend flüssige Milch, Schweine- 
fleisch und Eier, 

4. Erklärung betreffend das System zur Festsetzung 
der Agrarpreise der Gemeinschaft, 

5. Erklärungen betreffend die Landwirtschaft in Hügel- 
gebieten. 


ZU URKUND DESSEN haben die Unterzeichneten Bevoll- 
mächtigten ihre Unterschriften unter diese Schlußakte ge- 
setzt. 

GESCHEHEN zu Brüssel am zweiundzwanzigsten Januar 
neunzehnhundertzweiundsiebzig. 


G. Ey sken s 
P. Marmel 

J. van der Meulen 
Jens Otto Krag 
Ivar Norgaard 
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Jens Christensen 
Walter Scheel 
H. G. Sachs 
Maurice Schumann 
J.-M. Boegne r 
Padraig Ö hlrighile 
Seän Ö Loinsigh 
Colombo 
Aldo Moro 

Bombassei de Vettor 
Gaston Thorn 
J. Dondelinger 
N. Schmelzer 
T. W esterte rp 
Sassen 

Trygve B r a 1 1 e 1 i 
Andreas Cappel e n 
S. Chr. Sommerfeit 
Edward H ea t h 
Alec Douglas-Home 
Geoffrey Rippon 
Gaston Thorn 
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Gemeinsame Erklärung 
betreffend den Gerichtshof 

Die ergänzenden Maßnahmen, die infolge des Beitritts 
der neuen Mitgliedstaaten erforderlich werden können, 
müßten vom Rat getroffen werden, der auf Antrag des 
Gerichtshofs die Anzahl der Generalanwälte auf vier 
erhöhen und Artikel 32 Absatz 3 des EGKS-Vertrags, 
Artikel 165 Absatz 3 des EWG-Vertrags und Artikel 137 
Absatz 3 des EAG-Vertrags anpassen könnte. 


Gemeinsame Erklärung 
betreffend die Hoheitszonen des 
Vereinigten Königreichs Großbritannien 
und Nordirland auf Zypern 

Die Regelung der Beziehungen zwischen der Europä- 
ischen Wirtschaftsgemeinschaft und den Hoheitszonen 
des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordir- 
land auf Zypern wird im Rahmen einer etwaigen Verein- 
barung zwischen der Euioäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und der Republik Zypern festgelegt. 


Gemeinsame Erklärung 
betreffend Fischereifragen 

1 . Die Organe der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
prüfen die Fragen betreffend Fischmehl und Fischöl, um 
Maßnahmen zu treffen, die sich auf diesem Sektor in 
bezug auf die verwendeten Rohstoffe als erforderlich er- 
weisen könnten. Diese Maßnahmen müssen den Erfor- 
dernissen des Schutzes und der rationellen Nutzung der 
biologischen Schätze des Meeres Rechnung tragen und 
zugleich verhindern, daß unzureichend rentable Produk- 
tionseinheiten geschaffen oder beibehalten werden. 

2. Die Anwendung der gemeinsamen Vermarktungsnor- 
men für bestimmte frische oder gekühlte Fische darf nicht 
zur Ausschließung irgendeiner Vermarktungsmethode 
führen, noch darf eine Vermarktungsmethode die An- 
wendung der genannten Normen behindern,- in diesem 
Geiste können auftretende Probleme zu gegebener Zeit 
von den Organen der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft geregelt werden. 

3. Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft ist sich der 
Bedeutung der norwegischen Ausfuhr von Fischereier- 
zeugnissen nach dritten Ländern, die wie die übrige Aus- 
fuhr der Gemeinschaft der Verordnung (EWG) Nr. 2142/ 
70 untei liegt, bewußt. 

4. Es wird davon ausgegangen, daß das norwegische 
Gesetz über die „Vermarktung von Fisch aus Verarbei- 
tungsbetrieben" vom 18. Dezember 1970 so bald wie 
möglich eingehend mit dem Ziel geprüft wird, die Bedin- 
gungen zu untersuchen, unter denen es unter Berück- 
sichtigung der Bestimmungen des Gemeinschaftsrechts an- 
gewandt werden kann. 
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Gemeinsame Absichtserklärung 
betreffend die Entwicklung der Handelsbeziehungen 
mit Ceylon, Indien, Malaysia, Pakistan und Singapur 

In dem Willen, die Handelsbeziehungen zu den un- 
abhängigen Entwicklungsländern des Commonwealth in 
Asien (Ceylon, Indien, Malaysia, Pakistan und Singapur) 
auszuweiten und zu festigen, ist die Europäische Wirt- 
schaftsgemeinschaft bereit, nach dem Beitritt Fragen, die 
sich auf dem Gebiet des Handels erheben könnten, mit 
diesen Ländern zu prüfen, um nach geeigneten Lösun- 
gen zu suchen, die der Tragweite des Systems der allge- 
meinen Zollpräferenzen sowie der Lage der Entwick- 
lungsländer in diesem geographischen Raum Rechnung 
tragen. 

Die Frage der Zuckerausfuhr aus Indien in die Ge- 
meinschaft nach Ablauf der Geltungsdauer des Common- 
wealth-Zuckerabkommens am 31. Dezember 1974 muß von 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft im Lichte die- 
ser Absichtserklärung unter Berücksichtigung der Be- 
stimmungen geregelt werden, die für die Zuckereinfuhr 
aus den im Protokoll Nr. 22 über die Beziehungen zwi- 
schen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und den 
assoziierten afrikanischen Staaten und Madagaskar und 
den unabhängigen Entwicklungsländern des Common- 
wealth in Afrika, im Indischen Ozean, im Pazifischen 
Ozean und im Karibischen Raum erwähnten unabhängi- 
gen Ländern des Commonwealth getroffen werden kön- 
nen. 


Gemeinsame Erklärung 
betreffend die Freizügigkeit der Arbeitnehmer 

Die Erweiterung der Gemeinschaft könnte bei Anwen- 
dung der Bestimmungen über die Freizügigkeit der Ar- 
beitnehmer in einem oder mehreren Mitgliedstaaten zu 
sozialen Schwierigkeiten führen. 

Die Mitgliedstaaten erklären, daß sie sich Vorbehalten, 
bei Auftreten derartiger Schwierigkeiten die Organe der 
Gemeinschaft zu ersuchen, dieses Problem in Überein- 
stimmung mit den Verträgen zur Gründung der Euro- 
päischen Gemeinschaften und den in Anwendung dieser 
Verträge erlassenen Vorschriften zu lösen. 


Erklärung 

der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
über die Geltung des Beschlusses über den Beitritt 
zur Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
und des Vertrags über den Beitritt zur 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und zur 
Europäischen Atomgemeinschaft 
für Berlin 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland behält 
sich vor, bei Wirksamwerden des Beitritts des König- 
reichs Dänemark, Irlands, des Königreichs Norwegen und 
des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordir- 
land zur Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
und bei der Hinterlegung ihrer Ratifikationsurkunde zum 
Vertrag über den Beitritt der genannten Staaten zur 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und zur Europä- 
ischen Atomgemeinschaft zu erklären, daß der Beschluß 
des Rates vom 22. Januar 1972 über den Beitritt zur 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl und der 
genannte Beitrittsvertrag für das Land Berlin gelten. 
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Erklärung 

der Regierung des Vereinigten Königreichs 
Großbritannien und Nordirland über die 
Bestimmung des Begriffs „Staatsangehörige" 

Bei der Unterzeichnung des Beitrittsvertrags gibt die 
Regierung des Vereinigten Königreichs Großbritannien 
und Nordirland folgende Erklärung ab: 

„In bezug auf das Vereinigte Königreich Großbritan- 
nien und Nordirland ist unter den Begriffen „Staatsange- 
hörige“, „Staatsangehörige von Mitgliedstaaten" oder 
„Staatsangehörige von Mitgliedstaaten und überseeischen 
Ländern und Gebieten", wo immer sie in dem Vertrag zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, dem 
Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemein- 
schaft oder dem Vertrag über die Gründung der Euro- 
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl oder in einem 
der sich von diesen Verträgen herleitenden Rechtsakte 
der Gemeinschaft verwendet werden, folgendes zu ver- 
stehen: 

a) Personen, die Bürger des Vereinigten Königreichs und 
der Kolonien sind oder die britische Untertanen sind, 
ohne diese Staatsbürgerschaft oder die Staatsbürger- 
schaft eines anderen Landes oder Gebiets des Com- 
monwealth zu besitzen und die im einen wie im ande- 
ren Fall das Aufenthaltsrecht im Vereinigten König- 
reich besitzen und aufgrund dieser Tatsache von der 
Einwanderungskontrolle des Vereinigten Königreichs 
befreit sind; 

b) Personen, die Bürger des Vereinigten Königreichs und 
der Kolonien sind, weil sie in Gibraltar geboren oder 
in das Personenstandsregister eingetragen oder natu- 
ralisiert wurden oder deren Vater in Gibraltar gebo- 
ren oder in das Personenstandsregister eingetragen 
oder naturalisiert wurde." 


Erklärungen 

betreffend die wirtschaftliche 
und industrielle Entwicklung Irlands 


Auf der 6. Ministertagung im Rahmen der Verhand- 
lungen zwischen der Gemeinschaft und Irland am 19. Ok- 
tober 1971 hat der Minister für Auswärtige Angelegen- 
heiten der Italienischen Republik, Herr A. MORO, im 
Namen der Delegation der Gemeinschaft die in Abschnitt 
I enthaltene Erklärung abgegeben. 

Der Minister fiir Auswärtige Angelegenheiten Irlands, 
Herr P. J. HILLERY, hat im Namen der irischen Dele- 
gation mit der in Abschnitt II enthaltenen Erklärung ge- 
antwortet. 

I. Erklärung, die der Minister für Auswärtige Angele- 
genheiten der Italienischen Republik, Herr A. MORO, 
im Namen der Delegation der Gemeinschaft abge- 
geben hat 


I. 

1. Die irische Delegation hat darauf hingewiesen, daß 
die irische Regierung erheblichen wirtschaftlichen und 
sozialen Ungleichgewichten regionaler und struktureller 
Art gegenübersteht. Die irische Delegation hat erklärt, 
daß diese Ungleichgewichte beseitigt werden müßten, da- 
mit eine Harmonisierung erreicht werde, die mit den 
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Zielen der Gemeinschaft und insbesondere mit der Ver- 
wirklichung der Wirtschafts- und Währungsunion verein- 
bar sei. Die irische Delegation hat die Gemeinschaft gebe- 
ten, die Verpflichtung zu übernehmen, mit ihren Mitteln 
die Programme der irischen Regierung zur Beseitigung 
dieser Ungleichgewichte zu unterstützen und die beson- 
deren Probleme Irlands auf diesem Gebiet bei der weite- 
ren Entwicklung einer umfassenden Regionalpolitik der 
Gemeinschaft in vollem Umfang zu berücksichtigen. 

2. Die irische Delegation hat der Delegation der Ge- 
meinschaft Unterlagen unterbreitet, aus denen die Ziel- 
setzung und die Mittel der irischen Regionalprogramme 
hervorgehen. Die irische Delegation hat ferner dargelegt, 
wie die irische Exportindustrie durch Steuererleichterun- 
gen unterstützt wird. Es handelt sich hier ebenfalls um 
Maßnahmen, die auf eine Beseitigung der sozialen und 
wirtschaftlichen Ungleichgewichte durch einen Ausbau der 
Industrie abzielen. 


II. 

1. Die Delegation der Gemeinschaft weist in diesem 
Zusammenhang darauf hin, daß — wie aus der Präambel 
des Vertrags von Rom hervorgeht — die stetige Besse- 
rung der Lebens- und Beschäftigungsbedingungen der 
Völker der Mitgliedstaaten sowie die harmonische Ent- 
wicklung der Volkswirtschaften dieser Länder durch Ver- 
ringerung des Abstandes zwischen einzelnen Gebieten 
und des Rückstandes weniger begünstigter Gebiete zu 
den grundlegenden Zielen der Gemeinschaft gehören. 

2. Die gemeinsame Politik und die verschiedenen In- 
strumente, welche die Gemeinschaft auf wirtschaftlichem 
und sozialem Gebiet geschaffen hat, stellen eine konkrete 
Verwirklichung dieser Ziele dar; sie sollen außerdem 
weiterentwickelt werden. Der Europäische Sozialfonds hat 
eine neue Ausrichtung erhalten. Die Europäische Inve- 
stitionsbank erweitert ständig ihren Tätigkeitsbereich. 
Gegenwärtig beraten die Gemeinschaftsorgane darüber, 
welche Gemeinschaftsinstrumente zur Verwirklichung der 
regionalpolitischen Ziele eingesetzt werden können und 
wie dies geschehen kann. 

Die staatlichen Beihilfen, einschließlich der in Form 
von Steuerbefreiungen gewährten Beihilfen, sind in 
den Artikeln 92 bis 94 des EWG-Vertrags geregelt. Be- 
züglich der staatlichen Beihilfen mit regionalpolitischem 
Zweck ist darauf hinzuweisen, daß nach Artikel 92 Ab- 
satz 3 Buchstabe a „Beihilfen zur Förderung der wirt- 
schaftlichen Entwicklung von Gebieten, in denen die Le- 
benshaltung außergewöhnlich niedrig ist oder eine erheb- 
liche Unterbeschäftigung herrscht" als mit dem Gemein- 
samen Markt vereinbar angesehen werden können. Wie 
die Erfahrung zeigt, ist diese Bestimmung so elastisch, 
daß die Gemeinschaftsorgane den besonderen Erforder- 
nissen weniger entwickelter Gebiete Rechnung tragen 
können. 

Die Steuerbefreiungen — wie alle übrigen zum Zeit- 
punkt des Beitritts in Irland bestehenden Beihilfen — 
werden von der Kommission im üblichen Rahmen der 
ständigen Überprüfung der Beihilfen untersucht werden. 
Sollte sich dabei zeigen, daß diese oder jene Beihilfe 
nicht in der derzeitigen Form beibehalten werden kann, 
so ist es Aufgabe der Kommission, im Einklang mit dem 
Vertrag angemessene Fristen und Modalitäten für die 
Überleitung festzulegen. 

3. In Anbetracht der oben dargelegten besonderen Pro- 
bleme, denen Irland gegenübersteht, schlägt die Delega- 
tion der Gemeinschaft vor, daß in den Anhang der Bei- 
trittsakte ein Protokoll über die wirtschaftliche und in- 
dustrielle Entwicklung Irlands aufgenommen wird. 
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II. Erklärung, die der Minister für Auswärtige Angele- 
genheiten Irlands, Herr P. J. HILLERY, im Namen 
dei irischen Delegation abgegeben hat 

Ich freue mich, mitteilen zu können, daß die irische 
Delegation den Wortlaut des vorgeschlagenen Protokolls 
betreffend Irland akzeptiert; es ist von unseren beiden 
Delegationen erörtert worden, und die Beweggründe da- 
für sind in Ihrer einleitenden Erklärung klar dargelegt 
worden. Der angenommene Wortlaut wird es der irischen 
Regierung ermöglichen, mit der Durchführung ihrer Pläne 
für die wirtschaftliche und soziale Entwicklung in dem 
Bewußtsein fortzufahren, daß die Gemeinschaft bereit ist, 
mit Hilfe ihrer Organe und Einrichtungen gemeinsam mit 
uns die Ziele zu verfolgen, die wir uns gesetzt haben. 

Bei den Verhandlungen habe ich wiederholt auf die 
Probleme hingewiesen, die ein unterschiedlicher Stand 
der wirtschaftlichen Entwicklung in einem Verband wie 
der erweiterten Gemeinschaft aufwirft. Ich habe ferner 
versucht, Ihnen die Schwierigkeiten darzulegen, die ein 
Land wie Irland, das an der Peripherie der erweiterten 
Gemeinschaft liegt, überwinden muß, um den Stand seiner 
wirtschaftlichen Entwicklung dem der anderen Mitglied- 
staaten anzunähern. Ich bin mir voll bewußt, daß die Ge- 
meinschaft gewillt und entschlossen ist, die im EWG-Ver- 
trag genannten Ziele zu verwirklichen, d. h. die stetige 
Besserung der Lebens- und Beschäftigungsbedingungen 
der Völker der Mitgliedstaaten und die harmonische Ent- 
wicklung ihrer Volkswirtschaften zu gewährleisten. Das 
Protokoll, über das wir heute Einvernehmen erzielt ha- 
ben, ist ein überzeugender Beweis für die Entschlossen- 
heit der Gemeinschaft, diesen grundlegenden Zielen einen 
echten Inhalt zu verleihen. Dieses Protokoll wird ein In- 
strument von praktischem Wert darstellen, da es meinem 
Land die Möglichkeit gibt, sich innerhalb der erweiterten 
Gemeinschaft an der Verwirklichung dieser Ziele in vol- 
lem Umfang zu beteiligen. Die Entwicklung einer umfas- 
senden Regionalpolitik der Gemeinschaft wird die Wirk- 
samkeit dieses Instruments in dieser Hinsicht noch erheb- 
lich steigern. In diesem Zusammenhang darf ich sagen, 
daß mich die Bemühungen, dieses wichtige Problem im 
Rahmen der Entwicklung der Gemeinschaft zu behan- 
deln, ermutigen. 

Bezogen auf die Verhältnisse in Irland ist die Wirksam- 
keit von Entwicklungsmaßnahmen auf einzelstaatlicher 
Ebene oder auf Gemeinschaftsebene danach zu beurteilen, 
welche Fortschritte bei der Verringerung von Arbeitslo- 
sigkeit und Auswanderung sowie bei der Hebung des 
Lebensstandards erzielt werden. Es geht hauptsächlich 
darum, für unsere wachsende Anzahl von Arbeitskräften 
die erforderlichen Beschäftigungsmöglichkeiten zu schaf- 
fen, ohne die ein wesentlicher Teil unserer wertvollsten 
Wirtschaftskraft ungenutzt bleibt oder durch Auswande- 
rung verlorengeht und das Wirtschaftswachstum verlang- 
samt wird. 

Meine Regierung wird erfreut sein, daß, wie unsere heu- 
tigen Erörterungen gezeigt haben, der Beitritt Irlands zur 
Gemeinschaft ihr die Möglichkeit bieten wird, die Be- 
mühungen um die Verwirklichung ihrer im Protokoll dar- 
gelegten Ziele fortzufiihren. Ich denke insbesondere an 
das stetige Wachstum der Industrie, das unter unseren 
allgemeinen Zielen der Wirtschaftsexpansion mit an er- 
ster Stelle steht. Es ist von wesentlicher Bedeutung für 
uns, durch wirksame Maßnahmen der industriellen För- 
derung weitere Fortschritte auf diesem Gebiet zu erzie- 
len. Ich gehe davon aus, daß unser Industrieförderungs- 
programm wie alle anderen Förderungssysteme nach un- 
serem Beitritt gemäß den Vorschriften der Gemeinschaft 
geprüft werden. Ich nehme mit Befriedigung zur Kennt- 
nis, daß Sie die Notwendigkeit einer Förderungspolitik 
in Irland anerkennen, daß aber die besonderen Formen, 
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die unser Förderungssystem erhalten hat, als wir noch 
nicht der Gemeinschaft angehörten, Fragen aufwerfen 
können. 

Ich möchte daiauf hinweisen, daß sich in diesem Zu- 
sammenhang die Frage der Verpflichtungen stellen könn- 
te, die wir vorher eingegangen sind. Wir werden diesen 
Verpflichtungen natürlich nachkommen müssen; wir sind 
aber bereit, den Übergang zu jedem neuen Förderungs- 
system, das festgelegt werden könnte, unter allen Ge- 
sichtspunkten zu erörtern, und werden dazu beitragen, 
diese Probleme in geeigneter Weise zu lösen. 

Was Sie über den elastischen Charakter der einschlä- 
gigen Vertragsbestimuiung gesagt haben, überzeugt mich 
voll davon, daß die Organe der Gemeinschaft bei der 
Prüfung unseres Förderungssystems unsere besonderen 
Probleme in vollem Umfange berücksichtigen werden. An- 
gesichts der Übereinstimmung der von der irischen Re- 
gierung verfolgten Ziele mit den von der Gemeinschaft 
verfolgten Zielen bin ich ferner davon überzeugt, daß 
die irische Regierung, wenn unser Förderungssystem an- 
gepaßt werden muß, das Wachstum der irischen Industrie 
aufrechterhalten und eine stetige Verbesserung des Be- 
schäftigungsstandes und des Lebensstandards erreichen 
kann. 

Abschließend möchte ich noch sagen, daß ich es zu 
schätzen weiß, mit welchem Wohlwollen und welchem 
Verständnis die Gemeinschaft an unsere Regionalprobleme 
und die Fragen der Förderung der Industrie, die für mein 
Land von größter Bedeutung sind, herangegangen ist und 
sie geprüft hat. Das Einvernehmen, das wir erzielt haben, 
ist ein gutes Vorzeichen für unsere künftige Zusammen- 
arbeit in der erweiterten Gemeinschaft zur Verwirklichung 
der grundlegenden Ziele des Vertrags. Ich sehe in dieser 
künftigen Zusammenarbeit für uns in Irland das beste 
Mittel, unsere binnenwirtschaftlichen Ziele zu erreichen. 


Erklärungen 

betreffend flüssige Milch, Schweinefleisch und Eier 

Auf der zweiten Ministertagung im Rahmen der Ver- 
handlungen zwischen der Gemeinschaft und dem Ver- 
einigten Königreich am 27. Oktober 1970 haben der Kanz- 
ler des Herzogtums Lancaster, Herr G. RIPPON, im Na- 
men der Delegation des Vereinigten Königreichs und der 
Bundesminister des Auswärtigen der Bundesrepublik 
Deutschland, Herr W. SCHEEL, im Namen der Delegation 
der Gemeinschaft die nachstehenden zwei Erklärungen 
abgegeben. 

Abschließend haben die beiden Delegationen festge- 
stellt, daß auf der Grundlage dieser zwei Erklärungen 
Einvernehmen erzielt worden ist. 

I. Erklärung, die der Kanzler des Herzogtums Lancaster, 
Herr G. RIPPON, im Namen der Delegation des Ver- 
einigten Königreichs abgegeben hat 

1. Mein Vorgänger hat auf der ersten Ministertagung 
am 21. Juli erklärt, daß das Vereinigte Königreich bereit 
sei, die gemeinsame Agrarpolitik innerhalb einer erwei- 
terten Gemeinschaft zu übernehmen. Er hat jedoch hin- 
zugefügt, daß wir eine Reihe von Punkten sorgfältig prü- 
fen müßten, unter anderem die Auswirkungen der Ge- 
meinschaftsregelungen für Milch, Schweinefleisch und 
Eier auf Erzeugung, Vermarktung und Verbrauch iin Ver- 
einigten Königreich. 
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2. Seitdem hat eine Vielzahl von Sondierungsgesprä- 
chen und Erörterungen, sowohl mit der Kommission auf 
technischer Ebene als auch in allgemeinerer Form auf den 
Tagungen der Stellvertreter, stattgefunden. Uns selbst 
ging es dabei um die Beantwortung der Frage, ob mit 
ernsthaften Problemen zu rechnen ist und wie diese ge- 
gebenenfalls am besten vermieden werden könnten. Ich 
freue mich, feststellen zu können, daß wir in beträcht- 
lichem Umfang Verständnis bei der Gemeinschaft gefun- 
den und Erläuterungen von ihr erhalten haben, was be- 
trächtlich zur Klärung der Fragen beigetragen hat und 
mich hoffen läßt, daß wir eine Einigung über diese Fra- 
gen erzielen und sie somit von der künftigen Tagesord- 
nung absetzen können. 

Milch 

Wir halten es sowohl im Interesse der Gemeinschaft 
als auch im Interesse des Vereinigten Königreichs für 
wichtig, daß wir uns in ausreichendem Umfang mit flüs- 
siger Milch versorgen können, um den Bedarf der Ver- 
braucher im ganzen Land das ganze Jahr hindurch zu 
decken. Aufgrund der Bestätigung, die wir von der Ge- 
meinschaft zu unserer Auffassung von Umfang und Art 
der gegenwärtigen und der vorgeschlagenen Regelungen 
erhalten haben, glauben wir, daß dies möglich sein wird. 
Ich halte es daher für wichtig, die Hauptpunkte dieser 
Auffassung wie folgt festzuhalten: 

i) eines der Ziele der gemeinsamen Politik ist es, in 
der Gemeinschaft soviel Milch wie möglich dem Ver- 
brauch in flüssiger Form zuzuführen; die gemeinsame 
Politik sollte daher nicht so angewendet werden, 
daß die Erreichung dieses Ziels behindert wird; 

ii) der in der Entschließung des Rates vom 24. Juli 
1966 vorgesehene Unterschied zwischen dem Preis 
für Verarbeitungsmilch und dem Preis für Milch, die 
zum Verbrauch in flüssiger Form bestimmt ist, ist 
nicht verbindlich; an die Stelle dieser Entschließung 
wird zu gegebener Zeit eine Milchverordnung der 
Gemeinschaft treten; die Mitgliedstaaten können die 
Einzelhandelspreise für Milch, die zum Verbrauch in 
flüssiger Form bestimmt ist, im Einklang mit den 
geltenden Bestimmungen festsetzen, sind dazu aber 
nicht verpflichtet; 

iii) die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 verweist ledig- 
lich auf einzelstaatliche Maßnahmen, die einen Aus- 
gleich zwischen den Preisen ermöglichen; demgemäß 
kann eine nichtstaatliche Erzeugerorganisation — so- 
fern sie im Rahmen des EWG-Vertrags und des abge- 
leiteten Rechts handelt — nach eigenem Ermessen 
bestimmen, wo die Milch abgesetzt wird, um für ihre 
Mitglieder den bestmöglichen Erlös zu erzielen, die 
Einnahmen in einem Fonds zusammenzufassen und 
die Vergütungen an ihre Mitglieder nach eigenen 
Vorstellungen auszuzahlen. 

Schweinefleisch 

Unseres Erachtens liegt es auch im Interesse einer er- 
weiterten Gemeinschaft, die ihren Bedarf an Schweine- 
fleisch wohl mehr als decken kann, eine angemessene 
Marktstabilität, einschließlich der Stabilität auf dem Schin- 
kenspeckmarkt des Vereinigten Königreichs, zu sichern. 
Im jetzigen System der Gemeinschaft wurde dieser wich- 
tige Markt, der jährlich etwa 640 000 t Schinkenspeck im 
Werte von über 1 Milliarde RE aufnimmt, verständlicher- 
weise nicht berücksichtigt. Dieser Markt könnte jedoch 
zur Stabilisierung viel beitragen, und zwar nicht nur im 
Interesse der unmittelbar betroffenen Schinkenspecker- 
zeugei des Vereinigten Königreichs und anderer Länder, 
sondern auch im Interesse aller Schweineerzeuger in der 
erweiterten Gemeinschaft. 

Unsere Diskussionen haben uns nicht zu dem Schluß 
geführt, daß die bestehenden Gemeinschaftsregelungen 
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für Schweinefleisch für die neue Situation, die sich aus 
der Erweiterung ergeben wird, zwangsläufig unzulänglich 
oder ungeeignet sein werden. 

Wir halten es jedoch für notwendig, uns zu versichern, 
daß Sie die grundlegende Bedeutung des Schinkenspeck- 
markts in einer erweiterten Gemeinschaft, die Vorteile, 
die seine anhaltende Stabilität unter lauteren Wettbe- 
werbsbedingungen für die Schweineproduktion in der 
ganzen Gemeinschaft mit sich bringen würde, und somit 
die Notwendigkeit einer sorgfältigen Überprüfung dieser 
Lage während der Übergangszeit und danach anerken- 
nen. 

Eier 

Die erweiterte Gemeinschaft wird mit Eiern aus eigener 
Erzeugung ausreichend versorgt sein, so daß die Preise 
wahrscheinlich eher durch innergemeinschaftliche Markt- 
faktoren als durch Maßnahmen an der Grenze bestimmt 
werden. Da dies für die derzeitige Gemeinschaft und für 
das Vereinigte Königreich zutrifft, wird der Markt der 
erweiterten Gemeinschaft möglicherweise Preisschwan- 
kungen unterworfen sein, die vielleicht etwas stärker 
sein werden als die derzeitigen Schwankungen auf den 
einzelnen Märkten, sich aber sonst nicht von ihnen unter- 
scheiden werden. Andererseits dürften die Tendenz, die 
Produktion bei einigen spezialisierten Erzeugern zu kon- 
zentrieren, und eine gleichlaufende Entwicklung bei der 
Vermarktung auf längere Sicht zu größerer Stabilität füh- 
ren. Ich glaube daher, daß wir uns den Gemeinschafts- 
regelungen werden anpassen können. 

3. Wenn Sie uns jetzt förmlich bestätigen können, daß 
wir die für uns bestehenden Möglichkeiten auf dem Milch- 
sektor richtig eingeschätzt haben, wenn Sie den von mir 
geäußerten Ansichten über die Bedeutung und die be- 
sonderen Merkmale des Schinkenspeckmarktes in einer 
erweiterten Gemeinschaft zustimmen und anerkennen 
können, daß Stabilität auf dem Schweinefleisch- und Eier- 
markt wünschenswert ist, dann können wir unsererseits 
davon absehen, bei den Verhandlungen — außer im all- 
gemeinen Zusammenhang der Übergangsregelungen — 
weitere Fragen hierzu aufzuwerfen. 

II. Erklärung, die der Bundesminister des Auswärtigen 
der Bundesrepublik Deutschland, Herr W. SCHEEL, 
im Namen der Gemeinschaft abgegeben hat 

Die Delegation der Gemeinschaft stimmt der Analyse 
zu, die Sie in bezug auf die Zielsetzung der gemeinsamen 
Politik auf dem Milchsektor und die derzeitigen Möglich- 
keiten für eine Festsetzung des Einzelhandelspreises für 
Trinkmilch sowie hinsichtlich der Tätigkeiten der nicht- 
staatlichen Erzeugerorganisationen vorgenommen haben. 
Sie möchte, sofern dies notwendig sein sollte, darauf hin- 
weisen, daß das in der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 
vorgesehene Verbot einzelstaatlicher Maßnahmen für ei- 
nen Preisausgleich bei den verschiedenen Milcherzeug- 
nissen sich auch auf alle einzelstaatlichen Rechtsvorschrif- 
ten erstreckt, mit denen ein solcher Ausgleich erreicht 
werden soll. 

Die Delegation der Gemeinschaft kann Ihrer Erklärung 
in bezug auf die Bedeutung und die besonderen Merk- 
male des Marktes für Schinkenspeck in einer erweiterten 
Gemeinschaft zustimmen. In Anbetracht der mit der ge- 
meinsamen Politik bei Schweinefleisch und Eiern ver- 
folgten Ziele teilt sie Ihren Wunsch nach Wahrung der 
Stabilität bei diesen Erzeugnissen. 

Die Delegation der Gemeinschaft nimmt die Erklärung 
der Delegation des Vereinigten Königreichs zur Kenntnis 
und stellt mit Genugtuung fest, daß es nicht notwendig 
ist, die für die drei genannten Erzeugnisse geltenden Re- 
gelungen zu ändern, um den Anliegen dei Delegation des 
Vereinigten Königreichs gerecht zu werden. 
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Erklärung 

betreffend das System zur Festsetzung 
der Agrarpreise der Gemeinschaft 


Auf der zweiten Ministertagung im Rahmen der Ver- 
handlungen zwischen der Gemeinschaft und dem Ver- 
einigten Königreich am 27. Oktober 1970 hat der Bundes- 
minister des Auswärtigen der Bundesrepublik Deutsch- 
land, Herr W. SCHEEL, im Namen der Delegation der 
Gemeinschaft eine Erklärung über das System zur Fest- 
setzung der Agrarpreise der Gemeinschaft abgegeben. 

Der Kanzler des Herzogtums Lancaster, Herr G. RIP- 
PON, hat im Namen der Delegation des Vereinigten Kö- 
nigreichs dieser Erklärung zugestimmt. Er fügte hinzu, 
er hege keinen Zweifel daran, daß diese Überprüfung der 
Situation der Landwirtschaft und die Absicht, enge und 
wirksame Kontakte init den Erzeugerorganisationen auf 
Gemeinschaftsebene zu unterhalten, für alle wichtig seien. 

Abschließend haben die beiden Delegationen festge- 
stellt, daß auf der Grundlage der nachstehenden Erklä- 
rung von Herrn W. SCHEEL Einvernehmen erzielt wor- 
den ist. 

„1. Seit den Erörterungen im Jahre 1962 über diese 
Frage ist eine jährliche Überprüfung der Situation der 
Landwirtschaft und der Agrarmärkte in der Gemeinschaft 
eingeführt worden, die im Rahmen des Verfahrens zur 
Festsetzung der Gemeinschaftspreise erfolgt. 

Dieses Verfahren weist folgende Merkmale auf: 

In den verschiedenen Agrarverordnungen ist im allge- 
meinen festgelegt, daß der Rat jedes Jahr auf Vorschlag 
der Kommission vor dem 1. August für das im nächsten 
Jahr beginnende Wirtschaftsjahr sämtliche Agrarpreise 
festsetzt, bei denen eine solche Preisfestsetzung aufgrund 
der gemeinsamen Marktorganisation erforderlich ist. 

Bei der Vorlage ihrer Vorschläge übermittelt die Kom- 
mission einen Jahresbericht über die Lage der Landwirt- 
schaft und der Agrarmärkte. Die Übermittlung dieses 
Jahresberichts entspricht rechtlichen Pflichten und Ver- 
pflichtungen, die die Kommission eingegangen ist. 

Dieser Bericht wird von der Kommission ausgearbeitet 
und basiert auf geeigneten statistischen und rechneri- 
schen Daten aus allen verfügbaren einzelstaatlichen und 
gemeinschaftlichen Quellen. 

Die in dem Bericht durchgeführte Analyse umfaßt die 
Prüfung 

— der wirtschaftlichen Lage der Landwirtschaft und ihrer 
Gesamtentwicklung auf einzelstaatlicher und gemein- 
schaftlicher Ebene sowie im Rahmen der Gesamtwirt- 
schaft; 

— des Marktes nach Erzeugnissen oder Erzeugnisgrup- 
pen zwecks Ausarbeitung einer Übersicht über die 
Lage des Marktes und die Entwicklung seiner Merk- 
male. 

Die von der Kommission durchgeführte Prüfung der 
Daten umfaßt insbesondere Angaben über die Preis- und 
Kostentendenzen, die Beschäftigung, die Produktivität und 
die Einkommen in der Landwirtschaft. 

Die Agrarpreise werden nach dem in Artikel 43 Absatz 
2 des EWG-Vertrags vorgesehenen Verfahren festge- 
setzt; dies bedeutet, daß die Versammlung angehört wer- 
den muß. 

Hierzu werden dieser die Vorschläge der Kommission 
zusammen mit dem Jahresbericht zugeleitet; sie geben 
Anlaß zu einer allgemeinen Aussprache über die gemein- 
same Agrarpolitik. 
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Ferner wird der Wirtschafts- und Sozialausschuß, der 
sich aus Vertretern der verschiedenen Gruppen des wirt- 
schaftlichen und sozialen Lebens zusammensetzt, regel- 
mäßig zu diesen Vorschlägen und diesem Bericht gehört. 
Hinsichtlich der von diesem Ausschuß zu erfüllenden Auf- 
gaben sieht Artikel 47 des EWG-Vertrags vor, daß die 
Gruppe Landwirtschatl der Kommission zur Verfügung 
steht, um nach Maßgabe der Artikel 197 und 198 des 
EWG-Vertiags die Beratungen dieses Ausschusses vor- 
zubereiten. 

Vor, während und nach der Ausarbeitung des jährlichen 
Berichts und der Preisvorschläge durch die Kommission 
finden Kontakte mit den auf Gemeinschaftsebene beste- 
henden berufsständischen landwirtschaftlichen Organisa- 
tionen statt. Bei diesen Kontakten werden die statisti- 
schen und anderen Angaben erörtert, die sich auf die 
wirtschaftliche Lage und die wirtschaftlichen Aussichten 
in der Landwirtschaft auswirken und die die Kommission 
in ihrem Bericht an den Rat berücksichtigt. 

Die Art der im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik 
festgesetzten Preise hat die Kommission veranlaßt, diese 
Kontakte nicht auf die landwirtschaftlichen Kreise zu 
beschränken, sondern auch mit Industrie-, Handels- und 
Gewerkschaftskreisen sowie mit den Verbrauchern Füh- 
lung zu halten. 

Bei diesen Kontakten können alle interessierten Kreise 
ihre Bemerkungen oder Forderungen vortragen. Anderer- 
seits ermöglichen diese Kontakte der Kommission, in 
Kenntnis des Standpunktes der Betroffenen ihren jähr- 
lichen Bericht über die Lage der Landwirtschaft und ihre 
Preisvorschläge auszuarbeiten. 

Die Anhörung der Versammlung und des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses während des Prozesses der poli- 
tischen Willensbildung, der zum endgültigen Beschluß 
des Rates führt, sowie die ständigen direkten Kontakte 
zwischen dem mit der Ausarbeitung des Berichts und der 
Vorschläge beauftragten Organ und den Organisationen 
der betreffenden Kreise bieten ausreichende Garantien 
dafür, daß die Interessen aller derjenigen, die von diesen 
Beschlüssen betroffen werden, in angemessener Weise 
berücksichtigt werden. 

2. Dieses Verfahren schließt natürlich nicht aus, daß 
auch die Mitgliedstaaten in Verbindung mit den betref- 
fenden berufsständischen Organisationen die Lage ihrer 
Landwirtschaft gemäß ihren nationalen Verfahren einer 
jährlichen Prüfung unterziehen. 

3. Die Delegation der Gemeinschaft schlägt folgendes 
vor: 

— Die Konferenz stellt fest, daß die gemeinschaftlichen 
Verfahren und Praktiken zusammen mit den beste- 
henden einzelstaatlichen Verfahren und Praktiken ent- 
sprechende Kontakte mit den betreffenden berufs- 
ständischen Organisationen vorsehen werden. 

— Die Konferenz nimmt außerdem zur Kenntnis, daß die 
Organe der Gemeinschaft die Absicht haben, die in 
Absatz 1 beschriebenen Praktiken und Verfahren auf 
die erweiterte Gemeinschaft auszudehnen. 

— Die Konferenz ist der Ansicht, daß die Durchführung 
der beiden voraufgehenden Absätze in der erweiter- 
ten Gemeinschaft ein System garantiert, das eine 
Überprüfung der wirtschaftlichen Verhältnisse und 
der Aussichten in der Landwirtschaft sowie die Auf- 
rechterhaltung der entsprechenden Kontakte mit den 
berufsständischen Organisationen der Erzeuger und 
mit den anderen interessierten Organisationen und 
Kreisen ermöglicht." 


109 



Drucksache VI/3408 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Erklärungen 

betreffend die Landwirtschaft in Hügelgebieten 

Auf der 8. Ministertagung im Rahmen der Verhandlun- 
gen zwischen der Gemeinschaft und dem Vereinigten 
Königreich am 21., 22. und 23. Juni 1971 hat der Kanzler 
des Herzogtums Lancaster, Herr G. RIPPON, im Namen 
der Delegation des Vereinigten Königreichs die Erklä- 
rung abgegeben, die unter Ziffer I wiedergegeben ist. 

Der Minister für Auswärtige Angelegenheiten der Fran- 
zösischen Republik, Herr M. SCHUMANN, hat im Namen 
der Delegation der Gemeinschaft mit der Erklärung ge- 
antwortet, die unter Ziffer II wiedergegeben ist. 

I. Erklärung, die der Kanzler des Herzogtums Lan- 
caster, Herr G. RIPPON, im Namen der Delegation 
des Vereinigten Königreichs abgegeben hat 

In seiner Eröffnungserklärung auf der Konferenz am 
30. Juni 1970 sprach Herr BARBER unter anderen Agrar- 
fragen auch die Probleme der Landwirtschaft in Flügei- 
gebieten an. Teile von Schottland, Wales und Nordirland 
sowie im Norden und Südwesten Englands sind Hügel- 
gebiete, die wegen ihres Klimas, ihrer Bodenstruktur und 
ihrer geographischen Lage nur für die extensive Vieh- 
zucht geeignet sind. 

Die landwirtschaftlichen Betriebe in diesen Gebieten 
haben nur begrenzte Bewirtschaftungsmöglichkeiten und 
hängen naturgemäß in besonderem Maße von den Markt- 
bedingungen ab, so daß hohe Endpreise allein nicht aus- 
reichen, um ihre Lebensfähigkeit zu ermöglichen. Sie er- 
halten daher nach unserem derzeitigen System im Rah- 
men sowohl unserer allgemeinen Wirtschafts- und So- 
zialpolitik als auch unserer Agrarpolitik Hilfe. In vielen 
ursprünglichen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft gibt es 
gewiß Gebiete mit ähnlichen Problemen; wir werden 
unsere Probleme selbstverständlich, wie Sie selbst es be- 
reits tun, im Einklang mit dem Vertrag und mit der ge- 
meinsamen Agrarpolitik behandeln. Ich wäre dankbar, 
wenn die Gemeinschaft meine Ansicht bestätigte, daß 
alle Mitgliedstaaten der erweiterten Gemeinschaft, in de- 
nen vergleichbare Verhältnisse bestehen, die Frage der 
Aufrechterhaltung eines angemessenen Einkommens der 
Landwirte solcher Gebiete regeln müssen. 

II. Erklärung, die der Minister für Auswärtige Angele- 
genheiten der Französischen Republik, Herr M. 
SCHUMANN, im Namen der Delegation der Ge- 
meinschaft abgegeben hat 

Die Delegation der Gemeinschaft hat die Erklärung der 
Delegation des Vereinigten Königreichs zur Landwirt- 
schaft in den Hügelgebieten des Vereinigten Königreichs 
und zu den zu ihren Gunsten getroffenen Maßnahmen 
aufmerksam zur Kenntnis genommen. 

In Beantwortung dieser Erklärung kann die Delegation 
der Gemeinschaft folgende Mitteilung machen: 

Der Gemeinschaft ist bew T ußt, daß in der Landwirtschaft 
in Hügelgebieten im Vergleich zu den übrigen Gebieten 
des Vereinigten Königreichs besondere Bedingungen herr- 
schen und daß im übrigen Unterschiede, in vielen Fällen 
große Unterschiede, zwischen den einzelnen Gebieten der 
Mitgliedstaaten der derzeitigen Gemeinschaft bestehen. 

Die besonderen Bedingungen bestimmter Gebiete der 
erweiterten Gemeinschaft können in der Tat Maßnahmen 
mit dem Ziel erfordern, die duich diese besonderen Be- 
dingungen aufgeworfenen Probleme zu lösen, um ins- 
besondere den Landwirten dieser Gebiete ein angemes- 
senes Einkommen zu erhalten. 

Solche Maßnahmen müssen selbstverständlich, wie Sie 
schon sagten, mit dem Vertrag und der gemeinsamen 
Agrarpolitik vereinbar sein. 
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Verfahren zur Annahme bestimmter Beschlüsse 
und sonstige Maßnahmen in der Zeit vor dem 
Beitritt 


I. 


Informations- und Konsultationsverfahren für die 
Annahme bestimmter Beschlüsse 

1. Damit eine angemessene Unterrichtung des König- 
reichs Dänemark, Irlands, des Königreichs Norwegen und 
des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordir- 
land (im folgenden beitretende Staaten genannt) gewähr- 
leistet ist, werden alle Vorschläge oder Mitteilungen der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften, die zu 
Beschlüssen des Rates der Gemeinschaften führen können, 
nach ihrer Übermittlung an den Rat den beitretenden 
Staaten zur Kenntnis gebracht. 

2. Die Konsultationen finden auf begründeten Antrag 
eines beitretenden Staates statt, der darin seine Interes- 
sen als künftiges Mitglied der Gemeinschaften ausdrück- 
lich darlegt und seine Bemerkungen vorbringt. 

3. Verwaltungsbeschlüsse sind im allgemeinen nicht 
Gegenstand von Konsultationen. 

4. Die Konsultationen finden in einem Interimsaus- 
schuß statt, der sich aus Vertretern der Gemeinschaften 
und der beitretenden Staaten zusammensetzt. 

5. Mitglieder des Interimsausschusses sind auf seiten 
der Gemeinschaften die Mitglieder des Ausschusses der 
Ständigen Vertreter oder die hierfür von ihnen benann- 
ten Personen, in der Regel ihre Stellvertreter. Die Kom- 
mission wird gebeten, zu diesen Arbeiten Vertreter zu 
entsenden. 

6. Dei Interimsausschuß wird von einem Sekretariat, 
und zwar dem Konferenzsekretariat, unterstützt, das zu 
diesem Zweck bestehen bleibt. 

7. Die Konsultationen finden in der Regel statt, sobald 
bei den Vorarbeiten auf seiten der Gemeinschaften ge- 
meinsame Leitlinien im Hinblick auf die Annahme von 
Beschlüssen durch den Rat ausgearbeitet worden sind, 
welche die Aufnahme solcher Konsultationen als sinn- 
voll erscheinen lassen. 

8. Bestehen nach den Konsultationen noch ernste 
Schwierigkeiten, so kann die Frage auf Antrag eines bei- 
tretenden Staates auf Ministerebene erörtert werden. 

9. Das in den Absätzen 1 bis 8 vorgesehene Verfahren 
gilt auch für alle künftigen Beschlüsse der beitretenden 
Staaten, welche sich auf die Verpflichtungen auswirken 
könnten, die sich aus ihrer Eigenschaft als künftige Mit- 
glieder der Gemeinschaften ergeben. 


II. 

Das Königreich Dänemark, Irland, das Königreich Nor- 
wegen und das Vereinigte Königreich Großbritannien 
und Nordirland treffen die erforderlichen Maßnahmen, 
damit ihr Beitritt zu den Abkommen und Übereinkommen 
im Sinne der Artikel 3 Absatz 2 und Artikel 4 Absatz 2 
der Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpas- 
sungen der Verträge nach Möglichkeit gleichzeitig mit 
dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags unter den in der 
Akte vorgesehenen Bedingungen erfolgt. 

Soweit Abkommen und Übereinkommen im Sinne des 
Artikels 3 Absatz 1 Satz' 2 und Absatz 2 zwischen den 
Mitgliedstaaten erst im Entwurf bestehen, noch nicht un- 
terzeichnet sind und wahrscheinlich auch vor dem Bei- 
tritt nicht mehr unterzeichnet werden können, werden $ie 
beitretenden Staaten eingeladen, nach der Unterzeich- 
nung des Beitrittsvertiags in geeigneten Verfahren posi- 
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tiv an der Ausarbeitung dieser Entwürfe mitzuwirken, um 
den Abschluß der betreffenden Abkommen und Überein- 
kommen zu fördern. 

III. 

Zu den Verhandlungen über die geplanten Abkommen 
mit den EFTA-Staaten, die nicht den Beitritt zu den Euro- 
päischen Gemeinschaften beantragt haben, und zu den 
Verhandlungen über bestimmte Anpassungen der Präfe- 
renzabkommen, die aufgrund der Verträge zur Gründung 
der Europäischen Gemeinschaften geschlossen worden 
sind, werden die Vertreter der beitretenden Staaten als 
Beobachter an der Seite der Vertreter der ursprünglichen 
Mitgliedstaaten hinzugezogen. 

Bestimmte, von der Gemeinschaft geschlossene nicht- 
präferenzielle Abkommen, deren Geltungsdauer über den 
1. Januar 1973 hinausgeht, können angepaßt oder geän- 
dert werden, um der Erweiterung der Gemeinschaft Rech- 
nung zu tragen. Diese Anpassungen oder Änderungen 
werden von der Gemeinschaft ausgehandelt; die Vertreter 
der beitretenden Staaten werden nach dem im vorste- 
henden Absatz vorgesehenen Verfahren hinzugezogen. 

IV. 

Bezüglich des Vertrags über die Nichtverbreitung von 
Kernwaffen koordinieren das Königreich Dänemark, Ir- 
land und das Königreich Norwegen ihre Haltung mit der 
der Europäischen Atomgemeinschaft bei der Aushand- 
lung eines Verifikationsabkommens mit der Internatio- 
nalen Atomenergieorganisation (IAEO). Bei den Kon- 
trollabkommen, die sie gegebenenfalls mit der IAEO 
schließen, beantragen sie die Aufnahme einer Klausel, 
die es ihnen ermöglicht, diese Abkommen innerhalb kür- 
zester Frist nach dem Beitritt durch das von der Gemein- 
schaft mit dieser Organisation geschlossene Verifikations- 
abkommen zu ersetzen. 

Das Vereinigte Königreich und die Gemeinschaft neh- 
men in der Zeit vor dem Beitritt Konsultationen auf, die 
sich daraus ergeben, daß das Vereinigte Königreich das 
aufgrund des Abkommens zwischen mehreren Mitglied- 
staaten und der Europäischen Atomgemeinschaft einer- 
seits und der IAEO andererseits angewandte Kontroll- 
und Inspektionssystem annehmen wird. 

V. 

Die in Artikel 120 Absatz 2 der Akte über die Bei- 
trittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge 
vorgesehenen Konsultationen zwischen den beitretenden 
Staaten und der Kommission finden schon vor dem Bei- 
tritt statt. 

VI. 

Die beitretenden Staaten verpflichten sich, die in Ar- 
tikel 2 der Protokolle Nrn. 25 bis 28 über den Austausch 
von Kenntnissen auf dem Gebiet der Kernenergie vor- 
gesehene Gewährung von Lizenzen vor dem Beitritt nicht 
bewußt zu beschleunigen, um die Tragweite der in diesen 
Protokollen enthaltenen Verpflichtungen nicht zu min- 
dern. 


VII. 

Die Organe der Gemeinschaften legen rechtzeitig die 
in Artikel 153 der Akte über die Beitrittsbedingungen und 
die Anpassungen der Verträge vorgesehenen Texte fest. 


VIII. 

Die Gemeinschaft trifft die erforderlichen Vorkehrun- 
gen, damit die im Protokoll Nr. 19 über alkoholische 
Getränke auf Getreidebasis vorgesehenen Maßnahmen 
zum Zeitpunkt des Beitritts in Kraft treten. 
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Denkschrift 

zu dem Vertrag (Beitrittsvertrag) 
und zu dem Beschluß des Rates der Europäischen Gemeinschaften 
vom 22. Januar 1972 (Beitrittsbeschluß) über den Beitritt 
des Königreichs Dänemark, Irlands, des Königreichs Norwegen 
und des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland 
zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG), 
zur Europäischen Atomgemeinschaft (EAG) 
und zur Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) 


A. Vorgeschichte 

B. Würdigung des Beitritts 

C. Systematik des Vertrags Werkes 

D. Beitrittsvertrag 

E. Beitrittsbeschluß 

F. Beitrittsakte 

G. Anlagen 

I. Anhänge 

II. Protokolle 

III. Briefwechsel betreffend Währungsfragen 

H. Schlußakte 


A. Vorgeschichte 

I. Erste Beitrittsverhandlungen 1961 — 1963 

Bei den Verhandlungen zur Gründung der Europä- 
ischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Europä- 
ischen Atomgemeinschaft im Jahre 1957 zeigte sich, 
daß nur sechs westeuropäische Staaten bereit waren, 
über eine europäische Zusammenarbeit hinauszu- 
gehen und eine Gemeinschaft mit dem Ziel einer 
Integration der beteiligten Länder zu schaffen. Die 
sich damit abzeichnende wirtschaftliche Aufteilung 
Westeuropas wurde noch deutlicher, als die Vor- 
arbeiten für eine große Europäische Freihandelszone 
im November 1958 abgebrochen wurden und im Ja- 
nuar 1960 sieben Staaten die Europäische Freihan- 
delszone (EFTA) begründeten. 

Die Erwartung des künftigen Beitritts weiterer euro- 
päischer Staaten zu den Gemeinschaften fand jedoch 
ihren Niederschlag in den Gemeinschaftsverträgen 
und in politischen Willenserklärungen jener Zeit. 
So forderte der Deutsche Bundestag am 5. Juli 1957 
anläßlich der Billigung der Römischen Verträge die 
deutschen Vertreter in den Organen der EWG und 
der EAG auf, darauf hinzuwirken, daß eine Ab- 
schließung der Gemeinschaft nach außen vermieden 
und darüber hinaus der Beitritt weiterer Mitglieder 
erleichtert werde. 

Die Frage der Erweiterung hat die Gemeinschaften 
länger als ein Jahrzehnt beschäftigt. Eine hoffnungs- 
volle Phase wurde zunächst durch die Beitritts- 
anträge Großbritanniens, Irlands und Dänemarks 
von 1961 und den Antrag Norwegens von 1962 ein- 
geleitet. Die damaligen Verhandlungen konzentrier- 
ten sich auf die Höhe des gemeinsamen Außenzolls, 
auf Commonwealth-Fragen und auf Fragen betref- 


fend die britische Landwirtschaft. Als ein Mitglied- 
staat im Januar 1963 den Abbruch der Verhandlun- 
gen herbeiführte, zeichnete sich ein Beitrittsvertrag 
in wesentlichen Zügen bereits ab. Ein Hauptproblem 
bestand allerdings darin, daß unter den Sechs die 
weitere Ausgestaltung der Agrarpolitik, insbeson- 
dere im Hinblick auf ihre Finanzierung durch eigene 
Einnahmen, noch weitgehend offen war. 


II. Erneute Anträge 1967 

Auch in den folgenden Jahren konnte eine neue 
Basis für die Wiederaufnahme der Verhandlungen 
nicht gefunden werden. Als einziger Fortschritt kam 
auf Vorschlag des Rates der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft ein regelmäßiger Gedankenaus- 
tausch mit Großbritannien im Rahmen der West- 
europäischen Union zustande. 

Nach Überwindung der internen Krise des Jahres 
1965 und Fortschritten in der Gemeinschaft im 
Jahre 1966 beantragten Großbritannien, Irland und 
Dänemark im Mai 1967 erneut den Beitritt. Dem 
schloß sich Norwegen im Juli desselben Jahres an. 
Schweden beantragte eine mit seiner Neutralitäts- 
politik zu vereinbarende Teilnahme an der Erwei- 
terung der EWG. Das in den Gemeinschaftsverträ- 
gen vorgesehene Beitrittsverfahren wurde zwar ein- 
geleitet; die Wiederaufnahme der Verhandlungen 
war jedoch nicht möglich, weil ein Mitgliedstaat Be- 
fürchtungen wegen einer tiefgreifenden Verände- 
rung der Gemeinschaft hegte und geltend machte, 
daß die Lage der britischen Wirtschaft einem Bei- 
tritt vorerst entgegenstehe. 


III. Weitere Entwicklung 1967 — 1969 

Dieser erneute Rückschlag setzte die Gemeinschaft 
schweren inneren Belastungen aus. Die Beitritts- 
anträge und der schwedische Antrag blieben zwar 
auf der Tagesordnung des Rates; die Bemühungen 
waren jedoch zunächst darauf gerichtet, die Zusam- 
menarbeit zwischen den Sechs und den beitrittswilli- 
gen Staaten zu verstärken, um auf diese Weise einen 
späteren Beitritt vorzubereiten. Zu diesen Bemühun- 
gen zählt der deutsche Vorschlag eines handelspoli- 
tischen Arrangements vom März 1968, der im Sep- 
tember 1968 im Hinblick auf einen pragmatischen 
Ausbau der gegenseitigen Konsultationen präzisiert 
wurde, über diesen und ähnliche Vorschläge sowie 
über den französischen Vorschlag eines Arrange- 
ments für alle interessierten europäischen Staaten 
konnte jedoch im Rat keine Einigung erzielt werden. 
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IV. Erneute Vorbereitungen zur Aufnahme 
der Verhandlungen 1969/70 

Mitte 1969 begann sich abzuzeichnen, daß der Zeit- 
punkt für die Wiederaufnahme der Beitrittsverhand- 
lungen gekommen war. Der Bundeskanzler nutzte 
die vom französischen Staatspräsidenten vorgeschla- 
gene Konferenz der Staats- und Regierungschefs 
vom 1./2. Dezember 1969 in Den Haag, um entspre- 
chend seiner Regierungserklärung vom Oktober des- 
selben Jahres eindringlich auf das Interesse Europas 
an einem Beitritt Großbritanniens wie auch der an- 
deren beitrittswilligen Staaten hinzuweisen und auf 
eine Einigung der Sechs hinzuwirken. Diese Be- 
mühungen wurden von Erfolg gekrönt. Der entschei- 
dende Satz des Kommuniques der Konferenz lautet: 
„Soweit die beitrittswilligen Staaten die Verträge 
und deren politische Zielsetzung, das seit Vertrags- 
beginn eingetretene Folgerecht und die hinsichtlich 
des Ausbaus getroffenen Optionen akzeptieren, 
haben die Staats- bzw. Regierungschefs der Eröff- 
nung von Verhandlungen zwischen der Gemein- 
schaft und den beitrittswilligen Staaten zugestimmt, " 

Diese Grundsätze bedeuten, daß zugunsten der Bei- 
trittsländer keine Änderungen des Gemeinschafts- 
rechts, sondern nur Ubergangsregeln von zeitlich 
begrenzter Dauer in Aussicht genommen wurden. 
Zugleich wurde vereinbart, daß mit den nichtbeitre- 
tenden EFTA-Staaten, die dies wünschten, Ge- 
spräche über ihr Verhältnis zur EWG eingeleitet 
werden sollten. 

Mit den Beschlüssen über die Schaffung eigener Ein- 
nahmen, über die Erweiterung der Haushaltsbefug- 
nisse des Europäischen Parlaments, über die Finan- 
zierung der gemeinsamen Agrarpolitik und über die 
Marktordnungen für Wein und Tabak gelang es dem 
Rat im April 1970, die wesentlichsten noch aus- 
stehenden Teilstücke der Vollendung des Gemein- 
samen Marktes zu verabschieden und damit zugleich 
Vorbedingungen für die Aufnahme der Beitrittsver- 
handlungen zu erfüllen. 

V. Beitrittsverhandlungen 1970 — 1972 

Bereits am 8. Juni 1970 war die Einigung unter den 
Sechs über ihre Verhandlungsposition soweit fort- 
geschritten, daß der Rat den Zeitpunkt der Eröff- 
nungskonferenz und der ersten Ministertagungen 
mit Großbritannien, Irland, Dänemark und Norwe- 
gen festlegen konnte. Die Verhandlungen begannen 
am ßO. Juni 1970 in Luxemburg. Sie wurden von den 
Grundsätzen bestimmt, die auf der Gipfelkonferenz 
von Den Haag festgelegt worden waren. 

Die Fülle des zu bewältigenden Verhandlungsstoffes 
erschien fast unübersehbar. Nur durch den festen 
politischen Willen aller Beteiligten war es möglich, 
daß die Verhandlungen in weniger als neunzehn 
Monaten zu einem unterzeichnungsreifen Vertrags- 
werk geführt haben. Verfahrenstechnisch wurde die- 
ses Ergebnis durch parallel geführte Verhandlun- 
gen auf verschiedenen Ebenen erreicht. Die Schwer- 
punkte lagen bei den Ständigen Vertretern. Die Mi- 
nister wurden nur mit den wichtigsten Fragen be- 
faßt. Eine Vielzahl von Ausschüssen leistete die 
notwendigen Vorarbeiten. 


Bei den Verhandlungen mußten große Schwierig- 
keiten überwunden werden. Die Beitrittsprobleme 
standen im Mittelpunkt einer Reihe von Begegnun- 
gen zwischen den führenden Politikern der beteilig- 
ten Staaten. 

Eine deutliche Zäsur trat mit der Sommerpause des 
Jahres 1971 ein, als mit der Einigung über die finan- 
zielle Beteiligung am Haushalt der Gemeinschaften 
sowie über die wirtschaftlichen Beziehungen der er- 
weiterten Gemeinschaft zu den Staaten des Common- 
wealth der entscheidende Durchbruch in den Ver- 
handlungen mit Großbritannien gelungen war. 

Nach der Sommerpause rückte — abgesehen von 
der norwegischen Landwirtschaft — das Fischerei- 
problem immer mehr in den Vordergrund. Nach 
wiederholten, ergebnislos verlaufenen Verhand- 
lungsrunden brachte die Ministertagung vom 11. / 1 2. 
Dezember 1971 in der Fischereifrage die Einigung 
mit dem Vereinigten Königreich, Irland und Däne- 
mark. Mit Norwegen konnte eine Einigung am 
14. / 1 5. Januar 1972 erzielt werden, wodurch end- 
gültig für alle vier Beitretenden der Weg zur Un- 
terzeichnung des Vertragswerkes am 22. Januar 1972 
frei wurde. 

Während der Beitrittsverhandlungen beschloß die 
schwedische Regierung, daß eine Mitgliedschaft für 
Schweden nicht in Betracht komme. Damit gehört 
Schweden zum Kreis der nichtbeitretenden EFTA- 
Staaten, mit denen die Kommission auf der Grund- 
lage eines am 29. November 1971 vom Rat verab- 
schiedeten Mandats im Dezember die in Den Haag 
in Aussicht genommenen Verhandlungen aufgenom- 
men hat. 

Ziel dieser Verhandlungen ist in erster Linie der 
Abschluß bilateraler Abkommen zur Schaffung von 
Freihandelszonen für den gewerblichen Bereich. Die 
Abkommen sollen ebenso wie die Erweiterung am 
1. Januar 1973 in Kraft treten. 


B. Würdigung des Beitritts 

I. Einleitung 

Mit dem Inkrafttreten des Vertragswerkes beginnt 
eine neue Etappe auf dem Weg zu einem geeinten 
Europa, das seine Verantwortung in der Welt von 
morgen übernehmen und einen Beitrag leisten kann, 
der seiner Tradition und seiner Aufgabe entspricht. 

Mit Großbritannien, Irland, Dänemark und Norwe- 
gen wird die Gemeinschaft fast 260 Millionen Men- 
schen umfassen. Ihr Bruttosozialprodukt wird nur 
von dem der USA übertroffen. Zugleich wird die 
Gemeinschaft mehr als ein Drittel des Welthandels 
auf sich vereinigen. 

Der Abbau der Handelsschranken zwischen den 
alten und neuen Mitgliedstaaten erweitert das 
Güterangebot. Er wird zu verstärktem Wettbewerb 
und verbesserter Arbeitsteilung beitragen und die 
Produktivität der beteiligten Volkswirtschaften er- 
höhen Die dynamischen Kräfte des größeren Mark- 
tes bilden ein wesentliches Element für die Erhal- 
tung des wirtschaftlichen Wachstums. 
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Nicht zuletzt soll und wird die Zusammenfassung 
des wirtschaftlich-technologischen Potentials die er- 
weiterte Gemeinschaft in die Lage versetzen, den 
ihr gemäßen Platz im Verhältnis zu den Großmäch- 
ten zu behaupten. 

Mit zunehmender Harmonisierung der Außenpolitik 
der Mitgliedstaaten wird Europa auch auf Gebieten, 
die über den wirtschaftlichen Bereich hinausgehen, 
mit einer Stimme sprechen und seine Interessen bes- 
ser vertreten können. 

Wenn sich bedeutende europäische Staaten mit glei- 
chen Interessen und Zielen zu dem von den Gemein- 
schaften ausgehenden Einigungswerk bekennen und 
an dem weiteren Aufbau eines auch politisch geein- 
ten Europas teilnehmen, so bedeutet dies für die 
Bundesregierung die Erreichung eines ihrer wich- 
tigsten Ziele. Wie die Bundesregierung mehrfach 
unterstrichen hat, besteht darüber hinaus ein enger 
Zusammenhang zwischen der Integration West- 
europas und ihrer Politik der Entspannung und der 
Zusammenarbeit auch mit Osteuropa. Beide Be- 
mühungen sind darauf gerichtet, den Frieden auf 
unserem Kontinent zu sichern. Die Bundesregierung 
ist daher überzeugt, daß die Erweiterung der Ge- 
meinschaft auch einen Fortschritt auf dem Weg zur 
Schaffung einer europäischen Friedensordnung be- 
deutet. 

II. Innere Entwicklung der erweiterten Gemeinschaft 

Die Gemeinschaft wird durch den Beitritt von Staa- 
ten mit demokratischer Tradition und zugleich gro- 
ßem Anteil am politischen, kulturellen, wirtschaft- 
lichen und sozialen Leben Europas gefestigt werden 
und neue Antriebskräfte auch in Richtung auf einen 
weiteren inneren Ausbau erhalten. Dies ist einer der 
wichtigsten Gründe, weshalb diese Bundesregierung 
und frühere Bundesregierungen den Beitritt Groß- 
britanniens, Irlands, Dänemarks und Norwegens 
stets als Gewinn für die Gemeinschaft angesehen 
und sich für die Erweiterung eingesetzt haben. 

Die Beitrittsländer haben die bereits getroffenen 
Optionen der Gemeinschaft und der Mitgliedstaaten 
insbesondere zur stufenweisen Verwirklichung der 
Wirtschafts- und Währungsunion akzeptiert. Sie 
werden schon vor Inkrafttreten des Beitritts im Rah- 
men eines besonderen Konsultationsverfahrens in 
die weitere Behandlung dieser und ähnlicher Fragen 
einbezogen. 

Dem Luxemburger Bericht vom 27. Oktober 1970, 
auf den sich die politische Zusammenarbeit der Ge- 
meinschaftsstaaten gründet, haben sie zugestimmt. 
An der politischen Zusammenarbeit wirkt Großbri- 
tannien bereits voll mit, was auch für die übrigen 
Drei in Kürze der Fall sein wird. 

Die Bundesregierung wird es bei der Erörterung im 
Kreis der Zehn, sei es anläßlich der in Aussicht 
genommenen Konferenz der Staats- und Regierungs- 
chefs, sei es bei anderer Gelegenheit, an Initiative 
nicht fehlen lassen, damit das neue Potential der 
Gemeinschaft und das Freiwerden von bisher durch 
die Beitrittsfrage gebundenen Kräften in Fortschritte 
auf dem Weg der weiteren Entwicklung der Gemein- 
schaft umgesetzt wird. 


III. Stärkung der Institutionen der erweiterten Ge- 
meinschaft 

Die Erweiterung der Gemeinschaft um vier neue 
Mitgliedstaaten und ihre sich vergrößernden Auf- 
gaben machen es unumgänglich, die Willensbildung 
in den Institutionen der Gemeinschaft zu verbes- 
sern. Der Bundeskanzler hat bereits auf der Gipfel- 
konferenz in Den Haag ausgeführt, daß die Arbeits- 
weise des Rates gestrafft, die Aufgaben der Kom- 
mission sachbezogen ausgebaut und die Befugnisse 
des Europäischen Parlaments erweitert werden müs- 
sen. Die Struktur der Gemeinschaft muß zugleich mit 
den Grundsätzen parlamentarischer Kontrolle in 
Einklang gebracht werden. Dabei darf das in den 
Verträgen niedergelegte Ziel der Einführung der 
unmittelbaren Wahl der Abgeordneten des Europä- 
ischen Parlaments nicht unberücksichtigt bleiben. 

Die Überwindung der Schwierigkeiten, die sich der 
Stärkung der Organe und institutioneilen Fortent- 
wicklung in den Weg stellen, ist durch die Erweite- 
rung nicht einfacher, nach Überzeugung der Bundes- 
regierung aber auch nicht schwerer geworden. Die 
vier Beitrittsländer haben die Zielsetzung eines im- 
mer engeren Zusammenschlusses akzeptiert. Die 
Bundesregierung wird sich weiterhin darum be- 
mühen, daß der die Einigungspolitik seit der Haa- 
ger Gipfelkonferenz belebende Elan nicht verloren 
geht. 

IV. Beziehungen der erweiterten Gemeinschaft zur 
übrigen Welt 

Mit dem vorliegenden Vertragswerk sind die mit 
der Erweiterung der Gemeinschaft zusammenhän- 
genden Arbeiten nicht abgeschlossen. Folgende Auf- 
gaben müssen noch erfüllt werden: 

— Abkommen der Gemeinschaft mit den nichtbei- 
tretenden EFTA-Staaten, die ebenso wie der Bei- 
trittsvertrag am 1. Januar 1973 in Kraft treten 
sollen; 

— Anpassung der Assoziations- und anderen Ab- 
kommen der Gemeinschaft mit den Ländern des 
Mittelmeerraumes ; 

— Ausgleichsverhandlungen im GATT; 

— Verhandlungen über die Beziehungen der Ge- 
meinschaft zu den unabhängigen Entwicklungs- 
ländern des Commonwealth in Afrika, im Indi- 
schen Ozean, im Pazifik und im Karibischen 
Raum. 

Die Gemeinschaft muß aktiv der Besorgnis entge- 
gentreten, sie könne eine Politik der Selbstgenüg- 
samkeit verfolgen. Die Bundesregierung wird daher 
ihre Bemühungen weiter auf eine weltoffene Politik 
der Gemeinschaft richten. Sie ist der Auffassung, 
daß die handelschaffende Wirkung der Vergrößerung 
des Gemeinsamen Marktes auch Drittländern zugute 
kommen sollte. Die Bundesregierung wird auch nicht 
unterlassen, wie schon bei der Inkraftsetzung des 
Systems der allgemeinen Präferenzen für die Ent- 
wicklungsländer durch die Gemeinschaft, auf die Be- 
rücksichtigung der Interessen der Entwicklungslän- 
der besonderes Gewicht zu legen. 

Die Vereinigten Staaten stehen der Erweiterung der 
Gemeinschaft positiv gegenüber. Sorgen dieses mit 
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Westeuropa partnerschaftlich verbundenen Landes 
richten sich jedoch auf mögliche nachteilige Folgen 
der Erweiterung für seinen Außenhandel sowie auch 
für das auf den GATT-Vereinbarungen beruhende 
System des Welthandels überhaupt. Die Gemein- 
schaft wird diesen Sorgen weiterhin Rechnung tra- 
gen müssen. 

Auch für die Beitrittsländer gilt die Ratsentschei- 
dung über die gemeinsame Handelspolitik, wonach 
ab 1973 Handelsabkommen ausnahmslos, d. h. auch 
solche mit den Staatshandelsländern, nur noch von 
der Gemeinschaft abgeschlossen werden können. 
Dies vergrößert die Bedeutung, die die Gemeinschaft 
für die Ausweitung des Handels zwischen West- und 
Osteuropa haben wird. 

C. Systematik des Vertragswerkes 

I. Durch den Beitritt werden Großbritannien, Irland, 
Dänemark und Norwegen (neue Mitgliedstaaten) 
Mitglieder der drei europäischen Gemeinschaften, 
nämlich der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl, der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft und der Europäischen Atomgemeinschaft. 
Diese drei Gemeinschaften besitzen zwar durch das 
Abkommen über gemeinsame Organe für die Euro- 
päischen Gemeinschaften vom 25. März 1957 und 
durch den Vertrag zur Einsetzung eines Gemein- 
samen Rates und einer Gemeinsamen Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften vom 8. April 1965 
(sog. „kleiner Fusionsvertrag") gemeinsame Organe, 
sind jedoch rechtlich weiterhin selbständig. 

Das Vertragswerk über den Beitritt besteht zunächst 
aus dem Vertrag über den Beitritt zur Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und zur Europäischen 
Atomgemeinschaft (Beitrittsvertrag) nach Artikel 237 
EWG-Vertrag und 205 EAG-Vertrag. Er ist ein völ- 
kerrechtlicher Vertrag zwischen den Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaften (ursprünglichen Mitgliedstaa- 
ten) und den neuen Mitgliedstaaten. Er legt in sei- 
ner Präambel und drei Artikeln die Motive, den 
Umfang und das Inkrafttreten des Beitritts fest. 

Weiterer Bestandteil des Vertragswerkes ist der Be- 
schluß des Rates der Europäischen Gemeinschaften 
gemäß Artikel 98 EGKS-Vertrag über den Beitritt 
der neuen Mitgliedstaaten zur Europäischen Ge- 
meinschaft für Kohle und Stahl (Beitrittsbesdiluß). 
Hinzu kommt die Akte über die Beitrittsbedingun- 
gen und die Anpassungen der Verträge (Beitritts- 
akte). Als Bestandteil sowohl des Beitrittsvertrages 
als auch des Beitrittsbeschlusses faßt die Beitritts- 
akte in systematischer Gliederung die Bedingungen 
des Beitritts zu allen drei Gemeinschaften zusam- 
men, so daß Wiederholungen einzelner Bestimmun- 
gen vermieden werden. 

Der Beitrittsakte beigefügt sind 11 Anhänge, 30 Pro- 
tokolle, ein Briefwechsel sowie die neuen verbind- 
lichen Sprachfassungen (dänisch, englisch, irisch, nor- 
wegisch) der ursprünglichen Verträge mit Ausnahme 
des EGKS-Vertrages, der weiterhin nur in französi- 
scher Fassung verbindlich ist. 

Zum Vertragswerk gehört 'ferner eine Schlußakte, 
der verschiedene gemeinsame und einseitige Erklä- 


rungen sowie die Vereinbarung über das Verfahren 
bis zum Inkrafttreten des Beitritts beigefügt sind. 

II. Die Beitrittsakte ist das eigentliche Kernstück des 
Vertragswerkes. Sie besteht aus fünf Teilen: 

1. „Grundsätze": Sie regeln Art und Umfang der 
Verpflichtungen, die sich aus der Übernahme des 
Gemeinschaftsrechts und des Gemeinschaftsbe- 
standes für die Beitretenden ergeben. 

2. „Anpassungen der Verträge'': Durch den Beitritt 
werden Änderungen der ursprünglichen Verträge 
in erster Linie im institutionellen Bereich (Zu- 
sammensetzung und Abstimmungsmodus der Or- 
gane und Ausschüsse der Gemeinschaften) erfor- 
derlich. 

3. „Anpassungen der Rechtsakte der Organe": Die- 
ser Teil regelt die durch den Beitritt erforderlich 
werdenden Änderungen des umfangreichen sog. 
Folgerechts, d. h. des von den Organen der Ge- 
meinschaften gesetzten Rechts. Um die Akte nicht 
zu überlasten und unübersichtlich zu machen, be- 
steht dieser Teil nur aus zwei Artikeln, die auf 
Anhänge verweisen, die die vorgenommenen 
bzw. noch zu formulierenden dauernden Anpas- 
sungen des Folgerechts enthalten. 

4. „übergangsmaßnahmen" : Dieser Teil enthält in 
sieben Titeln die Vorschriften über die Ausgestal- 
tung der Übergangszeit, d. h. der Annäherung der 
Beitretenden an die volle Anwendung des Ge- 
meinschaftsrechts, insbesondere auf dem Gebiet 
des freien Warenverkehrs, der Landwirtschaft, 
der auswärtigen Beziehungen und der Assoziie- 
rung der überseeischen Länder und Gebiete, des 
Kapitalverkehrs und der Finanzvorschriften. Eine 
Liste weiterer Übergangsmaßnahmen auf ver- 
schiedenen Gebieten ist in einem besonderen An- 
hang enthalten. 

5. „Bestimmungen über die Durchführung dieser 
Akte": In diesem Teil ist zunächst der Übergang 
von der Gemeinschaft der Sechs zu der der Zehn 
geregelt, d. h. der Übergang auf die erweiterten 
Organe und Ausschüsse sowie die Anwendbar- 
keit des Folgerechts. Die Schlußbestimmungen 
sehen die Übermittlung der ursprünglichen Ver- 
träge und die Anfügung der neuen Sprachfassun- 
gen an den Beitrittsvertrag vor. 

D. Beitrittsvertrag 

Vorbemerkung 

Der Beitrittsvertrag ist das in Artikel 237 Abs. 2 
EWG-Vertrag und 205 Abs. 2 EAG-Vertrag vorge- 
sehene Abkommen zwischen den ursprünglichen 
Mitgliedstaaten und den neuen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaften über die Aufnahme- 
bedingungen und die erforderlich werdenden Anpas- 
sungen der ursprünglichen Verträge. 

Im einzelnen 
Präambel 

Die beiden ersten Erwägungsgründe haben politi- 
schen Inhalt. In ihnen wird die Wahrung der Iden- 
tität der ursprünglichen Gemeinschaften betont. 
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Durch die Erweiterung ändern sich die Ziele nicht; 
die bereits geschaffenen Grundlagen bleiben ge- 
wahrt und das Bekenntnis zu einer fortschreitenden 
Integration Europas wird wiederholt. 

Es wurde bewußt davon abgesehen, weitere politi- 
sche Erwägungsgründe aufzunehmen. Der EWG- und 
EAG-Vertrag enthalten bereits ausgewogene Präam- 
beln, die durch die Verweisung auf diese Verträge 
auch Bestandteil der Präambel des Beitrittsvertra- 
ges sind. Durch die gewählte kurze Formel soll die 
Kontinuität der Gemeinschaften betont werden. 

Die übrigen drei Erwägungsgründe ergeben sich aus 
Artikel 237 EWG-Vertrag. Der im letzten Erwägungs- 
grund angeführte und nach Artikel 237 EWG-Ver- 
trag erforderliche einstimmige Beschluß des Rates 
ist am Tage der Unterzeichnung gefaßt worden. 

Artikel 1 

legt in seinem Absatz 1 die Rechtsfolgen des Beitritts 
fest. Die neuen Mitgliedstaaten erhalten dieselbe 
Stellung wie die ursprünglichen Mitgliedstaaten, so- 
wohl in bezug auf die ursprünglichen Verträge als 
auch hinsichtlich des gewachsenen Gemeinschafts- 
bestandes mit seinen Rechten und Pflichten. Die 
Verweisung in Absatz 2 auf die Beitrittsakte findet 
sich entsprechend in Artikel 1 des Beitrittsbeschlus- 
ses. Durch diese Konstruktion wird erreicht, daß die 
Bedingungen für den Beitritt zu allen drei Europä- 
ischen Gemeinschaften unter Vermeidung von Wie- 
derholungen in einer Beitrittsakte zusammengefaßt 
werden können. 

Die Bestimmungen des Absatzes 3 ist erforderlich, 
um die Zuständigkeit z. B. des Gerichtshofes auch für 
Rechtsfragen im Zusammenhang mit dem Beitritts- 
vertrag zu begründen. 

Artikel 2 

stellt die Ratifikationsbedürftigkeit des Beitrittsver- 
trages fest. Die Ratifikationsurkunden werden bei 
der italienischen Regierung als dem Depositar der 
ursprünglichen Verträge hinterlegt. 

Beitrittsvertrag und Beitrittsbeschluß können nur zu- 
sammen in Kraft treten und nur dann, wenn alle ur- 
sprünglichen Mitgliedstaaten die Ratifikation vor- 
nehmen. Falls nicht alle neuen Mitgliedstaaten rati- 
fizieren, tritt der Beitrittsvertrag für diejenigen in 
Kraft, die die Ratifikation vorgenommen haben. 

Sollte dieser Fall eintreten, so müßten Beitrittsver- 
trag und Beitrittsakte dieser Situation angepaßt wer- 
den, und zwar in erster Linie im institutionellen 
Bereich. Ferner müßten die finanziellen Beteiligungs- 
quoten der Mitgliedstaaten rechnerisch angepaßt 
werden. 

Die erforderlichen Anpassungen würde der Rat un- 
verzüglich und einstimmig zu beschließen haben. 
Die enge ihm erteilte Ermächtigung stellt sicher, daß 
nur die durch den Nichtbeitritt erforderlich werden- 
den technischen Anpassungen des Beitrittsvertrages 
und der Beitrittsakte vorgenommen werden und 
keine umfassenden Verhandlungen beginnen müs- 
sen. Die beschlossenen Anpassungen befürfen nicht 
der Ratifikation. Wesentliche Änderungen des von 


den nationalen Parlamenten gebilligten Vertrags- 
werks sind aus den genannten Gründen nicht mög- 
lich. 

Artikel 3 

Der Beitrittsvertrag ist auch in den Sprachen der 
neuen Mitgliedstaaten verbindlich. (Vgl. im übrigen 
die Erläuterungen zu Artikel 155 der Beitrittsakte.) 

E. Beitrittsbeschluß 

Vorbemerkung 

Die enge Verknüpfung des Beitrittsbeschlusses mit 
dem Beitrittsvertrag und der Beitrittsakte ließen es 
geboten erscheinen, ihn nicht aus dem Zustimmungs- 
verfahren herauszulösen, obwohl eine Zustimmung 
der gesetzgebenden Körperschaften zu diesem Be- 
schluß nicht erforderlich ist. 

Im einzelnen 

Präambel 

In die Präambel wurden lediglich die sich aus Ar- 
tikel 98 EGKS-Vertrag ergebenden Erwägungs- 
gründe aufgenommen. Die Gründe, die die Fassung 
der Präambel des Beitrittsvertrages bestimmt haben, 
gelten hier entsprechend. Einer Betonung der Kon- 
tinuität der Gemeinschaft bedurfte es nicht, weil der 
Beitritt von einem Organ des ursprünglichen Ver- 
trages und auf seiner Grundlage beschlossen wird. 

Artikel 1 

Die Erläuterungen zu Artikel 1 des Beitrittsvertra- 
ges gelten entsprechend. 

Artikel 2 

Die Beitrittsurkunden werden bei der französischen 
Regierung als dem Depositar des ursprünglichen 
Vertrages hinterlegt. Das Wirksamwerden des Bei- 
trittsbeschlusses am Tage der Hinterlegung der Bei- 
trittsurkunden ergibt sich aus Artikel 98 EGKS-Ver- 
trag. 

Für den Fall, daß nicht alle neuen Mitgliedstaaten 
den Beitrittsbeschluß ratifizieren, können die ur- 
sprünglichen Mitgliedstaaten wie beim Beitrittsver- 
trag das Wirksamwerden des Beitrittsbeschlusses 
verhindern, zwar nicht durch ihre Mitwirkung beim 
Beitritt selbst, denn der Ratsbeschluß wird von 
ihnen nicht ratifiziert, wohl aber durch Nichthinter- 
legung ihrer Ratifikationsurkunde zum Beitrittsver- 
trag, der durch seinen Artikel 2 Abs. 2 mit dem Ar- 
tikel 2 Abs. 2 des Beitrittsbeschlusses derart verkop- 
pelt ist, daß Vertrag und Beschluß nur gemeinsam 
in Kraft treten können. Falls nicht alle neuen Mit- 
gliedstaaten beitreten sollten, hätte der Rat die er- 
forderlichen Anpassungen vorzunehmen, wiederum 
in erster Linie im institutioneilen Bereich. Im übri- 
gen gelten die Erläuterungen zu Artikel 2 des Bei- 
trittsvertrages entsprechend. 

Artikel 3 

Die Erläuterungen zu Artikel 3 des Beitrittsvertra- 
ges gelten entsprechend. 
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F. Beitrittsakte 

Erster Teil 
Grundsätze 

Vorbemerkung 

Der erste Teil konkretisiert vor allem den auf der 
Gipfelkonferenz von Den Haag bekräftigten Grund- 
satz, daß die Beitretenden die ursprünglichen Ver- 
träge und ihre politische Zielsetzung, das seit Grün- 
dung der Gemeinschaften entstandene Folgerecht 
und die hinsichtlich des Ausbaus der Gemeinschaf- 
ten getroffenen Optionen übernehmen. 

Artikel 2 regelt die Übernahme der ursprünglichen 
Verträge und der Rechtsakte der Organe der Ge- 
meinschaften, womit insbesondere die Verordnun- 
gen, Richtlinien und Entscheidungen gemeint sind. 

Artikel 3 und 4 regeln die Übernahme des sonstigen, 
sehr verschiedenartigen Gemeinschaftsbestandes. 
Von ihnen beschäftigen sich Artikel 3 und 4 Abs. 3 
mit den Beziehungen der ursprünglichen Mitglied- 
Staaten untereinander als Gemeinschaftsmitglieder, 
betrifft also gemeinschaftsinterne Verpflichtungen. 
Artikel 4 Abs. 1, 2 und 4 regelt die Außenbeziehun- 
gen der Gemeinschaften und der ursprünglichen Mit- 
gliedstaaten in ihrer Eigenschaft als Mitglieder die- 
ser Gemeinschaften. 

Im einzelnen 

Artikel 1 

enthält die Definitionen, die trotz der unterschied- 
lichen Ausgestaltung der drei Europäischen Gemein- 
schaften, zu denen der Beitritt erfolgt, einheitlich für 
die Beitrittsakte und ihre Anhänge festgelegt wer- 
den konnten. Die Definition der „ursprünglichen 
Verträge" bezeichnet den Rechtszustand bei Wirk- 
samwerden des Beitritts und nicht im Zeitpunkt der 
Gründung der Gemeinschaften. 

Artikel 2 

Diese Vorschrift bringt zum Ausdruck, daß die 
neuen Mitgliedstaaten vom Zeitpunkt des Beitritts 
die gleichen rechtlichen Verpflichtungen haben wie 
die ursprünglichen Mitglieder, vorbehaltlich der in 
dieser Akte enthaltenen Regelungen. Infolgedessen 
sind tür die neuen Mitgliedstaaten nicht nur die Ver- 
träge und die auf ihrer Grundlage erlassenen Rechts- 
akte verbindlich, sondern es wird in Übereinstim- 
mung mit diesen Verträgen, insbesondere mit Ar- 
tikel 189 EWG-Vertrag, ihre unmittelbare Geltung 
sichergestellt. 

Artikel 3 

Die in Absatz 1 genannten Beschlüsse und Verein- 
barungen der im Rat vereinigten Vertreter sind so 
eng mit der Gemeinschaft verbunden, daß ihre Über- 
nahme durch die neuen Mitgliedstaaten erfolgen 
mußte. In seinem zweiten Satz erfaßt Absatz 1 die 
bereits in Kraft befindlichen internationalen Über- 
einkünfte zwischen den ursprünglichen Mitglied- 
staaten. 

Die in Absatz 2 genannten Abkommen sind noch 
nicht in Kraft. Soweit sie unterzeichnet sind, ver- 


pflichten sich die neuen Mitgliedstaaten, ihnen bei- 
zutreten. Das im Rahmen der Beitrittsverhandlun- 
gen mit den neuen Mitgliedstaaten vereinbarte Ver- 
fahren für die Interimszeit bis zum Inkrafttreten des 
Beitritts sieht hierzu ergänzend vor, daß die neuen 
Mitgliedstaaten die erforderlichen Maßnahmen tref- 
fen, damit der Beitritt zu diesen Abkommen mög- 
lichst zugleich mit Inkrafttreten des Beitrittsvertra- 
ges erfolgt. Soweit es sich um Abkommen und Über- 
einkommen handelt, die erst im Entwurf bestehen 
und wahrscheinlich auch vor dem Beitritt nicht mehr 
unterzeichnet werden können, werden die neuen 
Mitgliedstaaten eingeladen, an Ausarbeitung und 
Abschluß der betreffenden Abkommen fördernd mit- 
zuwirken. 

Die in Absatz 3 erfaßten Erklärungen, Entschließun- 
gen und sonstigen Stellungnahmen gehören eben- 
falls zum Gemeinschaftsbestand, den die neuen Mit- 
gliedstaaten übernehmen. Die ungewöhnliche For- 
mulierung mußte gewählt werden, weil den neuen 
Mitgliedstaaten durch die im Beitrittsvertrag fest- 
gelegte Übernahme dieses Teils des Gemeinschafts- 
bestandes keine stärkere Verpflichtung auferlegt 
werden sollte als den ursprünglichen Mitgliedstaa- 
ten. 

Artikel 4 

Absatz 1 regelt die Verbindlichkeit der Abkommen 
und Vereinbarungen der Gemeinschaft für die neuen 
Mitgliedstaaten. Dies entspricht der Regelung, wie 
sie für die von Artikel 2 erfaßten Rechtsakte vorge- 
sehen ist. 

Absatz 2 betrifft die von einer Gemeinschaft und 
Mitgliedstaaten gemeinsam abgeschlossenen Ab- 
kommen mit Dritten. In erster Linie fallen hierunter 
die Assoziierungsabkommen. Hierzu sind im vier- 
ten Teil der Beitrittsakte und in ihren Protokollen 
Übergangsregelungen und ergänzende Bestimmun- 
gen vorgesehen. 

Nach Absatz 4 haben die neuen Mitgliedstaaten ihr 
Verhalten in den internationalen Organisationen 
und in bezug auf internationale Übereinkommen der 
Stellung der ursprünglichen Mitgliedstaaten anzu- 
gleichen. 

Artikel 5 

stellt fest, daß die vor dem Beitritt von den neuen 
Mitgliedstaaten geschlossenen Abkommen und 
Übereinkommen durch den Beitritt nicht berührt 
werden. Die neuen Mitgliedstaaten müssen jedoch 
ihre Verpflichtungen aus diesen Übereinkünften, so- 
weit sie mit dem Gemeinschaftsrecht nicht verein- 
bar sind, entsprechend anpassen. 

Artikel 6 bis 8 

stehen in engem Zusammenhang. Artikel 6 enthält 
den Grundsatz, daß die Revisionsverfahren der ur- 
sprünglichen Verträge auch für die Bestimmungen 
der Beitrittsakte gelten. Die Beitrittsakte kann also 
nur nach den Verfahren der Artikel 96 EGKS-Ver- 
trag, 236 EWG-Vertrag und 204 EAG-Vertrag ge- 
ändert werden; solche Änderungen sind ratifika- 
tionsbedürftig. 
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Artikel 7 trifft hierzu die Klarstellung, daß die sich 
auf Rechtsakte der Organe beziehenden Übergangs- 
maßnahmen der Beitrittsakte nicht die Wirkung 
haben, dem Folgerecht, auf das sie sich beziehen, 
eine höherrangige Rechtsqualität zu verleihen, als 
es vorher besaß. Nur die Übergangsregelungen der 
Beitrittsakte selbst unterliegen also dem förmlichen 
Änderungsverfahren. 

Soweit es sich jedoch um dauernde Anpassungen 
des Folgerechts handelt, enthält Artikel 8 eine Aus- 
nahme vom Grundsatz des Artikels 6. Die dauernden 
Anpassungen des Folgerechts (Dritter Teil der Bei- 
trittsakte) unterliegen nicht dem förmlichen Ände- 
rungsverfahren der ursprünglichen Verträge, ob* 
wohl sie Bestandteil der Beitrittsakte sind. 

Artikel 9 

enthält die Definition der insbesondere im Vierten 
Teil der Beitrittsakte näher ausgestalteten Über- 
gangszeit von fünf Jahren als einer den neuen Mit- 
gliedstaaten eingeräumten Zeitspanne, innerhalb 
der sie sich auf die dann eintretende, bis auf wenige 
Ausnahmen uneingeschränkte Anwendung des Ge- 
meinschaftsrechts vorbereiten können. 


Zweiter Teil 

Anpassungen der Verträge 

Titel I 

Vorschriften über die Organe 

Vorbemerkung 

Selbstverständliche Folge des Beitritts ist die gleich- 
berechtigte Mitwirkung der neuen Mitgliedstaaten 
in den Organen und Ausschüssen der Gemeinschaf- 
ten. Dabei wird von dem Grundsatz ausgegangen, 
daß Großbritannien die gleiche Stellung wie die Bun- 
desrepublik Deutschland, Frankreich und Italien er- 
hält. Irland, Dänemark und Norwegen wird im Ver- 
hältnis zueinander jeweils die gleiche Beteiligung 
eingeräumt. Im Verhältnis zu Belgien, den Nieder* 
landen und Luxemburg ist ihre Stellung jeweils 
schwächer als die Belgiens und der Niederlande, je- 
doch stärker als die Luxemburgs, und gleich in den 
Fällen, wo die Zahlenverhältnisse keine weiteren 
Differenzierungen zu lassen, wie z. B. bei der Kom- 
mission, in die sie je einen Vertreter entsenden. 

Der Titel I enthält in sieben Kapiteln die entspre- 
chenden Änderungen der ursprünglichen Verträge. 
Jedem Organ der Gemeinschaft und den in den ur- 
sprünglichen Verträgen vorgesehenen Ausschüssen 
ist ein Kapitel gewidmet. 

Im einzelnen 
Kapitel 1 

Die Versammlung 
Artikel 10 

Die Festsetzung der Zahl der Abgeordneten folgt 
dem in der Vorbemerkung erläuterten Grundsatz. 


Kapitel 2 
Der Rat 

Artikel 11 

Wie in den ursprünglichen Verträgen gilt für den 
Vorsitz im Rat die alphabetische Reihenfolge nach 
den Staatenbezeichnungen in der jeweiligen Landes- 
sprache. 


Artikel 12 

Ziel der Neugestaltung des komplizierten Abstim- 
mungsmechanismus in Artikel 28 EGKS-Vertrag war 
es, die Kräfteverhältnisse zwischen den Staaten mit 
größerer und denen mit weniger bedeutender Pro- 
duktion so wenig wie möglich zu verändern. Min- 
destens je ein Achtel des Gesamtwertes der Kohle- 
und Stahlproduktion der erweiterten Gemeinschaft 
vereinigen gegenwärtig von den ursprünglichen 
Mitgliedstaaten die Bundesrepublik und Frankreich 
auf sich, also dieselben Staaten, auf die in der ur- 
sprünglichen Gemeinschaft als einzige mindestens 
je ein Sechstel dieses Gesamtwertes entfielen. Von 
den neuen Mitgliedstaaten erfüllt Großbritannien 
diese Voraussetzung. 

Wo in der ursprünglichen Fassung des Artikels die 
Zustimmung eines der großen Erzeugerstaaten not- 
wendig war, müssen jetzt zwei der großen Erzeuger- 
staaten zustimmen. Entsprechend ist die Zustimmung 
von drei statt bisher zwei der großen Erzeugerstaa- 
ten erforderlich (Abs. 2, zweiter Gedankenstrich). 

Die Stimmenwägung ist bei Artikel 14 erläutert. 
Artikel 13 

Die ursprüngliche Fassung von Artikel 95 EGKS- 
Vertrag sah für die Entscheidung des Rates eine 
Mehrheit von fünf Sechsteln vor. Rein rechnerisch 
kommt eine Mehrheit von acht Zehnteln dem ur- 
sprünglichen Mehrheitsverhältnis am nächsten. Da 
jedoch nach dem Sinn der ursprünglichen Vorschrift 
der Widerspruch eines Ratsmitgliedes unbeachtlich 
sein soll, ergab sich eine Mehrheit von neun Zehn- 
teln als geeignete Lösung. 


Artikel 14 

Das Verhältnis des Gewichts der Stimmen der ur- 
sprünglichen Mitgliedstaaten zueinander hat sich 
lediglich zu Lasten Luxemburgs geringfügig geän- 
dert, was jedoch ohne praktische Bedeutung ist. 
Die Festsetzung des Gewichts der Stimmen der 
neuen Mitgliedstaaten folgt dem in der Vorbemer- 
kung erläuterten Grundsatz. 

Nach der festgesetzten Wägung der Stimmen errei- 
chen die ursprünglichen Mitgliedstaaten nicht die 
qualifizierte Mehrheit. Anders als in der ursprüng- 
lichen Gemeinschaft erreichen die Staaten mit dem 
höchsten Stimmengewicht nicht einmal bei der 
ersten Alternative (Beschlüsse auf Vorschlag der 
Kommission) die qualifizierte Mehrheit. 
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Kapitel 3 

Die Kommission 

Artikel 15 

Die Erweiterung der Kommission von neun auf vier- 
zehn Mitglieder ergibt sich aus dein in der Vorbe- 
merkung erläuterten Grundsatz. Die Bundesrepublik 
Deutschland, Frankreich, Italien und Großbritannien 
werden daher durch je zwei, Belgien, die Nieder- 
lande, Luxemburg, Irland, Dänemark und Norwegen 
durch je ein Mitglied vertreten sein. 

Artikel 16 

Es ist davon auszugehen, daß von den zwei zusätz- 
lichen Stellen eines Vizepräsidenten Großbritannien 
die eine und jeweils Irland, Dänemark oder Nor- 
wegen die andere besetzen werden. 

Kapitel 4 

Der Gerichtshof 

Artikel 17 bis 20 

Der Gerichtshof wird um vier Richter und um einen 
Generalanwalt erweitert. Damit steht jedem Mit- 
gliedstaat eine Richterstelle zu. Es wird davon aus- 
gegangen, daß die Stelle des elften Richters zusam- 
men mit den Stellen der drei Generalanwälte von 
den großen Mitgliedstaaten abwechselnd besetzt 
werden, so daß diese jeweils entweder zwei Richter 
oder einen Richter und einen Generalanwalt stellen. 

Die übrigen Änderungen der ursprünglichen Ver- 
träge und der Protokolle über die Satzung des Ge- 
richtshofs ergeben sich aus der Erhöhung der Zahl 
seiner Mitglieder. 

Kapitel 5 

Der Wirtschafts- und S o z i a 1 a u s s c h u ß 
Artikel 21 

Die Festsetzung der Zahl der Mitglieder des Aus- 
schusses folgt dem in der Vorbemerkung erläuterten 
Grundsatz. 

Kapitel 6 

Der Beratende Ausschuß der EGKS 
Artikel 22 

Die Erhöhung der Zahl der Mitglieder basiert auf 
den Produktions- und Verbrauchsziffern der neuen 
Mitgliedstaaten, wobei auf Grund der Erfahrungen 
ein zahlenmäßig etwas erhöhter Spielraum geschaf- 
fen wurde. Ihre Beteiligung im Ausschuß ergibt sich 
daher unter Anwendung des gleichen Schlüssels und 
steht im gleichen Verhältnis zueinander wie die der 
ursprünglichen Mitgliedstaaten. 

Kapitel 7 

Der Ausschuß für Wissenschaft und 
Technik 
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Artikel 23 

Von den acht neuen Mitgliedern werden Großbri- 
tannien fünf, Irland, Dänemark und Norwegen je 
einen entsenden. 


Titel II 

Sonstige Anpassungen 

Vorbemerkung 

In diesen Titel werden diejenigen durch den Beitritt 
erforderlichen Anpassungen der ursprünglichen Ver- 
träge geregelt, die nicht die Vorschriften über die 
Organe betreffen. 

Im einzelnen 
Artikel 24 

Die Vorschriften des EWG-Vertrages über die As- 
soziierung der überseeischen Länder und Hoheits- 
gebiete gelten auch für die abhängigen Gebiete der 
neuen Mitgliedstaaten. Es handelt sich um abhän- 
gige Gebiete Großbritanniens, insbesondere im 
Karibischen Raum und im Pazifischen Ozean, sowie 
um norwegische Besitzungen in der Antarktis. 

Artikel 25 

trifft eine Ausnahmeregelung von der in Artikel 79 
Abs. 1 EGKS-Vertrag festgelegten Geltung des 
EGKS-Vertrages für die europäischen Gebiete der 
Vertragschließenden. 

zu a) Mit Rücksicht auf die Autonomie der Färöer 
innerhalb des Königreichs Dänemark und die diesem 
Gebiet zugestandene Selbstbestimmung kann die 
dänische Regierung innerhalb von drei Jahren nach 
dem Beitritt erklären, daß der Vertrag auch für die- 
ses Gebiet gelten soll. Die Regelung bis zu diesem 
Zeitpunkt sowie für den Fall der Nichtanwendung 
des Vertrages enthält das Protokoll Nr. 2. 

zu b) Bei den Hoheitszonen handelt es sich um die 
britischen Militärbasen auf Zypern, deren Einbezie- 
hung in die Gemeinschaft politisch und wirtschaft- 
lich nicht gerechtfertigt ist. Eine gemeinsame Er- 
klärung zu diesen Hoheitszonen findet sich in der 
Schlußakte. 

zu c) Für die Kanalinseln und die Insel Man, die 
in einem besonderen Verhältnis zur britischen 
Krone stehen, gilt die im Protokoll Nr. 3 vorgese- 
hene Sonderregelung. Sie besteht im wesentlichen 
in der Einbeziehung der Inseln in das System des 
freien Warenverkehrs, nicht jedoch in die übrigen 
Regelungen der Gemeinschaft. 

Artikel 26 

Als nicht in Anhang IV des EWG-Vertrages aufge- 
führtes Hoheitsgebiet ist in erster Linie Hongkong 
zu nennen. 

Absatz 3 stimmt mit der Ergänzung des EGKS-Ver- 
trages (vorangehender Artikel 25) überein. 
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Artikel 27 

führt in den EAG-Vertrag die gleichen Ergänzun- 
gen ein wie der vorangehende Artikel 26 in den 
EWG-Vertrag. 

Artikel 28 

trifft eine Sonderregelung für Gibraltar. Grundsätz- 
lich sind die ursprünglichen Verträge auf Gibraltar 
als ein europäisches Hoheitsgebiet, dessen auswär- 
tige Beziehungen von Großbritannien wahrgenom- 
men werden, anwendbar (vgl. Artikel 227 Abs. 4 
EWG-Vertrag, 79 EGKS-Vertrag, 198 EAG-Vertrag). 
Dieser Artikel nimmt jedoch die Bereiche der ge- 
meinsamen Agrarpolitik und der Umsatzsteuerhar- 
monisierung von der Geltung aus. Außerdem gehört 
Gibraltar nicht zum Zollgebiet der Gemeinschaft 
(vgl. Anhang I, Teil I, Ziff. 4). 


Dritter Teil 

Anpassungen der Rechtsakte der Organe 
V orbemerkung 

Die beitretenden Staaten übernehmen das gesamte, 
seit Inkrafttreten der Verträge gesetzte Folgerecht 
der Gemeinschaften. Der Beitritt sowie einzelne Ver- 
handlungsergebnisse erfordern jedoch technische 
Anpassungen bei einer Reihe von Rechtsakten. Sie 
sind den institutionellen Bestimmungen der erwei- 
terten Gemeinschaft anzupassen, zum anderen müs- 
sen in zahlreichen Fällen die rechtlichen und sprach- 
lichen Gegebenheiten in den neuen Mitgliedstaaten 
berücksichtigt werden. 

Erfaßt wurden alle Rechtsakte, die bis zum 10. No- 
vember 1971 veröffentlicht worden waren. Die an- 
gepaßten Rechtsakte treten mit dem Beitrittsvertrag 
in der neuen Fassung in Kraft. Rat und Kommission 
können bis zum Beitritt weitere Anpassungen in 
einem vereinfachten Verfahren beschließen. Dies gilt 
insbesondere für die Rechtsakte des Anhangs II, für 
die bereits Leitlinien für die technische Anpassung 
festgelegt sind. 

Im einzelnen 
Artikel 29 

Die Bestimmung verweist auf Anhang I, in dem die 
einzelnen Rechtsakte mit den vereinbarten techni- 
schen Anpassungen aufgeführt sind. 

Artikel 30 

Die Bestimmung verweist auf Anhang II. Hier sind 
eine Anzahl von Rechtsakten aufgeführt, bei denen 
technische Anpassungen erforderlich sind, die wäh- 
rend der Dauer der Beitrittsverhandlungen nicht 
mehr oder noch nicht formuliert werden konnten. 
Es sind jedoch im einzelnen bereits Leitlinien fest- 
gelegt, nach denen die Anpassungen im vereinfach- 
ten Verfahren des Artikels 153 (s. unten) formuliert 
werden sollen. 


Viertel Teil 
Übergangsmaßnahmen 

Titel I 

Freier Warenverkehr 

Vorbemerkung 

Im Rahmen einer Übergangszeit soll die Zollunion 
der Gemeinschaft der Sechs auf die beitretenden 
Staaten ausgedehnt werden. Dazu werden die Bin- 
nenzölle, d. h. die zwischen der Gemeinschaft der 
Sechs und den neuen Mitgliedstaaten sowie zwischen 
diesen bestehenden Zölle, schrittweise abgebaut. 
Gleichzeitig nähern die beitretenden Staaten ihre 
Außenzölle an den Gemeinsamen Zolltarif (GZT) 
der Gemeinschaft an. Die Zollunion wird nach 4 V* 
Jahren verwirklicht sein. Dieser Zeitraum ist als 
ausreichend anzusehen angesichts des geringen 
Durchschnittszollsatzes, den die Tarife der Sechser- 
gemeinschaft und der neuen Mitglicdstaaten nach 
den Zollsenkungen der Kennedy-Runde noch ge- 
währen. 

Mit dem Datum des 1. Juli 1977 als Zeitpunkt für 
die letzten Zollmaßnahmen sollte nicht zuletzt eine 
gewisse zeitliche Parallelität zu der Vollendung des 
gemeinsamen Agrarmarktes am 31. Dezember 1977 
gewahrt werden. 

Die Übernahme des GZT hat für das Vereinigte 
Königreich und Irland den Abbau der Common- 
wealth-Präferenzen zur Folge. Hinsichtlich der Son- 
derregelung für den Handel mit bestimmten Ent- 
wicklungsländern des Commonwealth s. unten Arti- 
kel 109 ff. 

Bei einigen Erzeugnissen (s. unten Protokolle Nr. 
8 — 15) sind auf britischen Antrag eine Senkung des 
GZT, eine Ausdehnung bestehender Zollbegünsti- 
gungen oder Sonderregelungen vereinbart worden. 

Für die meisten EURATOM-Erzeugnisse wird die 
Zollunion bereits am 1. Januar 1974 verwirklicht. Bei 
Kohle werden noch bestehende Hindernisse im Han- 
del zwischen den ursprünglichen und den neuen 
Mitgliedstaaten mit dem Beitritt abgeschafft. 

Im einzelnen 

Kapitel 1 

Zollbestimmungen 
Artikel 31 

Als Ausgangspunkt für den Binnenzollabbau und 
die Außenzollangleichung wurden die am 1. Januar 
1972 angewandten Zollsätze gewählt, weil sie als 
Zielsätze der Kennedy-Runde die Tarife in ihrer vor- 
läufig endgültigen Gestalt präsentieren. Einen ver- 
einheitlichten EGKS-Tarif gibt es seit dem 1. Januar 
1972 in dem Sinne, daß alle ursprünglichen Mit- 
gliedstaaten gegenüber Drittländern — ausgenom- 
men bei Kohle — denselben Zollsatz anwenden. 

Artikel 32 

Der Abbau der Binnenzölle wird durch fünf gleiche 
Herabsetzungen in 4 Vs Jahren verwirklicht. Die 
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Herabsetzung der Zölle in der ersten Stufe auf 
80 v. H. der Ausgangszölle gewährleistet, daß even- 
tuelle Zollerhöhungen nach dem 1. Januar 1972 bei 
der ersten Zollsenkung wieder rückgängig gemacht 
werden. 

Absatz 1 gilt auch für EGKS-Erzeugnisse mit Aus- 
nahme von Kohle, bei der die Einfuhrzölle mit dem 
Beitritt abgeschafft werden. Eine spezielle Schutz- 
klausel (s. unten Artikel 134) bietet jedoch die Mög- 
lichkeit, während der Übergangszeit ernsthafte Ver- 
zerrungen in den Wettbewerbsbedingungen der 
Kohle- und Stahlindustrie der einzelnen Länder und 
damit schwerwiegende Marktstörungen zu verhin- 
dern. 

Anhang III enthält die Waren der Listen A l und A 2 
des Anhangs IV zum EAG-Vertrag, die den Bestim- 
mungen über den gemeinsamen Markt auf dem 
Kerngebiet unterliegen. Für EURATOM-Waren der 
Liste B gilt Absatz 1. Da die Präferenzmargen gern. 
Absatz 3 nur halbjährlich kündbar sind, war inso- 
weit ein Aufschub der ersten Zollherabsetzung auf 
den 1. 7. 1973 erforderlich. 

Artikel 33 

Absatz 1 stellt sicher, daß der im Binnenverkehr 
geltende Zollsatz nicht hoher als der Meistbegün- 
stigungszollsatz gegenüber Drittländern ist. Wird 
ein Zollsatz des GZT ausgesetzt oder herabgesetzt 
oder nähern die neuen Mitgliedstaaten ihre Zölle 
rascher an den GZT an, so kann der Rat abweichend 
von Artikel 32 Abs. 1 beschließen, daß im Ver- 
hältnis Außenzollsatz-Binnenzollsatz die Gemein- 
schaftspräferenz aufrechterhalten bleibt. 

Artikel 34 

Die Bestimmung gibt den neuen Mitgliedstaaten das 
Recht, den Binnenzollabbau zu beschleunigen. 

Artikel 35 

Wie für den Abbau der Binnenzölle ist auch für die 
Beseitigung der Abgaben mit einfuhrzollgleicher Wir- 
kung der Stand vom 1. Januar 1972 maßgebend. 
Nachträglich eingeführte Abgaben sind bei Inkraft- 
treten des Vertrages abzuschaffen, nachträgliche Er- 
höhungen bereits vorhandener Abgaben sind zum 
gleichen Zeitpunkt rückgängig zu machen. 

Artikel 36 

Die ersten beiden Herabsetzungen werden zusam- 
men am 1. Januar 1974 vollzogen, weil es schwierig 
sein kann, bis zum 1. April 1973 festzustellen, welche 
Abgaben eine gleiche Wirkung wie Einfuhrzölle 
haben. Sonst entspricht die Regelung der des Arti- 
kels 32. 

Artikel 37 

Die Bestimmung trägt, indem sie die vorzeitig und 
uno actu zu verwirklichende Beseitigung der Aus- 
fuhrzölle und der Abgaben gleicher Wirkung vor- 
schreibt, der ganz untergeordneten Bedeutung dieser 
Handelshemmnisse Rechnung. 


Artikel 38 

Die Finanzzölle sind wie alle anderen Zölle und 
Abgaben gleicher Wirkung abzuschaffen. 

Die neuen Mitgliedstaaten erhalten jedoch das 
Recht, die Finanzzölle oder den Finanzanteil eines 
solchen Zolls durch nichtdiskriminierende innere 
Abgaben im Sinne von Artikel 95 des EWG-Ver- 
trags zu ersetzen. Sie können, wenn dies auf ernste 
Schwierigkeiten stößt, die Finanzzölle mit Ermäch- 
tigung der Kommission vorläufig beibehalten, ohne 
sie dem stufenweisen Abbau zu unterwerfen. Die 
Finanzzölle müssen dann aber spätestens IV 2 Jahre 
vor Ablauf der Übergangszeit im gewerblichen Sek- 
tor vollständig beseitigt sein. Die Frist, die am 
1. Januar 1976 endet, gibt den neuen Mitgliedstaa- 
ten ausreichend Zeit, den Wegfall der Finanzzölle 
durch Erschließung anderer Einnahmen auszuglei- 
chen. 

Absatz 4 enthält zugunsten Großbritanniens eine 
Ausnahme für die Finanzzölle auf Tabak, die durch 
die ausstehende Harmonisierung dieser indirekten 
Steuer bedingt ist. 

Absatz 5 berücksichtigt den Umstand, daß die 
Finanzzölle in aller Regel die gleiche Wirkung wie 
Verbrauchsteuern haben, die auf eingeführte Waren 
erhoben werden. Die Richtlinie über den Zahlungs- 
aufschub findet aber auf Verbrauchssteuern keine 
Anwendung. 

Absatz 6 erklärt sich daraus, daß man Großbritan- 
nien für die kurze Zeit, in der die Finanzzölle noch 
Bestand haben werden, nicht den Wechsel vom Ver- 
fahren der Rückerstattung zu dem des Veredelungs- 
verkehrs zumuten wollte. 

Artikel 39 

Die Übernahme des GZT vollzieht sich zeitlich ge- 
sehen und hinsichtlich der Höhe der einzelnen An- 
gleichungsstufen grundsätzlich in völliger Entspre- 
chung zum Binnenzollabbau (Artikel 32). Der erste 
Schritt der Außenzollangleichung, der hiernach am 
1. April 1973 hätte vorgenommen werden müssen, 
wurde mit dem zweiten Angleichungsschritt am 
1. Januar 1974 verbunden, weil dies verwaltungs- 
mäßig die Dinge vereinfacht und Verkehrsverlage- 
rungen bei einem Binnenzollabbau von 20 0 0 ohne 
gleichzeitige Verringerung der Tarifdisparitäten ge- 
genüber Drittländern nicht zu erwarten sind. 

Wo die Tarifdisparitäten 15 °'o nicht überschreiten, 
ist eine Staffelung, die zu Bruchteilen eines Prozents 
je Angleichungsschritt führen würde, unangebracht. 
Absatz 2 stellt sicher, daß die Tarife der neuen Mit- 
gliedstaaten den Bewegungen des GZT in der je- 
weils gültigen Relation folgen. 

Für die Einjahresfrist, die drei der neuen Mitglied- 
staaten zur Übernahme der Nomenklatur des GZT 
eingeräumt wurde, sind technische Schwierigkeiten 
bestimmend. Eine sofortige Vereinheitlichung der 
Schemata war auch — ausgenommen den Landwirt- 
schaftsbereich (siehe Artikel 47 Abs. 3 und Artikel 60 
Abs. 3) — von der Sache her nicht erforderlich, da 
die erste Angleichung an den GZT erst am 1. Januar 
1974 erfolgt. 
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Artikel 40 

Angesichts der spezifischen Verhältnisse in der iri- 
schen Stahlindustrie (keine eigene Roheisenferti- 
gung, ein einziges verarbeitendes Stahlwerk) wurde 
Irland für bestimmte EGKS-Erzeugnisse ein zeit- 
licher Aufschub für die Übernahme des vereinheit- 
lichten EGKS-Tarifs zugestanden. Die vollständige 
Angleichung muß jedoch auch hier bis zum 1. Juli 
1977 vollzogen sein. 

Artikel 41 

Diese Bestimmung korrespondiert mit Artikel 34. 
Sie gibt den neuen Mitgliedstaaten das Recht, die 
Außenzollangleichung zu beschleunigen. 

Kapitel 2 

Beseitigung der mengenmäßigen Be- 
schränkungen 

Artikel 42 

Mengenmäßige Ein- und Ausfuhrbeschränkungen 
werden innerhalb der erweiterten Gemeinschaft mit 
dem Beitritt, Maßnahmen gleicher Wirkung spä- 
testens nach zwei Jahren beseitigt. Sonderregelungen 
enthalten das Protokoll Nr. 6 über bestimmte men- 
genmäßige Beschränkungen betreffend Irland und 
Norwegen sowie das Protokoll Nr. 7 betreffend die 
irische Kraftfahrzeug-Montageindustrie. 

Artikel 43 

Die besondere Übergangsregelung für Bearbeitungs- 
abfälle und für Schrott von Eisen und Stahl stellt 
vor allem ein Entgegenkommen der bisherigen Ge- 
meinschaft gegenüber Irland, Dänemark und Nor- 
wegen dar, bei denen zur Stahlherstellung in be- 
sonders großem Umfang Schrott verwendet wird, 
während Großbritannien seine Schrottausfuhren in 
die Gemeinschaftsländer bereits zu einem großen 
Teil liberalisiert hat. 

Artikel 44 

Entsprechend der Regelung in Artikel 37 des EWG* 
Vertrags müssen auch die neuen Mitgliedstaaten 
diskriminierende Handelsbeschränkungen durch die 
Tätigkeit nationaler Handelsmonopole bis zum Ende 
der für den Beitritt geltenden Übergangszeit ab- 
bauen. Dementsprechend steht auch den ursprüng- 
lichen Mitgliedstaaten im Verhältnis zu den neuen 
Mitgliedstaaten eine fünfjährige Übergangszeit für 
den Abbau eventueller Diskriminierungen zur Ver- 
fügung. 

Kapitel 3 

Sonstige Bestimmungen 
Artikel 45 

Es ist Aufgabe der Kommission, die Vorschriften 
zu erlassen, die sicherstellen, 

a) daß nur die Waren, die sich in den Mitgliedstaa- 
ten der erweiterten Gemeinschaft im freien Ver- 


kehr befinden, in den Genuß der einschlägigen 
Bestimmungen des Beitrittsvertrages kommen 
(Abs. 1); 

b) daß veredelte Waren, die unter Verwendung von 
unverzolltem Drittlandszollgut hergestellt wur- 
den, nur gegen Entrichtung des Anteilszolls von 
den Bestimmungen über den freien Warenver- 
kehr profitieren (Abs. 2). 

Artikel 46 

Die für den Handel mit Drittländern geltenden Zoll- 
bestimmungen gelten auch für den Handel mit den 
neuen Mitgliedstaaten, solange hierbei noch Zölle 
erhoben werden. Es handelt sich insbesondere um 
zollrechtliche Verfahrensregelungen. Die Bestim- 
mung wurde aufgenommen, da nicht eindeutig ist, 
ob diese Zollbestimmungen auch im Verhältnis zu 
Mitgliedstaaten gelten, solange die Zollunion noch 
nicht vollendet ist. 

Entsprechend Artikel 39 Abs. 4 wird außerdem 
festgelegt, daß die neuen Mitgliedstaaten auch im 
innergemeinschaftlichen Handel das Schema des 
GZT anwenden. 

Artikel 47 

Für Verarbeitungserzeugnisse, die nicht im An- 
hang II des EWG-Vertrages (Agrarprodukte) auf- 
geführt sind, sehen sowohl die Verordnung 170/67 
als auch die Verordnung 1059/69 eine Einfuhrab- 
gabe vor, die sich bei der VO 1059/69 aus einem 
festen (Wertzoll) und einem beweglichen Teilbetrag 
zusammensetzt. Zweck dieser Abgabe ist es, das 
unterschiedliche Preisniveau der verarbeiteten land- 
wirtschaftlichen Grundprodukte auf dem Weltmarkt 
und in der Gemeinschaft auszugleidien sowie einen 
bestimmten Verarbeitungsschutz zu gewähren. Die 
neuen Mitgliedstaaten müssen dieses System an- 
stelle der bisher angewandten Zölle übernehmen 
(Abs. 4). Dazu sind Ausgleichsbeträge im Handel 
zwischen den neuen Mitgliedstaaten und der bis- 
herigen Gemeinschaft für diese landwirtschaftlichen 
Verarbeitungserzeugnisse zu erheben, wobei die in 
den genannten Verordnungen festgelegten Regeln 
für die Berechnung der Abgabe bzw. des beweg- 
lichen Teilbetrages anzuwenden sind. 

Die im Handelsverkehr der neuen Mitgliedstaaten 
mit Drittländern erhobenen Abgaben bzw. beweg- 
lichen Teilbeträge werden um den Ausgleichsbetrag 
berichtigt (Artikel 47 Abs. 1). 

Der bei der VO 1059/69 erhobene feste Teilbetrag 
muß aus dem bisherigen Zoll der neuen Mitglied- 
staaten ermittelt werden. Nach den Regelungen für 
gewerbliche Produkte wird er im Handel mit der 
bisherigen Gemeinschaft schrittweise abgebaut bzw. 
im Handel mit Drittländern schrittweise an den GZT 
angenähert (Artikel 47 Abs. 2). 

Artikel 48 

Nach dem britisch-irischen Freihandelsabkommen 
genießt Irland seit dem 1. Juli 1966 Zollfreiheit auf 
dem britischen Markt. Insoweit erübrigt sich ein 
Zollabbau. Andererseits werden die irischen Zölle 


123 



Drucksache VI/3408 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


für britische Waren nach dem Abkommen schritt- 
weise bis 1. Juli 1975 abgeschafft. Artikel 48 laßt 
diesen raschen Zollabbau bestehen. Irland muß je- 
doch ab 1. Januar 1974 die derzeit für die irischen 
Ausfuhren nach dem Vereinigten Königreich gel- 
tende Erstattungsregelung durch die gemeinschaft- 
lichen Bestimmungen für den Vcredelungsverkehr 
ersetzen. 

Artikel 49 

In Absatz 1 wird ausdrücklich festgestellt, daß die 
aus den Sonderregelungen der Protokolle Nr. 8 bis 
15 resultierenden Zollsätze den gleichen Änderungs- 
möglichkeiten nach Artikel 28 EWG- Vertrag unter- 
liegen wie der Gemeinsame Zolltarif. 

Mit Absatz 2 werden die Protokolle im Anhang zum 
Abkommen Liste G vom 2. März 1960 bis auf eines 
(Nr. XVII betr. Flugzeuge) aufgehoben. Sie sind 
durch autonome Regelungen der bisherigen Gemein- 
schaft oder durch die Sonderlösungen der Protokolle 
Nr. 8 — 15 zur Beitrittsakte überholt. 

Titel II 
Landwirtschaft 

Vorbemerkung 

Die Übernahme des Folgerechts umfaßt auch die be- 
stehenden Agrarmarktorganisationen, die auf Grund 
der Artikel 38 ff. EWG-Vertrag im Verlaufe der letz- 
ten zehn Jahre entstanden sind. Für die beitreten- 
den Länder ergeben sich daraus im wesentlichen fol- 
gende Probleme, denen sich auch die Gründerstaaten 
der EWG bei der Errichtung der gemeinsamen 
Marktorganisationen gegenübergesehen haben: 

Die vier neuen Mitgliedstaaten haben unterschied- 
liche Produktionsbedingungen und eine jeweils 
historisch gewachsene unterschiedliche Sozialstruk- 
tur und Agrarstruktur, die zu jeweils nationalen 
landwirtschaftlichen Marktordnungen geführt haben. 
Letztere müssen an die gemeinsamen Marktordnun- 
gen angeglichen werden, die zwar der allgemeinen 
Problematik der Landwirtschaft in industrialisierten 
Volkswirtschaften gerecht werden, jedoch ohne Be- 
rücksichtigung der Besonderheiten in den beitreten- 
den Ländern ausgearbeitet wurden. Daraus werden 
sich zum Teil erhebliche Veränderungen in der 
Agrarstruktur, in der Einkommensbildung der Land- 
wirte, in den Lebenshaltungskosten und im Waren- 
austausch mit anderen Ländern ergeben. Damit ge- 
winnt die Übernahme der gemeinsamen Agrarpoli- 
tik auch ein entscheidendes innenpolitisches Gewicht 
in der öffentlichen und parlamentarischen Diskus- 
sion der beitretenden Länder. 

Eine Reform der gemeinsamen Agrarpolitik aus An- 
laß des Beitritts hätte die Gemeinschaft vor unüber- 
windbare politische, wirtschaftliche und organisa- 
torische Schwierigkeiten gestellt. Die Gemeinschaft 
konnte daher nicht von der Forderung abgehen, daß 
die neuen Mitgliedstaaten die gemeinsamen Markt- 
ordnungen einschließlich ihrer Preise nach einer 
Übergangszeit übernehmen. Die Übergangszeit hat 
den Zweck, die Angleichung der wirtschaftlichen 
Verhältnisse zu erleichtern. 


Bei der Festlegung der zahlreichen Einzelheiten der 
Übergangsregelung kam die Gemeinschaft den neuen 
Mitgliedstaaten entgegen. Besonderen Härten so- 
wohl im nationalen als auch im handelspolitischen 
Bereich kann durch Anpassungsbestimmungen be- 
gegnet werden, welche jedoch nicht zu einem unbe- 
fristeten Ausnahmezustand in Teilbereichen führen 
dürfen. Eine Ausnahme bildet lediglich die norwegi- 
sche Landwirtschaft. Die Beitrittskandidaten haben 
diese Grundsätze angenommen. 

Dementsprechend wurde die fünfjährige Übergangs- 
zeit, vom 1. Januar 1973 bis zum 31. Dezember 1977, 
auch für den Agrarbereich vereinbart. Die Über- 
gangsregelung beginnt — auch aus technischen 
Gründen — grundsätzlich mit der sofortigen Ein- 
führung der Mechanismen und Grundsätze der ge- 
meinsamen Agrarpolitik; insbesondere werden die 
gleichen Schutzinstrumente zugunsten der Erzeuger 
durch Interventions- und Einfuhrregelungen ange- 
wandt. Dazu gehört auch die sofortige Beseitigung 
der mengenmäßigen Beschränkungen innerhalb der 
Gemeinschaft und gegenüber Drittländern. Ebenso 
gilt von Anfang an der Grundsatz der Gemeinschafts- 
präferenz. 

Während der Übergangszeit müssen die beitreten- 
den Länder ihre Preise schrittweise an die der Ge- 
meinschaft annähern. Zum Ausgleich der unter- 
schiedlichen Preise werden im Warenverkehr mit 
den übrigen Mitgliedern der Gemeinschaft Aus- 
gleichsbeträge erhoben bzw. gewährt. Die Zölle wer- 
den im innergemeinschaftlichen Handelsverkehr 
schrittweise abgebaut und in den neuen Mitglied- 
staaten dem GZT angeglichen. 

Am Ende der Übergangszeit müssen binnenmarkt- 
ähnliche Verhältnisse mit einheitlichen Agrarprei- 
sen und einheitlichem Außenschutz geschaffen sein. 

Soweit während der Beitrittsverhandlungen beson- 
dere wirtschaftliche oder politische Probleme auf- 
tauchten, wurden unter angemessener Berücksichti- 
gung der Interessen der Landwirtschaft in der Ge- 
meinschaft allseits annehmbare Lösungen gefunden. 
Dies betrifft insbesondere die Fischereipolitik, die 
norwegische Landwirtschaft, die Butter- und Käse- 
einfuhren aus Neuseeland, die traditionellen Zucker- 
lieferungen der Entwicklungsländer des Common- 
wealth nach Großbritannien und das Veterinärwe- 
sen. 

Zu bestimmten langfristigen Problemen, die durch 
Übergangsregelungen nicht hinreichend gelöst wer- 
den können, nämlich zu der Produktionspolitik für 
Trinkmilch, Schinkenspeck (Bacon) und Eiern sowie 
zu der Landwirtschaft in Mittelgebirgen wurden der 
Schlußakte Erklärungen beigefügt, die dem Minister- 
rat als Richtschnur für seine späteren Entscheidun- 
gen dienen sollen. Eine weitere Erklärung betrifft 
die Beteiligung von Institutionen, Organisationen 
und Verbänden bei der agrarpolitisch bedeutsamen 
Festsetzung der Agrarpreise. 

Das mit der gemeinsamen Agrarpolitik verbundene 
System der gemeinsamen Finanzierung wird eben- 
falls von den neuen Mitgliedstaaten stufenweise 
übernommen. 
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Im Gegensatz zu den leicht faßlichen Grundsatzbe- 
stimmungen der Artikel 38 ff. EWG-Vertrag, die sich 
auf Ziele und Methoden der gemeinsamen Agrar- 
politik beschränken konnten, bedurfte es für die 
Übergangsbestimmungen des Beitrittsvertrages tech- 
nisch komplizierter Vorschriften, um die ab 1962 
errichteten Marktorganisationen in den neuen Mit- 
gliedstaaten einzuführen. 

Die voraussichtlichen Auswirkungen der Erweite- 
rung auf die Land- und Ernährungswirtschaft in den 
beitretenden Ländern und in der ursprünglichen Ge- 
meinschaft, auf die Lebenshaltungskosten und auf 
die Verlagerung von Warenströmen der Agrargüter 
sind nicht mit hinreichender Sicherheit zu quantifi- 
zieren, zumal diese Auswirkungen von der allge- 
meinen Wirtschaftsentwicklung sowie von nicht ab- 
sehbaren künftigen politischen Entscheidungen be- 
einflußt werden. Alle Anzeichen deuten jedoch dar- 
auf hin, daß sich durch die Erweiterung der Gemein- 
schaft weder nachteilige Folgen für die deutsche 
Landwirtschaft im ganzen noch fühlbare Änderungen 
der Nahrungsmittelpreise für die deutschen Ver- 
braucher ergeben werden; vielmehr wird dem Ver- 
braucher in der erweiterten Gemeinschaft ein noch 
reichhaltigeres Angebot an Nahrungsmitteln zur 
Verfügung stehen als bisher. 

Kapitel 1 

Allgemeine Bestimmungen 
Artikel 50 

Die Vorschriften dieses Titels betreffen grundsätz- 
lich die landwirtschaftlichen Erzeugnisse im Sinne 
des Anhangs II zum EWG-Vertrag. Regelungen für 
landwirtschaftliche Erzeugnisse, die nicht unter An- 
hang II zum EWG-Vertrag fallen, finden sich in den 
Artikeln 47 und 97. 

Artikel 51 bis 54 

betreffen insbesondere Getreide, Zucker, Butter und 
Magermiichpulver, Ölsaaten, Rinder und Kälber. Die 
Erzeuger- und Marktpreise für diese Waren sind in 
Großbritannien, Dänemark und Irland zum Teil 
niedriger, in Norwegen zum Teil höher als in der 
Gemeinschaft. Um Produktions- und Handelsstörun- 
gen zu vermeiden, werden die auf Grund der Markt- 
organisationen administrativ festgelegten Preise in 
den neuen Mitgliedstaaten nicht sofort, sondern 
schrittweise in sechs Stufen an die Gemeinschafts- 
preise herangeführt (Artikel 52). Die Ausgangs- 
preise für diese Preisangleichung werden nach den 
Kriterien der einzelnen Marktorganisationen festge- 
legt. Dabei sollen den Erzeugern die gleichen Erlöse 
ermöglicht werden, die sie zuvor nach den inner- 
staatlichen Regelungen ihrer nationalen Agrarpoli- 
tik erhalten haben (Artikel 51). 

Während der Übergangszeit kann Großbritannien 
das Agrarpreisstützungssystem der „deficiency- 
payments" noch anwenden (Zahlung von Subven- 
tionen an die Landwirtschaft für bestimmte Produkte 
bei gleichzeitig niedrigem Marktpreisniveau für 
diese Erzeugnisse). Die „deficiency-payments" sol- 
len jedoch so bald wie möglich abgeschafft werden; 


sie dürfen nicht dazu führen, daß die Erzeugererlöse 
das bisherige Niveau, das allerdings schrittweise 
angehoben werden kann, übersteigen (Artikel 54). 
Für Norwegen gelten die im Protokoll Nr. 20 
aufgestellten Sonderregelungen. Daher werden in 
diesen beiden Ländern die Ausgangspreise nach den 
Marktpreisen eines repräsentativen Zeitraums vor 
dem Beitritt festgelegt (Artikel 51 Abs. 3). 

Die Preisangleichung wird, mit Ausnahme der letz- 
ten Angleichung am 31. Dezember 1977, jeweils zu 
Beginn des Wirtschaftsjahres vorgenommen und be- 
trägt ein Sechstel, ein Fünftel, ein Viertel und so 
weiter des jeweiligen Preisunterschiedes, wobei bei 
Schwierigkeiten Abweichungen bis zu 10 °/o möglich 
sind (Artikel 52). Bei nur geringen Preisunterschie- 
den für einzelne Erzeugnisse kann auf Beschluß des 
Rates der gemeinsame Preis in den neuen Mitglied- 
staaten unmittelbar angewandt werden (Artikel 53). 

Artikel 55 bis 58 

regeln die Preisangleichungen im grenzüberschrei- 
tenden Handel, die erforderlich sind, um während 
der Übergangszeit Markt- und Handelsstörungen als 
Folge unterschiedlicher Preise zu vermeiden. 

Im Handel der neuen Mitgliedstaaten mit der ur- 
sprünglichen Gemeinschaft werden in Höhe des 
Unterschieds zwischen den Preisen in den neuen 
Mitgliedstaaten und den Gemeinschaftspreisen Aus- 
gleichsbeträge erhoben bzw. erstattet (Artikel 55). 
Im Handel zwischen den neuen Mitgliedstaaten und 
Drittländern werden die Abschöpfungen, sonstige 
Einfuhrabgaben und Ausfuhrerstattungen dem je- 
weiligen Preisniveau entsprechend um diese Aus- 
gleichsbeträge gesenkt oder erhöht. Im Handel zwi- 
schen den neuen Mitgliedstaaten untereinander 
werden die Ausgleichsbeträge entsprechend den je- 
weiligen Preisen abgeleitet (Artikel 55). 

Der sich im Ausgleichsbetrag spiegelnde Preisunter- 
schied muß bei allen Bestandteilen der Preis- und 
Interventionsregelung berücksichtigt werden (Arti- 
kel 57). 

In Anlehnung an die allgemeinen Fianzierungsvor- 
schriften über Ausfuhrerstattungen im Drittlands- 
handel werden auch die im innergemeinschaftlichen 
Handel gewährten Ausgleichsbeträge aus dem Eu- 
ropäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft, Abteilung Garantie, finanziert (Ar- 
tikel 58). 

Artikel 59 

Um einen einheitlichen Zollschutz gegenüber Dritt- 
ländern zu erreichen, müssen die von den neuen 
Mitgliedstaaten erhobenen Zölle im Drittlandshan- 
del an den GZT angeglichen werden, und zwar ent- 
sprechend der fünfjährigen Übergangszeit schritt- 
weise in fünf Stufen. Im innergemeinschaftlichen 
Handel sind die Zölle ebenfalls schrittweise abzu- 
bauen. 

Die Binnenzölle werden am 1. Juli 1973, 1. Januar 
1974, 1. Januar 1975, 1. Januar 1976 und 1. Juli 1977 
jeweils um 20 % verringert. Zeitliche Abweichun- 
gen gelten für Rindfleisch (Angleichung jährlich zu 
Beginn des Wirtschaftsjahres — 1. April — ) und für 
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Obst und Gemüse, lebende Pflanzen und Waren des 
Blumenhandels und Verarbeitungserzeugnisse aus 
Obst und Gemüse (Angleichung am 1. Januar, erst- 
malig am 1. Januar 1974) (Abs. 1). 

Die Angleichung an den GZT wird am 1. Januar 
1974 uin 40 °/o, am 1. Januar 1975, am 1. Januar 1976 
und am 1. Juli 1977 um jeweils 20 °/o vorgenommen. 
Zeitliche Abweichungen gelten wieder für Rind- 
fleisch (Angleichung zu Beginn des Wirtschaftsjah- 
res jeweils um 20 %) und für Obst und Gemüse 
sowie die weiteren oben genannten Waren (An- 
gleichung jeweils am 1. Januar, erstmalig ain 
1. Januar 1974, um 20 °/o) (Abs. 2). 

Für Obst und Gemüse, deren Verarbeitungserzeug- 
nisse, lebende Pflanzen und Waren des Blumen- 
handels wurde eine Flexibilitätsklausel ähnlich der 
bei der Preisangleichung eingeführt (Abs. 3). 

Ein weiteres Moment der Flexibilität besteht darin, 
daß die neuen Mitgliedstaaten nach dem in den 
Agrarmarktorganisationen vorgesehenen Verwal- 
tungsausschußverfahren ermächtigt werden können, 
die Binnenzölle ganz oder teilweise auszusetzen 
oder rascher abzuschaffen und die Außenzölle 
rascher anzugleichen (Abs. 4). 

Artikel 60 

Nach dieser Bestimmung müssen die neuen Mit- 
gliedstaaten vor allem die mengenmäßigen Be- 
schränkungen und Maßnahmen gleicher Wirkung 
sowohl im innergemeinschaftlichen Handel als auch 
im Drittlandshandel und im Handel untereinander 
mit Anwendung der gemeinsamen Agrarmarktorga- 
nisation (grundsätzlich 1. Februar 1973) abschaffen, 
soweit nichts anderes vorgesehen ist. Bei den Er- 
zeugnissen, die noch nicht einer gemeinsamen 
Marktorganisation unterliegen, können Beschrän- 
kungen aufrechterhalten werden, wenn sie Bestand- 
teile einer nationalen Marktordnung und für deren 
Aufrechterhaltung erforderlich sind. 

Artikel 61 

regelt einen Spezialfail des Zollabbaus: Die Markt- 
organisationen sehen für verschiedene Verarbei- 
tungserzeugnisse eine Abgabe vor, die sich aus 
einem festen Teilbetrag zum Schutze der Verarbei- 
tungsindustrie und einem beweglichen Teilbetrag 
zum Preisausgleich für die im Verarbeitungserzeug- 
nis enthaltenen landwirtschaftlichen Grunderzeug- 
nisse zusammensetzt. 

Der bewegliche Teilbetrag kann aus dein jeweiligen 
Preisunterschied des verarbeiteten Grundstoffes in 
der Gemeinschaft und im neuen Mitgliedstaat er- 
rechnet werden? der feste Bestandteil muß dagegen 
für die neuen Mitgliedstaaten eigens bestimmt wer- 
den. 

Für Verarbeitungserzeugnisse aus Getreide, Reis, 
Obst und Gemüse soll der feste Teilbetrag aus dem 
am 1. Januar 1972 geltenden Gesamtschutz (Zoll) er- 
mittelt werden. Auf diesen so ermittelten festen 
Teilbetrag finden die Regelungen über die Zölle 
Anwendung. 


Artikel 62 und 63 

Der Rat erläßt mit qualifizierter Mehrheit die Durch- 
führungsbestimmungen für die gesamten landwirt- 
schaftlichen Übergangsregelungen (Artikel 62 
Abs. 1). Dazu gehört insbesondere die Festsetzung 
der Ausgangspreise in den neuen Mitgliedstaaten 
als Grundlage für die Preisangleichung. Die Ent- 
würfe für diese Durchführungsbestimmungen müs- 
sen noch im Jahre 1972 fertiggestellt werden, damit 
der erweiterte Rat im Januar 1973 darüber beschlie- 
ßen kann. 

Die Ubergangsregelungen können nicht geändert 
werden, so daß das Ergebnis der Beitrittsverhand- 
lungen nicht nachträglich noch beeinflußt werden 
kann; sie können jedoch angepaßt werden, falls das 
ihnen zugrunde liegende Gemeinschaftsrecht geän- 
dert werden sollte (Artikel 62 Abs. 3). 

Bis zum 31. Januar 1974 können nach den in den 
Marktorganisationen vorgesehenen Verwaltungs- 
ausschußverfahren weitere Übergangsmaßnahmen 
erlassen werden, um die Einführung der gemein- 
samen Marktorganisationen in den neuen Mitglied- 
staaten zu erleichtern. Diese Frist kann vom Rat bis 
zum 31. Januar 1975 verlängert werden (Artikel 63). 

Artikel 64 

Die Übergangsbestimmungen dürfen nicht den durch 
das irisch-britische Freihandelsabkommen schon er- 
reichten Liberalisierungsgrad im Handel mit land- 
wirtschaftlichen Produkten beeinträchtigen. 

Kapitel 2 

Bestimmungen über gemeinsame Markt- 
organisationen 

Abschnitte 1 bis 16 

Artikel 65 bis 97 

Kapitel 2 enthält die besonderen Übergangsbestim- 
mungen zu den einzelnen gemeinsamen Marktorga- 
nisationen. In diesen Vorschriften werden die tech- 
nischen Anwendungen der in Kapitel 1 enthaltenen 
allgemeinen Ubergangsmaßnahmen im einzelnen 
geregelt. Die oft sehr komplizierten technischen Be- 
stimmungen sind für das reibungslose Funktionieren 
der gemeinsamen Marktorganisationen während der 
Übergangszeit unerläßlich. Weitere technische An- 
passungen sind im Anhang I der Beitrittsakte, Ab- 
schnitt II „Landwirtschaft", enthalten. 

Ferner wurde besonderen Schwierigkeiten, die sich 
in den einzelnen neuen Mitgliedstaaten bei der Ein- 
führung der Marktorganisationcn aus wirtschaft- 
lichen oder rechtlichen Gründen ergeben hätten, 
durch spezielle Ubergangsregelungen, vornehmlich 
durch ausreichende Ubergangsfristen, begegnet. 
Dazu gehören zeitweise Abweichungen von den 
Gemcinschaftsregelungen in folgenden Bereichen: 

Anwendungsbeginn der Qualitätsnormen für be- 
stimmte Obst- und Gemüsearten und lebende Pflan- 
zen in Großbritannien (Artikel 68 und 84), 
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Zulassung der Bezeichnung „Wein" in Großbritan- 
nien und Irland (Artikel 69), 

Abweichen vom Handelsklassenschema für Schwei- 
nehälften in Großbritannien (Artikel 76), 

Abweichen von den Gemeinschaftsnormen für Eier 
in Großbritannien und Irland (Artikel 78), 

Verbrauchersubventionen für Butter in Irland (Ar- 
tikel 88), 

niedrigerer Fettgehalt als 3,5 v. H. für Vollmilch in 
Großbritannien und Irland (Artikel 89 Abs. 1), 

Aufrechterhaltung von Milchlieferungs-Einzugs- 
gebieten in Dänemark (Artikel 89 Abs. 2), 
Rindfleisch-Exportsubventionen in Irland für Liefe- 
rungen nach Großbritannien (Artikel 93). 

Kapitel 3 

Bestimmungen über Fischereierzeugnisse 

Abschnitt 1 — Gemeinsame Marktorganisation 
Artikel 98 und 99 

regeln die Preisangleichung in gleicher Weise wie 
die Vorschriften des Kapitels 2 für andere Markt- 
organisations- Waren. 

Die der Schlußakte beigefügte „Gemeinsame Erklä- 
rung betreffend Fischereifragen" enthält Orientie- 
rungen zur weiteren Anwendung dieser Marktorga- 
nisation. Ferner wurde während der Verhandlungen 
Übereinstimmung erzielt (siehe Anhang I der Bei- 
trittsakte, Abschnitt II, B, 1 „Fischereierzeugnisse"), 
ggf. eine Regionalisierung der Rücknahmepreise zu 
ermöglichen. Wegen der besonderen Verhältnisse 
der Fischvermarktung in Norwegen sollen die Er- 
zeugerorganisationen ermächtigt werden, unter be- 
stimmten Voraussetzungen auch Außenseiter hin- 
sichtlich der Einhaltung der Rücknahmepreise bin- 
den zu können. Für die Vermarktung von Gefrier- 
fisch sollen ggf. besondere Bestimmungen getroffen 
werden, um Marktstörungen innerhalb der Gemein- 
schaft zu vermeiden. 

Abschnitt 2 — Regelung der Fischereirechte 
Artikel 100 bis 103 

In diesem Bereich erwiesen sich die Interessen der 
neuen Mitgliedstaaten als so komplex, daß nur 
eine für sämtliche Mitgliedstaaten zehnjährige Ab- 
weichung von der Fischereistrukturverordnung 
Nr. 2142/70 zu einem allseits annehmbaren Ver- 
handlungsergebnis führte: An Stelle des Grund- 
satzes des freien Zuganges zu sämtlichen Fischerei- 
gewässern der Mitgliedstaaten bleibt bis zum 
31. Dezember 1982 grundsätzlich die Möglichkeit ein- 
geräumt, eine Zone von sechs Seemeilen den natio- 
nalen Fischereifahrzeugen vorzubehalten (Arti- 
kel 100 Abs. 1). Diese Zone wird für bestimmte 
Gebiete, in denen die Fischerei eine wirtschaftlich 
bedeutsame Rolle spielt, auf 12 Seemeilen ausge- 
dehnt (Artikel 101). Traditionelle Rechte, die am 
31. Januar 1971 bestanden, bleiben jedoch erhalten, 
ausgenommen die Rechte vor der Küste Grönlands, 


die für die Bundesrepublik wie vereinbart am 
31. Mai 1973, für Dänemark am 31. Dezember 1977 
auslaufen (Artikel 100). 

Die bis zuletzt umstrittene „Revisionsklausel" des 
Artikels 103 legt fest, daß der Rat auf Grund eines 
Berichtes und eines Vorschlages der Kommission 
mögliche Anschlußregelungen prüfen wird. Sollte es 
zu keinem Ratsbeschluß kommen, würde automa- 
tisch die Regelung der Fischereistrukturverordnung 
ab 1. Januar 1983 gelten, nach der die Fischerei- 
gewässer der Gemeinschaft sämtlichen Fischerei- 
fahrzeugen der Mitgliedstaaten zugänglich sind. In 
den Verhandlungen zeigte sich jedoch eine politi- 
sche Bereitschaft der Gemeinschaft, angemessene 
Anschlußregelungen insbesondere für die Küsten- 
bevölkerung in Gebieten ohne ausreichende Be- 
schäftigungsalternativen (Norwegen, Färöer, Grön- 
land) zu finden. Für Norwegen wurde diese poli- 
tische Bereitschaft in dem Protokoll Nr. 21 konkre- 
tisiert. 


Kapitel 4 

Sonstige Bestimmungen 

Abschnitt 1 — Veterinärrechtliche Maßnahmen 
Artikel 104 bis 106 

Die Einführung der veterinärrechtlichen Gemein- 
schaftsbestimmungen mit dem Beginn der Über- 
gangszeit hätte in den neuen Mitgliedstaaten zu 
administrativen und teilweise zu wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten geführt. Daher sind für die Dauer 
der Übergangszeit Ausnahmen vorgesehen, wobei 
jedoch die allgemeinen Bestimmungen des EWG- 
Vertrages zu beachten sind: Die neuen Mitglied- 
staaten sind ermächtigt, für lebende Rinder und 
Schweine ihre innerstaatlichen Vorschriften bis zum 
31. Dezember 1977 beizubehalten; diese Ermächti- 
gung gilt jedoch für Dänemark nicht für Schlacht- 
rinder (Artikel 104 Nr. 1). Weiterhin wurden die 
Republik Irland, Nordirland und Norwegen ermäch- 
tigt, bis zum 31. Dezember 1977 ihre innerstaatlichen 
Einfuhrvorschriften für Frischfleisch, soweit diese 
die Maul- und Klauenseuche betreffen, beizubehal- 
ten (Artikel 105). 

Der Ständige Veterinärausschuß wird Maßnahmen 
prüfen, die eine Weiterentwicklung des Handels 
ermöglichen (Artikel 104 Nr. 1 Unterabsatz 2). 

Im Handel von Irland nach Großbritannien kann 
weitgehend der Status quo beibehalten werden (Ar- 
tikel 104 Nr. 4, Artikel 105 Abs. 2). 

Die Kommission wird rechtzeitig, nämlich vor dem 
l.Juli 1976, einen Bericht und erforderlichenfalls 
geeignete Vorschläge für etwaige Anschlußregelun- 
gen vorlegen. Diese Vorschläge können, nach dem 
Verhandlungsergebnis, auch für Teile der Gemein- 
schaft differenziert sein. 

Weitere Fristverschiebungen für die Anwendung 
veterinärrechtlicher Richtlinien ergeben sich aus Ar- 
tikel 152 in Verbindung mit Anhang XI. 
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Abschnitt 2 — Sonstige Maßnahmen 
Artikel 107 

regelt die Anwendung von Richtlinien aus dem Be- 
reich des Saat- und Pflanzgutrechtes, Futtermittel- 
rechtes und der Strukturerhebungen, die im An- 
hang V aufgeführt sind. In Anhang V ist ferner 
eine Sonderregelung für die Pampelmuseneinfuhr 
nach Großbritannien vorgesehen (Möglichkeit men- 
genmäßige! Beschränkungen bis zum 31. Januar 
1975). 

Titel III 

Auswärtige Beziehungen 

Kapitel 1 

Abkommen der Gemeinschaften mit 
bestimmten dritten Ländern 

Artikel 108 

Die Bestimmung konkretisiert in bezug auf die As- 
soziierungs- bzw. Präferenzabkommen mit Griechen- 
land, der Türkei, Tunesien, Marokko, Israel, Spa- 
nien und Malta sowie auf weitere bis zum Inkraft- 
treten des Beitritts mit anderen Mittelmeerländern 
abzuschließende Abkommen die in Artikel 4 ent- 
haltene allgemeine Regel über die Verbindlichkeit 
von Gemeinschaftsabkommen auch für die erwei- 
terte Gemeinschaft und über die Verpflichtung der 
neuen Mitgliedstaaten, denjenigen Abkommen bei- 
zutreten, die von den ursprünglichen Mitgliedstaa- 
ten zusammen mit einem Gemeinsdiaftsabkommen 
oder in Verbindung damit geschlossen worden sind. 
Eine solche Verpflichtung besteht gegenwärtig hin- 
sichtlich der Assoziierungsabkommen mit Griechen- 
land und der Türkei nebst Zusatz- und Folgeab- 
kommen. 

Vorbehaltlich der Modalitäten, die in besonderen 
Protokollen zu den einzelnen Abkommen mit den 
genannten Drittländern noch zu vereinbaren sind, 
müssen die Ubergangsmaßnahmen im Verhältnis 
zwischen den neuen Mitgliedstaaten und den Ab- 
kommenspartnern den mit der jetzigen Gemein- 
schaft vereinbarten Maßnahmen entsprechen; sie 
dürfen deren Geltungsdauer nicht überschreiten und 
müssen zum Ziel haben, schrittweise ein einheit- 
liches System in den Beziehungen zwischen der er- 
weiterten Gemeinschaft und ihren Vertragspartnern 
mit gleichen Rechten und Pflichten aller Mitglied- 
staaten zu schaffen. 

Kapitel 2 

Beziehungen zu den Assoziierten Afrika- 
nischen Staaten und Madagaskar und zu 
bestimmtenEntwicklungsländerndes 
Commonwealth 

Artikel 109 bis 115 

Die hier getroffenen Regelungen basieren auf der 
Vereinbarung über eine befristete Beibehaltung des 
Status quo in den jeweiligen Beziehungen der Ge- 
meinschaft der Sechs einerseits und den neuen Mit- 
gliedstaaten andererseits zu den auf Grund der As- 
soziierungsabkommen von Jaunde vom 29. Juli 1969 
und von Arusha vom 24. September 1969 assoziier- 


ten 21 Staaten Afrikas und Madagaskars 1 ) und den 
in Anhang VI zur Beitrittsakte aufgeführten unab- 
hängigen Entwicklungsländern des Commonwealth. 
Die Einbeziehung insbesondere Großbritanniens in 
die Assoziierung von Jaunde und Arusha hätte As- 
soziierungsverhandlungen mit den vergleichbaren 
Commonwealth-Ländern zur Folge gehabt und da- 
mit zu einer erheblichen Ausweitung des Beitritts- 
komplexes geführt. 

Deshalb gelten die Regelungen der beiden Asso- 
ziierungsabkommen nicht im Verhältnis zwischen 
den neuen Mitgliedstaaten und den afrikanisch- 
madagassischen Partnerstaaten der Gemeinschaft. 
Bei den in den Internen Abkommen der Gemein- 
schaft zu den Assoziierungsabkommen vorgesehe- 
nen Beschlüssen haben die neuen Mitgliedstaaten 
kein Stimmrecht. Das gleiche gilt für Stellungnah- 
men des Ausschusses für den Europäischen Entwick- 
lungsfonds. 

Im Rahmen ihrer Außenhandelsregime wenden die 
Gemeinschaft und die beitretenden Staaten bis zum 
31. Januar 1975 — dem Tag des Ablaufs der beiden 
Assoziierungsabkommen — ihre vor dem Beitritt 
geltenden Regelungen auf die Einfuhr von Waren 
mit Ursprung in den assoziierten Staaten und den 
betreffenden Commonwealth-Ländern an. Letztere 
behalten auch nach dem Beitritt ihren präferenzier- 
ten Zugang zum britischen Markt. 

Für die Zeit ab 1. Februar 1975 obliegt es der er- 
weiterten Gemeinschaft, ihre Beziehungen zu diesen 
Ländern insgesamt zu regeln. Die Leitlinien hierfür 
sind in einem besonderen Protokoll zur Beitrittsakte 
(siehe unten Protokoll Nr. 22) festgelegt. Die Frist 
bis 31. Januar 1975 kann vom Rat um die gleiche 
Zeitspanne verlängert werden, für welche die in den 
beiden Assoziierungsabkommen für den Fall des 
nicht rechtzeitigen Inkrafttretens einer neuen Asso- 
ziierungsregelung vorgesehenen Ubergangsmaß- 
nahmen gelten. 

Die Konsequenz vorübergehend unterschiedlicher 
Einfuhrregelungen der alten und neuen Mitglied- 
staaten gegenüber den genannten Ländern ist die 
Abweichung vom Grundsatz des Freiverkehrs in- 
nerhalb der erweiterten Gemeinschaft für die Dauer 
des Status quo. Die Kommission kann jedoch ander- 
weitige Bestimmungen treffen, wenn keine Gefahr 
von Verkehrsverlagerungen besteht. 

Die Status-quo-Regelung ist in zwei Fällen nicht 
anzuwenden. Führt in einem neuen Mitgliedstaat 
die Annäherung an den Gemeinsamen Zolltarif ge- 
genüber Drittländern zu einer Herabsetzung des 
Zollsatzes, so gilt der herabgesetzte Zoll selbst- 
verständlich auch für Einfuhren aus den hier in 
Frage stehenden Ländern. Bei der Einfuhr von Wa- 
ren, die einer gemeinsamen Marktorganisation unter- 
liegen, oder für die infolge der Durchführung der 
gemeinsamen Agrarpolitik eine Sonderregelung 
Platz greift, wenden die neuen Mitgliedstaaten die 
in den einschlägigen Bestimmungen der Beitrittsakte 


l) Partner des Jaunde-Abkommens sind 17 Staaten, vorwiegend West- 
nnd Zentralafrikas sowie Madagaskar; Partner des Arusha-Abkom- 
mens die drei ostafrikanischen Staaten Kenia, Tansania und Uganda. 
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vorgesehenen Maßnahmen zur Angleichung an das 
Gemeinschaftsregime an. Dies gilt nicht, wenn die 
Gemeinschaftsregelung die Erhebung von Zöllen 
vorsieht; insoweit bleibt es beim Status quo. Bei 
anderen Schutzfaktoren außer Zöllen kann der Rat 
geeignete Anpassungen beschließen, um sicherzu- 
stellcn, daß die betreffenden Waren unter entspre- 
chenden Bedingungen wie vor dem Beitritt, einge- 
führt werden können. 

Die Bestimmungen dieses Kapitels werden im Ver- 
hältnis zu denjenigen in Anhang VI genannten 
Commonwealth-Ländern gegenstandslos, mit wel- 
chen die Beziehungen zur erweiterten Gemeinschaft 
auf einer anderen Grundlage als der der Assoziie- 
rung vor dem 31. Januar 1975 geregelt werden. Mit 
dem Inkrafttreten entsprechender Übereinkünfte 
wenden die neuen Mitgliedstaaten für die darin 
nicht erfaßten Bereiche bei der Einfuhr die in die- 
sem Zeitpunkt geltende Drittlandsregelung an. 

Kapi tel 3 

Beziehungen zu Papua-Neuguinea 
Artikel 116 

Die Bestimmungen des Kapitels 2 zugunsten der in 
Anhang VI bezeichneten unabhängigen Common- 
wealth-Länder sind auch auf die Einfuhren Groß- 
britanniens aus Papua-Neuguinea anwendbar, läng- 
stens bis 31. Dezember 1977, dem Ende der Über- 
gangszeit (vgl. Artikel 9). Damit soll diesem unter 
der Treuhandschaft Australiens stehenden Gebiet 
die für seine Entwicklung notwendige Vorzugs- 
stellung auf dem britischen Markt vorerst gesichert 
werden. Diese Regelung kann vom Rat auf Vor- 
schlag der Kommission insbesondere für den Fall 
geändert werden, daß Papua-Neuguinea zu einem 
früheren Zeitpunkt die Unabhängigkeit erlangt. 

Titel IV 

Assoziierung der überseeischen Länder und Gebiete 
Artikel 117—119 

Diese Artikel enthalten eine im Vergleich zu den 
Artikeln 109 — 115 spiegelbildliche Regelung des 
Verhältnisses der Gemeinschaft in ihrer ursprüng- 
lichen Zusammensetzung einerseits und der neuen 
Mitgliedstaaten andererseits zu den mit der Ge- 
meinschaft bereits assoziierten abhängigen über- 
seeischen Ländern und Gebieten gemäß der Liste 
im Anhang IV zum EWG-Vertrag und denjenigen 
von Großbritannien und Norwegen abhängigen 
außereuropäischen Ländern und Gebieten ein- 
schließlich des britisch-französischen Kondominiums 
Neue Hebriden, wie sie in Artikel 24 der Beitritts- 
akte (siehe dort) als Ergänzung der genannten Liste 
aufgeführt sind. Die Vertragsparteien gehen davon 
aus, daß die Assoziationsregelung der Gemeinschaft 
gegenüber den Ländern und Gebieten der ergänz- 
ten Liste zeitlich mit der vertraglichen Regelung des 
Assoziationsverhältnisses zu den unabhängigen 
Ländern gemäß Protokoll Nr. 22 zur Beitrittsakte 
gekoppelt wird. 

Deshalb endet der Status quo ebenfalls am 31. Ja- 
nuar 1975, soweit er nicht unter den gleichen Vor- 


aussetzungen wie gegenüber den letztgenannten 
Staaten verlängert wird. Die Assoziierung der neu 
hinzukommenden außereuropäischen Länder und 
Gebiete wird frühestens am 1. Februar 1975 auf 
Grund eines Ratsbeschlusses nach Artikel 136 des 
EWG-Vertrages wirksam. 

Abschnitt III des Protokolls Nr. 22 über die Berück- 
sichtigung der Interessen derjenigen Länder, deren 
Wirtschaft in hohem Maße von der Ausfuhr von 
Grundstoffen abhängt, gilt auch für die Länder und 
Gebiete im Sinne dieses Titels. 

Titel V 

Kapitalverkehr 

Vorbemerkung 

Die in den beiden Kapitalverkehrsrichtlinien des 
Rates vom 11. Mai 1960 und 18. Dezember 1962 zur 
Durchführung des Artikels 67 des EWG-Vertrages 
begründeten Liberalisierungsverpflichtungen gelten 
grundsätzlich auch für die neuen Mitgliedstaaten. 

Im einzelnen 
Artikel 120—126 

Diese Artikel enthalten Sonderregelungen, da eine 
sofortige, ausnahmslose Anwendung der Liberali- 
sierungsvorschriften auf den bisher isolierten na- 
tionalen Kapitalmärkten der neuen Mitgliedstaaten 
in einigen Fällen Störungen hervorrufen könnte. Um 
eine harmonische Anpassung zu ermöglichen, wer- 
den für bestimmte Formen des Kapitalverkehrs 
Übergangsfristen festgelegt (Artikel 121 — 124). Es 
handelt sich vorwiegend um Geschäfte aus dem Be- 
reich der Direktinvestitionen, der Kreditgewährung, 
des Handels mit an der Börse notierten Wertpapie- 
ren und des Kapitalverkehrs mit persönlichem Cha- 
rakter. 

Die Ubergangsfristen sind Höchstfristen. Sie sind 
von Land zu Land und je nach Art des Kapital- 
verkehrs abgestuft und gehen von zwei bis fünf 
Jahren. Wenn die Umstände es erlauben, haben die 
neuen Mitgliedstaaten als allgemeine Regel die 
Liberalisierung schon vor Fristablauf durchzuführen 
(Artikel 125). Für einzelne Geschäfte ist darüber 
hinaus die Verpflichtung zu beschleunigter Libera- 
lisierung im Rahmen der Bestimmungen über den 
Fristablauf noch einmal ausdrücklich festgelegt. 

Uber die Einzelheiten der von den neuen Mitglied- 
staaten zu treffenden Liberalisierungsmaßnahmen 
finden zwischen diesen und der Kommission Konsul- 
tationen statt. Die Kommission kann den Währungs- 
ausschuß hören und dem Rat zweckdienliche Vor- 
schläge unterbreiten. 


Titel VI 

Finanzvorschriften 

Vorbemerkung 

Auf dem Gebiet der Finanzierung der Aufgaben der 
Europäischen Gemeinschaften war durch den Be- 
schluß vom 21. April 1970 über die Ersetzung der 
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Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten durch eigene 
Mittel der Gemeinschaften eine eigenständige Fi- 
nanzverfassung der Europäischen Gemeinschaften 
geschaffen worden. 

Seit dem 1. Januar 1971 werden hiernach den 
Gemeinschaften sämtliche Einnahmen aus den 
Agrarabschöpfungen und ein wachsender Anteil 
der Zolleinnahmen zugewiesen; dieser Anteil ent- 
spricht dem Unterschied zwischen einem — von 
Jahr zu Jahr steigenden — Prozentsatz der Summe 
der Agrarabschöpfungen und Zölle einerseits 
(1972: 62,5%; 1973: 75%; 1974: 87,5%; ab 1975: 
100%) und den Agrarabschöpfungen andererseits. 
Zum Ausgleich der Erhebungskosten erstatten 
die Europäischen Gemeinschaften den Mitglied- 
statten 10% der abgeführten Beträge. 

In den Jahren bis einschließlich 1974 wird der 
verbleibende Rest des Gemeinschaftshaushaltes 
noch durch Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten 
ausgeglichen, welche nach folgendem Aufbrin- 
gungsschlüssel zu leisten sind: 


Belgien 6,8% 

Deutschland 32,9°/» 

Frankreich 32,6 % 

Italien 20,2 % 

Luxemburg 0,2% 

Niederlande 7,3% 


Zur Vermeidung zu starker Schwankungen sind 
die jährlichen Veränderungen der von den Mit- 
gliedstaaten zu tragenden Gesamtfinanzierungs- 
anteile in der Zeit bis 1977 nach oben und nach 
unten begrenzt; der von jedem Mitgliedstaat zu 
tragende Gesaintfinanzierungsanteil darf danach 
gegenüber dem Vorjahr sich nicht stärker ver- 
ändern als: 

bis 1974: + 1 % —1,5% 

1975—1977: + 2% —2,0% 

Ab 1975 soll die Restfinanzierung durch Mehr- 
wertsteuereinnahmen erfolgen. Dazu erhalten die 
Gemeinschaften von jedem Mitgliedstaat einen 
Betrag, der sich aus der Anwendung eines Satzes 
von höchstens 1 % auf eine — für alle Mitglied- 
staaten einheitliche — steuerpflichtige Bemes- 
sungsgrundlage ergibt. Diese Höchstgrenze bedeu- 
tet zugleich eine — dynamische — Begrenzung 
der Einnahmen und Ausgaben der Europäischen 
Gemeinschaften. 

Die Verhandlungen über die Finanzierung der er- 
weiterten Gemeinschaft mußten zum Ziel haben, die 
Anpassungsprobleme der neuen Mitgliedstaaten 
ohne Änderung der vorstehend kurz dargestellten 
Finanzverfassung der Europäischen Gemeinschaften 
durch Übergangsmaßnahmen zu lösen. Andererseits 
durften den neuen Mitgliedstaaten keine untrag- 
baren Finanzlasten aufgebürdet werden, die ihren 
Beitritt verhindert hätten. 

Dieses Ziel konnte dadurch erreicht werden, daß 
die neuen Mitgliedstaaten ab Inkrafttreten des Bei- 
trittsvertrages den Beschluß des Rates der Europä- 
ischen Gemeinschaften vom 21. April 1970 mit fol- 
gender Maßgabe anwenden: 


— Zölle und Abschöpfungen werden nach Beschluß 
vom 21. April 1970 abgeführt. 

— Die Finanzbeiträge (Spitzenfinanzierung), die in 
der Zeit bis zum 31. Dezember 1974 zum Aus- 
gleich des Haushalts der Gemeinschaften erfor- 
derlich sind, werden für die neuen Mitgliedstaa- 
ten nach folgendem Schlüssel berechnet: 


Großbritannien 19,00% 

Dänemark 2,42 % 

Irland 0,60% 

Norwegen 1,66% 


— Die vorgenannten Beitragssätze gelten auch für 
die Berechnung der jährlichen maximalen 
Schwankungen nach Artikel 3 des Beschlusses 
vom 21. April 1970. 

— Die gesamten finanziellen Beteiligungen der 
neuen Mitgliedstaaten, die sich aus den voran- 
gegangenen Absätzen ergeben, werden nur bis 
zu folgender Höhe abgerufen: 

45.0 v.H. im Jahre 1973 

56.0 v.H. im Jahre 1974 

67.5 v.H. im Jahre 1975 

79.5 v.H. im Jahre 1976 

92.0 v.H. im Jahre 1977. 

Ab 1. Januar 1978 werden die finanziellen Beteili- 
gungen vorbehaltlich des Nachstehenden in vollem 
Umfang abgerufen: 

Für die Zeit vom 1. Januar 1978 bis 31. Dezember 
1979 geltenden folgende Bestimmungen: 

Sobald für das Jahr 1977 die Beträge der eigenen 
Mittel der Gemeinschaften auf Grund des Beschlus- 
ses vom 21. April 1970 bekannt sind, berechnet die 
Kommission den Betrag der finanziellen Beteiligung, 
den die neuen Mitgliedstaaten 1977 zum Haushalt 
der Gemeinschaften hätten einzahlen müssen, wenn 
die endgültige Regelung der eigenen Mittel unein- 
geschränkt angewendet worden wäre. 

Die Erhöhung der finanziellen Beteiligung der neuen 
Mitgliedstaaten für 1978, dem ersten Jahr der An- 
wendung der Berichtigungsbeträge nach der Über- 
gangszeit, darf ”/s der Differenz zwischen ihrer tat- 
sächlichen finanziellen Beteiligung für das Jahr 
1977 — ausgedrückt in einem Hundertsatz des Ge- 
meinschaftshaushalts — und der von der Kommis- 
sion auf der im vorangegangenen Absatz dargeleg- 
ten Grundlage errechneten finanziellen Beteiligung 
nicht übersteigen. 

Für 1979, das zweite Jahr der Anwendung der Be- 
richtigungsbeträge nach der Übergangszeit, darf die 
Erhöhung der finanziellen Beteiligung der neuen 
Mitgliedstaaten diejenige des Vorjahres nicht über- 
steigen. 

Bis zum 1. Januar 1978 wird der Teil des Haushalts 
der Gemeinschaften, der nicht durch die finanziellen 
Beteiligungen der neuen Mitgliedstaaten gedeckt 
wird, auf die alten Mitglieder nach dem Beschluß 
vom 21. April 1970 verteilt. 

Diese Bestimmung gilt ebenfalls bei der Anwendung 
der Berichtigungsbeträge nach der Übergangszeit. 
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Die Anfangsbeteiligung 1973 der vier neuen Mit- 
gliedstaaten in Höhe von 10,59% läßt erwarten, 
daß die ursprünglichen Mitgliedstaaten schon wäh- 
rend der Übergangszeit nicht zusätzliche Finanzie- 
rungslasten zu tragen haben, weil durch die Be- 
teiligung der neuen Mitglieder am Gesamthaushalt 


die sidraus der Erweiterung ergebenden Kosten der 
Gemeinschaft gedeckt werden können. 

Die Bruttolasten der erweiterten Gemeinschaft wer- 
den sich in den nächsten Jahren nach vorläufigen 
Schätzungen etwa wie folgt verteilen: 



1973 


1974 


1975 

1976 


Ges. 

Bel. 

Ges. Bel. 

Ges. Bel. 

Ges 

. Bel. 


Mio 

RE 

% 

Mio 

RE 

°/o 

Mio 

RE 

% i 

Mio 

RE 

% 

Belgien 

266 

7,30 

283 

7,20 

298 

7,00 

305 

6,81 

Deutschland 

1 054 

28,90 

1 118 

28,49 

1 180 

28,01 

1 236 

27,55 

Frankreich 

893 

24,48 

928 

23,67 

943 

22,37 ; 

949 

21,14 

Italien 

702 

19,25 

729 

18,59 

740 

17,57 

745 

16,60 

Luxemburg 

7 

0,19 

7 

0,18 

7 

0,18 

8 

0,16 

Niederlande 

339 

9,30 

360 

9,17 

380 

9,01 

397 

8,86 

Großbritannien 

310 

8,50 

412 

10,51 

540 

12,80 

689 

15,34 

Irland 

10 

0,27 

13 

0,34 

17 

0,40 

21 

0,46 

Dänemark 

39 , 

1,08 

52 

1,33 

66 

1,57 

81 

1,80 

Norwegen 

27 

0,74 

20 

0,52 

46 

1,09 

57 

1,28 

Gern. d. Zehn 

3 647 

100 — 

3 922 

100,™ 

4219 

100,™ 

4 489 

ö 

o 


Im einzelnen 
Artikel 127 

Diese Vorschrift statuiert den Grundsatz, daß das 
durch den Beschluß vom 21. April 1970 geschaffene 
System der eigenen Mittel von den neuen Mitglied- 
staaten übernommen wird. Soweit dessen Anwen- 
dung in den neuen Mitgliedstaaten Anpassungs- 
probleme aufwirft, sind für eine Übergangszeit be- 
grenzte Abweichungen davon im folgenden vor- 
gesehen. 

Artikel 128 

Nach Artikel 2 des Beschlusses vom 21. April 1970 
stellen nur die Agrarabschöpfungen im Rahmen der 
gemeinsamen Agrarpolitik und die Zölle des Ge- 
meinsamen Zolltarifs eigene Mittel der Gemein- 
schaften dar. Die neuen Mitgliedstaaten weiden die 
gemeinsame Agrarpolitik und den Gemeinsamen 
Zolltarif jedoch erst nach Ablauf der Übergangszeit 
vollständig anwenden. Die in der Zwischenzeit im 
Warenverkehr der neuen Mitgliedstaaten unter- 
einander, mit der Gemeinschaft in ihrer bisherigen 
Zusammensetzung und mit Drittländern erhobenen 
Ausgleichsbeträge und Zölle werden deshalb aus- 
drücklich in die eigenen Mittel der Gemeinschaften 
einbezogen. Diese Einbeziehung ist gerechtfertigt, 
weil auch die von den neuen Mitgliedstaaten bei 
der Ausfuhr gewährten Erstattungen und Aus- 
gleichsbeträge von Anfang an aus dem Gemein- 
schaftshaushalt finanziert werden. 

Artikel 129 

Bis einschließlich 1974 wird der Haushalt der Ge- 
meinschaften noch durch Finanzbeiträge der Mit- 
gliedstaaten ausgeglichen. Der Aufbringungsschlüs- 
sel für die bisherigen Mitgliedstaaten ist in Artikel 3 
Abs. 2 des Beschlusses vom 21. April 1970 festgelegt. 
Die Anteile der neuen Mitgliedstaaten werden nun 


in Prozentsätzen bestimmt, die sich am Verhältnis 
ihres jeweiligen Bruttosozialprodukts zum — fiktiv 
summierten — Bruttosozialprodukt der erweiterten 
Gemeinschaft im Jahre 1970 orientieren. Im Verhält- 
nis der bisherigen Mitgliedstaaten untereinander 
verbleibt es bei dem geltenden Aufbringungs- 
schlüssel. 

Zur Vermeidung starker Schwankungen der gesam- 
ten Finanzierungsanteile der Mitgliedstaaten — 
d. h. der eigenen Mittel und der Finanzbeiträge — 
sieht Artikel 3 Abs. 3 des Beschlusses vom 21. April 
1970 eine Begrenzung der Schwankungsbreiten auf 
1 % nach oben und 1,5 % nach unten gegenüber dem 
Vorjahresanteil vor. Für die neuen Mitgliedstaaten 
dienen als Bezugsgrößen die im obigen Absatz 1 
aufgeführten Anteile an den Finanzbeiträgen. 


Artikel 130 

Bei vollständiger Anwendung des Systems der 
eigenen Mittel vom Inkrafttreten des Beitritts an 
müßten die beitretenden Staaten sofort erhebliche 
finanzielle Belastungen übernehmen; die Vorteile 
des Gemeinsamen Marktes und insbesondere die 
unmittelbaren Leistungen der Gemeinschaften wer- 
den sich hingegen erst allmählich zugunsten der 
neuen Mitglieder auswirken. Eine sofortige Anwen- 
dung des Beschlusses vom 21. April 1970 wäre für 
die beitretenden Staaten deshalb politisch kaum 
tragbar. Artikel 130 bestimmt deshalb, daß die von 
den neuen Mitgliedstaaten nach dem Beschluß vom 
21. April 1970 während der fünfjährigen Übergangs- 
zeit an sich abzuführenden Gesamtbeträge nur zu — 
von Jahr zu Jahr ansteigenden — Sätzen tatsächlich 
zu leisten sind. So wird z. B. der britische Brutto- 
anteil an dei Finanzierung des Gemeinschaftshaus- 
halts im ersten Beitrittsjahr weniger als 9 % und im 
fünften Jahr immer noch weniger als 19% der Ge- 
samtausgaben der Gemeinschaften betragen. 
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Artikel 131 

Auch am Ende der Übergangszeit soll ein allzu 
großer Sprung der Beitragsanteile der neuen Mit- 
gliedstaaten vermieden werden. Für 1978 und 1979 
ist daher vorgesehen, daß sich die finanzielle Ge- 
samtbeteiligung der neuen Mitgliedstaaten nur um 
zwei bzw. vier Fünftel des Unterschieds zwischen 
dem 1977 tatsächlich gezahlten Anteil und der fik- 
tiven unbeschränkten Beteiligung im selben Jahr 
erhöhen darf. Mit dieser Regelung wird auch eine 
— sonst möglicherweise eintretende — abrupte Be- 
lastung der Zahlungsbilanz der neuen Mitgliedstaa- 
ten vermieden. 

Artikel 132 

Durch die Ubergangsvorschriften der Artikel 130 
und 131 über die Ermäßigung der finanziellen Be- 
teiligung der neuen Mitgliedstaaten wird sich die 
relative Verteilung der Finanzierungslasten unter 
den bisherigen Mitgliedstaaten nicht ändern. So- 
lange nämlich die Beitragsanteile der neuen Mit- 
gliedstaaten durch die Übergangsvorschriften be- 
grenzt bleiben, wird der von diesen nicht getragene 
Finanzierungsanteil von den bisherigen sechs Mit- 
gliedstaaten nach den Vorschriften und dem Auf- 
bringungsschema des Beschlusses vom 21. April 1970 
übernommen. — Es ist jedoch nicht zu erwarten, daß 
die bisherigen Mitgliedstaaten zusätzlich belastet 
werden, da der Anteil dieser Staaten an den ge- 
meinschaftlichen Ausgaben ebenfalls nur schritt- 
weise ansteigen wird. Dies gilt jedenfalls so lange, 
wie die gegenwärtige Ausgabenstruktur des 
Gemeinschaftshaushalts nicht wesentlich verändert 
wird. 

Titel VII 

Sonstige Bestimmungen 

Artikel 133 

Den einzelnen beitretenden Ländern sind befristete 
Sonderregelungen bei der Anwendung einzelner 
Rechtsakte der Gemeinschaft zugestanden worden. 
Die Sonderregelungen sind im Anhang VII im ein- 
zelnen aufgeführt. 

Artikel 134 

Die Aufnahme einer speziellen Schutzklausel für 
den EGKS-Bereich für die Dauer der fünfjährigen 
Übergangszeit dient in erster Linie der Risikoab- 
sicherung im Zusammenhang mit einigen insbeson- 
dere zwischen dem deutschen und dem britischen 
Bergbau bestehenden Systemunterschieden — spe- 
ziell im Bereich der Sozialversicherung — und hat 
es der deutschen Seite erlaubt, eine sofortige Ab- 
schaffung der deutschen Kohlezollkontingentsrege- 
lung gegenüber Großbritannien zu akzeptieren. 

Absatz 2 soll während einer fünfjährigen Übergangs- 
zeit das einzige irische Stahlwerk vor einem schädi- 
genden Preiswettbewerb durch Unternehmen der 
Gemeinschaft schützen. Die Regelung entspricht der 
in § 30 Abs. 2 des Abkommens über die Übergangs- 
bestimmungen zur Gründung der EGKS zugunsten 
der italienischen Stahlindustrie getroffenen Rege- 
lung. 


Die Geltungsdauer der Entscheidung von 1964 über 
das Preisangleichungsverbot an Angebote von 
Stahlerzeugnissen und Roheisen aus Staatshandels- 
ländern und -gebieten ist bisher jeweils um ein Jahr 
verlängert worden, zuletzt bis 31. Dezember 1972. 
Sollte dieses Verbot auch nach dem Beitritt weiter- 
bestehen, so gilt es nach Abs. 3 für eine Übergangs- 
zeit von drei Jahren nicht für Erzeugnisse, die für 
den dänischen und norwegischen Markt bestimmt 
sind. Damit wurde der besonderen Lage der norwe- 
gischen und dänischen stahlverarbeitenden Industrie 
Rechnung getragen, die auf Stahleinfuhren auch aus 
den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft angewiesen 
ist. Die Bestimmung soll abrupte Preissteigerungen 
bei Stahlerzeugnissen in den beiden Ländern ver- 
hindern. 

Artikel 135 

Während der fünfjährigen Übergangszeit der erwei- 
terten Gemeinschaft gilt im Verhältnis der alten 
zu den neuen Mitgliedstaaten und der neuen Mit- 
gliedstaaten untereinander bei sektoralen oder 
regionalen wirtschaftlichen Schwierigkeiten eine 
dem Artikel 226 des EWG-Vertrags nachgebildete 
Schutzklausel, wie sie während der Übergangszeit 
der Gründungsgemeinschaft zwischen den alten Mit- 
gliedstaaten anwendbar war. Der Wegfall der 
Schutzmöglichkeiten nach Artikel 226 a. a. O. in den 
Beziehungen zwischen den Gründungsmitgliedern 
bleibt davon unberührt. 

Artikel 136 

Die Bestimmung enthält eine dem Artikel 91 Abs. 1 
des EWG-Vertrags entsprechende Anti-Dumping- 
R.egelung für die Dauer der Übergangszeit. 

Da die neuen ebenso wie die ursprünglichen Mit- 
gliedstaaten dem GATT angehören, bedarf es keines 
Hinweises darauf, daß Dumping-Praktiken nur vor- 
liegen, wenn außer dem Tatbestandsmerkmal der 
Preisdisparität im Sinne von Artikel VI Abs. 1 
GATT auch die Schadenskriterien dieser Bestim- 
mung erfüllt sind. 

Artikel 137 

Irland hat geltend gemacht, daß es durch spora- 
disches, massives Dumping, für dessen Abwehr 
Empfehlungen und Ermächtigungen der Kommis- 
sion zu spät kämen, besonders gefährdet ist. Irland 
wurde daher ermächtigt, in Ausnahmefällen die 
notwendigen Maßnahmen zunächst — vorbehaltlich 
einer abschließenden Kommissionsentscheidung — 
selbst zu treffen. 

Artikel 138 

Dänemark befürchtete, daß durch den sofortigen 
Wegfall der besonderen Verbrauchsabgaben auf in 
Flaschen eingeführten Tafelwein für die in Groß- 
behältnissen eingeführten Weinvorräte Absatz- 
schwierigkeiten entstehen. 

Die in Artikel 138 vorgesehene lV’jährige Über- 
gangszeit soll einen Abbau dieser Weinvorräte und 
eine Umstellung auf Importe in Flaschen erlauben. 
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Fünfter Teil 

Bestimmungen über die Durchführung dieser Akte 

Titel I 

Einsetzung der Organe 

Vorbemerkung 

Da die Amtszeit von Mitgliedern der Organe und 
Ausschüsse der Gemeinschaft in der Regel nicht zu- 
gleich mit dem Wirksamwerden des Beitritts enden 
wird, regeln die Bestimmungen des Titels I die Über- 
leitung dieser Organe und Ausschüsse einer Ge- 
meinschaft mit sechs Mitgliedern auf die einer Ge- 
meinschaft der Zehn. Dieser Titel trifft damit die 
Durchführungsbestimmungen zum Zweiten Teil, 
Titel I, der Beitrittsakte. 

Die Regelungen der Artikel 139 — 148 sind nicht ein- 
heitlich. Es ist für jedes Organ und jeden Ausschuß 
sorgfältig erwogen worden, ob von dem Grundsatz 
der Kontinuität der Gemeinschaft abgewichen wer- 
den und bei Wirksamwerden des Beitritts kein 
Hinzutreten der neuen Mitglieder, sondern eine 
völlig neue Besetzung erfolgen sollte. 

Im einzelnen 

Artikel 139 

Bei der Versammlung wirft das Hinzutreten neuer 
Mitglieder keine Schwierigkeiten auf. 

Artikel 140 

Für die Nachfolge in der Präsidentschaft der Nieder- 
lande im zweiten Halbjahr 1972 soll ein letztes Mal 
die in der Gemeinschaft der Sechs maßgebende Be- 
stimmung gelten. Demnach übernimmt Belgien am 
1. Januar 1973 den Vorsitz im Rat; die zu Beginn 
der Arbeit der erweiterten Gemeinschaft wenig 
zweckmäßige Aufeinanderfolge der Präsidentschaf- 
ten von zwei neuen Mitgliedstaaten (Norwegen, 
Großbritannien) wird hierdurch vermieden. 

Artikel 141 

Die Kommission wird vollständig neu besetzt. Da 
die normale Amtszeit von vier Jahren aller Kom- 
missionsmitglieder wie bisher zum gleichen Zeit- 
punkt auslaufen soll, wäre ein Hinzutreten neuer 
Mitglieder nur durch eine Verkürzung (bei den 
neuen) oder durch eine Verlängerung (bei den alten) 
der Amtszeiten ermöglicht worden. Gegen beide 
Möglichkeiten bestanden Bedenken. Die Kommis- 
sion erklärte jedoch, sie werde zum 31. Dezember 
1972 zurücktreten. Bei der Einsetzung der ab 1. Ja- 
nuar 1973 tätigen Kommission ist die Wiederernen- 
nung früherer Kommissionsmitglieder zulässig. 

Artikel 142 

Bei der Erweiterung des Gerichtshofs mußte aus 
Gründen der Rechtssicherheit die Kontinuität der 
Rechtsprechung als oberstes Ziel angestrebt werden. 
Es kam deswegen nur das Hinzutreten der neuen 
Mitglieder in Betracht. Absatz 5 bestimmt, daß in den 
Rechtssachen, in denen die mündliche Verhandlung 
bereits vor Inkrafttreten des Beitritts eröffnet wor- 
den war, der Gerichtshof in seiner alten B°s;tzung 
entscheidet. 


Artikel 143 bis 146 

behandeln Ausschüsse, deren sachverständiger Be- 
ratung die Gemeinschaft unmittelbar nach der Er- 
weiterung in besonderem Maße bedarf. Eine voll- 
ständige Neubesetzung würde zu nachteiligen Un- 
terbrechungen dieser beratenden Tätigkeit führen. 

Artikel 147 

Das Fehlen von Fristen für die Anpassungen der 
Satzungen und Geschäftsordnungen ermöglicht hier 
eine größere Flexibilität. 

Artikel 148 

Bei der Erweiterung der durch das Folgerecht ge- 
schaffenen Ausschüsse ergab sich die Entscheidung 
über die zu wählende Lösung, nämlich dem Hinzu- 
treten der neuen Mitglieder oder einer völligen 
Neubesetzung, in erster Linie aus der Aufgaben- 
stellung dieser Ausschüsse. 

Titel II 

Anwendbarkeit der Rechtsakte der Organe 

Vorbemerkung 

Die Erweiterung der Gemeinschaften wirft eine 
Reihe technischer Probleme auf. Für die neuen Mit- 
gliedstaaten ist es in einigen Fällen nicht möglich, 
die Gemeinschaftsregelungen zugleich mit dem 
Wirksamwerden des Beitritts anzuwenden, da die 
notwendigen technischen Vorkehrungen zwar bis 
zum 1. Januar 1973 vorbereitet, aber doch erst in 
der Zeit danach getroffen werden können. Die Vor- 
schriften dieses Titels gehören daher in mancher 
Beziehung zu den Übergangsmaßnahmen im Vierten 
Teil der Beitrittsakte. 

Im einzelnen 
Artikel 149 

ist erforderlich, da bei den hier genannten Rechts- 
akten der Adressat bezeichnet sein muß. Hierdurch 
gelten diese Rechtsakte auch an die neuen Mitglied- 
staaten gerichtet und sind daher auch für diese ver- 
bindlich. 

Artikel 150 und 151 

gewähren die aus technischen Gründen notwendigen 
Fristen für die Anwendung von Verordnungen und 
Beschlüssen, die in Anhang X enthalten sind. 

Artikel 152 

regelt die Durchführung von Richtlinien und Ent- 
scheidungen nach dem EWG- und EAG-Vertrag und 
Empfehlungen nach dem EGKS-Vertrag. Die jeweils 
vorgesehenen Fristen enthält Anhang XI. 

Artikel 153 

ermöglicht ein erleichtertes Verfahren, um die bei 
Unterzeichnung noch nicht vorgenommenen Anpas- 
sungen des Folgerechts in der Interimszeit bis zum 
Inkrafttreten des Beitritts nachholen zu können. 
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Artikel 154 

Die sich aus der Mitteilung der Kommission vom 
23. Juni 1971 sowie der Entschließung der im Rat 
vereinigten Vertreter der Regierungen der Mitglied- 
staaten vom 20. Oktober 1971 für die Anwendung 
der Grundsätze über die allgemeinen Beihilferege- 
lungen ergebende Abgrenzung zwischen Zentral- und 
Randgebieten muß bis zum 1. Juli 1973 ergänzt wer- 
den, damit sie der Situation der erweiterten Ge- 
meinschaft entspricht. 

Artikel 155 

Aus diesem Artikel in Verbindung mit Artikel 160 
ergibt sich, daß das Folgerecht in dänischer, eng- 
lischer und norwegischer Sprache abgefaßt wird, 
während die Verwendung des Irischen auf die Ver- 
träge beschränkt ist. 

Artikel 156 

gewährt den betroffenen Unternehmen in den neuen 
Mitgliedstaaten die Möglichkeit, durch Mitteilung 
ihrer Vereinbarungen und Beschlüsse an die Kom- 
mission eine sofortige Unwirksamkeit nach Arti- 
kel 65 EGKS-Vertrag zu verhindern. 

Artikel 157 

verschafft der Kommission die erforderlichen Unter- 
lagen für den Erlaß geeigneter Empfehlungen nach 
Artikel 33 EAG-Vertrag. 


Titel III 

Schlußbestimmungen 

Artikel 158 

bezieht die Anhänge, die Protokolle und den Brief- 
wechsel in die Beitrittsakte ein. Die Beitrittsakte 
ihrerseits ist Bestandteil des Beitrittsvertrages und 
des Beitrittsbeschlusses nach deren Artikeln 1. 
Sämtliche Bestimmungen des Vertragswerkes sind 
damit gleichermaßen verbindlich. 

Artikel 159 und 160 

Die jeweiligen Depositarstaaten übermitteln den 
neuen Mitgliedstaaten verbindliche Fassungen der 
ursprünglichen und der sie ändernden Verträge. 
Die Übermittlung dieser Texte schließt die Über- 
mittlung der Schlußakte der Römischen Verträge 
und ihrer Anlagen mit ein. 

Die Fassungen des EWG- und des EAG-Vertrages 
in den Sprachen der neuen Mitgliedstaaten werden 
für alle Mitgliedstaaten der erweiterten Gemein- 
schaft verbindlich. 

Artikel 161 

ergibt sich als Folge aus den in Artikel 3 und 4 von 
den neuen Mitgliedstaaten übernommenen Ver- 
pflichtungen. 


G. Anlagen 

I. Anhänge 

Anhang I 

(in Verbindung mit Artikel 29 der Beitrittsakte) 

Anhang I enthält eine Liste von etwa 150 Rechts- 
akten, bei denen technische Anpassungen erforder- 
lich waren. Betroffen sind insbesondere die Bereiche 
Landwirtschaft, Zollrecht, Niederlassungsrecht und 
technische Handelshemmnisse. Dazu kommen etwa 
40 Agrarverordnungen, bei denen einheitlich die 
Mehrheitsregeln in den Verwaltungsausschüssen 
geändert werden mußten. 

Anhang II 

(in Verbindung mit Artikel 30 der Beitrittsakte) 

Hier sind fast 50 Rechtsakte aufgeführt, bei denen 
die erforderlichen technischen Anpassungen nicht 
mehr formuliert werden konnten. Diese sollen je- 
doch nach den jeweils genannten Leitlinien grund- 
sätzlich noch vor Inkrafttreten des Beitrittsvertrags 
formuliert werden. Es handelt sich in der Mehrzahl 
um Rechtsakte des landwirtschaftlichen Bereichs, bei 
denen z. B. noch die einzelstaatlichen Kontrollstellen 
oder repräsentativen Märkte in den neuen Mitglied- 
staaten benannt werden müssen. 

Anhang III 

(in Verbindung mit Artikeln 32, 36 und 39 der Bei- 
trittsakte) 

Anhang III führt die Waren der Listen A 1 und A 2 
des Anhangs IV zum EAG-Vertrag auf, bei denen 
die Zollunion zwischen der Gemeinschaft der Sechs 
und den neuen Mitgliedstaaten bereits am 1. Januar 
1974 verwirklicht wird. 

Anhang IV 

(in Verbindung mit Artikel 32 der Beitrittsakte) 

enthält die Liste der Erzeugnisse des Common- 
wealth, bei denen das Vereinigte Königreich ver- 
tragliche Präferenzspannen eingeräumt hat und im 
Hinblick auf die halbjährliche Kündigungsfrist die 
erste Binnenzollsenkung bis zum 1 . Juli 1973 auf- 
schieben kann. 

Anhang V 

(in Verbindung mit Artikel 107 der Beitrittsakte) 

enthält eine Liste der Ubergangsmaßnahmen im 
Bereich des Saat- und Pflanzgutrechts, des Futter- 
mittelrechts, der Strukturerhebungen und der Ein- 
fuhrregelung für Obst und Gemüse. Es handelt sich 
um Verschiebungen der Anwendungsfristen, um 
administrativen und sonstigen Schwierigkeiten in 
den beitretenden Ländern Rechnung zu tragen. 

Anhang VI 

(in Verbindung mit Artikel 109 ff. der Beitrittsakte; 
Protokoll Nr. 22) 

enthält die Liste der unabhängigen Entwicklungs- 
länder des Commonwealth, denen die erweiterte 
Gemeinschaft eine Assoziierung oder den Abschluß 
eines Handelsabkommens anbietet (s. Protokoll Nr. 
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22; auch Artikel 109 f. der Beitrittsakte). Es handelt 
sich um 20 Länder in Afrika (darunter die drei Staa- 
ten des Arusha-Abkommens), im Karibischen Raum, 
im Indischen und Pazifischen Ozean. 

Anhang VII 

(in Verbindung mit Artikel 133 der Beitrittsakte) 

enthält die Liste der Ubergangsmaßnahmen, die 
nicht in die Beitrittsakte selbst aufgenommen wor- 
den sind. Den neuen Mitgliedstaaten werden hierbei 
übergangsfristen für die volle Anwendung ein- 
zelner Rechtsakte eingeräumt, z. B. im Bereich der 
Handelsliberalisierung oder des Lebensmittelrechts. 

Anhänge VIII und IX 

(in Verbindung mit Artikel 148 der Beitrittsakte) 

Sie enthalten die Regelung für die Erweiterung der 
durch das Folgerecht geschaffenen Ausschüsse. 
Unter Berücksichtigung der Aufgabenstellung ist für 
jeden Ausschuß sorgfältig erwogen worden, ob es 
zweckmäßiger ist, daß die neuen Mitglieder hinzu- 
treten oder der Ausschuß vollständig neu besetzt 
wird. 

Anhang X 

(in Verbindung mit Artikel 150 der Beitrittsakte) 

enthält eine Anzahl von unmittelbar geltenden 
Rechtsakten der Organe der Gemeinschaften, deren 
Anwendung aus technischen Gründen in den neuen 
Mitgliedstaaten um kurze, höchstens ein Jahr betra- 
gende Fristen, aufgeschoben wird. 

Anhang XI 

(in Verbindung mit Artikel 152 der Beitrittsakte) 

Anhang XI enthält eine Reihe von nicht unmittelbar 
geltenden Rechtsakten der Organe der Gemein- 
schaften sowie Fristen, innerhalb derer die neuen 
Mitgliedstaaten die erforderlichen Maßnahmen zur 
Anwendung dieser Rechtsakte zu treffen haben. 


II. Protokolle 

Protokoll Nr. 1 

über die Satzung der Europäischen Investitionsbank 

Das Protokoll enthält die auf Grund der Erweiterung 
der Bank auf zehn Mitglieder erforderlichen Anpas- 
sungen der Satzung und die für die neuen Mitglie- 
der geltenden Übergangsbestimmungen. 

Die Kapitalausstattung der Bank nach dem Beitritt 
beträgt 2,07 Mrd. Rechnungseinheiten (Artikel 2). 
Die für die ursprünglichen Mitglieder ausgewiesenen 
Kapitalanteile (BRD: 450 Mio RE, ursprünglich 300 
Mio RE) enthalten die bereits vom Gouverneursrat 
der Bank im Jahre 1971 beschlossene, 1973 und 1974 
durchzuführende Kapitalerhöhung um 50 °/o. 

Das gezeichnete Kapital wird von den Mitglied- 
staaten in Höhe von 20 °/o eingezahlt (Artikel 3). 
Auch insoweit tritt für die ursprünglichen Mitglied- 
staaten im Vergleich zu dem genannten Beschluß 
des Gouverneursrats keine Änderung ein. Die bei- 
tretenden Mitglieder haben ihre Quote binnen 


2 Monaten einzuzahlen, davon aus Gründen der 
Zahlungserleichterung nur ein Fünftel in bar, der 
Rest an Zahlungs Statt in Form zinsloser Schatz- 
anweisungen. Diese müssen in vier gleichen Raten 
und gleichen Zeitabständen fällig gestellt werden, 
die letzte Rate 30 Monate nach dem Beitritt (Ar- 
tikel 10). Die Ausgleichszahlungen zu den Reserven 
der Bank sind in fünf gleichen Raten zu den Fällig- 
keitsterminen der Kapitalanteile vollständig in bar 
zu leisten (Artikel 11). 

Die Befugnisse des Gouverneursrats werden er- 
gänzt. Er entscheidet künftig auch über die Einzah- 
lungsmodalitäten bei Kapitalerhöhungen und über 
eine Änderung der Zahl der Direktoriumsmitglieder 
(Artikel 4). Für die mit einfacher Mehrheit seiner 
Mitglieder getroffenen Entscheidungen des Gou- 
verneursrats müssen gleichzeitig mindestens 40°'o 
des Kapitals gestimmt haben. Damit wird der De- 
facto-Zustand legalisiert, wonach die großen Mit- 
glieder nicht überstimmt werden können. 

Die Zahl der ordentlichen Mitglieder des Verwal- 
tungsrates der Bank wird um 7 auf 19 erhöht, die 
der stellvertretenden Mitglieder um 2 auf 10 ver- 
mindert (Artikel 6). Dieses Ergebnis ist ein Kompro- 
miß zwischen den Vertretungsinteressen der Mit- 
glieder entsprechend ihren Kapitalanteilen und dem 
Interesse an der Arbeitseffizienz des Verwaltungs- 
rats. Da nicht jedem ordentlichen Verwaltungsrats- 
mitglied ein Stellvertreter zugeordnet ist, ist eine 
Übertragung des Stimmrechts zulässig (Artikel 7). 
Die für die qualifizierte Mehrheit erforderliche 
Stimmzahl beträgt 13 von den insgesamt 19 Stim- 
men (Artikel 8). 

Infolge der Ausweitung des Geschäftsumfangs der 
Bank wird das gegenwärtig aus 4 Mitgliedern zu- 
sammengesetzte Direktorium der Bank auf 5 Mit- 
glieder erhöht (Artikel 9). 

Protokoll Nr. 2 
betreffend die Färöer 

Der Beitrittsvertrag ist auf das Gebiet der Färöer 
vorläufig nicht anwendbar (vgl. Artikel 25 — 27 der 
Beitrittsakte). Das Protokoll enthält die hierdurch 
erforderlich werdenden Bestimmungen sowie Regeln 
für den Fall der endgültigen Nichtanwendung des 
Vertrages. 

Solange der Vertrag auf die Färöer keine Anwen- 
dung findet, befinden sich von Dänemark in andere 
Mitgliedstaaten reexportierte Erzeugnisse dieser 
Inseln nicht im freien Verkehr der Gemeinschaft. 
Solche Waren werden von den übrigen Gemein- 
schaftsländern als Drittlanderzeugnisse behandelt. 
Eine Änderung der beim Beitritt geltenden däni- 
schen Zollregelung gegenüber den Färöer ist nicht 
erforderlich. 

Letzteres gilt bis längstens 31, Dezember 1975, dem 
spätesten Zeitpunkt, bis zu welchem die dänische 
Regierung die Erklärung über die Anwendbarkeit 
des Vertrags auf das Gebiet der Färöer abgeben 
kann. 

Erfolgt die Erklärung innerhalb der bezeichneten 
Frist, so kann sie nur in der Weise abgegeben wer- 
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den, daß dies die gleichzeitige Anwendung aller 
drei Gründungsverträge auf die Färöer zur Folge 
hat. 

Bei fristgerechter Erklärung gelten von deren Wirk- 
samwerden ab die Bestimmungen der Beitrittsakte. 
Im Rahmen der gemeinsamen Marktorganisation für 
Fischereierzeugnisse sollen geeignete Lösungen für 
die besonderen Probleme der Färöer getroffen wer- 
den. Die Behörden dieses Gebiets sind ermächtigt, 
unter Gemeinschaftskontrolle geeignete Maßnah- 
men zur Sicherstellung der Milchversorgung der 
Bevölkerung zu angemessenen Preisen beizubehal- 
ten. 

Teilt die dänische Regierung auf Grund einer Ent- 
schließung der örtlichen Regierung der Färöer inner- 
halb des genannten Zeitraums mit, daß die Erklä- 
rung über die Anwendung des Vertrags nicht ab- 
gegeben werden kann, so beschließt der Rat die im 
Interesse der Gemeinschaft, Dänemarks und der- 
Färöer erforderlichen Regelungen, 

Protokoll Nr. 3 

betreffend die Kanalinseln und die Insel Man 

Das Protokoll konkretisiert den in den Artikeln 25 — 
27 der Beitrittsakte enthaltenen Grundsatz, wonach 
die Gründungsverträge auf die Kanalinseln und die 
Insel Man als besondere, von der britischen Krone 
abhängige Gebiete, die nicht Teil des Vereinigten 
Königreichs sind, nur insoweit Anwendung finden, 
als dies zur Durchführung der in diesem Protokoll 
vorgesehenen Regelung erforderlich ist. 

Ziel ist in erster Linie die Verhinderung von Ver- 
kehrsverlagerungen unter Aufrechterhaltung der 
engen wirtschaftlichen Verbindung zwischen den 
Inseln und dem britischen Festland. 

Für den gewerblichen Warenverkehr gelten deshalb 
die Gemeinschaftsregeln und die der Beitrittsakte 
in gleicher Weise wie für Großbritannien. Im Be- 
reich des Handels mit landwirtschaftlichen Produk- 
ten oder landwirtschaftlichen Verarbeitungserzeug- 
nissen, die einer Sonderregelung unterliegen, legt 
der Rat die Bestimmungen für die Herstellung des 
freien internen Warenverkehrs mit den übrigen Mit- 
gliedstaaten der erweiterten Gemeinschaft und für 
die Anwendung der bei der Einfuhr aus dritten Län- 
dern geltenden Gemeinschaftsmaßnahmen fest. 

Die Rechte, welche die Staatsangehörigen der Inseln 
im Vereinigten Königreich genießen, sollen nach 
dem Protokoll unberührt bleiben; jedoch finden die 
Gemeinschaftsbestimmungen über die Freizügigkeit 
und den freien Dienstleistungsverkehr keine An- 
wendung. Natürliche und juristische Personen der 
Gemeinschaft genießen vor den Behörden dieser 
Gebiete gleiche Behandlung. Die Bestimmungen des 
EAG-Vertrags für Personen oder Unternehmen i. S. 
von Artikel 196 dieses Vertrags finden Anwendung, 
soweit diese auf den Inseln ansässig sind oder ihren 
Sitz haben. 

Eine allgemeine Schutzklausel, über deren Modali- 
täten der Rat im Einzelfall entscheidet, sichert gegen 
etwaige, auf Grund der Regelungen dieses Proto- 
kolls entstehende Schwierigkeiten. 


Protokoll Nr. 4 
betreffend Grönland 

Vorbehaltlich anderweitiger Beschlüsse des Rats 
nach dem Verfahren gemäß Artikel 57 des EWG- 
Vertrags ist Dänemark ermächtigt, den Zugang zu 
bestimmten kaufmännischen Tätigkeiten in Grön- 
land im Interesse des für dieses Gebiet notwendigen 
Gewerbeschutzes weiterhin von einer sechsmonati- 
gen Aufenthaltsdauer abhängig zu machen. 

Im übrigen werden die Organe der Gemeinschaft 
wie bei den Färöer (vgl. Protokoll Nr. 2) im Rahmen 
der Marktorganisation für Fischereierzeugnisse nach 
geeigneten Lösungen für die besonderen Probleme 
Grönlands suchen. 

Protokoll Nr. 5 

betreffend Svalbard (Spitzbergen) 

Norwegen wird es mit Rücksicht auf den besonderen 
Status Spitzbergens auf Grund des Vertrags von 
Paris vom 9. Februar 1920 freigestellt, die Ratifika- 
tion des Beitrittsvertrags nur für das Hoheitsgebiet 
des Festlands unter Ausschluß Spitzbergens vor- 
zunehmen. 

Soweit es davon Gebrauch macht, ist eine Änderung 
der Zollregelung für die Einfuhr von Spitzbergen- 
Erzeugnissen nach Norwegen dennoch nicht erforder- 
lich. Bei der Wiederausfuhr in einen anderen Mit- 
gliedstaat werden diese Erzeugnisse jedoch nicht 
als im Freiverkehr der Gemeinschaft befindlich 
angesehen. 

Da die gegenwärtige Ausfuhr Spitzbergens nur 
Kohle umfaßt, stellt das Protokoll ausdrücklich fest, 
daß dadurch keine konkreten Probleme aufgeworfen 
werden. Die Bundesrepublik Deutschland kann die 
relativ bescheidenen Mengen weiterhin im Rahmen 
ihres Zollkontingents einführen. Den Organen der 
Gemeinschaft bleibt indes eine Überprüfung ins- 
besondere als Folge von Beschlüssen im Rahmen 
der Gemeinschaftspolitik Vorbehalten. 

Protokoll Nr. 6 

über bestimmte mengenmäßige Beschränkungen 
betreffend Irland und Norwegen 

Das besondere Schutzbedürfnis weniger, für die 
Beschäftigungslage und regionale Entwicklung Ir- 
lands jedoch wichtiger Verarbeitungsbetriebe macht 
in Abweichung vom grundsätzlichen Verbot nach 
Artikel 42 der Beitrittsakte die Aufrechterhaltung 
gewisser mengenmäßiger Ein- und Ausfuhrbeschrän- 
kungen gegenüber den anderen Mitgliedstaaten in 
einem Fall mit Ausnahme der liberalisierten Einfuh- 
ren aus Großbritannien notwendig. Bei den Einfuhr- 
beschränkungen sind für die im Protokoll bezeich- 
neten Waren Globalkontingente mit den dort fest- 
gelegten jährlichen Aufstockungen zu bilden. Sämt- 
liche Beschränkungen entfallen am 1. Juli 1975. Nor- 
wegen ist ermächtigt, die Ausfuhrbeschränkungen 
gegenüber den anderen Mitgliedstaaten für Bearbei- 
tungsabfälle und Schrott aus Kupfer für zwei Jahre 
nach dem Beitritt beizubehalten. 
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Protokoll Nr. 7 

über die Einfuhr von Kraftfahrzeugen und die Kraft- 
fahrzeug-Montageindustrie in Irland 

Zur Unterstützung der von der irischen Regierung 
verfolgten Industrialisierungs- und Beschäftigungs- 
politik (vgl. auch Protokoll Nr. 30) haben die Ver- 
tragsparteien besondere Anpassungsmaßnahmen zu- 
gunsten der irischen ImporD/Montagebetriebe ver- 
einbart, welche Kraftfahrzeugmarken der übrigen 
Mitgliedstaaten gleichzeitig einführen und montie- 
ren. Danach ist Irland ermächtigt, sein seit 1968 für 
diesen Industriezweig geltendes Schutzsystem 
(, .Scheine") bis längstens 1. Januar 1985 nach Maß- 
gabe der nachstehend genannten Modalitäten beizu- 
behalten. 

Der Zollabbau für aus anderen Mitgliedstaaten ein- 
geführte Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeugteile 
richtet sich nach dem allgemeinen Zeitplan des 
Artikels 32 der Beitrittsakte. Irland wendet jedoch 
ab 1. Januar 1974 eine Zollregelung an, welche Dis- 
kriminierungen sowohl zwischen den am „Scheme" 
beteiligten Import-ZMontagebetrieben — nämlich 
den Montagewerken für britische und denjenigen 
für andere Marken der Gemeinschaft — als auch zwi- 
schen dieser Gruppe und den Unternehmen aus- 
schließt, die aus der Gemeinschaft nur fertige Kraft- 
fahrzeuge importieren. Die Ersetzung des Fiskal- 
anteils der Zölle auf Kraftfahrzeuge und Kraftfahr- 
zeugteile durch inländische Abgaben nach Artikel 38 
der Beitrittsakte darf nicht zu diskriminierenden 
Unterscheidungen zwischen Kraftfahrzeugen oder 
Teilen führen, je nachdem, ob sie nach Irland im- 
portiert oder in Irland montiert bzw, hergestellt 
worden sind. 

Im Interesse der schrittweisen Liberalisierung eröff- 
net Irland mit dem Beitritt ein Globalkontingent 
für die Einfuhr von nicht am Schutzsystem beteilig- 
ten Kraftfahrzeugmarken aus der Gemeinschaft. Das 
Kontingent ist mit einem von-Hundert-Satz des im 
jeweiligen Vorjahr erreichten Montagevolumens 
vorausbestimmt. Es beträgt für 1973 3 % und wird 
jährlich um einen Prozentpunkt bis auf 14 °/o in 1984 
aufgestockt. Die Kommission bestimmt die Maßnah- 
men, um angesichts der nach näherer Bestimmung 
des Protokolls zulässigen Unterteilung in Personen- 
und Nutzkraftfahrzeuge die volle Ausschöpfung des 
Globalkontingents zu erleichtern. Die am Schutz- 
system teilnehmenden Montagebetriebe können 
Kraftfahrzeugmarken der übrigen Mitgliedstaaten 
aus der Gemeinschaft vom Beitritt an ohne Mengen- 
beschränkung einführen. 

Zur Behebung etwaiger Wettbewerbsverzerrungen 
zwischen den unter das Schutzsystem fallenden 
Montagebetrieben auf Grund der Regelung dieses 
Protokolls, insbesondere auf Grund der Einfuhrfrei- 
heit für fertige Kraftfahrzeuge aus der Gemeinschaft 
zugunsten dieser Betriebe, kann die Kommission 
Irland ermächtigen, geeignete Maßnahmen zu tref- 
fen. Der Termin der vollständigen Liberalisierung 
gegenüber der Gemeinschaft bleibt unberührt. 

Protokolle Nr. 8 bis 15 

Großbritannien hatte sich im Beitrittsantrag grund- 
sätzlich bereit erklärt, den Gemeinsamen Zolltarif 


in der am 1. Januar 1972 geltenden Fassung (nach 
Verwirklichung aller in der Kennedy-Runde verein- 
barten Zollzugeständnisse der Gemeinschaft) zu 
übernehmen. 

Bei 13 Erzeugnissen hatte die britische Delegation 
jedoch eine Erörterung der Zollsatzlage beantragt. 
In fünf Fällen, und zwar bei Tee, Siliziumkarbid, 
Ferrosilizium, Ferrochrom und Rohaluminium haben 
sich wegen der bereits von der Gemeinschaft ergrif- 
fenen Maßnahmen (Tee, Rohaluminium) oder der 
Aussicht auf die Erweiterung der Gemeinschaft um 
weitere Länder Sonderlösungen erübrigt. 

In den übrigen Fällen hatte die britische Delegation 
die Senkung des Gemeinsamen Zolltarifs, die Aus- 
dehnung bestehender Zollbegünstigungen oder aber 
Sonderregelungen für sich beantragt, weil die An- 
wendung des Gemeinsamen Zolltarifs nach ihrer 
Meinung unzumutbare Kostensteigerungen für die 
britische Industrie bedeutet hätte. 

Die Gemeinschaft hat diesen Forderungen ganz oder 
teilweise mit den Sonderregelungen in den Proto- 
kollen Nr. 8 bis 15 wie folgt entsprochen: 

a) ein nationales Zollkontingent für Phosphor, das 
sechs Monate nach Ablauf der Übergangszeit 
endet (Protokoll Nr. 8); 

b) nationale, auf die Übergangszeit beschränkte 
Maßnahmen, kombiniert mit einer Senkung des 
Gemeinsamen Zolltarifs für Aluminiumoxid (Pro- 
tokoll Nr. 9); 

c) Senkung des Gemeinsamen Zolltarifs für 
Mimosa-Gerbstoffauszüge (Protokoll Nr. 10) so- 
wie gemeinschaftliche oder nationale Zollkontin- 
gente und/oder Senkungen des Gemeinsamen 
Zolltarifs für Sperrholz (Protokoll Nr. 11), Papier- 
halbstoffe (Protokoll Nr. 12), Zeitungsdruck- 
papier (Protokoll Nr. 13) Rohblei (Protokoll 
Nr. 14) und Rohzink (Protokoll Nr. 15). 

Protokoll Nr. 16 

über die Agrarmärkte und den Agrarhandel 

Die von Beitrittbeginn an vorgesehene Übernahme 
der Agrarmarktorganisationen und ihres Instru- 
mentariums soll — vorbehaltlich der Übergangs- 
regelungen — einen innergemeinschaftlichen Han- 
del unter binnenmarktähnlichen Bedingungen er- 
möglichen. Die damit verbundene Vorzugsstellung 
von Gemeinschaftsagrarprodukten gegenüber Dritt- 
landswaren („Gemeinschaftspräferenz") wird in dem 
Protokoll noch einmal bekräftigt, insbesondere für be- 
stimmte Produkte, bei denen diese Vorzugsstellung 
infolge der Preisregionalisierung auf Schwierigkei- 
ten stoßen könnte (Weizen und Reis). Insoweit sollen 
Bedingungen geschaffen werden, unter denen sich 
das Angebot aus innergemeinschaftlicher Erzeugung 
reibungslos zum Ort der Nachfrage in anderen Tei- 
len der Gemeinschaft hin bewegen kann („Fluidität"). 

Die aus der Gemeinschaftspräferenz folgenden 
Strukturveränderungen im internationalen Handel 
werden als normale Auswirkung der Erweiterung 
dargestellt. Die beitretenden Länder haben jedoch 
nachdrücklich auf die Gefahr abrupter Störungen 
der herkömmlichen Handelsströme hingewiesen, die 
nicht unberücksichtigt bleiben könne. Die Gemein- 


137 



Drucksache VI/3408 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


schaft hat sich deshalb verpflichtet, während der 
Übergangszeit auftauchende Schwierigkeiten unter 
Beachtung der agrar- und handelspolitischen Grund- 
sätze der Artikel 39 bzw. 110 EWG-Vertrag zu 
lösen. 

Protokoll Nr. 17 

über die Zuckereinfuhr des Vereinigten Königreichs 
aus den im Commonwealth-Zuckerabkommen ge- 
nannten zuckerausführenden Ländern und Gebieten 

Im Rahmen des Commonwealth-Zuckerabkommens 
(CSA) kann Großbritannien — in Abweichung von 
der gemeinsamen Marktorganisation für Zucker — 
bis zum 31. Dezember 1974 aus bestimmten Com- 
monwealth-Ländern (Australien, Indien, Fidschi- 
Inseln, Britisch Honduras, Mauritius, Swasiland, 
Westindien, Guayana, Ostafrikanische Länder) jähr- 
lich rd. 1,7 Mio. t Zucker zu einem vereinbarten, in 
der Regel über dem Weltmarktpreis liegenden 
Preise beziehen. Die jährliche Grundquote für die 
Zuckerproduktion Großbritanniens wird während 
dieser Zeit auf den Durchschnitt der Jahre 1965 70 
(rd. 900 000 1) festgesetzt (Anhang I der Beitritts- 
akte, Abschnitt II, B, h „Zucker"). Die Abweichung 
von der Zuckeimarktorganisation sieht vor, daß bei 
der Einfuhr von CSA-Zucker nach Großbritannien 
eine besondere Abschöpfung erhoben wird, die es 
ermöglicht, die betreffenden Mengen abzusetzen, 
ohne den Absatz des Gemeinschaftszuckers zu ge- 
fährden. Zusätzliche technische Regelungen waren 
erforderlich, um das Funktionieren der Londoner 
Zuckerbörse weiterhin zu gewährleisten. 

Im Laufe des Jahres 1974 wird bei der vorgesehenen 
Neuregelung der Zuckermarktorganisation die Frage 
der späteren britischen Zuckererzeugung und des 
Einfuhrbedarfes gelöst werden. Die Zuckereinfuhren 
aus den unabhängigen Commonwealth-Entwick- 
lungsländern in Afrika, im Indischen und Pazifischen 
Ozean und im Karibischen Raum nach 1974 werden 
in Verhandlungen der Gemeinschaft über eine Asso- 
ziierung oder über Handelsabkommen mit diesen 
Ländern bis 1975 geregelt werden (Protokoll Nr. 22, 
insbesondere Abschnitt III). Die Zuckerlieferungen 
aus Indien sind entsprechend der „Gemeinsamen 
Absichtserklärung betreffend die Entwicklung der 
Handelsbeziehungen zu Ceylon, Indien, Malaysia, 
Pakistan und Singapur" zu lösen. 

Protokoll Nr. 18 

über die Einfuhr von Butter und Käse aus Neusee- 
land in das Vereinigte Königreich 

Neuseeland, dem Großbritannien aus historischen 
Gründen wirtschaftlich besonders verbunden ist, 
führt als wichtigstes Exportprodukt Milcherzeug- 
nisse aus. 90 % der neuseeländischen Butterexporte 
(173 000 t) und 80 % der Käseexporte (76 000 t Ched- 
darkäse) werden jährlich nach Großbritannien aus- 
geführt. Eine angemessene Aufrechterhaltung dieses 
traditionellen Warenstroms war daher für Groß- 
britannien eine unerläßliche Bedingung des Beitritts. 
Großbritannien darf deshalb während der Über- 
gangszeit weiterhin Butter und Käse zu einem von 
Neuseeland garantierten cif-Preis (Durchschnitts- 
preis der Jahre 1969/72) einführen. Die Einfuhrmen- 


gen werden bei Butter jährlich um 4 % herabgesetzt, 
so daß 1977 noch 80% der jetzigen Buttereinfuhren 
möglich sind. Bei Käse wird die Einfuhrmenge 1973 
und 1974 um je 10%, 1975 bis 1977 um je 20 % 
gekürzt; ab 1978 ist für Käse keine weitere Ab- 
nahmezusage vorgesehen. Die Gemeinschaft wird 
für diese Lieferungen eine Sonderabschöpfung fest- 
setzen, die es gestattet, die neuseeländischen Er- 
zeugnisse auf dem britischen Markt abzusetzen, 
ohne den Verkauf von Gemeinschaftserzeugnissen 
zu gefährden. 

Im Jahre 1975 werden auf Grund einer Prüfung des 
Rates unter bestimmten Voraussetzungen weitere 
Ausnahmen für die Buttereinfuhr aus Neuseeland 
über das Jahr 1977 hinaus einstimmig festgelegt. 

Die Gemeinschaft bekundet ferner ihr Bestreben, 
den Abschluß eines internationalen Übereinkom- 
mens für Milcherzeugnisse zu fördern. Derartige 
Vereinbarungen konnten bisher angesichts der 
durch Überschüsse gekennzeichneten Weltmarktlage 
nur für Milchpulver getroffen werden. 

Protokoll Nr. 19 

über alkoholische Getränke auf Getreidebasis 

Großbritannien verwendet zur Herstellung von 
Whisky, der zur Ausfuhr in Länder außerhalb der 
erweiterten Gemeinschaft bestimmt ist, jährlich rd. 
500 000 t Gerste (davon Einfuhr 85 000 t) und 
420 000 t Mais. Großbritannien strebte deshalb eine 
Regelung an. um für dieses Erzeugnis eine Ausfuhr- 
erstattung entsprechend der Erstattung für Bier ge- 
währen zu können. 

Wegen der schwierigen Zusammenhänge mit einer 
künftigen gemeinsamen Marktorganisation für Al- 
kohol beschränkt sich das Protokoll auf die Absichts- 
erklärung, rechtzeitig Maßnahmen festzulegen, um 
die Verwendung von Gemeinschaftsgetreide zur 
Herstellung von alkoholischen Getränken auf Ge- 
treidebasis zu erleichtern. 

Protokoll Nr. 20 

über die norwegische Landwirtschaft 

Die norwegische Agrarpolitik zielt darauf ab, die 
ungünstigen klimatischen und topographischen Be- 
dingungen unterworfene Landwirtschaft zu stützen, 
um eine gleichmäßige Besiedelung des Landes zu 
erhalten. Dazu dienen höhere Verbraucherpreise 
als in anderen Ländern der Gemeinschaft für eine 
Reihe von Lebensmitteln und ein System vielfältiger 
Subventionen. 

Das Protokoll erkennt in ausführlichen Erwägungs- 
gründen an, daß die besonderen Probleme der nor- 
wegischen Landwirtschaft nicht durch Übergangs- 
maßnahmen allein gelöst werden können. 

Auch Norwegen übernimmt die gemeinsame Agrar- 
regelung mit der fünfjährigen Übergangszeit. Wäh- 
rend der Übergangszeit kann es bis zum 31. Dezem- 
ber 1975 die derzeitigen Subventionen beibehalten, 
bis zum 31. Dezember 1977 ein Einfuhrmindestpreis- 
system bei Gartenbauerzeugnissen und Kartoffeln 
anwenden und bis zum 1. November 1976 degres- 
sive Einfuhrabgaben bei Schweinefleisch, Eiern und 
Geflügelfleisch erheben. 
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Die nach der Übergangszeit anzuwendenden Sonder- 
regelungen sind noch nicht im einzelnen, jedoch 
hinsichtlich ihrer Zielsetzung festgelegt: Der Lebens- 
standard der Landwirte ist durch ein Stützungs- 
system aufrechtzuerhalten; Frachtbeihilfen können 
im Einklang mit dem EWG-Recht gewährt werden; 
der Trinkmilchverbrauch der Bevölkerung auf dem 
derzeit hohen Niveau (175 kg jährlich pro Kopf 
gegenüber 74,5 kg in der Bundesrepublik Deutsch- 
land) ist sicherzustellen; unter Umständen kommt 
auch eine Gemeinschaftsfinanzierung in Betracht. 

Protokoll Nr. 21 

für die Regelung der Fischereirechte für Norwegen 

In dem Protokoll wird — unter ausführlicher Darle- 
gung der Erwägungen — die Absicht der Gemein- 
schaft erklärt, bei der in Artikel 103 der Beitritts- 
akte vorgesehenen Prüfung einer Anschlußregelung 
für die Fischereirechte die Lage Norwegens beson- 
ders zu berücksichtigen. Die Gemeinschaft hat damit 
zwar nicht die von Norwegen ursprünglich mit Nach- 
druck geforderte juristisdie Garantie des Status quo 
übernommen; wohl aber hat sie sich politisch ge- 
bunden, ab 1983 weitere, den Verhältnissen dieses 
Landes angepaßte Ausnahmeregelungen vorzu- 
sehen. Dabei können auch die bis dahin Norwegen 
vorbehaltenen Fischereirechte verlängert werden. 

Den besonderen Marktbedingungen Norwegens 
wird außerdem die in der Schlußakte enthaltene 
gemeinsame Erklärung betreffend Fischereifragen 
gerecht, die Orientierungen für die künftige An- 
wendung der Marktorganisation für Fischerei- 
erzeugnisse enthält. 


Protokoll Nr. 22 

über die Beziehungen zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und den assoziierten afrika- 
nischen Staaten mit Madagaskar sowie den unab- 
hängigen Entwicklungsländern des Commonwealth 
in Afrika, im Indischen Ozean, im Pazifischen Ozean 
und iin Karibischen Raum 

Das Protokoll enthält in seinem ersten Teil das 
Angebot an die im Anhang VI aufgeführten unab- 
hängigen Entwicklungsländer des Commonwealth, 
sich entweder an dem neuen Assoziierungsabkom- 
men zu beteiligen, welches für einen weiteren Zeit- 
abschnitt nach Ablauf des derzeitigen Abkommens 
von Jaunde am 31. Januar 1975 die Beziehungen zu 
den assoziierten afrikanischen Staaten und Mada- 
gaskar regeln soll, oder ein oder mehrere besondere 
Assoziierungsabkommen bzw. Handelsabkommen 
abzuschließen (vgl. auch Artikel 109 f. der Beitritts- 
akte). Den betreffenden Ländern wird in Anlehnung 
an eine entsprechende Bestimmung im Jaunde-Ab- 
kommen vorgeschlagen, die Verhandlungen ab 1. Au- 
gust 1973 aufzunehmen. Soweit sich Botsuana, Le- 
sotho und Swaziland als die mit der Südafrikani- 
schen Republik in einer Zollunion verbundenen 
Adressaten des Angebots für eine präferenzielle As- 
soziierung entscheiden, müssen geeignete Vorkeh- 
rungen insbesondere zur Vermeidung von nachtei- 
ligen Verkehrsverlagerungen getroffen werden. 


Im zweiten Teil des Protokolls erklären die Ver- 
tragsparteien der erweiterten Gemeinschaft ihre 
Bereitschaft, die bisherige Assoziierungspolitik ge- 
genüber den assoziierten afrikanischen Staaten und 
Madagaskar unter Wahrung ihrer wesentlichen 
Grundsätze — Handelsvorteile, finanzielle und tech- 
nische Zusammenarbeit, paritätische Organe — fort- 
zuführen und darin die Commonwealth-Länder ein- 
zubeziehen, die Partner dieser Assoziation sein wer- 
den. Zu den im einzelnen zu berücksichtigenden 
Kriterien gehören die Auswirkungen der allgemei- 
nen Präferenzen zugunsten dieser Länder. 

Der dritte Teil beinhaltet schließlich eine Absichts- 
erklärung über die Wahrung der Interessen aller 
Länder im Sinne dieses Protokolls, deren Wirtschaft 
in hohem Maße von der Ausfuhr von Grundstoffen 
abhängt. Die Erklärung richtet sich mit besonderer 
Betonung an die Zuckerproduzenten unter den unab- 
hängigen Entwicklungsländern des Commonwealth 
im Karibischen Raum, im Indischen und im Pazi- 
fischen Ozean (wegen der abhängigen überseeischen 
Länder und Gebiete vgl. Artikel 118 der Beitritts- 
akte). 

Protokoll Ni. 23 

über die Anwendung des von der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft angewandten Systems all- 
gemeiner Zollpi äferenzen durch die neuen Mitglied- 
staaten 

Die neuen Mitgliedstaaten haben sich verpflichtet, 
das Gemeinschaftssystem Allgemeiner Zollpräferen- 
zen für Entwicklungsländer als Teil der gemeinsa- 
men Handelspolitik zu übernehmen. Um den neuen 
Mitgliedstaaten die Anpassung ihrer ursprünglichen 
Zollpräferenzsysteme an das Gemeinschaftssystem 
zu erleichtern, ist ihnen eine übergangsfrist von 
einem Jahr, d. h. bis zum 1. Januar 1974, ein- 
geräumt worden. Irland wurde darüber hinaus we- 
gen besonderer Umstellungsschwierigkeiten gestat- 
tet, für Textilien und Schuhwaren bis zum 31. De- 
zember 1975 gegenüber den begünstigten Entwick- 
lungsländern die gleichen Zölle wie gegenüber den 
anderen Mitgliedstaaten außer Großbritannien anzu- 
wenden. Damit braucht Irland bei zwei Warengrup- 
pen den Entwicklungsländern erst ab 1. Januar 1976 
die völlige Zollfreiheit zu gewähren. 

Protokoll Nr. 24 

über die Beteiligung der neuen Mitgliedstaaten am 
Vermögen der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl 

Die von den neuen Mitgliedstaaten aufzubringenden 
Beiträge zum Vermögen der EGKS wurden ermittelt 
unter Zugrundelegung 

a) des Anteils der einzelnen Länder am gesamten 
Potential der erweiterten Gemeinschaft sowie 

b) der Aktualisierung der letzten bekannten Netto- 
aktiva der EGKS. 

Im Gegenzug gelangen die Beitrittsländer vom Bei- 
tritt an voll in den Genuß der Leistungen aus dem 
EKGS-Vermögen und deren Fonds, in erster Linie 
Anpassungsbeihilfen gemäß Artikel 56, Investitions- 
finanzierungen gemäß Artikel 54 sowie Forschungs- 
beihilfen gemäß Artikel 55 EGKS-Vertrag. 
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Protokolle Nr. 25 bis 28 

über den Austausch von Kenntnissen auf dem Ge- 
biet der Kernenergie mit Dänemark, Irland, Norwe- 
gen und dem Vereinigten Königreich 

Durch den Beitritt zum EAG-Vertrag erlangen 
die beitretenden Staaten eine Beteiligung an der 
Gemeinsamen Kernforschungsstelle (Artikel 8 EAG- 
Vertrag); außerdem können sie im Rahmen der 
Artikel 12 ff. EAG-Vertrag an den bisher erworbe- 
nen Kenntnissen partizipieren. 

Angesichts der z. Z. bestehenden Überkapazitäten 
im Bereich der Atomforschung wurde der Gedanke, 
ein „Eintrittsgeld" für die Beteiligung an den For- 
schungseinrichtungen zu verlangen, fallen gelassen. 
Dagegen wurde in eingehenden Verhandlungen zwi- 
schen Kommission und Beitrittskandidaten festge- 
stellt, in welchem Umfang die Gemeinschaft über 
Kenntnisse verfügt, die noch nicht allgemein ver- 
breitet sind, und der Austausch entsprechender 
Kenntnisse mit den Beitrittskandidaten ausgehan- 
delt. Dieser Kenntnisaustausch ist in den Protokol- 
len Nr. 25 — 28 niedergelegt. 

Die Kommission wird die ihr übermittelten Kennt- 
nisse den Unternehmen der Gemeinschaft mitteilen 
(s. jeweils Artikel 1 Ziffer 2 der Protokolle); die 
Mitgliedstaaten sowie Personen oder Unternehmen 
der Gemeinschaft können sich von den zuständigen 
Stellen der beitretenden Staaten Lizenzen zu kom- 
merziellen Bedingungen erteilen lassen, soweit dem 
nicht andere Rechte entgegenstehen. In jedem Fall 
werden sich die zuständigen Stellen für eine Über- 
tragung der Lizenzen einsetzen (s. jeweils Artikel 2 
der Protokolle). 

Protokoll Nr. 29 

über das Abkommen mit der Internationalen Atom- 
energieorganisation 

Irland, Dänemark und Norwegen haben wie die 
fünf Nichtkernwaffenstaaten der bisherigen Gemein- 
schaft den Nichtverbreitungsvertrag unterzeichnet 
und sind damit die Verpflichtung zur Übernahme 
von Sicherheitskontrollen nach diesem Vertrag ein- 
gegangen, die die Nichtkernwaffenstaaten der bis- 
herigen Gemeinschaft durch den Abschluß eines 
Verifikationsabkommens mit der IAEO gemeinsam 
mit der EAG zu erfüllen beabsichtigen. Die drei bei- 
tretenden Nichtkernwaffenstaaten sind bereit, ihre 
Verpflichtungen nach dem NV-Vertrag auf die glei- 
che Weise zu erfüllen und zu diesem Zweck dem 
Verifikationsabkommen der EAG und der IAEO 
nach seinem Abschluß beizutreten. Da dieses Ab- 
kommen im Zeitpunkt der Unterzeichnung des Bei- 
trittsvertrages jedoch noch nicht abgeschlossen war 
und die allgemeinen Bestimmungen des Beitritts- 
vertrages über den Eintritt der beitretenden Länder 
in die (bestehenden) Verpflichtungen der bisherigen 
Gemeinschaft deshalb nicht anwendbar sind, haben 
sich diese Länder im Protokoll Nr. 29 verpflichtet, 
diesem Abkommen später beizutreten. 

Großbritannien ist als Kernwaffenstaat zur Unter- 
werfung unter die Sicherheitskontrollvorschriften 
des Nichtverbreitungsvertrages nicht verpflichtet, so 
daß es von der Eingehung einer parallelen Ver- 


pflichtung zur Übernahme des Verifikationsabkom- 
mens abgesehen hat. Die von Großbritannien im 
Rahmen der Verhandlungen über den Nichtverbrei- 
tungsvertrag abgegebene Erklärung, sich freiwillig 
Sicherheitskontrollen unterwerfen zu wollen, bleibt 
hiervon unberührt. 

Protokoll Nr. 30 
betreffend Irland 

Dieses Protokoll ist das rechtsverbindliche Korrelat 
zu den der Schlußakte beigefügten Erklärungen der 
Gemeinschaftsdelegation einerseits und der irischen 
Delegation andererseits über die wirtschaftliche Ent- 
wicklung Irlands. 

Die Vertragsparteien erkennen in dem Protokoll an, 
daß die Erreichung der Ziele der irischen Politik zur 
wirtschaftlichen und industriellen Entwicklung des 
Landes im Hinblick auf die Beseitigung von Unter- 
beschäftigung und regionalen Entwicklungsunter- 
schieden sowie die Angleichung des Lebensstandards 
an denjenigen anderer europäischer Nationen im 
gemeinsamen Interesse liegt. Sie empfehlen den Or- 
ganen der Gemeinschaft die Anwendung aller im 
EWG-Vertrag vorgesehenen Mittel und Verfahren 
zur Unterstützung dieser Politik, einschließlich einer 
angemessenen Verwendung dafür zur Verfügung 
stehender Gemeinschaftsmittel. 

Für die Anwendung der die einzelstaatlichen Bei- 
hilfen betreffenden Vorschriften der Artikel 92 — 94 
des EWG-Vertrags wird die Berücksichtigung der 
Entwicklungsziele Irlands besonders anerkannt. Da- 
bei wird allerdings vor allem das in Irland beste- 
hende System der Steuerbefreiungen bei Exporten 
umgestellt werden müssen. 

III. Briefwechsel über Währungsfragen 

Der Briefwechsel ist das Ergebnis der Erörterungen 
über die internationale Stellung des Pfund Sterling 
insbesondere im Hinblick auf die angestrebte Wirt- 
schafts- und Währungsunion. 

Die britische Regierung erklärt ihre Bereitschaft, 
einem Anwachsen der Sterlingguthaben von Wäh- 
rungsbehörden der Sterlingländer durch eine Politik 
der Stabilisierung dieser Guthaben entgegenzuwir- 
ken und deren schrittweisen Abbau in Aussicht zu 
nehmen. Damit würde die Reservewährungsfunktion 
des Pfundes allmählich auslaufen. Großbritannien 
ist ferner bereit, im Rahmen der Fortschritte auf dem 
Wege zur Wirtschafts- und Währungsunion die ex- 
ternen Charakteristika und Praktiken in bezug auf 
das Pfund an diejenigen der anderen Gemeinschafts- 
währungen anzugleichen. Die bestehenden Sonder- 
regelungen im Devisen- und Kapitalverkehr mit den 
Ländern des Sterling-Raums (Commenwealth) wür- 
den dadurch den Gemeinschaftserfordernissen ange- 
paßt. 

Die Regierungen der Mitgliedstaaten und der übri- 
gen beitretenden Staaten haben der britischen Er- 
klärung zugestimmt. Der darin enthaltene Hinweis 
auf die Verhandlungen über die Anpassung an die 
beiden Richtlinien zur Liberalisierung des inner- 
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gemeinschaftlichen Kapitalverkehrs ist gegenstands- 
los geworden (vgl. Artikel 120 — 126 der Beitritts- 
akte). 

Der Briefwechsel läßt die im Internationalen Wäh- 
rungsfonds angelaufenen Beratungen über eine Be- 
grenzung der Reservehaltung in nationalen Wäh- 
rungen und die dadurch eröffnete Möglichkeit, den 
Abbau der Reservefunktion des Pfund Sterling in 
eine weltweite Lösung einzubetten, unberührt. 

H. Schlußakte 

In der Schlußakte des Beitrittsvertrages werden zu- 
nächst die festgelegten Texte, nämlich der Beitritts- 
vertrag, die Beitrittsakte und ihre Anhänge, Proto- 
kolle und der Briefwechsel über Währungsfragen, 
aufgeführt. Ferner nehmen die Bevollmächtigten der 
Vertragschließenden den Beitrittsbeschluß zur 
Kenntnis. 

Der Schlußakte sind eine Reihe von Anlagen bei- 
gefügt, von denen die Bevollmächtigten und der Rat 
einige annehmen oder zur Kenntnis nehmen. Es 
handelt sich um folgende Anlagen: 

— Fünf gemeinsame Erklärungen betreffend 

1. den Gerichtshof, 

2. die Hoheitszonen des Vereinigten Königreichs 
Großbritannien und Nordirland auf Zypern, 

3. Fischereifragen, 

4. die Entwicklung der Handelsbeziehungen mit 
Ceylon, Indien, Malaysia, Pakistan und Singa- 
pur, 

5. die Freizügigkeit der Arbeitnehmer. 


— Die von den Bevollmächtigten und vom Rat zur 
Kenntnis genommene Erklärung der Bundesregie- 
rung über die Geltung des Beitrittsvertrages und 
des Beitrittsbeschlusses für Berlin sowie die Ver- 
einbarung über das Verfahren während der In- 
terimszeit bis zum Inkrafttreten des Beitritts. 

— Ferner folgende Erklärungen 

1. der britischen Regierung über die Bestimmung 
des Begriffs „Staatsangehörige", 

2. der Gemeinschaft und Irlands betreffend die 
wirtschaftliche und industrielle Entwicklung 
Irlands, 

3. Großbritanniens und der Gemeinschaft betref- 
fend flüssige Milch, Schweinefleisch und Eier, 

4. der Gemeinschaft und Großbritanniens ge- 
meinsam betreffend das System zur Festset- 
zung der Agrarpreise der Gemeinschaft, 

5. Großbritanniens und der Gemeinschaft betref- 
fend die Landwirtschaft in Hügelgebieten. 

Die gemeinsamen Erklärungen betreffen wichtige 
Fragen, die im Zusammenhang mit dem Beitritt 
stehen. 

Die gemeinsame Erklärung Nr. 5 und die damit in 
Zusammenhang stehende britische Erklärung Nr. 1 
behandeln die Probleme, die sich aus der beson- 
deren Ausgestaltung des britischen Staatsangehörig- 
keitsrechts und seiner Auswirkung auf die Freizü- 
gigkeit von Bürgern des Vereinigten Königreichs 
Großbritannien und Nordirland und der Kolonien 
innerhalb der Gemeinschaft ergeben, 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


A 

i. 

1. Der Bundesrat begrüßt die erfolgreiche Beendi- 
gung der Verhandlungen und den Abschluß des 
Vertrages über den Beitritt des Königreichs Däne- 
mark, Irlands, des Königreichs Norwegen und 
des Vereinigten Königreichs Großbritannien und 
Nordirland zu den Europäischen Gemeinschaften. 
Damit ist ein wichtiges Ziel der Politik der euro- 
päischen Einigung erreicht worden. 

2. Der Bundesrat erwartet, daß die Verhandlungen 
mit den nicht beitretenden EFTA-Staaten über 
Freihandelsabkommen erfolgreich und so recht- 
zeitig abgeschlossen werden, daß diese gleich- 
zeitig mit der Erweiterung der Gemeinschaften in 
Kraft treten. 


II. 

Der Bundesrat erwartet, daß Schritte zur Förderung 
des inneren Ausbaus der Gemeinschaft folgen. Dazu 
gehören insbesondere Fortschritte bei der stufen- 
weisen Verwirklichung der Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion auf der Grundlage der Entschließung des 
Ministerrates vom 22. März 1971. 


III. 

Der Bundesrat ist der Auffassung, daß die erweiterte 
Gemeinschaft eine erhöhte Verantwortung für den 
Ausbau des Welthandels trägt. 

In dieser Zielsetzung befürwortet der Bundesrat die 
Fortsetzung des handelspolitischen Dialogs mit den 
USA und die Entwicklung sowie die notwendige 
Koordinierung der Handelsbeziehungen zu den 
Staatshandelsländern. Er befürwortet beschleunigte 
Anstrengungen zum weiteren Abbau der Handels- 
schranken im Rahmen des GATT. 

Der Bundesrat hält eine von gemeinsamen Grund- 
sätzen getragene Politik gegenüber den Entwick- 
lungsländern für erforderlich, um den einzelstaat- 
lichen und gemeinsamen Maßnahmen im Interesse 
dieser Länder zu größerer Wirksamkeit zu verhel- 
fen. 


IV. 

Die Erweiterung der Europäischen Gemeinschaften, 
die Intensivierung ihres inneren Ausbaus und die 
Vermehrung ihrer Aufgaben machen eine Stärkung 
der gemeinschaftlichen Institutionen erforderlich: 

das Entscheidungsverfahren im Ministerrat ist zu 
verbessern; 

die Stellung der Kommission ist gemäß den in den 
Verträgen vorgesehenen Befugnissen zu sichern 
und zu stärken; 

die Rechte des Europäischen Parlaments sind durch 
Übertragung legislativer Befugnisse auszubauen, 
seine politische Stellung ist durch Direktwahl sei- 
ner Mitglieder aufzuwerten. 

V. 

Der Bundesrat erwartet, daß die für Herbst 1972 vor- 
gesehene Gipfelkonferenz der Mitgliedstaaten Ge- 
legenheit gibt, den aufgezeigten Zielen näherzukom- 
men und zugleich konkrete Schritte in Richtung auf 
eine politische Gemeinschaft in Europa einzuleiten. 


B 

Die Eingangsworte des Gesetzentwurfs sind wie 
folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen:". 

Begründung 

Die Zustimmungsbedürftigkeit ergibt sich dar- 
aus, daß die Vorlage Anpassungen, d. h. Ände- 
rungen der Verträge zur Gründung der EGKS, 
der EWG und der EAG sowie des Vertrages zur 
Einsetzung eines gemeinsamen Rates und einer 
gemeinsamen Kommission zum Inhalt hat, die 
mit Zustimmung des Bundesrates ratifiziert wor- 
den sind. 

Soweit das Protokoll über die Vorrechte und 
Befreiungen der Europäischen Gemeinschaften 
auf die neuen Mitgliedstaaten ausgedehnt wird, 
ergibt sich die Zustimmungsbedürftigkeit zu- 
sätzlich aus Artikel 105 Abs. 3 des Grundgeset- 
zes, weil dadurch Steuern berührt werden, deren 
Aufkommen den Ländern zufließt. 
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